Editorial 
Welt(unter)ordnungspolitik: Ein Thema für die 80er Jahre 


Wenige Tage nach Redaktionsschluß dieses Heftes der PROKLA ist Ronald Reagan Präsi- 
dent der USA geworden. Reagan vertritt ein Programm, das eine neue Phase der Weltpoli- 
tk einleitet: Die alten Strukturen politischer und ökonomischer Abhängigkeit sind im 
Weltmaßstab durch die kapitalistische Krise brüchig geworden. Aufgrund der sich ver- 
schärfenden Konkurtenz unter den kapitalistischen Ländern und der Erfolge von demokra- 
tischen Volksbewegungen und nationalen Befreiungsbewegungen sind sie in den 70er Jah- 
ten an strategischen Punkten zerbrochen (Weltwährungssystem, »internationale Arbeitstei- 
lung«, weltumfassendes Bündnissystem der USA). Reagans weltpoltisches Programm zielt 
darauf, die kapitalistische Ordnung - und d.h. die anarchische Entfesselung des interna- 
tionalen Kapitals - in allen Bereichen der Weltwirtschaft wieder durchzusetzen und zu- 
gleich die Strukturen der politischen Unterordnung wiederherzustellen oder zu festigen. 
Wo es ihm nötig erscheint, wird er auch militärische Mittel einsetzen, um die internationa- 
le Hegemonie des US-amerikanischen Kapitals und der USA-Regierung unter den kapitali- 
stischen Ländern wieder unzweifelhaft durchzusetzen. 

Gleichzeitig kämpft in El Salvador eine nationale Befreiungsbewegung dafür, noch vor Re- 
agans Amtsantritt durch einen nachhaltigen militärischen Erfolg über die herrschende Dik- 
tatur politische Tatsachen zu schaffen, über die auch Reagans Herr-im-Hause-Standpunkt 
im »lateinamerikanischen Hinterhof« der USA nicht hinweggehen und hinter die auch ein 
US-amerikanischer Gewaltakt das Volk von El Salvador nicht zurückbomben kann. Und 
diese Befreiungsbewegung ist kein Einzelfall. 

In der gegenwärtigen Krise des Kapitals geht es darum, die internationalen Strukturen und 
Entwicklungstendenzen der ökonomischen Ausbeutung und der politischen Abhängigkeit 
sich erneuern zu lassen - oder aber aus ihnen revolutionär auszubrechen. 

Eine Weltpolitik im Dienst der Erneuerung des internationalen Reproduktionszusammen- 
hangs des Kapitals wird sich nicht linear durchsetzen lassen. Auch ein Reagan wird feststel- 
len, daß ihm nicht alles »nach Plan« gelingt. Die notwendig gewordenen Veränderungen in 
den ökonomischen und politischen Beziehungen zwischen den entwickelten kapitalisti- 
schen Ländern werden sich in der Realität ebenso wiedersprüchlich und gegen vielfältigen 
Widerstand durchsetzen müssen wie jede Lösung der unter dem Stichwort »Entwicklung- 
spolitik« diskutierten, schwerwiegenden ökonomischen und politischen Probleme zwischen 
diesen Ländern und der »Dritten« und »Vierten Welt«. Dasselbe gilt für die aufgestauten 
Probleme des »Osthandels« und der »Entspannungspolitik«. 

Die Bundesrepublik ist an dieser Weltpolitik selbst aktiv beteiligt. Als ein hochgradig ex- 
portorientiertes und zugleich politisch in großem Ausmaß von den USA abhängiges Land 
wird sie nicht nur allgemein von den bevorstehenden Umstrukturierungen des kapitalisti- 
schen Weltmarktes betroffen werden; ihre Außenpolitik wird sich gerade angesichts von 
Reagans offensivem Programm in verschärfte Spannungen und Widersprüche verwickeln. 
Dabei wird die Bundesregierung zunehmend vor die Wahl gestellt werden, entweder ge- 
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zielt ihre eigenständigen Handlungsmöglichkeiten auf weltpolitischer Ebene zu nutzen 
und zu erweitern - oder aber in ihrer eigenen Außenpolitik alle wesentlichen Wendungen 
der US-amerikanischen Politik mitvollziehen und in ihren weitreichenden Konsequenzen 
mittragen zu müssen. 


In diesem Heft der PROKLA geht es zunächst darum, die Krisenmomente übergreifend zu 
untersuchen, die gegenwärtig die als Resultat des Zweiten Weltkrieges entstandenen öko- 
nomischen und politischen Strukturen der kapitalistischen »Weltordnung« untergraben 
und zerstören. Weiterhin werden Analysen neuerer Versuche vorgelegt, von Seiten der 
führenden kapitalistischen Länder Strategien zu entwickeln, zu erproben und weltweit 
durchzusetzen, mit deren Hilfe insbesondere die USA ihre bedrohte Vormachtstellung 
wieder befestigen können. Derartige Strategien zielen gegenwärtig sowohl auf eine ökono- 
mische Freisetzung der Konkurtenz unter den entwickelten kapitalistischen Ländern - bei 
gleichzeitiger Verstärkung ihrer politisch-militärischen Bindungen -, als auch auf die Er- 
neuerung bzw. Stabilisierung von Abhängigkeitsverhältnissen durch entwicklungspoliti- 
sche Strategien. Dabei sind solche entwicklungspolitischen Strategien durchaus auch für 
Europa relevant, wie an der jüngeren Entwicklung Portugals oder Griechenlands abzulesen 
ist - oder in Italien, wo ein Erbeben noch einmal zeigen mußte, in welchem Ausmaß die 
Forderung nach Entwicklung im Mezzogiorno allererst noch zu stellen und durchzusetzen 
ist. 

Elmar Altvater unteisucht in seinem Artikel die in den 70er Jahren entstandenen Struktu- 
ten des Weltmarktes und die explosiven Momente, die sie in sich bergen: Die dramatisch 
angewachsene Verschuldung der Entwicklungsländer gegenüber privaten Banken, die in- 
ternationalen Ungleichgewichte infolge der Ölpreissteigerung, der Zerfall politischer Kon- 
trollinstanzen auf dem Weltmarkt. Im Ausgang davon analysiert er die gegenwärtigen Ver- 
suche der kapitalistischen Zentren, in neuen Formen der Konkurrenz die vorhandenen Kri- 
senmomente je spezifisch zum eigenen Vorteil zu nutzen. 

Wolfgang Schoeller kritisiert in seinem Aufsatz strategische Konzepte, die von arbeitsin- 
tensiven Technologien oder srzall-scale« - Technologien einen entscheidenden Beitrag zur 
Überwindung von Abhängigkeit und Unterentwicklung erwarten. Der aus dieser Kritik 
entwickelte eigene Ansatz Schoellers ist in der Redaktion auf Einwände gestoßen. Urs Mäl- 
ler-Plantenberg, der an der Redaktion dieses Heftes mitgearbeitet hat, hat deshalb mit ei- 
ner kurzen Entgegnung die Diskussion zu Schoellers Thesen eröffnet. 

An diesen allgemeineren Teil schließen sich Beiträge an, die sich mit der konkreten Situa- 
tion in einzelnen Ländern beschäftigen, deren Analyse im Zusammenhang des diskutier- 
ten Themas von besonderem aktuellen Interesse sind. 

Willi Semmler erörtert in seinem Beitrag die neuere Entwicklung der US-amerikanischen 
Kapitalstrategien und wirtschaftspolitischen Konzeptionen, wie sie z.T. auch dem Pro- 
gramm Reagans für eine »Freisetzung der Marktkräftes zugrundeliegen. 

Heinrich Eberhart analysiert in seinem Beitrag die Politik des Internationalen Währungs- 
fonds gegenüber der - inzwischen abgewählten - sozialdemokratischen Regierung Jamai- 
cas. Er stellt dabei insbesondere das Zusammenspiel zwischen internationalen Institutio- 
nen und nationalen politischen Kräften gegenüber einer sozialen Reformpolitik heraus. 
Wolfgang Hein zeigt in einer Untersuchung der Entwicklung Venezuelas, daß der steigen- 
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de Tauschwert des exportierten Erdöls unter den hertschenden Bedingungen eines bürger- 
lichen Staates die Entwicklung einer nationalen produktiven Basis nicht nur nicht wirksam 
fördert, sondern sogar behindert. 

Jean-Jacques Dethier hat ein aufschlußtreiches Interview mit einem verständlicherweise an- 
onymen Vertreter der türkischen Linken gemacht, das die politisch-ökonomischen Hinter- 
gründe des Militärputsches charakterisiert und die gegenwärtige Lage unter der Militärjun- 
ta verdeutlicht. PROKLA dokumentiert es hier. 

Thomas Bielings Artikel über den Mezzogiorno macht greifbar, wie wenig die Problematik 
der Unterentwicklung nur eine Angelegenheit außereuropäischer Ländern ist. Er zeigt da- 
bei, daß Unterentwicklung nicht nur eine ökonomische Dimension hat, sondern durch spe- 
zifische soziale und politische Strukturen gefördert wird. Wie wenig Unterentwicklung los- 
gelöst von Entwickeltheit begriffen werden kann, wird in seiner Untersuchung daran deut- 
lich, daß die Funktionalität der Unterentwicklung des Mezzogiorno für den Entwicklungs- 
typ der italienischen Gesellschaft insgesamt herausgestellt wird. 

Der aus technischen Gründen am Ende stehende Beitrag Urs Müller-Plantenbergs stellt die 
nationalen und internationalen Einkommensstrukturen in ihrem Wechselverhältnis zu den 
Entwicklungen auf dem internationalen Arbeitsmarkt dar. Ein diesem Heft beigelegtes 
Plakat mit drei Weltkarten dient der Illustration der Thesen dieses Beitrags. 

Wie.es heute aussieht, wird die Problematik der Welt(unter)ordnungspolitik ein zentrales 
Thema der 80er Jahre bleiben. Da der Redaktion der PROKLA ohnehin schon weitere Bei- 
träge zu wichtigen politischen und theoretischen Fragen aus diesem Bereich vorliegen, die 
"aus Platzgründen nicht in dieses Heft aufgenommen werden konnten, wird einer der näch- 
sten Schwerpunkte diese Thematik wieder aufnehmen. 


Die Redaktion 
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Elmar Altvater 
Die Zeitbombe auf dem Weltmarkt tickt 


Anmerkungen zu den Krisentendenzen auf dem Weltmarkt 


Die Grand Cayman-Inseln, die Bahamas, Hongkong oder Singapure sind den bundesdeut- 
schen Ferntouristen wahrscheinlich ein Begriff. Vielleicht haben sie auch feststellen kön- 
nen, daß sie an diesen »paradiesischen« Plätzen mit Euroschecks zahlen können, was außer- 
halb Europas fast immer ausgeschlossen ist. Vielleicht haben sie sich gewundert, oder sich 
auch nichts dabei gedacht. Immerhin ist dies ein Zeichen dafür, daß diese fernen Gegen- 
den an den europäischen Geld- und Kapitalmarkt, an das europäische Bankensystem ange- 
schlossen sind. Wer die Zeitungen verfolgt, weiß noch ein wenig mehr: Diese Plätze sind 
sogenannte Off-shore-Zentren des Eurokreditmarktes und wichtige Scharniere im weltwirt- 
schaftlichen Funktionsmechanismus der 70er Jahre. Während sich die Politiker im Nord- 
Süd-Dialog über Entwicklungsstrategien, Rohstoffabkommen, Ressoutcentransfer, ord- 
nungspolitische Grundsätze des »freien« Weltmarktes auseinandersetzen, haben sich »hin- 
ter deren Rücken«, finanzielle Nord-Süd-Beziehungen herausgebildet, die - das ist nicht 
übertrieben - eine Zeitbombe in sich ticken haben, die in den nächsten Jahren losgehen 
könnte. Und die Plätze, wo die Explosion stattfinden wird, sind neben den Zentren des 
Eurokreditmarkts (London, Luxemburg, Amsterdam, Frankfurt) die schönen Cayman-In- 
seln, die Bahamas, die fernöstlich rätselhaften Städte Hongkong oder Singapure. Die Er- 
schütterungen der Explosion werden allerdings nicht nur in den genannten Orten zu ver- 
spüren sein. 

Was ist passiert? Die Banken der Euromärkte haben in den 70er Jahten in Geld geschwom- 
men. Die Wirtschaftskrise in den kapitalistischen Industrieländern bedeutete bei generel- 
ler Investitionsschwäche eine verringerte Kreditnachfrage. Gleichzeitig stiegen die Einnah- 
men der Erdöl produzierenden Staaten so stark an, daß sie die Gelder nicht direkt in Pro- 
duktionsmittel, Infrastruktur, Luxusgüter und Waffen umsetzen konnten, sondern zu den 
Eurokreditmärkten »rezyklierten«. Die Banken, selbstredend auf Profiterzielung bedacht, 
mußten das Geld verleihen - und gaben es mangels anderer Kunden zu einem bedeuten- 
den Teil an Entwicklungsländer zur Finanzierung von Zahlungsbilanzdefiziten oder Ent- 
wicklungsstrategien. Noch 1969 betrug der Anteil von Krediten internationaler staatlicher 
und suptastaatlicher Institutionen (Official Development Assistance, ODA-Kredite) an der 
Gesamtverschuldung der - nach UNO-Definition - 96 Entwicklungsländer 72 %. Bis 1978 
ist die Verschuldung bei den privaten Banken der Euromärkte auf 51,5 % der Gesamtver- 
schuldung angestiegen. Betrachtet man die jährliche Neuverschuldung, dann stellt man 
eistens fest, daß die Steigerungsraten mit jährlich über 40 % besorgniserregend hoch sind. 
Man findet zweitens, daß der Schuldendienst noch schneller zugenommen hat als die Neu- 
verschuldung. Drittens stellt sich heraus, daß heute vor allem die privaten Geld- und Kapi- 
talmärkte, d.h. die Eurobanken, die Weltmarktbeziehungen zwischen den Industrie- 
und Entwickluungsländern, aber auch innerhalb des Blocks der Industrieländer selbst be- 
hertschen. Die staatliche Politik zur Regulierung der Weltmarktbeziehungen scheint in ei- 
ne »subsidiäre Rolle« abgedrängt zu sein. Das private Kapital gibt den Ton an, staatliche 
Politik und Politik internationaler Institutionen sind angesichts dieser Tendenzen hilflos. 
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Die Schaffung eines Währungssystems der politischen Kontrolle 


Dabei ist am Ende des zweiten Weltkriegs der Versuch gemacht worden, ein Weltwirt- 
schafts- und -währungssystem zu schaffen, dessen Funktionsmodi der politischen Kontrolle 
durch die »&conomie dominante« der USA und die differenzierten internationalen Institu- 
tionen unterworfen sein sollten. Die Konkurrenz der nationalen Kapitale sollte geregelt 
verlaufen, im Rahmen von Welthandelsabkommen, in einem System fester Wechselkurse, 
mit internationalen Kreditvereinbarungen. Es sollte ein Abwertungswettlauf ebenso un- 
möglich sein wie inflationäre Prozesse oder protektionistische Abschließungen vom Welt- 
markt. Die Schaffung dieses Währungssystem der politischen Kontrolle ökonomischer Be- 
ziehungen war die Quintessenz der Lehren aus dem Zusammenbruch des Goldstandards 
(genauer: des Golddevisenstandards) im Verlauf der Weltwirtschaftskrise 1931. 

Der Goldstandard war ein Mechanismus, der seit dem 18. Jahrhundert im internationalen 
Bereich der Marktsteuerung Geltung verschaffen sollte, und dies tatsächlich zeitweise auch 
schaffte, indem und so lange Profit und Akkumulation in Gang gehalten werden konnten. 
Die Mittel, mit denen dies geschehen sollte, waren inflationäre oder deflationäre Bewe- 
gungen bei allen Preisen, einschließlich demjenigen der Ware Arbeitskraft, sofern diese 
von den Weltmarktbedingungen verlangt wurden. Die Offenheit des Weltmarkts und ein 
hoher Grad an Flexibilität nationaler Anpassungsbewegungen waren die beiden wichtig- 
sten Bedingungen für die Funktionsfähigkeit dieses Mechanismus. Von der Offenheit pro- 
fitierte Großbritanien als die »economie dominante« bis in die dreißiger Jahre dieses Jahr- 
hunderts am meisten, und der Niedergang des Goldstandards war eng verbunden mit dem 
Verlust an britischer wirtschaftlicher Vorherrschaft (Block 1977, 12 ff.). Mit dem Wachsen 
des Selbstbewußtseins der Arbeiterklasse und ihrer Organisierung in Gewerkschaften zer- 
brach eine andere Bedingung der Funktionsfähigkeit, nämlich die Flexibilität der Löhne 
nach unten. Hinzuzufügen ist als dritter Faktor die Bildung von Großkonzernen, Monopo- 
len, die Rigiditäten der Preisanpassung an Marktgegebenheiten mit sich brachten. Unter 
diesen Bedingungen war der Versuch, nach dem Ersten Weltkrieg den Goldstandard wie- 
derherzustellen, historisch vergeblich und zum Scheitern verurteilt. Da die Anpassungs- 
mechanismen nicht funktionierten, wurden die Währungsbeziehungen politisch exeku- 
tiert. Aber heraus kam dann doch nur ein wechselseitiger Abwertungsprozeß der Währun- 
gen, um auf diese Weise, als es anders nicht mehr ging, nach außen die Konkurtenzfähig- 
keit zu erhalten und nach innen die Arbeiterbewegung zu einem Verhalten zu zwingen, 
das den kapitalistischen Verwertungsnotwendigkeiten entsprach. Dies war 1924 bei der 
»Markstabilisierung«, 1925 beim Pfund Sterling und 1926 beim Franc der Fall, ebenso wie 
erneut nach Eintritt der großen Krise bis zur »offiziellen« Aufhebung des Goldstandards 
am 21. September 1931 durch Großbritannien (vgl. dazu Haberler 1976, S. 206 ff.). Mit 
den Anforderungen der Zahlungsbilanz ist immer schon testriktive Politik begründet wor- 
den, um die Arbeiterbewegung zu disziplinieren, »die Valuten erwiesen sich als höchst 
wirksamer Hebel zur Senkung des Lohnniveaus.« (Polanyi 1978, S. 306). Und eben darin 
lag die politische Funktion dieses scheinbar neutralen Mechanismus. 

Mit dem Keynesianismus, der als ökonomisches Steuerungsptinzip die Epoche seit den 
30er Jahren in verschiedenen Varianten beherrscht, wurde neben der Alternative der Ar- 
beiterbewegungen der 20er Jahre, den Kapitalismus abzuschaffen, und der Alternative der 
Reaktion, die demokratischen Bewegungen zu unterdrücken und die Profitabilität des Ka- 
pitals auf diese Weise zu stirtzen, ein dritter Weg gewiesen: der des Siaatlich vermittelten 
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Kompromisses zwischen Lohnarbeit und Kapital. In der Krise der 30er Jahre stellte sich 
heraus, daß es nur drei Möglichkeiten innerhalb des kapitalistischen Systems gab, um nicht 
nur die ökonomische Krise zu überwinden, sondern auch das politisch labile Verhältnis 
zwischen den Klassen vorübergehend zu stabilisieren: Erstens die Stabilisierung durch eine 
hohe Rate von Arbeitslosigkeit, wobei sich die Bourgeoisie auf deren disziplinierende Wir- 
kung verlassen mußte. Angesichts der gewachsenen Stärke der Organisationen der Arbei- 
terbewegung in den entwickelten kapitalistischen Gesellschaften war dieser Weg, der von 
den klassischen und neoklassischen Ökonomen (zum Beispiel von A.C. Pigou) in Verken- 
nung der neuen politischen Dimension kapitalistischer Entwicklung vorgeschlagen wurde, 
nicht mehr gangbar. Die zweite Alternative lief auf ein autoritäres Regime hinaus, um die 
Arbeiterklasse repressiv zur politischen Bedeutungslosigkeit zurückzudrängen. Die faschi- 
stischen Systeme in Deutschland, Italien und Japan werden zu den prototypischen Beispie- 
len einer Krisenbewältigungspolitik, ohne auf die arzikulierten Interessen der Arbeiterbe- 
wegung dabei Rücksicht nehmen zu müssen. Die dritte Methode schließlich ist diejenige 
des Keynesianismus, eine Art Kompromiß zwischen Lohnarbeit und Kapital, der allerdings 
erst in den Jahren nach dem zweiten Weltkrieg zum Tragen kommt. Dieser Kompromiß 
impliziert die indirekte Kontrolle der Marktprozesse, um einen »Produktionsumfang, bei 
dem Vollbeschäftigung herrtscht« durch staatliche Steuerung der effektiven Nachfrage (Ke- 
ynes 1936, 378) zu erreichen. Damit sollten für nicht-beschäftigtes, überakkumuliertes Ka- 
pital profitable Anlagesphären geschaffen und gleichzeitig mit dem deklarierten Ziel der 
Vollbeschäftigung den Interessen der Arbeiterklasse Rechnung getragen werden, wobei so- 
gar Geldlohnsteigerungen, wenn auch nicht unbedingt Reallohnsteigerungen, möglich 
sein sollten. Keynes ging es mit seiner Analyse und seinen Politikvorschlägen darum, »das 
Übel zu kurieren bei Bewahrung von Freiheit und Effizienz« (Keynes 1936, 381). Die Fä- 
higkeit zu dieser Steuerungsleistung kann der Staat nur erhalten, indem er als »ideeller Ge- 
samtkapitalist« handelt und den »Schutz der Eliten vor demokratischen Kontrollen durch 
deren Fähigkeit, Brot und Spiele anzubieten« erreicht (Skidelsky 1979, 65). Die Bewegung 
des Keynesianischen Kompromisses vollzieht sich mithin zwischen zwei Polen: der Unab- 
hängigkeit staatlicher Steuerung von dem Druck der Massenbewegungen und der ökono- 
mischen Fähigkeit, den Interessen der Massen an Vollbeschäftigung und wachsenden Ein- 
kommen gerecht zu werden. Ohne Wachstum kann weder das eine, noch das andere er- 
reicht werden. 

Das ökonomische Wachstum wird nach dem zweiten Weltkrieg zur Basis der Positischen 
Stabilität der hochentwickelten westlichen kapitalistischen Gesellschaften. Die wirtschaftli- 
chen Wachstumsraten sind die Legitimationsbasis für die gesellschaftlichen Herrschaftssy- 
steme und konkreter noch, für die jeweiligen Regierungen. Denn ökonomisches Wachs- 
tum, also Steigerungsraten des Sozialprodukts und des Nationaleinkommens, ermöglicht 
gewissermaßen die Versöhnung von Ökonomie und Politik: Es macht die ökonomischen 
Interessen des Kapitals an (unter gegebenen historischen Bedingungen) möglichst großer 
Verwertung, und die Interessen der Lohnabhängigen an Lohnsteigerungen und gesell- 
schaftlichem Einfluß miteinander vereinbar. Die modernen sozialdemokratischen Parteien 
nach dem zweiten Weltkrieg haben ihre Politik auf diesen »Wachstumspakt« gegründet. 
Wenn also ökonomisches Wachstum nicht nur Kapitalakkumulation bedeutet, sondern 
zugleich auch Legitimation des Systems und Befriedigung der Massen, dann folgt daraus 
unmittelbar die politische Notwendigkeit, den Weltmarkt herzustellen, da nationale Kapi- 
talakkumulation sehr bald an Grenzen stoßen müßte. 
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Aber die politische Kontrolle im Innern der Länder macht die Rückkehr zum Goldstandard 
oder zu irgendeiner anderen Konstruktion ökonomischer Automatik auf dem Weltmarkt 
unmöglich. Die Welt des Keynesianismus kann nicht bei der internationalen Kapitalzirku- 
lation enden; auch das Währungssystem muß von seiner Ausgestaltung her politische Kon- 
trolle ermöglichen, Die Frage, wie weit diese Kontrolle gehen sollte, war denn auch Gegen- 
stand der Kontroverse bei den Verhandlungen in Bretton Woods, nicht mehr die Frage, 05 
Kontrolle überhaupt ausgeübt werden sollte (vgl. Crockett 1977, Halm 1957, Salomon 
1977). 

Die Bedingungen für ein politisch kontrolliertes Währungssystem waren nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg günstig. Die große Depression der dreißiger Jahre und dann der Zweite 
Weltkrieg hatten zu einer enormen Kapitalvernichtung geführt und so die Grundlage für 
einen erneuten, langen Aufschwung geschaffen. Gleichzeitig waren in den europäischen 
Ländern und in Japan durch die faschistischen Regime die Löhne auf ein niedriges Niveau 
gesenkt worden. Der Krieg hatte auch dazu geführt, daß eine neue &conomie dominante 
entstand, die im Weltwährungssystem die Kontrolle ausüben konnte, nämlich die USA. 
Die USA verdrängten Großbritannien als Zentrum des Weltwährungssystems. Dies ging 
keineswegs konfliktfrei und ohne Widerstände. Großbritannien versuchte noch bis in die 
60er Jahre hinein, das Pfund Sterling als Weltwährung neben dem Dollar zu erhalten. Die- 
ser Versuch war allerdings für Großbritannien nicht nur erfolglos, sondern hatte auch fatale 
Konsequenzen für die gesamte britische Wirtschaftsentwicklung nach dem zweiten Welt- 
krieg. Wie Glyn und Suttcliffe (1972) gezeigt haben, ist ein Gutteil der britischen Malaise 
auf den unzeitgemäßen Versuch zurückzuführen, die alte imperiale Vormachtstellung zu 
erhalten, wo doch inzwischen der ‘royal flash’ im Weltwährungspoker bei den USA lag. 
Die USA waren die unangefochtene »&conomie dominante« und der Dollar dementspre- 
chend prädestiniert dazu, das neue Weltgeld zu werden. Bis Anfang der 70er Jahre galt 
diese Rollenverteilung; mit ihrem Fragwürdigwerden ging das Stück zu Ende, das Bretton 
Woods geheißen hat. Ein happy end hat es nicht gegeben, wie sich noch zeigen wird. 


Das Scheitern des Systems von Bretton Woods: 
Der Sieg des Werts gegen politische Kontrolle 


Wie konnte es zu dem Zusammenbruch des wohl ausgedachten Systems zu Beginn der 
70er Jahre kommen? Wir hatten gesehen, daß das Währungssystem die politische Regulie- 
rung ökonomischer Prozesse ermöglichen sollte. Wir können nun sagen, daß es an seinem 
Erfolg gescheitert ist. Denn tatsächlich fand nach dem zweiten Weltkrieg eine Expansion 
des Welthandels statt wie in der Geschichte des Kapitalismus niemals zuvor. Kapitalakku- 
'mulation aber bedeutet die Stärkung privater Machtzentren, und deren Handeln macht 
schließlich staatliche Kontrolle nahezu unwirksam. Die Staaten und die offiziellen interna- 
tionalen Institutionen werden in den 70er Jahren in die schon angesprochene »subsidiäre« 
Rolle abgedrängt. Wir wollen diesen Prozeß etwas genauer betrachten. 

Unter Bedingungen der ungleichmäßigen und ungleichzeitigen Entwicklung hatte das Sy- 
stem von Anfang an mit Widersprüchen zu leben, die sich allerdings mehr und mehr zu 
schwerwiegenden ökonomischen und politischen Problemen auswuchsen. Der zentrale Wi- 
derspruch, der alle Prozesse im Weltwährungssystem steuerte, war derjenige zwischen der 
Funktion des Dodar als nationaler Geld und als Weltgeld. Generell hat Geld die Funktio- 
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nen des Wertmaßes, des Zirkulationsmittels, des Zahlungsmittels und, wenn man davon 
noch eine weitere Funktion ableitet, diejenige des Wertaufbewahrungsmittels. Dies ist im 
internationalen Bereich nicht anders als im nationalen. Als Wertrzaß und Wertaufbewah- 
rungsmittel konnte der Dollar aufgrund fixer Wechselkursrelationen gegenüber den ande- 
ten Währungen und gegenüber dem Gold (zu einer garantierten Konvertibilität von 35 
Dollar je Feinunze) fungieren. Zirkulationsmittel wurde der Dollar als Währung, in der die 
überwiegende Zahl aller Kontrakte (Handelsgeschäfte) abgewickelt wurde. Und als Za- 
/lungsmittel fangiette der Dollar, da auch die internationalen Kreditbeziehungen zu mehr 
als 90 % in der Dollarwährung abgewickelt wurden. Diese Funktionen kamen dem Dollar 
als der Welthandelswährung zu; daneben fungierte er aber auch als ein Mittel der nationa- 
len Regierungen und internationalen Institutionen zur Steuerung der internationalen 
Währungsbeziehungen, nämlich als Interventionswährung, als Reservewährung und Leit- 
währung. Alle diese Funktionen waren letztlich abhängig von der Qualität des Dollar als 
einem »wettvollen« Geld. Die reibungslose Zirkulation der Waren auf dem Weltmarkt und 
die Eintauschbarkeit des Dollar in Gold zu einem fixierten Betrag waren lange Jahre eine 
Garantie für den »Wert« des Dollar, von dem seine Qualität als Maß des Wertes, als Wert- 
aufbewahrungsmittel und letztlich auch als Zirkulationsmittel, Zahlungsmittel und im in- 
ternationalen Bereich als Interventions-Reserve-- und Leitwährung abhingen. 

Anders als das Gold, das in Bartenform seine nationale Haut abstreifen konnte, zirkuliert 
der Dollar auch auf dem Weltmarkt unter dem Sternenbanner und ist folglich mit dessen 
Geschick auf Gedeih und Verderb verbunden. Dies hatte nicht nur zur Folge, daß das 
Weltgeld von der - gedeihlichen wie verderblichen - nationalen Politik der USA unmittel- 
bar affiziert wurde. Mehr noch: Um den Dollar überhaupt als Weltgeld zu erzeugen, 
konnten die USA gar nicht anders als zu diesem Zweck ein permanentes Zahlungsbilanz- 
defizit in Kauf zu nehmen. Anders hätte der Dollar nicht aus der nationalen in die interna- 
tionale Geldzirkulation hinaustreten können. Dies war für die USA allerdings keine Last, 
eher eine Lust. Denn der Dollar verließ die USA-Zirkulation auf seinen Reisen round the 
world nicht als »pfiffig ausgedachtes« Zirkulationsmittel, sondern als Kapital, das Profite 
erbrachte und sich vermehrte - außerhalb der USA. Wo der Dollar nicht als Kapital in die 
internationale Zirkulation kam, z.B. als Regierungsanleihe oder Hilfe, da diente er dazu, 
das Machisystem zu stabilisieren, das die Profitabilität zu alleterst des US-Kapitals, dann 
aber - in zweiter Linie - die Stabilität des kapitalistischen Systems überhaupt sichern sollte. 
So waren die Zeiten auch die besten, in denen die Interessen des US-Kapitals und des kapi- 
talistischen Weltsystems nahezu identisch waren. Ungleichzeitigkeit und Ungleichmäßig- 
keit der Entwicklung der verschiedenen Pole des Weltmarkts untergruben diese Identität 
mehr und mehr. Und verstärkt wurde dieser Prozeß durch den Dollar selbst. Denn einmal 
als zinstragendes oder/und zu akkumulierendes Kapital freigesetzt und mit allen Mitteln 
die jeweils höchstprofitablen Gelegenheiten zu kleinen und großen Geschäften ausnut- 
zend, entsteht jenseits der nationalen Zirkulation, die von den nationalen Behörden zumin- 
dest teilweise gesteuert werden kann, eine zuternationale Realität von Produktion (transna- 
tionale Konzerne) und Zirkulation (»Eurodollarmarkte), die die ökonomische und politische 
Basis des Währungssystems aufweicht: Die USA als »Garantie«-macht des Währungssy- 
stems können diese Aufgabe immer schlechter wahrnehmen, da ihnen ihr eigenes nationa- 
les Geld, sobald es als Kapital die Grenzen überschritten hat, außer Kontrolle geraten ist. 
Und mehr noch, es überschreitet die Grenzen, um der nationalen Kontrolle gerade zu ent- 
gehen, um Restriktionen der Kapitalmobilität zu vermeiden und auf diese Weise ohne na- 
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tionalstaatliche Begrenzungen »fancy-free« die rentabelsten Anlagemöglichkeiten zu su- 
chen (vgl. dazu Dufey und Giddy, 1978, S. 13 ff.). 

Auch die Fixiertheit der Kurse destabilisierte mit der Zeit das System, weil sich die Kosten- 
niveaus in verschiedenen Ländern ungleichmäßig entwickelten. Dies lag an unterschiedli- 
chen Wachstumsraten der Produktivität, unterschiedlichen Inflationsraten und sich un- 
gleichmäßig entwickelnden Lohnkosten. Es gelang den nationalen und internationalen po- 
litischen Kontrollinstanzen immer weniger, diese Bewegungen im Rahmen eines gleichge- 
wichtigen Kursgefüges zu steuern. 

Allerdings muß an dieser Stelle hervorgehoben werden, daß selbst unrealistische fixierte 
Wechselkurse längere Zeiten gehalten werden können, solange internationale Kapitalbe- 
wegungen entweder gering oder kontrollierbar sind. Beide Bedingungen verloren im Ver- 
lauf der Weltmarktexpansion an Gültigkeit. Dies zeigt ein Blick in die Datenkollonnen, 
die den Anstieg der Liquidität auf dem Weltmarkt anzeigen. Zunächst ist die offizielle Li- 
quidität sprunghaft angestiegen, die das Interventionspotential internationaler Institutio- 
nen und der Nationalstaaten indizieren kann: Von rund 60 Mrd (in den 1969 geschaffenen 
Sonderziehungsrechten bewertet) im Jahre 1960 auf 92,3 Mrd 1970 und 260,8 Mrd im Jah- 
te 1978. Dabei ist der Anteil des Goldes (zu 35 Dollar je Feinunze bewertet) bei etwa 35 
Mrd. Dollar weitgehend gleichgeblieben. Würde man die Goldreserven zum immer höher 
schnellenden Marktpreis des Goldes bewerten, dann müßten sie sehr viel höher angesetzt 
werden. Gleichzeitig stiegen die Deviserreserven aller Zentralbanken von 17 Milliarden im 
Jahre 1955 auf rund 202 Milliarden im Jahre 1978 an. Ihr Anteil an den Gesamtteserven er- 
höhte sich infolgedessen von rund einem Drittel im Verlauf der 50er Jahre auf rund 40 Pro- 
zent in den 60er Jahren und dann rapide anschnellend auf fast 80 Prozent seit dem Jahre 
1977. Im gleichen Zeitraum steigen die privaten internationalen Kredite mit hohen Wach- 
stumsraten an, gespeist vor allem aus den USA, zu einem geringen Teil aus Großbritan- 
nien und seit Mitte der 60er Jahre in wachsendem Umfang aus dem Eurogeldmarkt. Die 
private Liquidität auf dem Weltmarkt steigt von rund 8 Milliarden im Jahre 1955 über 75 
Milliarden 1970 und 153 Milliarden 1975 auf 233,4 Milliarden im Jahre 1977 an. (Zahlen 
in Milliarden Sonderziehungstechten) Die Zahlen für sich genommen sehen enorm aus. 
Wenn man sie allerdings mit dem Wachstum des Welthandels (gemessen an den Weltim- 
porten) in Beziehung setzt, dann wird man finden, daß der Anteil der privaten und offi- 
ziellen Liquiditätsreserven am Weltimport von rund 70 % 1955 auf rund 55 % im Jahre 
1977 zurückgegangen ist. Daraus kann oberflächlich geschlossen werden, daß die Weltli- 
quiditätsversorgung eher an Bedeutung verloren hat, nimmt man die Zeit Mitte der 50er 
Jahre als »Normalfall«. Jedoch wäre eine solche Interpretation voreilig. Denn es ist zu be- 
rücksichtigen, daß die Liquiditätsanforderungen unter einem System fixer Wechselkurse 
größer sind als in einem System flexibler Wechselkurse. Und der Ausbau des internationa- 
len Kreditsystems setzt Liquidität für andere Zwecke als zur Finanzierung des Welthandels 
frei, und zwar selbst dann, wenn sich die relative Masse der Liquidität (bezogen auf den 
Welthandel) verringert. 

Die Umstrukturierungen in der internationalen Liquidität erschließen sich in ihrer ganzen 
Bedeutung, wenn man die private Liquidität mit den offiziellen Liquiditätsreserven kon- 
frontiert. 1955 machte die private Liquidität lediglich 14,7 % der offiziellen Reserven aus. 
1960 waren es bereits 24,3 %; 1965 springt der Anteil auf 37,7 %, um im Jahre 1973 auf 
68,5 % zu steigen. 1977 schließlich machen die privaten Liquiditätsteserven 89,5 % der 
offiziellen Liquiditätsteserven aus. Also wird heute rund die Hälfte der internationalen Li- 
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quidität von den privaten Banken bereitgestellt. »Die Koexistenz privater und offizieller 
Liquidität, wobei jede nach unterschiedlichen Kriterien und Zielen (die private nämlich 
nach einzelkapitalistischen Rentabilitätsgesichtspunkten - E.A.) gemanagt wird, ist eine 
telativ neue Entwicklung des internationalen Währungssystems und konstituiert eine be- 
deutsame Strukturveränderung dieses ‘Systems’« (Biasco 1979, S. 44). Kein Wunder, daß 
die »das Gleichgewicht störenden Kapitalbewegungen« als »der Schurke im Stück« (Ottmar 
Emminger 1973) identifiziert werden. Allein in dieser Gewichtsverlagerung von »staatli- 
chem« Geld zu »privatem« Geld auf dem Weltmarkt (das in der Form von Kapital zirku- 
liert) dokumentiert sich schon die Unterminierung der Möglichkeiten politischer Kontrolle 
innerhalb des Währungssystems. Dies zeigt sich erstmals 1964, als die Kraft der privaten 
Spekulation größer wird als die nationalstaatlichen Kontrollmaßnahmen, in England unter 
der Labour-Regierung: »Die Episode von 1964 war der Anfang einer stetigen Eskalation der 
Macht des kurzfristigen Kapitals, mit der die offiziellen Wechselkurse bedroht werden.« 
(Crockett 1979, S. 32). Keine 10 Jahre nach dieser »Episode« brach das System fixer Wech- 
selkurse mit dem Dollar als Weltgeld endgültig zusammen. 

Die Währungspolitik in den 60er Jahren läßt sich ohne Überzeichnung als eine Art vergeb- 
lichen Werttlaufs zwischen dem Wachstum privater Liquidität im Verlauf des weltweit pro- 
spetierenden Akkumulationsprozesses von Kapital und dem Versuch det offiziellen Stellen 
umschreiben, mit der Schaffung offizieller Liquidität »den Igel einzuholen«: Mit allgemei- 
nen Kreditvereinbarungen zwischen den Zentralbanken wird ebenso Liquidität geschaffen 
wie mit der Bildung des Goldpools, zweiseitigen Swap-Abkommen zwischen Zentralban- 
ken, der Gründung des Zehner-Clubs usw. Ohne Erfolg, das System läßt sich nicht halten. 
Im Gegenteil, die Möglichkeiten zur Realisierung inflationärer Preise auf dem Weltmarkt 
werden verbessert und in diesem Prozeß auch noch der letzte Garant für die politische 
Kontrolle der Weltwährungsbeziehungen aufgegeben: der seit dem zweiten Weltkrieg f#- 
xierte Goldpreis. Zunächst entsteht neben dem offiziellen und immer noch mit 35 Dollar 
je Feinunze bewertetem Währungsgold der Zentralbanken ein freier Goldmarkt. Aber 
auch den Wettbewerb zwischen Goldpreis auf dem Goldmarkt und »politischem Preis« des 
Goldes gewinnt der Markt. Man kann auch sagen: es gewinnt der Wert gegen das politisch 
manipulierte Weltgeld Dollar. 

Auf dem Weltmarkt bewahrheitet sich nun ein Paradox, das Karl Marx bei der Darstellung 
der Geldfunktionen beschrieben hatte (1. Band, 3. Kapitel des »Kapital«): Das Geld als 
Maß der Werte ist nur zdee/l notwendig, während es als Zirkulationsmittel ree/ da sein 
muß, um zirkulieren zu können. Solange die Zirkulation reibungslos verläuft, können 
wettlose Zettel die Zirkulationsfunktion des Geldes ausüben. Es muß also als reeller Wert 
selbst gar nicht vorhanden sein. An dieser Anspruchslosigkeit des Geldes in seiner Funk- 
tion als Zirkulationsmittel liegt es, daß auf dem Weltmarkt der Dollar überhaupt Weltgeld 
werden konnte. Stockt jedoch die Zirkulation, dann zeigt es sich, daß das Geld als Wert- 
maß keineswegs ideell bleiben kann; es muß sehr reell werden. Umgekehrt ist es mit der 
Funktion des Geldes als Zirkulationsmittel: seine reelle Gestalt erweist sich als höchst 
ideell, weil - im Extremfall - niemand das selbst wertlose Papier akzeptieren will. Nie- 
mand traut dem Papiergeld, auch wenn es mit der staatlichen Einlösungsgarantie ausge- 
stattet ist, daß es noch reellen Wert repräsentiere. Selbst wertvolles Geld wird gefordert 
und niemand begnügt sich mit der bloß ideellen Existenz des Wertmaßes. Gerade aus der 
Funktion des Wertmaßes läßt sich der Goldrun seit Ende der 60er Jahre begründen und die 
damit zusammenhängenden »Preissteigerungen« des Goldes. Daß das Gold anstatt als 


12 Elmar Altvater 


Weltgeld Bedeutung zu verlieren, im Gegenteil immer wichtiger wird, ist ein weiteres In- 
diz für die Erosion der politischen Kontrolle der Weltmarkt- und Weltwährungsbeziehun- 
gen, ein Zeichen für die Macht der von privaten Kapitalen dominierten Märkte: 


Die Verteuerung der Ölrechnung, das »Recychng« der Petrodollar 
und die Gefahr mihtärischer Interventionen 


Die Herausbildung von Marktbeziehungen, die sich der nationalstaatlichen Kontrolle weit- 
gehend entziehen und auch von den internationalen Institutionen nicht wirksam gesteuert 
werden können, untergräbt die Fundamente, auf denen das Währungssystem ruht: Die fi- 
xierten Kursbeziehungen der Währungen untereinander, die Interventionspotenz offiziel- 
ler Liquidität, die schon quantitativ nicht mehr mit dem Umfang der privaten internatio- 
nalen Geld- und Kapitalmärkte Schritt halten kann, die Grundlagen der Dominanz der 
USA auf dem Weltmarkt. Dies alles wäre nicht zu dem gewaltigen Problem geworden, das 
es zu Beginn der 80er Jahre ist, wenn nicht das kapitalistische Weltsystem in die schwerste 
Akkumulationsktise nach dem zweiten Weltkrieg geraten wäre. Die Expansion des Welt- 
handels hat nachgelassen, und dies bedeutet verschärfte Konkurrenz zwischen den natio- 
nalen Kapitalen, ohne daß ein funktionierender politischer Regelungsmechanismus zur 
Eingrenzung des Wildwuchses dieser Konkurrenz vorhanden wäre. Daß die Expansion 
über die Marktautomatik allein erfolgreich angekurbelt werden könne, wird - außer in der 
neoklassischen Dogmatik - von niemandem ernsthaft angenommen. 

In der kapitalismus-kritischen Literatur ist immer auf die Macht der multinationalen Kon- 
zerne gegenüber nationalen Regierungen verwiesen worden, was zweifellos berechtigt ist. 
Damit ist allerdings nur ein Teil des Problems bezeichnet worden. Die Dramatik heute er- 
gibt sich gar nicht so sehr aus der Fähigkeit einzelner Kapitale, politischen Druck auszuü- 
ben, als aus der Unfähigkeit der (welt)wirtschaftspolitischen Instanzen, die Marktbezie- 
hungen zu konttollieren. Es ist infolgedessen in einer Periode ökonomischer Krisen kein 
politischer Mechanismus auf dem Weltmarkt vorhanden, der die Krisenprozesse steuern 
könnte, der insbesondere die mit den beiden Ölpreissteigerungen von 1973 und 1979 sich 
ergebenden Schwierigkeiten bewältigen könnte. " 

Nichts ist so problematisch, so falsch, wie eine Interpretation der Entwicklung des Ölprei- 
ses seit 1973 in Begriffen eines erratischen Schocks. Die Rede vom ‘ersten’ (1973/74) und 
vom ‘zweiten Ölschock’ (1979/80) verdunkelt nämlich die Tatsache, daß die Entwicklung 
des Ölpreises eng mit der Entwicklung des Weltgeldes Dollar und des Goldptreises verk- 
nüpft ist. Dies ist allein der Tatsache geschuldet, daß der Ölpreis in Dollar fakturiert wird 
und infolgedessen der reale Ölpreis mit der Inflationierung des Dollar und der relativen 
Wertsteigerung des Goldes negativ korreliert. Dividiert man den nominellen Preis des Ro- 
höls durch die Exportpreise für industrielle Fertigwaren der OECD-Länder und erhält man 
so den realen Rohölpreis (in Preisen von 1980), dann zeigt es sich, daß dieser von 1953 bis 
ca. 1973 beinahe ununterbrochen gesunken ist: Von etwa 6 - 7 Dollar je Barrel (Saudi-Ara- 
bia Light) auf unter 5 Dollar je Barrel, um erst nach 1973 im Verlauf des »ersten Ölschöcks« 
auf etwa 17 Dollar je Barrel anzusteigen. 
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Nicht nur der Wertverlust des Dollar ist in diesem Kontext interessant; vielmehr spielt die 

Beschleunigung der Inflationsrate in allen wichtigen kapitalistischen Ländern eine Rolle, 

die die industriellen Fertigprodukte für die Käufer in den schwach entwickelten Regionen 

überproportional verteuert. Hinzu kommt, daß mit der Freigabe des »Goldpreises« seit 

1969 der relative Wert des edlen Metalls sprunghaft hochgegangen ist. Auch hier müssen, 

wie überall, Ursache und Anlaß unterschieden werden. Die generelle Ursache für die Öl- 

preissteigerung ist in dem Wertverlust des Dollar und der Beschleunigung der Inflationsra- 
te sowie in den damit zusammenhängenden Preissteigerungen des Goldes zu schen. Der 

Anlaß allerdings ist der israelisch-ägyptische Krieg und die Ausnutzung der veränderten 

politischen Kräfteverhältnisse durch die im Verlauf der kriegerischen Auseinandersetzun- 

gen vereinheitlichten OPEC-Länder. 

Die Verteuerung des Rohöls betrifft sowohl die Lebenshaltung der Lohnabhängigen, und 

wirkt über entsprechende Lohnforderungen auf das Kapital zurück, als auch die Kosten für 

den konstanten Kapitalvorschuß, insbesondere da die Aufwendungen für Energie bei dem 
gewählten energieintensiven Wachstumstyp in den Industrieländern eine ganz entschei- 
dende Rolle spielen. Infolgedessen machen sich die Preissteigerungen beim Erdöl, letz- 
tendlich vermittelt über den internationalen Reproduktionskteislauf, als Druck auf die 

Rentabilität der Kapitalverwertung bemerkbar. Nur sollte nicht vergessen werden, daß 

dieser Durck nicht von außen durch einen exogenen Faktor (durch den Ölschock) verur- 

sacht worden ist, sondern dutch die immanenten Krisentendenzen der kapitalistischen Ak- 
kumulation auf dem Weltmarkt selbst. 

Mit dieser Argumentation ist die Preissteigerung des Rohöls endogenisiert, und die Inter- 

pretation als »Ölschock« kritisiert. Doch haben die Preissteigerungen des Ölpteises eklatan- 

te Konsequenzen für die Entwicklung des Weltmarkts und des Internationalen Währungs- 
systems in den 70er und den 80er Jahren. Dies gilt es nun darzustellen. 

1. Die Ölpreissteigerungen wirken ungleich in den einzelnen kapitalistischen Ländern. 
Der reale Ölpreis, d.h. der nominelle Ölpreis gewichtet mit der Preisentwicklung der 
exportierten Industriewaren, hat sich in den einzeinen hochentwickelten kapitalisti- 
schen Ländern unterschiedlich entwickelt. Er ist für alle entwickelten Länder (die 7 
mayor countries in der OECD) zwischen 1973 und 1979 um mehr als das Zweieinhalb- 
fache angestiegen. »Dennoch variiert wegen unterschiedlicher Wechselkutse gegen- 
über dem Dollar die Entwicklung der Preise für importiertes Öl zwischen den Ländern 
in einer weiten Bandbreite.« (OECD, Economic Outlook, July 1980, S. 116). 

2. Infolge der Inelastizität der Nachfrage nach Erdöl und Erdölprodukten wird ein Teil 
der Nachfrage, die bislang auf industrielle Produkte gerichtet war, zu den Rohölpro- 
duzenten umgeleitet. Bei stagnierendem oder nur gering expandierendem Weltmarkt 
bedeutet dies Nachfrage- und Produktionsausfall in industrialisierten Ländern. Die 
sowieso intensive Konkurrenz zwischen nationalen Kapitalen wird dadurch noch ver- 
schärft. 

3. Die Umleitung der Zahlungsströme auf dem Weltmarkt drückt sich in Zahlungsbi- 
lanzüberschüssen und Defiziten aus. Von 1973 bis 1980 werden die OPEC-Länder ku- 
mulativ einen Übetschuß der Bilanz der laufenden Posten von 345 Milliarden Dollar 
akkumuliert haben. Diesem Überschuß entspricht ein Defizit sowohl in der Welt der 
entwickelten kapitalistischen Länder als auch insbesondere im Bereich der nicht-erdöl- 
produzierenden Entwicklungsländer. Die monetären Reserven des Weltmarkts (Welt- 
liquidität) konzentrieren sich demzufolge mehr und mehr bei den OPEC-Ländern 
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und machen alle Versuche einer internationalen Gleichverteilung der Liquidität zu- 
nichte. Darin besteht denn auch das eigentliche Problem des Weltwährungssystems 
der 70er Jahre: nämlich nicht nur Defizite von Zahlungsbilanzen finanzieren zu müs- 
sen, sondern strukturelle Defizite und Überschüsse auszugleichen. 

4. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit des Recycling der »Petrodollars«. Das Recycling 
der Petrodollars ist nicht ausschließlich als ein monetäres Phänomen zu behandeln. 
Zwar geht es darum, die enormen Überschüsse der OPEC-Länder wieder in die Welt- 
marktzirkulation zurückzuhebeln, doch wird dies langfristig nur gelingen und eine 
Lösung für die mit der Ölpreisexplosion zusamenhängenden Probleme bringen, wenn 
in Rechnung gestellt wird, daß Recycling eine Angelegenheit des Transfers von Real- 
ressourcen ist, wie es auch ein Transfer von Realressourcen in den 50er und 60er Jah- 
ren war, als die terms of trade sich zu Gunsten der Industrieländer und zu Lasten der 
rohstoffproduzierenden Länder entwickelten. Doch haben die Importe der OPEC- 
Länder ın den 70er Jahren die Exporte niemals erreicht. Der Anteil der Importe an 
den Exporten sinkt nach 1973 auf knapp ein Drittel, um dann bis 1978 auf fast 70 
Prozent anzusteigen, doch infolge des sogenannten zweiten Ölschocks im Jahre 1979 
sinkt das Verhältnis von Importen zu Exporten bis auf 45 Prozent. Die wirtschaftspoli- 
tischen Instanzen der entwickelten kapitalistischen Länder gehen inzwischen davon 
aus, daß diese ungleichgewichtige Situation auch in den 80er Jahren andauern wird 
(vgl. beispielsweise den Economic Report of the President der Vereinigten Staaten 
vom Januar 1980). Infolgedessen stellt sich das Aurzfristige Problem des monetären 
Recycling der flüssigen Mittel der OPEC-Länder in aller Dringlichkeit. 

Häufig wird die Entstehung der sogenannten Euro-Geld-Märkte in einen Zusammenhang 

mit der Geld- und Kapitalanlage der OPEC-Länder gebracht. Dies ist jedoch falsch. Der 

Euro-Dollar-Markt entsteht zu Beginn der 60er Jahre als Konsequenz der Ende der 50er 

Jahre hergestellten vollen Konvertibilität der Währungen und des permanenten Zahlungs- 

bilanzdefizits der USA; insbesondere als logische Konsequenz der Art und Weise wie es fi- 

nanziert worden ist, nämlich zu einem großen Teil durch private Kapitalanlagen außerhalb 
der USA, die nicht wieder repatriiert worden sind. Von 1964 bis 1973, also bis zum Jahr des 

Ölschocks, verfünfzehnfacht sich ungefähr das Volumen der Euro-Märkte. Mit dieser 

quantitativen Ausweitung einher geht die institutionelle Ausdifferenzierung zu einem ef- 

fizienten Bankensystem, so daß nach 1973, als die Petrodollar recycliert werden mußten, be- 
reits Fazilitäten vorhanden waren, um den Prozeß des Recycling erstaunlich reibungslos zu 
bewerkstelligen. Dies wird auch immer wieder als eine besondere Leistung der Euro-Märkte 
hervorgehoben. In den 70er Jahren ergibt sich infolgedessen ein extrem beschleunigtes ' 

Wachstum internationaler Bankgeschäfte. Wenn man von den Daten des Morgan Guaran- 

tee Trust ausgeht, dann wächst das Auslandsanleihegeschäft der Geschäftsbanken in den 

wichtigen Idustrieländern von etwa 170 Milliarden Dollar Ende 1973 auf 640 Milliarden 

Dollar Ende 1979. Es kann aber nicht angenommen werden, daß bei diesen Kapitalmassen 

das recycling automatisch und problemlos durchgeführt werden kann. (OECD, Economic 

Outlook, July 1980, $. 126). Die Probleme sind leicht aufzulisten: Erstens und vor allem 

die wachsende Verschuldung einzelner Länder, insbesondere nicht-erdölproduzierender 

Entwicklungsländer (dazu im folgenden Abschnitt einige Ausführungen), und die damit 

einhergehende Gefahr eines steigenden Lönderrisikos; zweitens die Gefahr eines wachsen- 

den maturity rısks, das daraus resultiert, daß die OPEC-Anlagen in der Regel kurzfristig 
bei den Euro-Banken geschehen, diese jedoch /argfristige Kredite damit finanzieren. Zwar 
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haben sich die OPEC-Anlagen als »weniger flüchtig« als erwartet herausgestellt (Economic 
Report of the President), jedoch ist die Anlagepolitik der OPEC-Länder von den politi- 
schen Umständen in ihren Gesellschaftssystemen eindeutig bestimmt. Die innere politi- 
sche Entwicklung der regional im nahen Osten konzentrierten OPEC-Länder wird nun, 
nachdem sie beinahe jahrzehntelang eher als exotischer Gegenstand für Haremsgeschich- 
ten in der Regenbogenptesse interessant gewesen ist, zu einem weltpolitischen Faktor er- 
sten Ranges. Darin steckt eine, wie die jüngste Entwicklung am petsischen Golf schon 
zeigt, ungeheure Gefahr. Nachdem durch die vergangene Entwicklung auf dem Welt- 
markt die politische Kontrolle der ökonomischen Beziehungen zugunsten der privaten Ak- 
kumulation von Kapital in den Industrieländern erodiert ist, und nachdem sich herausge- 
stellt hat, daß die Marktbeziehungen keineswegs nur günstig für die kapitalistischen 
Machtzentren in Westeuropa und Nordamerika sind, könnte die Neigung entstehen, die 
Probleme zzilitärisch zu erschlagen: Die ökonomische und politische Zeitbombe wird ent- 
schärft, indem auf sie scharf geschossen wird. 


Das Politikum der privaten Verschuldung an den Euromärkten 


An dieser Stelle nun können wir an unseren einleitenden Bemerkungen wieder anknüpfen. 
Die besonderen Schwierigkeiten gegen Ende der 70er Jahre bei der Regulierung der Welt- 
marktbeziehungen kommen durch zwei sich wechselseitig bedingende und positiv beein- 
flussende Faktoren zustande, die allerdings aus der Entwicklungslogik des kapitalistischen 
Weltmarkts selbst entstanden sind: die immensen Summen privater Liquidität als Konse- 
quenz der beschleunigten Kapitalakkumulation einerseits und der Überakkumulationsten- 
denzen andererseits, die eine Rückführung des international liquiden Geldkapitals in 
Form von produktiven Investitionen in den Industrieländern erschweren. Verstärkt werden 
die Schwierigkeiten durch die - mit der Inflation in den Industrieländern begründbaren - 
Preissteigerungen beim Erdöl, die gewaltige Geldfonds bei den OPEC-Ländern haben ent- 
stehen lassen. Da diese weder für Importe von Industriewaren, noch für Luxusgüter und 
Waffen oder infrastrukturelle Einrichtungen in diesen Ländern ganz aufgezehrt werden 
können, werden sie £urzfristig als Geldkapital bei den Eurobanken (zu einem bedeuten- 
den Teil) angelegt, deren Liquidität nun noch mehr gesteigert wird. Und diese Gelder ste- 
hen nun zur Verfügung, um vor allem auch Entwicklungsländer bei der Finanzierung von 
Zahlungsbilanzdefiziten oder Entwicklungsstrategien »helfen« zu können. 

Fast unbemerkt von einer breiten Öffentlichkeit hat sich hier eine neue Form von Abhän- 
gigkeit ergeben. Um nur einige Beispiele zu nennen: Im Jahre 1978 sind Brasilien mit 
27,2, Mexiko mit 24.3, Indien mit 15,3, Indonesien mit 12,8, Algerien mit 12,6, Südkorea 
mit 11,8 (in Milliarden Dollar) verschuldet - um nur einige Großschuldner unter den Län- 
dern der Dritten Welt zu nennen. Dabei ist der Anteil der Verschuldung bei privaten 
Gläubigern, d.h. insbesondere am Eurogeldmarkt, in den vergangenen Jahren immer mehr 
angestiegen. In Mexiko liegt 1978 der Anteil der Privatverschuldung an der Gesamtver- 
schuldung bei 86 %, in Brasilien bei 81 %, in Venezuela bei 93 %. Die Konsequenz des 
Zuwachses des Anteils privater Verschuldung an der Gesamtverschuldung ist der schnellere 
Anstieg des Schuldendienstes gegenüber dem Anstieg der Gesamtverschuldung, denn pri- 
vate Kredite sind in der Regel teurer als öffentliche Leistungen. Wenn alle 96 Entwick- 
lungsländer zusammengenommen werden, dann stieg ihre Gesamtverschuldung im Zeit- 
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raum von 1970 bis 1978 um 372 %, während die Schuldenlast im gleichen Zeitraum um 
511 % zunahm. Dies alles wäre kein Problem, wenn zumindest der Schuldendienst aus 
den Exporterlösen (abzüglich der Devisenausgaben für notwendige Importe) gezahlt wer- 
den könnte. Jedoch hat sich gerade in dieser Hinsicht die Situation in den vergangenen 
Jahren für viele der Entwicklungsländer zugespitzt. Mexiko beispielsweise braucht 13,8 
Monatsexporte, um allein den Schuldendienst bezahlen zu können. Im Klartext: Die Jah- 
resexporte dieses Landes reichen nicht mehr aus, um die internationalen Kredite zu bedie- 
nen. Der Schuldendienst kann also nur noch aus Neuverschuldung finanziert werden. In 
einer ähnlich dramatischen Situation befinden sich noch eine Reihe anderer Entwicklungs- 
länder. Auch die Währungsteserven dieser Länder reichen nicht hin, um Zinsen und Til- 
gungen zu begleichen. Die Deutsche Bundesbank resümiert daher in ihrem Jahresbericht 
1979, daß sich »infolge der erneuten Ölpreisexplosion, des Anstiegs der Marktzinsen auf 
mehr als das Doppelte seit ihrem Tiefpunkt im Jahre 1977 sowie mit den rückläufigen 
Laufzeiten und geringeren tilgungsfreien Zeitspannen für neue Kredite seit Ende 1979 die 
Lage merklich verschlechtert hat. Einzelne Länder sind daher ihren Verschuldungsprozes- 
sen inzwischen gefährlich nahegekommen.« (Geschäftsbericht der Deutschen Bundesbank 
für das Jahr 1979, S. 51) 

Diese enorme Zunahme der Verschuldung bei privaten Banken steht in einem krassen Ge- 
gensatz zur Situation in den 50er und 60er Jahren, in denen die Entwicklungsländer ihre 
Entwicklungsstrategien und Zahlungsbilanzdefizite vorwiegend entweder dutch Direktin- 
vestitionen oder offizielle Darlehen finanzierten. Jedoch bedienen sie sich heute trotz der 
ungünstigeren Kreditbedingungen (höhere Zinsen) bei den privaten Märkten, nicht zu- 
letzt auch wegen der rigiden Auflagen, die internationale Institutionen wie IWF oder 
Weltbank den Kreditnehmerländern erteilen (vgl. dazu Z.B. Payer, 1974, Tetzlaff, 1980). 
Hinzu kommt der angesichts der strukturellen Zahlungsbilanzdefizite extrem gewachsene 
Finanzierungsbedarf, der durch die offiziellen Stellen allein gar nicht mehr befriedigt wer- 
den kann. Es wird dem privaten Eurobankensystem (z.B. vom Coucil of economic Adviser 
des US-Präsidenten, aber auch vom westdeutschen Sachverständigenrat) hoch angerechnet, 
daß es in den 70er Jahren die Aufgabe des »Recycling« der Liquidität von den Überschuß- 
ländern zu den Defizitländern weitgehend reibungslos bewerkstelligt habe. Dieses Urteil 
ist nur auf kurze Sicht richtig. Mittel- und eıst recht längerfristig hat diese Art des »Recyc- 
ling« Probleme eher weiter aufgetürmt, die nun abzutragen sind. Angesichts verlangsam- 
ten Wachstums des Welthandels sind die Möglichkeiten der Schuldnerländer, dutch stei- 
gende Exporterlöse den Schuldendienst zu leisten und die Verschuldung zu reduzieren, 
eingeengt, zumal die Industrieländer, jedes für sich, ebenfalls versuchen, die durch die Öl- 
technung entstandenen Zahlungsbilanzdefizite mit Hilfe forcierter Exporte zu verringern. 
Und bei zunehmender Konkurtenz auf den internationalen Märkten sind die Entwick- 
lungsländer wahrscheinlich nicht die duichsetzungsfähigsten Teilnehmer. Es ist also nicht 
untealistisch, daß das Länderrisiko bei der privaten Kreditvergabe in Zukunft größer wird. 
Für die Entwicklungsländer selbst ergeben sich aus der enorm hohen Verschuldung be- 
deutsame Probleme für die innere Entwicklung. Die internationalen Institutionen haben 
immer an die Kreditvergabe formelle Bedingungen geknüpft, die allesamt auf marktwirt- 
schaftliche Öffnung und Kapitalakkumulation und d.h. den Abbau sozialer Leistungen 
hinausliefen (vgl. dazu die Artikel über Jamaica und die Türkei in diesem Heft). Private 
Kreditgeber haben solche formellen Auflagen kaum gemacht; in der Konsequenz läuft die 
Abhängigkeit der Kreditnehmerländer von der Außenverschuldung jedoch auf denselben 
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' regressiven politischen Kurs hinaus. Denn der Zwang, alle Ressourcen für die Bedienung 
der äußeren Verschuldung zu mobilisieren, transformiert sich sehr leicht in politische Re- 
pression. Es besteht eine Affinität zwischen äußerer Abhängigkeit und innerer autoritärer 
Militarisierung der Gesellschaft. Doch auch für das internationale Kreditsystem und die 
entwickelten Industrieländer ist diese Struktur keineswegs unproblematisch. Ein Schuld- 
ner, der auch durch noch so rigide Auflagen mangels Masse nicht zum Zahlen gezwungen 
werden kann, ist in einer starken Position, von der aus über die Kreditierungsbedingungen 
neu verhandelt werden kann. Geschieht dies nicht nur vereinzelt, sondern werden mehrere 
Länder oder auch nur ein Großschuldner in diese Lage gelangen, dann kann dies zu schlim- 
men Konsequenzen für die Eurobanken führen. Dies auch deshalb, weil die Kredite, wie 
schon erwähnt, von den Eurobanken in der Regel langfristig vergeben werden, obwohl die 
OPEC-Länder sie nur kurzfristig an den Euromärkten angelegt haben. Es ist möglich, daß 
das »maturity risk« bei den Euroanlagen in Zukunft nicht mehr bedeutungslos sein wird 
wie noch der Council of economic advisers des US-Präsidenten für die vergangenen Jahre 
schreibt. 

Diese Annahme wird auch noch durch die Anlagenpolitik der OPEC-Länder bestärkt. De- 
ten Verhalten auf den internationalen Finanzmärkten ist nicht zuletzt von den inneren 
Entwicklungen in diesen Ländern abhängig. Als sich der Irak auf den Krieg gegen den Iran 
vorbereitete, wurden zu allererst die irakischen Goldbestände aus Zürich nach Bagdad zu- 
rückgeflogen. Und als die Auseinandetsetzung zwischen dem Iran und den USA über das 
Schahvermögen und die Geiseln im November 1979 einem Höhepunkt zusttebten, da ver- 
suchte der Iran, seine Anlagen aus den USA abzuziehen. Die USA haben dies administra- 
tiv verhindert, da dutch eine solche Aktion wahrscheinlich der Dollarkurs gefallen wäre, 
der gerade stabilisiert worden war (durch die Restriktionsmaßnahmen des Federal Reserve 
Board vom Oktober 1979). Aber es ist klar, daß solche Zugriffe auf fremdes Vermögen 
durch die USA oder andere Länder mit Europlätzen nicht die Regel werden können, ohne 
das System der Euromärkte mit einem blow up hochgehen zu lassen. Die Zeitbombe tickt, 
sie muß mit Vorsicht behandelt und entschärft werden. 

Doch wird hier ausschnitthaft deutlich, daß die von uns beschriebene »Privatisierung« des 
Weltmarkts und des internationalen Währungssystems längst offenkundig zu einem Poszti- 
kum eısten Ranges geworden ist. Es ist auch klar, daß die Rolle der politischen Instanzen 
zur Kontrolle dieser Beziehungen gegenüber der Macht privater Kapitale und Kreditbezie- 
hungen gestärkt werden muß. Dies ist eine allgemeine Einsicht; nur ist äußerst fragwürdig, 
wie sie realisiert werden kann. Denn hier geht es nicht um den besten technisch-ökonomi- 
schen Mechanismus, sondern um politische Interessen, die nun einmal gegensätzlich sind; 
so gegensätzlich, daß, wie schon angedeutet, auch militärische Aktionen nicht mehr ausge- 
schlossen sind. 


Die Anstrengung, beim »Recyching« von Realressourcen möglichst wenig zu verlieren 
Militärische Interventionen sind für alle Beteiligten riskant. Daher sind diese immer nur 
»ultima ratio«, wenn auch dutch forcierte Aufrüstung und die Konstruktion regionaler 


Bündnisse, die Errichtung von Militärstützpunkten und die militärische Stützung von »be- 
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freundetens Regierungen oder Gruppierungen der mögliche Krieg vorbereitet wird. Die 
am meisten von diesen »ftiedensichernden« Anstrengungen betroffenen Regionen sind ge- 
genwärtig die Länder des nördlichen indischen Ozeans und der Karibik. 

Doch die kapitalistischen Industrieländer verfolgen nicht nur diese Strategie; sie versu- 
chen, dem Problem ihrer eigenen Zahlungsbilanzdefizite gegenüber den OPEC-Ländern 
ökonomisch beizukommen. Hierbei versucht zunächst jedes Land für sich, »die Haut zu 
retten«, bevor konzertierte, weltpolitische Aktionen gegen die Krisentendenzen auf dem 
Weltmarkt zustandekommen. Gegen die Zahlungsbilanzdefizite, die mit insgesamt 80 
Mid. Dollar ım Jahre 1980 im OECD-Bereich zu Buche schlagen (davon entfallen 16 Mrd 
Dollar auf die BRD, 14,5 Mrd Dollar auf Japan, auf die EG-Länder insgesamt etwa 40 Mrd 
Dollar), hilft nicht mehr das Mittel der Währungsabwertung wie noch in den 20er Jahren 
unseres Jahrhunderts. Denn da bei einer Währungsabwertung die Importe verteuert wer- 
den, steigen entsprechend die Erdölpreise, was die Produktionskosten bei einem hohen 
Grad von Energieabhängigkeit steigert. Statt dessen versuchen alle Länder, das Kostenni- 
veau der Produktion durch eine Politik der Reduzierung des Staatsanteiles am Bruttoin- 
landsprodukt und der Lohnstückkosten zu senken. Wir haben diese Strategie grob zusam- 
menfassend als die Tendenz zu einer Auszerity-Politik in Westeuropa bezeichnet (Altvater 
1978). Restriktive Wirtschaftspolitik und eine »angebotsorientierte«, auf Erhöhung der 
Produktivität zielende Wirtschaftspolitik begründen sich also keineswegs allein aus sneu- 
en« wirtschaftspolitischen Paradigmata des Monetarismus, der Neoklassik, der »supply-side 
economy« (vgl. dazu den Aufsatz von Semmler in diesem Heft), sondern aus der Konstella- 
tion der einzelnen Länder in einer veränderten kapitalistischen Welt Ende der 70er und zu 
Beginn der 80er Jahre. Die wirtschaftspolitischen Strategien der nationalen Krisenüberwin- 
dung stehen in einem engen Zusammenhang mit den schon angedeuteten Problemen des 
»Recyclings, die sich eben länderspezifisch als Probleme mit der defizitären Zahlungsbilanz 
darstellen. 

Die Leistungsbilanzdefizite dürften - wie auch der SVR schreibt - noch einige Jahre an- 
dauern. Sie können aber nur abgebaut werden, wenn entweder die Exporze vor allem in 
die OPEC-Länder gesteigert werden können, oder »Besitztitel« in die OPEC-Länder expor- 
tiert, d.h. Kapital importiert wird, oder die Go/dreserven transferiert werden. Kurzftistig 
sind natürlich noch viele weitere Möglichkeiten zur Finanzierung der Defizite gegeben wie 
kurzfristiger Kapitalexport oder auch eine dutch internationale Institutionen vermittelte 
weitere Verschuldung z.B. in Sonderziehungstechten des Internationalen Währungsfonds 
(oder möglicherweise auch in ECU des europäischen Währungsfonds). Bislang funktionier- 
te das »Recycling« auch deshalb so gut, weil die OPEC-Länder ebensowenig wie die Erdöl 
importierenden Länder eine gundsätzliche Lösung des Problems des Ressourcentransfer an- 
strebten. Ihre Geldanlagen (der Petrodollars) waren hauptsächlich kurzfristig, aber den- 
noch nicht flüchtig, so daß das europäische Bankensystem auf diese kurzfristigen Einlagen 
durchaus langfristige Kredite zu verteilen vermochte - und damit bei höheren Zinsdiffe- 
renzen höhere Gewinne einstreichen konnte. Es ist höchst unwahrscheinlich, daß dieser 
Mechanismus auf Dauer funktionieren wird. 

Der Übergang zu langfristigen Kapitalanlagen - Portfolio- und Direktinvestitionen der 
OPEC-Länder in den Industrieländern - könnte das Problem des Realressouscen-Transfers 
lösen, würde allerdings keineswegs krisenfrei für die Industrieländer ablaufen. Denn die 
Kurswerte der Wertpapiere würden beeinflußt und damit die Renditen mit Auswirkungen 
auf die Investitionstätigkeit. 
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Ressourcentransfer durch Zunahme von Exporten ist allerdings an der - nicht monetären, 
sondern realen - Importkapazität vieler OPEC-Länder begrenzt (vgl. Jahresgutachten des 
SVR 80/81, Ziff. 20,161). Nach der ersten Ölpteissteigerung 1974 steigen die Exporte 
(z.B. der BRD) in die OPEC-Länder rapide an (um über 70 v.H.); nach der zweiten Öl- 
preissteigerung sanken sie zunächst sogar ab (um ca 20 v.H.). Aber dennoch liegt hier die 
einzige Möglichkeit, bei nicht bedeutsam reduzierbarem Ölverbrauch und verschlechter- 
ten terms of trade zwischen Industriewaren und Erdöl den Ressourcentransfer in Angriff zu 
nehmen. Auch dieser Prozeß dürfte keineswegs widerspruchslos auf längere Sicht bleiben: 
denn sollten die Ölländer im Zuge der Impottsteigerung aus den Industrieländern eine ei- 
gene industrielle Basis aufbauen, dann dürfte in Zukunft die Konkurrenz auf dem Welt- 
markt für die Produkte der Industrieländer noch weiter zunehmen und weitere Branchen 
in Schwierigkeiten bringen. Man kann unter diesen Umständen die These begründet auf- 
stellen, daß die angebotsorientierte Politik zur Verbesserung der Produktivität auch mit 
dieser »neuen« Weltmarktkonstellation zu tun hat. Zwei Gesichtspunkte werden hier we- 
sentlich. Der erste ergibt sich aus einer werttheoretischen Überlegung: Wenn durch He- 
bung der Produktivität der Arbeit industrielle Waren mit - im Vergleich zu anderen An- 
bietern von Industriewaren auf dem Weltmarkt - vergleichsweise geringerem Arbeitsauf- 
wand hergestellt werden können, dann wird - in Arbeitseinheiten ausgedrückt - der Real- 
ressoufcentransfer aus dem Land mit der überdurchschnittlichen Produktivität geringer 
sein als derjenige aus anderen Ländern. Denn sind die Weltmarktpreise für Industriewaren 
gegeben, ist der Ressoutceninput in die Industriewaren aber von der Produktivität der Ar- 
beit abhängig, dann ist der Ressoutcentransfer bei Exporten der Industriewaren tatsächlich 
eine Funktion der Produktivität generell und der relativen Produktivitäten speziell. Natür- 
lich kommen hier viele interferierende Momente ins Spiel, wie die Lohnentwicklung, die 
Beeinflussung des Preisniveaus durch inflationistische Prozesse, der Grad der Marktbeherr- 
schung durch die nationalen (und transnationalen) Konzerne etc. 

Der zweite Gesichtspunkt bezieht sich auf die Konkurrenz, in die die Erdöl verbrauchen- 
den Länder dutch die Preissteigerungen beim Erdöl geraten sind. Zwar gilt für den gesam- 
ten Block der Erdöl importierenden Länder, daß sie ein aggregiertes Defizit der Leistungs- 
bilanz mit den OPEC-Ländern aufweisen. Doch ist es durchaus möglich, daß ernze/ne Lär- 
der durch besondere Exportanstrengungen nicht nur in die OPEC-Länder, sondern auch 
auf anderen Märkten ihr Defizit erfolgreich zu überwinden versuchen. Großbritanniens 
Überschuß von 1980 ist wesentlich auf Importdtosselung infolge der Rezession und eigener 
Ölvorkommen in der Nordsee zurückzuführen. Generell kommt eine Importdrosselung 
durch Abwertungspolitik oder protektionistische Maßnahmen allerdings kaum in Frage. 
Und folglich bietet sich als eine wirtschaftspolitische Strategie tatsächlch an, auf dem Feld 
der Exporte eine komparativ günstige Lösung des Ressourcenrecycling, und zwar für ein 
einzelnes Land oder eine Ländergruppe, zu erteichen. Die wirtschaftspolitischen Anstren- 
gungen in den kapitalistischen Industrieländern gehen denn auch genau in diese Rich- 
tung. Die Versuche der Begrenzung der Lohnstückkosten, der Erhöhung der Produktivität, 
der »Modernisierung der Volkswirtschaft« in der BRD oder der »Erweiterung der ptodukti- 
ven Basis« in Italien oder der »Re-Industrialisation« in den USA und in Großbritannien 
können in diesem Rahmen interpretiert werden. Der Bedeutungszuwachs der »angebotso- 
rientierten« Wirtschaftspolitik, über den Willi Sammler in seinem Aufsatz in diesem Heft 
referiert hat, läßt sich also noch einmal mit den in den 70er Jahren verschobenen Welt- 
marktstrukturen begründen. 
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Allerdings ist diese Politik im internationalen Rahmen betrachtet nichts anderes als eine 
moderne Variante der »beggar-my-neighbour«-Politik, die nicht geeignet ist, für alle Län- 
der die entstandenen Probleme zu lösen. Daher wird auch keineswegs eine Stabilisierung 
der Situation ihre Folge sein. 

Die geschilderte Restriktionspolitik wird in der einen oder anderen Version in allen hochin- 
dustrialisierten kapitalistischen Ländern durchgeführt, sie ist Ausdruck der generellen kon- 
servativen Offensive auf dem Weltmarkt, in der Weltpolitik der 80er Jahre. Die Gefahr 
dieser Tendenzen besteht nicht nur darin, daß die gesellschaftliche Synthesis, die, wie wir 
zu zeigen veisucht haben, in den ersten Jahrzehnten nach dem zweiten Weltkrieg durch 
einen, wie auch immer fragilen staatlich vermittelten Kompromiß zwischen Lohnarbeit 
und Kapital reproduziert worden ist, nun mehr und mehr durch Disziplinierung, Reptes- 
sion, autoritäre politische Hertschaftsformen erzwungen werden soll. Sie besteht auch dar- 
in, daß außenpolitisch eine aggressivere Haltung überhand nimmt und den Weltfrieden 
gefährdet. Mehr noch: restriktive mit konservativer Ideologie unterlegte Politik in den ent- 
wickelten kapitalistischen Ländern zwingt den Ländern der dritten Welt eine ähnliche Poli- 
tik nachgerade auf, begünstigt zumindest ein Klima, in dem ebenfalls konservative Ten- 
denzen gestärkt werden. Der Export monetaristischer Wirtschaftspolitik und ihrer Vertre- 
ter aus Chicago in die lateinamerikanischen Ländern ist dafür ebenso bezeichnend wie der 
Jubel von »Newsweek« (1. Sept. 1980) über die marktwirtschaftliche Öffnung Lateinameri- 
kas oder die Renaissance so konservativ-reaktionärer Fossilien wie F.A. von Hayek. Diese 
ideologisch-hertschaftliche Seite der geschilderten weltwirtschaftlichen Prozesse kann in ih- 
rer politischen Bedeutung kaum unterschätzt werden. Dabei ist es offenbar, daß für die 
Länder der dritten Welt absolut keine Chance besteht, auf diesem Politik-Feld mit den in- 
dustrialisierten Ländern konkurrieren zu können. Und wenn es dem einen oder anderen 
Land gelingt, auf den Märkten für industriell erzeugte Waren - aufgrund niedriger Löhne, 
spezialisierter Fertigungen, niedriger Steuern - wettbewerbsfähig zu sein oder zu werden, 
dann ist anzunehmen, daß die entwickelten kapitalistischen Länder ihre inneren Märkte 
protektionistisch abschotten. Der ehemalige Präsident der Weltbank McNamara hat denn 
auch in den vergangenen Jahren keine Gelegenheit ausgelassen, um über die Zunahme der 
protektionistischen Tendenzen in der Welt Klage zu führen. Es sicht tatsächlich so aus, als 
ob es für die Nicht-OPEC-Entwicklungsländer kaum eine Chance gibt, ihre in der Zunah- 
me der Verschuldung zum Ausdruck kommenden wirtschaftlichen Probleme zu lösen, so- 
lange sie innerhalb des gegenwärtigen Weltmarkt-Kontextes verbleiben. Sich davon abzu- 
koppeln, wirft aber ebenfalls Probleme auf. Das Dilemma ist perfekt, die Zeitbombe tickt 
weiter. 

Wenn aber die Restriktionspolitik in den industrialisierten Ländern dem identischen Ziel 
folgt, die Lohnstückkosten zu begrenzen - und zwar dutch angebotsorientierte Politiken 
zur Erhöhung der Produktivität und dutch die lohnbegrenzenden Verteilungswirkungen 
geldpolitischer Restriktionen - , dann kann diese Politik in einem regionalen Bereich sozu- 
sagen internationalisiert werden. Dies genau geschieht in den 70er Jahren durch die Regio- 
nalisierung von politisch regulierten Währungsbeziehungen im Rahmen des Europäischen 
Währungssystems (EWS), das wir als einen - regional beschränkten - Versuch umschreiben 
wollen, die dargestellten Krisentendenzen in den Griff zu bekommen. 

Die Angleichung wirtschaftspolitischer Grundbedingungen in Westeuropa und in den 
USA ist die Basis für die Schaffung des Europäischen Währungssystems. Gleichzeitig wird 
mit dem EWS der Versuch unternommen, die »Konvergenz der Wirtschaftspolitik« in West- 
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europa zu konsolidieren; es stellt mit seinen Funktionsmechanismen einen Zwangszu- 
sammenhang dar, dessen Sachzwängen sich die nationalstaatliche Wirtschaftspolitik kaum 
zu entziehen vermag. Dies ist bei der Inangriffnahme des EWS 1978 und 1979 von den 
Wirtschaftspolitikern eindeutig bestätigt worden. 

Die Deutsche Bundesbank ist der Auffassung, daß für die Notenbanken die Regeln des 
Wechselkursverbunds »... inzwischen zu einem willkommenen disziplinierenden Datum 
der Wirtschaftspolitik geworden (sind), auf das sie nicht verzichten wollen« (Sonderdrucke 
der Deutschen Bundesbank, März 1978, 201). In der Financial Times heißt es beispielswei- 
se über Italien: »(Die Deutschen) sind insbesondere von dem Wunsch der italienischen Re- 
gierung beeindruckt, die Mitgliedschaft im Währungssystem dazu zu nutzen, zu Hause 
Disziplin durchzusetzen« (27. Oktober 1978). Und in der Zeitung »La Repubblica« wird 
vermutet, daß in Italien »eine starke europäische Strömung darauf hofft, daß ein Beitritt 
zum EWS die Gewetkschaften zu Verhaltensänderungen und die Regierung zu einer Sen- 
kung der Staatsausgaben zwingen würde« (8.11.1978). Der Gouverneur der Banca d’Italia, 
Carlo A. Ciampi, hat erst im Oktober 1980, vor mehr als 500 Bankern und Exponenten des 
Finanzlebens diese Rolle desEWS bestärkt. Mit den Regeln des EWS im Hintergrund kann 
die Banca d’Italia nur restriktive Politik betreiben und diese mit dem Verweis auf die Re- 
geln des EWS gegenüber allen Ansprüchen auf expansive Politik und eine entsprechende 
Währungsabwertung verteidigen. Der Spielraum für expansive Beschäftigungspolitik kann 
auf diese Weise bedeutsam eingeengt werden. Darin scheint der Grund des Interesses we- 
steuropäischer Regierungen an der Schaffung des EWS zu liegen: nämlich die nationstaat- 
lichen Austerity- und Restriktionsmaßnahmen international abzusichern und die Regeln 
des EWS gegen die beschäftigungspolitischen Fordeningen der Gewerkschaften zu wen- 
den, da bei deren Verwirklichung gefürchtet wird, die internationale Konkurrenzfähigkeit 
beim »Kampf der feindlichen Brüder« um einen möglichst geringen Anteil beim Transfer 
der Realressourcen zu schmälern. 

Bei dieser Betrachtung zeigt es sich auch, daß das EWS, das formal nach ähnlichen Regeln 
funktioniert wie das Bretton Woods System (Vgl. zur technischen Funktionssweise des 
EWS: Schröder 1979 und Monatsberichte der deutsche Bundesbank, März 1979), dennoch 
eine ganze andere Zielbestimmung hat. Das Bretton Woods System war der internationale 
Ausdruck von keynesianisch-inspirierter Wachstumspolitik, ein System zur politischen 
Kontrolle der Expansion des Weltmarkts. Das regionale EWS hingegen ist der Versuch, Re- 
striktionspolitik nationaler Staaten zu koordinieren und gegen die inneren Kräfte der Ar- 
beiterbewegung zu wenden, die - wie noch unter den Bedingungen der Existenz des key- 
nesianischen Klassenkompromisses - auf Vollbeschäftigung und Einkommenszuwächse 
und möglicherweise gar Umverteilung zugunsten der Lohnabhängigen pochen. Es ist im 
strikten Sinne nichts anderes als der institutionalisierte Ausdruck der Kapitulation vor den 
Marktkräften, vor der Dominanz der Verwertung von Kapital gegenüber allen politischen 
Ansprüchen, diese im Rahmen eines Wachstumspakts zu zähmen. 

Ganz zweifellos steigt mit der Internationalisierung von Austerity die Kapazität der betei- 
ligten Länder und ihres Kapitals, auf dem Weltmarkt komparative Vorteile zu erzielen - 
wenn auch nicht für alle beteiligten Nationen gleichmäßig und gleichzeitig. Jedoch wird 
damit keines der hier diskutierten Probleme gelöst. Eine Lösung müßte sowohl das Pro- 
blem des Recyclig der Öldollars, als auch die immense Verschuldung der Entwicklungslän- 
der umfassen, und zwar indem die politischen Interventionspotentiale gegenüber den pri- 
vaten Kapitalen, insbesondere gegenüber den Eurogeld- und -kapitalmärkten, gestärkt 
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werden; indem in den weltwirtschaftlichen Beziehungen den Interessen an wirklicher Ent- 
wicklung von Ökonomie und Gesellschaft in den Ländern der dritten Welt (also nicht un- 
bedingt den Interessen der herrschenden politischen Eliten) nachgegeben wird, und natüt- 
lich, indem alles getan wird, um die Tendenzen zu einer militärischen Zerschlagung der 
genannten Probleme gestoppt werden. 

Allerdings ist eine Lösung in diese, nur angedeutete Richtung nicht in Sicht. Sie muß aber 
weiter gesucht werden. Denn so wie bisher kann es keine zehn Jahre weitergehen... 
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Wolfgang Schoeller 
Wahl der Technologie und Beschäftigung in Entwicklungsländern 


1. Problemstellung 


Für das anhaltend große Interesse, das seit mehreren Jahren auch in der BRD der Frage der 
Wahl der Technologie im Industrialisierungsprozeß der Entwicklungsländer entgegenge- 
bracht wird, dürften insbesondere folgende Gründe maßgebend sein: 

- Die allgemein verlangsamten industriellen Wachstumsraten in den westlichen Indu- 
strienationen sind von einem REpIesend niedrigen Stand der Neu- und Erweite- 
rungsinvestitionen begleitet. 

- Die Branchenstruktur der BRD weist eine im Vergleich zu den übrigen hochent- 
wickelten Industrienationen besonders ausgeprägte Stellung der Industrien des Kapi- 
talgütersektors aus, der zudem in der Zusammensetzung der Exporte vorherrschend 
ist. 

- Die allgemein verlangsamten industriellen Wachstumsraten in den westlichen Indu- 
strienationen werfen daher für den Kapitalgütersektor der BRD ein besonders schwer- 
wiegendes Problem in Form einer langfristigen Stabilisierung der Nachfrage auf. War 
es in den 50er und 60er Jahren für die westdeutsche Industrie noch möglich, ange- 
sichts einer asynchron verlaufenden Konjunktur in den westlichen Industrienationen 
die fehlende interne Nachfrage durch steigende Exporte zu kompensieren, so scheint 
gegenwärtig aufgrund der verallgemeinerten Konjunkturentwicklung dieser Ausweg 
verwehrt zu sein. 

- Unter der wohl realistischen Annahme einer noch fortdauernden Periode verlangsam- 
ten industriellen Wachstums oder gar rezessiver Konjunkturentwicklung in den west- 
lichen Industrienationen, stellt sich allgemein für diese Länder, insbesondere auch für 
die BRD, das Problem, Möglichkeiten zu erschließen, die Nachfrage für die Indu- 
strien des Kapitalgütersektors langfristig zu stabilisieren. 

Dieser hier nur stichwortartig angedeutete Sachverhalt benennt den ökonomischen Hinter- 

grund des Osthandels ebenso wie der Konzeption und Zielsetzung der westdeutschen Ent- 

wicklungshilfe. Diese zielt im wesentlichen darauf ab, die Voraussetzungen einer anhal- 
tenden Industrialisierung in den Entwicklungsländern zu schaffen, um auf diese Weise 
eine langfristig wachsende Nachfrage dieser Länder für die Industrien des Kapitalgütersek- 
tors zu erreichen. Die Industrialisierung der Entwicklungsländer, die somit als eine Mög- 
lichkeit gesehen wird, der Lösung des benannten Problems der Nachfragestabilisierung nä- 
herzukommen, hängt jedoch ihrerseits von der Importkaufkraft der Entwicklungsländer 
ab. Die Diskussionen zur Wahl der Technologie in Entwicklungsländern nehmen an jener 

Problematik ihren Ausgangspunkt und suchen entsprechend nach Wegen, den Industriali- 

sierungsptozeß in den Entwicklungsländern zu beschleunigen sowie den Exportsektor die- 

ser Länder zu diversifizieren, um hierdurch deren Importkaufkraft zu erhöhen. 

Läßt sich durch die angeführten Momente das anhaltend große Interesse an der sog. Tech- 

nologiefrage erklären, so setzt jedoch die wissenschaftliche Auseinandersetzung hierzu an 

den Problemen und Phänomenen an, die in scheinbar unvermeidlicher Regelimäßigkeit 
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den Industrialisierungsprozeß in den Entwicklungsländern begleiten. Zu diesen zählen ins- 
besondere die hohe Dauerarbeitslosigkeit, die relativ niedrige Kapazitätsauslastung der Be- 
triebe sowie ein industrielles Wachstum, hinter dem die Zunahme der industriellen Be- 
schäftigung zurückbleibt oder das sogar Arbeitslosigkeit schafft. Die Ursachen dieser Phä- 
nomene werden in den einschlägigen Arbeiten vorhetrschend in den Kriterien gesucht, die 
bei der Wahl der Technologie im Industrialisierungsprozeß dieser Länder zur Anwendung 
gelangen.‘ Ungeachtet der unterschiedlichen Intentionen, Schwerpunkte der Analyse und 
politischen Standorte, die diese Diskussionen aufweisen, läßt sich dennoch folgende dutch- 
aus gemeinsame Argumentationsführung wenn nicht sogar im Prinzip gleiche theoretische 
Grundlage der hier interessierenden Ansätze zur Wahl der Technologie hervorheben: 

In neo-klassischer Sichtweise werden die benannten Phänomene auf verzerrte Faktorpreise 
für »Kapital« und »Arbeit« zurückgeführt, die ihrerseits einem »Ungleichgewicht« zwischen 
dem Angebot und der Nachfrage von »Arbeit« geschuldet seien. In den Entwicklungslän- 
dern werde das Angebot von Arbeit insbesondere durch die Wanderungsbewegung vom 
Land in die Städte sowie das Bevölkerungswachstum bestimmt.? Entsprechend nehmen in 
den gängigen entwicklungspolitischen Konzeptionen Maßnahmen zur Begrenzung der 
Landflucht und des Bevölkerungswachstums einen festen Platz ein, #72 das Angebot von 
»Arbeit« zu senken. Die Nachfrage nach »Arbeit« werde demgegenüber dusch ökonomi- 
che Faktoren bestimmt. Diese sei durch die Faktorpreise für Kapital und Arbeit geregelt, 
die deren relativen Knappheiten entsprechen sollten. Ausgehend von dieser Annahme 
werden die hohe Dauerarbeitslosigkeit wie auch die unzureichende Absorbtion der Pro- 
duktionsfaktoren als.ein »Ungleichgewicht« zwischen dem Angebot und der Nachfrage von 
»Arbeit« verstanden, das seinerseits durch verzerrte Faktorpreise veruisacht sei. 

Da in den Entwicklungsländern Kapital relativ knapp, Arbeitskräfte dagegen relativ reich- 
lich verfügbar seien, könne die unzureichende Absorbtion der Produktionsfaktoren nur 
dem Umstand geschuldet werden, daß eben die Faktorpteise für Kapital und Arbeit nicht 
deren relativen Knappheiten entsprechen. Konsequenterweise ergeben sich hieraus Lö- 
sungsvorschläge, die auf eine relative Verteuerung des Kapitals gegenüber der Arbeit hin- 
‚auslaufen, die in der Regel durch eine Lohnsenkung erreicht werden sollen (Streichung der 
Sozialleistungen des Staats, Beseitigung von Mindestlohnregelungen und jeglicher Ein- 
schränkung der Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt). Diese »Anpassung« der Faktorpreise 
für Kapital und Arbeit an deren jeweils gegebene relative Knappheiten soll darauf abzie- 
len, einer Technologie zur Anwendung zu verhelfen, die den »korrigierten« Faktorpreisen 
entsprechen. Eine in diesem Sinne »angepaßte« Technologie sei demzufolge in der Lage, 
die Nachfrage nach Arbeit zu erhöhen und das benannte »Ungleichgewicht« zu beseitigen. 
Diese hier nur in Stichworten hervorgehobene theoretische Grundlage vorhertschender 
entwicklungspolitischer Analysen und Beiträge läßt bereits erkennen, weshalb der Wahl 
der Technologie in Entwicklungsländern eine derart zentrale Bedeutung beigemessen 
wird. Es kann sogar darüberhinaus behauptet werden, daß sich aufgrund des erreichten 
Standes der Industrialisiertung in diesen Ländern und der Probleme, die in deren Verlauf 
hervorgebracht worden sind, die Analyse der Unterentwicklung weitgehend als eine De- 
batte um die Wahl der Technologie darstellt. Bestimmten noch in den 60er Jahren Proble- 
me wie die Terms of Trade im Außenhandel, die negativen Zahlungsbilanzen oder der so- 
genannte ungleiche Tausch die Diskussionen zur Unterentwicklung, so hat sich seitdem 
der empirische und theoretische Schwerpunkt der Analysen zur Unterentwicklung zugun- 
sten der sogenannten Technologiefrage verschoben. In den nachstehenden Beiträgen wird 
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beabsichtigt, die wichtigsten Ansätze und Argumentationslinien dieser Diskussion um die 

Wahl der Technologie herauszuarbeiten sowie auf deren jeweilige ökonomische und politi- 

sche Implikationen hinzuweisen. 

Im wesentlichen lassen sich hierbei folgende Gruppierungen voneinander untetscheiden?: 

- Zur vorherrschenden und einflußreichsten Richtung zählen die Ansätze, die sich der 
Bezeichnung »Aapitalintensive-arbeitsintensive« Technologie zuordnen lassen.° Diese 
Ansätze können durchaus praktische Bedeutung für sich beanspruchen. Sie beherr- 
schen die konzeptionelle Orientierung internationaler Institutionen wie etwa des IMF, 
sind in der ultraliberalen Wirtschaftspolitik zahlreicher Entwicklungsländer erkennbar 
oder kommen in den Kriterien bei der Planung und Entscheidung von Entwicklung- 
sptojekten zur Anwendung. 

- Eine zweite Gruppierung von Ansätzen läßt sich durch die Stichworte s722/ scale, in- 
termediäre und alternative Technologie eıfassen. Diese Ansätze beziehen sich insbe- 
sondere auf ökonomisch kleine Entwicklungsländer ohne Aussicht auf bedeutende Ex- 
portmöglichkeiten. Im Gegensatz zur ersten Gruppierung, die explizit und zormzatıv 
innerhalb der internationalen Konkurrenz ansetzt, schließt diese zweite Gruppe von 
Ansätzen die internationale Konkurrenz bewußt aus, verbleibt aber in ihrer Mehrheit 
implizit innerhalb der Rahmenbedingungen, die durch den Marktmechanismus ge- 
setzt sind.’ 

In Form einer Kritik, insbesondere der zweiten Gruppierung, werden Argumente zum sog. 

Beschäftigungsproblem vorgestellt, die am »klassischen« Kriterium des znvestierbaren 

Überschusses otientiert sind, das das leitende Prinzip sozialistischer Planung darstellt.® In 

Vorwegnahme der nachstehenden Diskussionen werden in diesem Beitrag folgende Thesen 

und Schlußfolgerungen vertreten: 

- Innerhalb des Rahmens einer uneingeschränkten internationalen Konkutrenz ist eine 
Wahl der Technologie nicht möglich. Diese vollzieht sich vielmehr vermittelt über 
den Zwang der Konkurrenz. 

- Ungeachtet der jeweils vorherrschenden Knappheitsrelationen von Kapital und Arbeit 
und ungeachtet des jeweils vorherrschenden Lohnniveaus setzt sich die jeweils effi- 
zienteste, i.d.R. kapitalintensive, arbeitssparende Technologie durch. 

- Das relativ hohe Niveau der Kapitalintensität, das sich mittlerweile auch in den Ex- 
portindustrien der Entwicklungsländer durchsetzt, entzieht der vorherrschenden Au- 
ßenhandelstheorie jeden empirischen Bezugspunkt und Erklärungsgehalt. 

- Unter Ausschluß der internationalen Konkurtenz ist ebenfalls eine Wahl der Techno- 
logie in dem ihr unterstellten Sinne nicht möglich, solange der Marktmechanismus 
wirksam bleibt. 

- Aus den sog. spezifisch historischen Bedingungen der Unterentwicklung läßt sich 
nicht ableiten, daß das Kriterium des investierbaren Überschusses, das das leitende 
Prinzip der Industrialisierung der sozialistischen Übergangsgesellschaften war, nicht 
mehr der Ausgangspunkt der »Beschäftigungspolitik« und der Absorbtion von Res- 
sourcen zu sein hätte. 

- Die Lösung des Problems der Arbeitslosigkeit und der Akkumulation in den Entwick- 
lungsländern verbietet die Verfolgung einer Strategie der small scale und alternativen 
Technologie. Der Einsatz der arbeitssparenden i.d.R. kapitalintensiven Technologie 
ist die Voraussetzung dafür, die Arbeitslosigkeit abzubauen und eine anhaltende Ak- 
kumulation einzuleiten. 
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2. Kapitalintensive - arbeitsintensive Technologie unter Bedingungen 
der internationalen Konkurrenz 


Diese Diskussionstichtung findet ihren praktischen Bezug in den gegenwärtigen Tenden- 
zen eines ökonomischen und politischen Liberalismus, der unter ausdrücklicher Einbezie- 
hung der Entwicklungsländer auf einen Freihandel neuen Typs abzielt. Entsprechend die- 
ser Orientierung setzen die hier angesprochenen Ansätze als Lösung des Problems der Dau- 
erarbeitslosigkeit und der unzureichenden Mobilisierung der Ressouicen »orzmativ die un- 
eingeschränkte internationale Konkurrenz voraus, da erst dann die Voraussetzung dafür 
gegeben sei, das oben benannte »Ungleichgewicht« zu beseitigen. Allein die uneinge- 
schränkte internationale Konkurrenz könne bewirken, daß die Faktorpreise von Kapital 
und Arbeitan deren relativen Knappheiten angepaßt würden. Diese Korrektur werde einer 
Technologie zur Anwendung verhelfen, die relativ arbeitsintensiv ist, da hierdurch der 
Lohn den »sozialen Kosten« der Arbeit entspreche und sich deren Preis gegenüber dem Ka- 
pital relativ verbilligt habe. Da in der billigen Arbeitskraft der komparative Kostenvorteil 
der Entwicklungsländer gegenüber den Industrienationen liege, sei es möglich, im Bereich 
arbeitsintensiver Industrien, die vorwiegend einfach qualifizierte Arbeitskraft benötigen, 
eine internationale Konkutrenzposition zu erlangen. Diese relativ arbeitsintensiven Indu- 
strien seien in der Lage, dieselben oder ähnliche Industriezweige aus dem Branchenspek- 
trum der Industrienationen zu verdrängen. Die Entwicklungsländer seien deshalb imstan- 
de, auf dem Wege einer Lohnkostenkonkurrenz arbeitsintensive Exportindustrien zu er- 
tichten. Hierdurch nehme die Nachfrage nach Arbeitskräften entsprechend zu, wodurch 
die hohe Dauerarbeitslosigkeit beseitigt werden könne. Zur Beurteilung dieser hier nur 
skizzierten Argumentation sind folgende Prämissen und Annahmen zu hinterfragen, auf 
denen diese aufbaut: 

-  Setztsich im Rahmen einer weitgehend unbehinderten, internationalen Konkurrenz 
angesichts des internationalen Lohngefälles in den Entwicklungsländern eine relativ 
arbeitsintensive Technologie durch? 

-  Begründet das enorme internationale Reallohngefälle eine entsprechend ausgeprägte 
internationale Lohnkostendifferenz, und welche Bedeutung kommt dieser allenfalls 
für die Konkurtenzfähigkeit der Expottindusttien zu? 

- Besteht für die Mehrheit der Entwicklungsländer die Möglichkeit, durch Exportindu- 
strien den fehlenden oder unzulänglich entwickelten Kapitalgütersektor ökonomisch 
zu substituieren? 

Hierzu nehme ich durch folgende Einwände Stellung: 

Entsprechend der benannten Annahmen der vorhertschenden Außenhandelstheotie müß- 

ten sich zumindest in den Exportindustrien der Entwicklungsländer vergleichsweise arbeit- 

sintensive Industrien durchsetzen. Dieser unterstellte Trend findet jedoch über einen län- 
geren Zeitraum hinweg keinerlei empirische Bestätigung; vielmehr setzen sich in den Ex- 
portindustrien der Entwicklungsländer kapitalintensive Technologien dutch, die am tech- 
nischen Fortschritt der entsprechenden Industrien der Industrienationen orientiert sind.!° 

Die Wahl der Technologie im Rahmen der internationalen Konkurrenz weist in eine Rich- 

tung, die auf das gerade Gegenteil dessen hinausläuft, was entsprechend der theoretischen 

Annahmen der Außenhandelsiheorie zu erwarten wäre. Der Grund hierfür kann darin ge- 

sehen werden, daß der technische Fortschritt in den infragekommenden Branchen der In- 

dustrienationen die Arbeitsproduktivität beständig erhöht, die Stückkosten entsprechend 
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senkt und auf diesem Wege ebenso die Lohnstückkosten - trotz telativ hoher und steigen- 
der Reallöhne - senkt. In dem Maße aber, in dem die Kapitalintensität zunimmt, die Ar- 
beitsptoduktivität steigt und die Stückkosten sowie der Lohnanteil an diesen sinken, 
schwindet auch jede Möglichkeit, in den niedrigen Löhnen auf der Basis einer arbeitsinten- 
siven Technologie, die eine entsprechend niedrige Arbeitsproduktivität bedingt, einen 
sog. komparativen Kostenvorteil zu erlangen.‘!: Die Entwicklungsländer sind daher lang- 
fristig nicht in der Lage, auf dem Wege einer internationalen Konkurrenz der Lohnstück- 
kosten die unterlegene Arbeitsproduktivität von der Konstenseite her auszugleichen.!? 
Dieser allgemeine theoretische Zusammenhang kann durch nachstehendes Schaubild ver- 
deutlicht werden, das die Wirkung einer steigenden Kapitalintensität und Arbeitsproduk- 
tivität auf den Einsatz der Arbeitszeit demonstriert: 


Kapitalintensität 
und 
Arbeitsproduktivität 


Einsatz von Arbeitszeit 
und 
Bedeutung der Lohnkosten 


Da in den Industrienationen in den Branchen, die für die Exporte der Entwicklungsländer 
von besonderer Bedeutung sind (Textil, Bekleidung, Elektrotechnik, Optik etc.), die Kapi- 
talintensität und die Arbeitsproduktivität weiter steigen, nimmt folglich der Einsatz von 
Arbeitszeit pro Stück entsprechend ab. D.h., die Lohnkosten verlieren deshalb - ungeach- 
tet des internationalen Lohngefälles - ebenfalls an relativer Bedeutung. Selbst wenn durch 
extremen Lohndruck die Lohnstückkosten in den Exportindusttien der Entwicklungsländer 
unter das Niveau der Lohnstückkosten in den vergleichbaren Industrien der Industrienatio- 
nen gesenkt werden könnten, so wäre dennoch der hieraus erwachsende Konkurtenzvorteil 
nur gering, falls die Kapitalintensität und Arbeitsproduktivität insgesamt bereits einen ho- 
hen Stand erreicht haben. 

Vor dem Hintergrund dieser allgemeinen theoretischen Zusammenhänge lassen sich der ge- 
genwärtig zu beobachtende Trend zur Kapitalintensivierung in den Exportindustrien der 
Entwicklungsländer sowie langfristige Exporterfolge einiger dieser Länder folgendermaßen 
erklären: 

Der rasche technische Fortschritt in den Industrienationen erzwirgt in den entsprechenden 
Expottindustrien der Entwicklungsländer den Einsatz derselben Technologie. Dies ist auch 
dann der Fall, selbst wenn - wie im Bereich Textil / Bekleidung - ein niedriges Lohuniveau 
über einen bestimmten Zeitraum hinweg die Grundlage der Exportfähigkeit gewesen 
sein sollte.!? Der technische Fortschritt und die damit einhergehende Senkung der Lohn- 
stückkosten führen aber dazu, daß zrgeachtet des vorhertschenden Lohnniveaus die je- 
weils effizienteste, i.d.R. arbeitssparende und kapitalinteusive Technologie zur Anwen- 
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dung gelangt. Kann unter Bedingungen des inneren Marktes noch angenommen werden, 
daß ein niedriges Lohnniveau den technischen Fortschritt behindert oder verzögert, so ist 
dies innerhalb der Konkurrenz zwischen Industrienationen und Entwicklungsländern nicht 
der Fall. Sobald in Exportindustrien überlegene Technologien zur Anwendung gelangt 
sind, sind die übrigen Anbieter dieser Branchen gezwungen, diese Technologie ebenfalls 
einzuführen - und zwar ungeachtet des jeweils vorhertschenden Lohnniveaus und des in- 
ternationalen Lohngefälles. Exportindustrien der Entwicklungsländer sind langfristig nur 
dann konkurrenzfähig, wenn sie eine gleichwertige oder sogar überlegene Technologie an- 
wenden. '? 

Diese - gemessen am Faktorproportionentheorem - »falsche« Wahl der Technologie wird 
demzufolge durch die internationale Konkurrenz erzwungen. Eine Wahl der Technologie 
in dem hier unterstellten Sinne gibt es deshalb unter Bedingungen der internationalen 
Konkurtenz nicht! 

Die vorhertschende Außenhandelstheorie beruht jedoch noch auf einer weiteren - implizi- 
ten - Annahme, die im Zusammenhang der hier bettachteten Problematik von besonderer 
Bedeutung ist: Wie oben gezeigt wurde, wird unterstellt, daß durch eine unbehinderte in- 
ternationale Konkurrenz der jeweilige komparative Kostenvorteil zur Geltung: gebracht 
werden könne, der die Absorbtion der produktiven Ressourcen sicherstelle. Bezogen auf 
die Problematik der Entwicklungsländer wird damit zugleich behauptet, daß diese durch 
Exportindusttien ihre Importkaufktaft für Kapital- und Ausrüstungsgüter sowie für indu- 
sttielle Rohmaterialien in einem Maße ausweiten können, daß es austeicht, den fehlenden 
Kapitalgütetsektor ökonorzisch zu »substituieren«. Die These, die wir gegenüber dieser im- 
pliziten Annahme vertreten, ist folgende: 

Die Terms of Trade der Exportindustrien im Bereich standardisierter Massenproduktion 
sind mit denen zahlreicher Rohstoffe und tropischer Produkte vergleichbar. D.h., die Prei- 
sindizes der Exportwaten bleiben hinter denen der importierten Kapitalgüter und indu- 
sttiellen Rohmaterialien insgesamt sowie auch für diese hier betrachteten Industrien selbst 
zurück. Diese These, die ein zentrales Akkumulationsproblem der Entwicklungsländer an- 
spricht, kann wie folgt begründet werden: 

Der technische Fortschritt der Industtienationen, an dem sich auch die Exportindusttien 
der Entwicklungsländer orientieren müssen, drückt seinerseits bestimmte ökonomische Be- 
ziehungen aus wie insbesondere: Größe des Markts - Output - Kapitalintensität - Techno- 
logie - Stückkosten. Sofern aber die Expottindusttien der Entwicklungsländer die fortge- 
schrittene Technologie ebenfalls zur Anwendung btingen, stehen sie unter dem Zwang, 
dieselben benannten ökonomischen Beziehungen zu erreichen, da andernfalls die Stück- 
kosten dieser Exportindustrien rasch ansteigen und deren Konkuttenzfähigkeit gefährdet 
witd. 

Da der innere Markt insbesondere wegen der geringen Massenkaufkraft und der Einkom- 
menskonzentration in den Entwicklungsländern begrenzt ist, verliert dieser bei steigender 
Kapitalintensität der Industrien an Bedeutung, jene ökonomischen Beziehungen zu errei- 
chen, die in den Industrienationen vorherrschen. Dieser Sachverhalt erklärt u.a., weshalb 
die Lösung dieses Problems in zahlreichen Entwicklungsländern im Export gesucht wird. 6 
Darüberhinaus sind die Produkte dieser Industrien des standardisierten Massenkonsums in 
hohem Maße wechselseitig austauschbar. Die Anbieter dieser Industrien verfügen daher 
nur über einen geringen Spielraum, sich auf dem Wege einer Produktaifferenzierung und 
Spezialisierung für einen bestimmten Zeitraum der unbegrenzten Konkurrenz wechselsei- 
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tig austauschbarer Produkte zu entziehen, unter dieser Bedingung gewinnt aber der Preis 
die Bedeutung, ausschließliches Instrument zur Durchsetzung der Konkurtenz zu sein, da 
auf Märkten wechselseitig austauschbarer Produkte der Marktanteil nur vermittelt über den 
Preis gehalten oder ausgeweitet werden kann. i 
Dieser allgemeine Satz auf die Exportindustrien der Entwicklungsländer angewendet, be- 
deutet, daß für diese die Preiskonkurrenz sehr stark ist. 

Je mehr Entwicklungsländer aber auf dieselben Exportmärkte drängen, desto eher werden 
auf diesen Bedingungen ähnlich der sog. klassischen oder freien Konkurrenz hervorge- 
bracht, wie sie für zahlreiche Märkte der agrarischen und mineralischen Rohstoffe bekannt 
sind und sich im Phänomen der sinkenden Terms of Trade geltend machen. Die meisten 
dieser Rohstoffe sind nicht nur unbegrenzt reproduzierbar, sondern auch wechselseitig 
substituierbar. Es besteht daher auf diesen Märkten wechselseitig substituierbarer und be- 
liebig reproduzierbarer Rohstoffe kaum die Möglichkeit, sich durch Produktdifferenzie- 
tung und Spezialisierung zeitweilig der Preiskonkurrenz homogener Produkte zu entzie- 
hen. Im Gegensatz hierzu besteht auf den Importmärkten der Entwicklungsländer - insbe- 
sondere der Branchen der Kapital- und Ausrüstungsgüterindustrien - in hohem Maße die 
Möglichkeit zur Produktdifferenzierung und Spezialisierung. Dieser sich aus der sztoff%- 
chen Form det Produkte ergebende Sachverhalt ist als einer der wesentlichen Gründe dafür 
anzusehen, daß der durchschnittliche Preisindex für Produkte dieser Branchen langfristig 
steigt oder stagniert - ungeachtet der Produktivitätssteigerungen, die in diesen Industrien 
stattfinden. 
Diese unterschiedhichen Bedingungen der Konkurrenz auf den beiden Gruppen von Märk- 
ten (Rohstoffe - Kapitalgüter) sind vermutlich weniger dem Monopolisierungsgrad als viel- 
mehr der stofflichen Form der Produkte sowie der jeweiligen Nachfragestruktur geschul- 
det. Diese unterschiedlichen Bedingungen der Konkurrenz, verursachen das bekannte 
Phänomen sinkender Terms of Trade zuungunsten der Mehrheit der Entwicklungsländer.'® 
In Analogie hierzu scheint es plausibel, anzunehmen, daß im Bereich der benannten Ex- 
portindustrien eine ähnliche Konstellation herausgebildet wird: Die Konkurrenz auf den 
Märkten der Exportindustrien der Entwicklungsländer nimmt aufgrund der angedeuteten 
Zwänge zu. Dies aber muß zur Folge haben, daß der Preisindex dieser wechselseitig substi- 
tulerbaren Fertigwaren hinter dem der importierten Kapital- und Ausrüstungsgüter zu- 
tückbleibt. 

Sofern sich diese Überlegungen und Schlußfolgerungen empirisch bestätigen werden, las- 
sen sich daraus zusätzliche Einwände gegen die hier diskutierten Ansätze ableiten: 
Neben der unhaltbaren These einer internationalen Lohnkostenkonkurtrenz, die unter Be- 
dingungen unbehinderter Konkurrenz die produktive Mobilisierung der Ressourcen dutch 
Expottindustrien erlaube, ist auch die benannte - implizite - Annahme der vorhertschen- 
den Außenhandelstheorie kaum haltbar, nach der es möglich sein soll, durch Exportindu- 
strien den fehlenden Kapitalgütersektor ökonomisch zu »substituieren«. Das zentrale Pro- 
blem der Akkumulation in den Entwicklungsländern besteht daher - zumindest für die 
Mehrheit dieser Länder - fort und kann auch nicht durch eine »richtige« Wahl der Techno- 
logie im oben angegebenen Sinne einer Lösung nähetgebracht werden. '? 
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3. Arbeitsintensive Produktion unter Ausschluß der internationalen 
Konkurrenz- Small scale und alternative Technologie 


In den Überlegungen zur Wahl der Technologie im Industrialisierungsprozeß der Entwick- 
lungsländer läßt sich eine zweite Richtung von Ansätzen benennen, die durch die Stich- 
worte »s72al} scale«, »intermediäre« und »alternative Technologie« erfaßt werden können. 
Diese Ansätze setzen - ähnlich wie im Fall der oben betrachteten Gruppierung - an den 
Problemen an, die im Verlauf der Importsubstitution hervorgetreten sind, wie insbesonde- 
re die hohe Dauerarbeitslosigkeit und eine Form der Industrialisierung, die beschäfti- 
gungslos macht. Die Prämissen sowie die Richtung, in der die Lösung dieser Probleme ge- 
sucht wird, drücken jedoch eher das wohlverstandene Gesamtinteresse und die ökonomi- 
schen Restriktionen eines ökonomisch kleinen Entwicklungslandes aus.?° 

Die Bedeutung, die diese Ansätze in den wissenschaftlichen Auseinandersetzungen über 
die Industrialisierung dieses Typs von Entwicklungsländern einnehmen, erklärt sich u.a. 
aufgrund folgender Problemstellung: Angesichts nur geringer und für die Industrialisie- 
rung nur unzureichender Rohstoffvorkommen sowie sehr begrenzter Exportmöglichkeiten, 
sind diese ökonomisch kleinen Entwicklungsländer nicht in der Lage, eine Importkaufkraft 
zu etreichen, die es erlaubt, in ausreichendem Maße Kapital- und Ausrüstungsgüter sowie 
industrielle Rohmaterialien und Fertigwaren einzuführen. Die Industrialisierung in der 
Form der Importsubstitution ist daher unter den rtestriktiven Bedingungen der internatio- 
nalen Konkurrenz mehr auf die eigenen Ressourcen verwiesen als dies in den ökonomisch 
großen Entwicklungsländern der Fall ist, die umfangreiche Rohstoffreserven und bedeu- 
tendere Exportmöglichkeiten besitzen. Dieser Sachverhalt stellt daher den realen Aus- 
gangspunkt für Überlegungen dar, auf dem Wege von »s7ma// scale« Technologien dennoch 
eine Industrialisierung zu ermöglichen, obwohl diese nicht auf eine bedeutende Import- 
kaufkraft zurückgreifen kann. Diese »s724// scale«-Ansätze, die sich auf die restriktiven Be- 
dingungen insbesondere ökonomisch kleiner Entwicklungsländer beziehen, lassen sich 
durch folgende Argumentation kennzeichnen: 

Die Senkung der organischen Zusammensetzung des Kapitals durch einen konsequenten 
Einsatz arbeitssparender Technologie entspreche der realen Faktorausstattung dieser Län- 
der und erlauben es deshalb, die produktive Mobilisierung der Ressourcen sicherzustellen. 
Dieser Ansatz bedeutet aber wiederum im wesentlichen nichts anderes als die oben be- 
nannte Vorstellung eines sogenannten Gleichgewichts, das es durch die Korrektur der Fak- 
torpreise zu erreichen gelte. 

Für diese Lösung werden von den Vertretern dieser Ansätze vor allem folgende Argumente 
geltend gemacht: Alle bestehende Technologie, sei sie veraltet oder neu, ist unter den hı- 
storischen Bedingungen der Kapitalreproduktion der Industrienationen entwickelt wor- 
den. Diese Technologie bringe deshalb Bedingungen wie wachsende Märkte, relativer Ka- 
pitalüberfluß und relativ teure Arbeitskraft zur Geltung. Aufgrunddessen bestünden in 
den Industrienationen bestimmte - oben bereits genannte - ökonomische Beziehungen 
zwischen Marktgröße - Output - Stückkosten - und der diesen Größen entsprechenden 
Technologie. Hieraus wird gefolgert, daß die Technologie, die unter den Bedingungen ei- 
ner vollentfalteten Kapitalreproduktion entstanden ist, den konkreten Bedingungen der 
Entwicklungsländer nicht Rechnung trage. 

Allein eine intermediäre »s72a// scale«, oder, wie verschiedentlich sogar vorgeschlagen wird - 
alternative Technologie, die es real noch gar nicht gibt, könne deshalb die optimale Mobi- 
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lisierung der Ressourcen herbeiführen. ?! 

Aus der einschlägigen empirischen Literatur zu diesen Ansätzen lassen sich u.E. folgende 
verallgemeinerbare Schlüsse ziehen: 

Unter Bedingungen des Marktmechanismus kann die »s724// scale«-Produktion nur dann 
bestehen, wenn der innere Markt extrem klein ist, da in diesem Fall die Fixkosten der kapi- 
talintensiven Produktion hoch sind. Dieser Konkurrenzvorteil der small scale Produktion 
verschwindet jedoch sehr schnell, sobald sich der innere Markt ausweitet. Dies ermöglicht 
der kapitalintensiven Produktion eine höhere Kapazitätsauslastung, steigende Stückzahlen 
und entsprechend sinkende Stückkosten. Diese dutch die Größe des inneren Marktes vor- 
gegebene Begrenzung der »5724// scale« Produktion hängt i.d.R. eng mit der Entwicklung des 
Transportsystems zusammen. Sobald dieses entwickelt ist, entsteht auch real ein nationaler 
Binnenmarkt, der die »s724// scale«-Produktion in Konkurrenzzusammenhang zu anderen 
»somall scale«-Einheiten sowie auch zur kapitalintensiven Großproduktion setzt. Ist diese Si- 
tuation erreicht, setzt sich erfahrungsgemäß die effizientere, kapitalintensive Technologie 
durch. 

Neben diesen Existenzbedingungen der »572a/ scale«-Produktion, die selbst Ausdruck ei- 
nes niedrigen Entwicklungsstandes sind, kann der 104» während einer zeitlich begrenzten 
Phase zum Überleben der »5724// scale«-Produktion beitragen. Die arbeitsintensive »s724/ 
scale«-Technologie bedingt i.d.R. eine niedrige Arbeitsproduktivität. Sofern der Marktme- 
chanismus wirksam ist, muß aber unter dieser Bedingung der Lohn im Bereich der »s72«4 
scale«-Produktion erheblich unter dem der kapitalintensiven, arbeitssparenden Großpro- 
duktion (large scale) liegen. Bei gleichem Lohnniveau besteht für die »5724// scale«-Produk- 
tion keine Möglichkeit mehr, die Stückkosten dutch niedrige Lohnkosten zu senken bzw. 
gleiche Stückkosten zu erzielen. Wie oben bereits gezeigt wurde, ist aber diese Möglich- 
keit, über den Lohn die unterlegene Arbeitsproduktivität von der Kostenseite her auszu- 
gleichen, durch den technischen Fortschritt begrenzt. 

Die Erfahrungen, die bislang mit der »s724// scale«-Produktion gesammelt wurden, weisen 
daher immer wieder dasselbe Ergebnis auf: Die jeweils effizientere, kapitalintensive und 
arbeitssparende Technologie verdrängt die weniger effiziente »s724// scale«-Technologie. 
Sofern sich über eine längere Zeit hinweg eine »small scales-Produktion halten konnte, ist 
dies auf äußerst spezifische Bedingungen zurückzuführen - ganz davon abgesehen, daß 
solche »s2aW/ scale«-Projekte, mit denen die Arbeitslosigkeit gesenkt werden sollte, ver- 
schiedene Formen direkter und indirekter Subvention genießen. Unter den Bedingungen 
einer auf den Binnenmarkt beschränkten Konkurrenz besteht daher ebenso wie im Rah- 
men der unbehinderten internationalen Konkurrenz keine Wahl der Technologie in der 
ihr unterstellten Bedeutung. Die Wahl der Technologie wird daher auch unter Ausschluß 
der internationalen Konkurrenz durch die Kriterien getroffen, an die letztlich ein Einzel- 
unternehmen gebunden ist: die einzelbetriebliche Profitabilität. 

Bestünde jedoch real die Möglichkeit, mit einer bestimmten Kapitalauslage, verteilt auf 
zahlreiche Kleinbetriebe bzw. »5724// scale«-Einheiten, denselben Output zu denselben 
oder sogar zu geringeren Stückkosten zu erzielen wie ein Einzelunternehmen, das insge- 
samt dieselbe Kapitalauslage, jedoch weniger Arbeitskräfte absorbiert, so wäre es vom 
Standpunkt eines Einzelunternehmens durchaus rational, die »5724// scale«-Technologie zu 
bevorzugen. Diese Technologie würde allerdings, sofern sie verfügbar wäre, Seite an Seite 
konzentriert in ezaem Unternehmen angewendet, um auf diese Weise Kapitalauslagen für 
Gebäude, Energie, Verwaltung, Transport etc. zu ökonomisieren. Davon abgesehen setzt 
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unter Konkurtenzbedingungen der Einsatz einer solchen »572a// scale»-Technologie, die be- 
deutend mehr Arbeitszeit absorbieren würde als die Großproduktion, ein Lohnniveau im 
»small scale«-Sektor voraus, das weit unter dem des Sektors der Großproduktion zu liegen 
hätte. Wie oben bereits ausgeführt wurde, ist aber diese Prämisse bzw. hypothetische Mög- 
lichkeit durch die Höhe der Kapitalintensität begrenzt, die den Einsatz der Arbeitszeit 
senkt und daher den Lohn als Kostenfaktor in seiner Bedeutung für die gesamten Stückko- 
sten zurückdrängt. Ebenso wäre es vom Standpunkt eines Einzelunternehmens nicht weni- 
ger rational, sich für eine Technologie zu entscheiden, die je produzierter Menge mehr Ar- 
beitskraft benötigt und weniger Kapitalauslage absorbiert, jedoch zu denselben oder sogar 
geringeren Stückkosten produziert, wie die real entwickelte und verwendete Technologie, 
die mit gleich viel, vermutlich aber sogar weniger Kapitalauslage und weniger Einsatz von 
Arbeitszeit denselben oder einen höheren Output bei niedrigeren Stückkosten erreicht. 
Es ist offensichtlich, daß diese Wahl.der Technologie real nicht besteht. Davon abgesehen 
lassen sich zusätzliche Gründe anführen, weshalb sich die »small scale«-Technologie unter 
Bedingungen des Marktmechanismus nicht durchsetzen bzw. nicht halten kann: Vertreter 
der »szzall scales-Technologie heben hervor, daß die arbeitsintensive Produktionstechnik 
nicht nut die Arbeitslosigkeit beseitigen kann, sondern darüberhinaus auch hilft, Devisen 
einzusparen, da weniger Kapitalgüter importiert werden müssen. Ebenso würden »Verzer- 
rungen« der Faktorpreise und des allgemeinen Preisniveaus verhindert, da die Monopolbil- 
dung unterbunden werde, die auf kleinen Märkten mit kapitalintensiver Großproduktion 
unvermeidlich ist. Die »5724// scale«-Technologie biete zudem auch den Vorteil, daß in 
stärkerem Ausmaß lokale Rohstoffe verwendet würden anstelle der zu importierenden in- 
dustriellen Rohmaterialien und Vorptodukte. 

Diese Argumente zugunsten einer »s7244 scales-Technologie tragen jedoch den realen 
Zwängen der Konkurrenz nicht Rechnung. Solange das einzelbetriebliche Profitabilitäts- 
kriterium Gültigkeit besitzt, - und dies kann als vorherrschende, implizite Annahme die- 
ser Ansätze unterstellt werden - besteht auch kein unmittelbares Interesse irgendeines Ei- 
zelunternehmens, ‚Devisen einzusparen, die Arbeitslosigkeit abzubauen, anstelle der 
i.d.R. billigeren und besseren importierten Rohmaterialien lokale Rohstoffe zu verwenden 
oder gar auf Möglichkeiten zur Monopolbildung zu verzichten??. 

Diese empirischen und theoretischen Einwände gegenüber einer »s724/] scales-Technologie 
verweisen auf weitergehende Überlegungen insbes. marzistisch orientierter Sozialwissen- 
schaftler.2? Diese Überlegungen, die u.a. aus dem praktischen Scheitern der »5724/ scale«- 
Versuche hervorgegangen sind, setzen ausdrücklich jenseits einer an Marktkriterien orien- 
tierten Konkurrenz an und schließen von vornherein die Wirksamkeit jedes Konkurrenzme- 
chanismus aus. Kann für den »s7244 scale« Ansatz geltend gemacht werden, daß es im we- 
sentlichen darum geht, arbeitsintensive Technologie in kleinen Produktionseinheiten zur 
Anwendung zu bringen, so gehen die Vertreter einer »alternativen Technologie« darüber- 
hinaus. Ihre Überlegungen konzentrieren sich auf Prinzipien und Kriterien für die Ent- 
wicklung einer Technologie, die es noch gar nicht gibt und die auch keine Variante einer 
veralteten Technologie aus den Industrienationen sein soll. Da jede bereits bestehende 
Technologie der Industrienationen durch deren besondere Akkumulationsbedingungen 
geprägt sei, sei diese auch ungeeignet, zu einer tiefgreifenden Mobilisierung der Ressour- 
cen beizutragen. Eine in diesem Sinne alternative Technologie kann unter den restriktiven 
Bedingungen des Marktmechanismus und der Konkurrenz des Kapitals gegenüber der 
überlegenen Produktivkraft auf dem Weltmarkt nicht bestehen. Diese Konzeption einer 
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alternativen Technologie weist demzufolge konsequenterweise über die bestehenden Re- 
produktionszusammenhänge des Weltmarktes hinaus. Während sich ökonomisches Den- 
ken allgemein auf die Frage konzentriert, Arbeitszeit einzusparen, da diese relativ teuer 
ist, so verkehrt sich demgegenüber diese Zielsetzung bei den Überlegungen zu einer alter- 
nativen (wie implizit auch »s72a// scales-) Technologie in ihr Gegenteil. 

Gegenüber dieser Konzeption einer alternativen (wie auch m.E. »5724// scale«-) Technologie, 
die nicht zuletzt aufgrund ihres praktischen Entwicklungsstandes nicht weiter präzisiert 
werden kann, werden im folgenden grundsätzliche Einwände formuliert. 


4. Arbeitsproduktivität, Lohngüter und investierbarer Überschuß 


Die Ansätze zur alternativen Technologie setzen - wie bereits erwähnt - jenseits des Me- 

chanismus der Konkurrenz sowie jenseits einer einzelbetrieblichen Profitabilität zugunsten 

einer gesamtgesellschaftlichen »sozialen Rentabilität« an. Diese Prämisse stellt aber zu- 
nächst nichts anderes dar, als die Grundlage eines sozialistischen Planungssystems in der 

Anfangsphase der Industrialisierung, in dem die einzelbetriebliche Profitabilität durch das 

Kriterium des gesamigesellschaftlichen investierbaren Überschusses ersetzt wird, und in 

dem die Effizienz einer Investition nicht ausschließlich durch die einzelbetriebliche Profi- 

tabilität, sondern durch deren Beitrag zur Steigerung der gesamtgesellschaftlichen Produk- 
tivkraft und zum investierbaren Überschuß bestimmt ist. Die Betonung, die auf die Mobi- 
lisierung der verfügbaren Ressourcen gelegt wird, grenzt diese Konzeption einer alternati- 
ven Technologie daher allein noch nicht von der Schwerpunktsetzung einer Industrialisie- 
rung unter Bedingungen sozialistischer Planung ab, sofern sich diese an den Erfahrungen 
der Industrialisierung der SU orientiert. Unterschiedlich ist vielmehr, daß diese Mobilisie- 
rung der Ressourcen zzcAt unter Zuhilfenahme der jeweils verfügbaren effizientesten Tech- 
nologie erfolgen soll, mit der der investierbare Überschuß gesteigert werden könnte; viel- 

mehr soll auf dem Wege einer alternativen Technologie jenes Ziel erreicht werden, d.h. 

unter dewußterm Verzicht auf eine höhere Arbeitsproduktivität, die durch die entwickelte 

Technologie ermöglicht würde. Während es die Industrialisierung in den sozialistischen 

Ländern trotz unterschiedlicher Formen der Akkumulation dennoch gleichermaßen ver- 

mochte, den gesamtgesellschaftlichen investierbaren Überschuß zu steigern und gerade in 

Verfolgung dieses Ziels eine rasche Mobilisierung der Ressourcen herbeiführen konnte, 

wirft die Konzeption einer nachzuholenden Industrialisierung auf dem Wege alternativer 

Technologie folgende Probleme auf: 

1. Die erst zu entwickelnde alternative Technologie müßte nicht nur eine extrerz niedri- 
ge organische Zusammensetzung aufweisen bzw. in hohem Ausmaß Arbeitszeit ab- 
sorbieren, sondern würde auch infolgedessen ein entsprechend niedriges Niveau der 
Arbeitsproduktivität bedingen. 

2. Eine grundsätzliche Orientierung in Richtung einer alternativen Technologie müßte 
bewirken, daß auch der gesamtgesellschaftliche örvestierbare Überschuß auf ein nicht 
weniger exirerm niedriges Niveau verwiesen wäre. Diese wohl unvermeidliche Folge 
setzte aber nicht weniger begrenzende Bedingungen für die gesamigesellschaftliche 
Akkumulationsrate und für die gesamtgesellschaftliche Produktivkraftentwicklung. 
Davon abgesehen müßte eine derartige Konzeption dazu führen, daß das af/gerzeine 
Reallohnriveau auf einen nicht weniger »ıedrigen Stand fixiert und langfristig nach 
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oben begrenzt sein müßte. Unter Bedingungen niedrigster allgemeiner Arbeitspro- 
duktivität müßte nämlich eine auch nur geringfügige Steigerung des Reallohns die ge- 
samtgesellschaftliche Lohnsumme überproportional erhöhen. Dies aber hätte wieder- 
um entsprechend restriktive Konsequenzen für den investierbaren Überschuß und 
darüber vermittelt für die angestrebte Mobilisierung der Ressourcen. 

Während die »s724J] scales-Technologie aufgrund der angeführten Rahmenbedingun- 
gen praktisch ohne Bedeutung ist und sich allenfalls auf einige Bereiche der Infra- 
struktur beschränkt, die nicht der unmittelbaren Konkurrenz ausgesetzt sind, scheint 
uns jedoch auch die Schlußfolgerung, die daraus gezogen wird, keineswegs zwingend 
zu sein. Nach dieser soll es möglich sein, unter Ausschaltung des Konkurrenzmecha- 
nismus auf dem Wege alternativer Technologie, die den spezifischen historischen Be- 
dingungen angepaßt seien, die produktiven Ressourcen zu mobilisieren. 

Wenn auch unter Verfolgung entgegengesetzter ökonomisch / politischer Zielsetzungen, 
so wird dennoch von den Vertretern der »s7722/ scales-alternativen Technologie gleicherma- 
ßen der Zusammenhang zwischen Arbeitsproduktivität, Reallohn und gesamtgesellschaft- 
lich investierbarem Überschuß nicht oder nur unzulänglich berücksichtigt. Allein die 
Reflexion dieses inneren theoretischen Zusammenhangs der Akkumulation unter den spe- 
zifischen Bedingungen der Entwicklungsländer könnte aber diese Ansätze von einer ptinzi- 
piell neo-klassischen Sichtweise abgrenzen. 

Diese weitergehenden Überlegungen einer »s72a1l scales-alternativen Technologie unter- 
stellen, daß die nachzuholende Industrialisierung aufgrund der spezifisch historischen Be- 
dingungen der Entwicklungsländer auch grundsätzlich neue Wege in der Verwendung der 
verfügbaren Ressourcen einzuschlagen hätten, die nicht an den Erfahrungen der nachzu- 
holenden Industrialisierung der sozialistischen Länder orientiert sein könnten. 
Realistischer als jene Vorstellungen scheinen dagegen Versuche der nachzuholenden Indu- 
sttialisierung zu sein, die eher entgegengesetzte Schritte verfolgen: Nicht die Umgehung 
sondern die Anwendung entwickelter, arbeitssparender / kapitalintensiver Technologie im 
Rahmen langfristiger Wirtschaftsabkommen mit sozialistischen Ländern und auf Kreditba- 
sis mit westlichen multinationalen Unternehmen als Antwort auf die spezifischen Akku- 
mulationsbedingungen auch in ökonomisch kleinen Entwicklungsländern. Zur Begrün- 
dung dieser extrem entgegengesetzten Orientierung in der Wahl der Technologie seien 
stichwortartig folgende Argumente und Hypothesen formuliert: 

Es konnte oben aufgezeigt werden, daß innerhalb des internationalen Konkurrenzzusam- 
menhangs für die Entwicklungsländer, die durch eine Export/Import orientierte Repro- 
duktion gekennzeichnet sind, kaum eine realistische Möglichkeit besteht, den fehlenden 
Kapitalgütersektor durch expandierende Exportindustrie ökonomisch zu »substituieren«. 
Dieser durch die restriktiven Bedingungen der internationalen Konkurrenz sich ergebende 
Sachverhalt benennt aber, wie oben ausgeführt wurde, den Kern des Akkumulationspro- 
blems der Entwicklungsländer. Die Schlüsselstellung, die der Exportsektor im ökonomi- 
schen Kreislauf dieser Länder einnimmt, stellt sich unter diesen restriktiven Bedingungen 
als sog, Ergpaß in der Importkaufkraft dieser Länder dar. Diese ist sungenügende«, da sie 
nicht in der Lage ist, den fehlenden Kapitalgütersektor ökonomisch zu »substituieren«. 
Diese Möglichkeit, die von der vorherrschenden Außenhandelstheorie unterstellt wird, ist 
jedoch unter den realen Bedingungen der Konkurrenz »zcht erreichbar, da die Ausweitung 
des Angebots nicht ohne Rückwirkung auf den Preis erfolgen kann. 

Dieser sog. Engpaß kann jedoch behoben werden, sobald sich ein expandierender Markt 
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für diesen Expottsektor eröffnet, der die Importkaufkraft in einem solchen Maße anwach- 
sen läßt, das ausreicht, genügend Kapital- und Ausrüstungsgüter zu importieren bzw. 
eben diesen fehlenden Kapitalgütersektor ökonomisch zu ersetzen! 

Ironischerweise eröffnet sich in der Form langfristiger Wirtschaftsabkommen mit sozialisti- 
schen Länder ezze Möglichkeit, diese implizite, aber nicht weniger zentrale, Annahme der 
Außenhandelstheotrie zu realisieren: Derartige Abkommen stellen für Exportprodukte, de- 
ren internationale Nachfrage relativ begrenzt ist, dennoch einen exdandierenden Markt 
bzw. eine sunbegrenzte« Nachfrage sicher. Dieser Umstand erlaubt es, mit Hilfe der wach- 
senden Importkaufkraft den fehlenden Kapitalgütersektor »verfügbar« zu machen und den 
investierbaren Überschuß auch in seiner szofflichen Form sicherzustellen. 2? 
Zwar kann an dieser Stelle nicht auf die Problematik dieser langfristigen Wirtschaftsab- 
kommen eingegangen werden, deren Kritik sich i.d.R. auf die Konditionen, Methoden ih- 
ter vertraglichen Durchsetzung sowie auf die Qualität der aus den sozialistischen Ländern 
gelieferten Produkte bezieht; es sei aber dennoch stichwortartig auf einige Aspekte hinge- 
wiesen, die u.E. mit in die Beurteilung der Konzeption langfristiger Wirtschaftsabkom- 
men einbezogen werden müssen. Der »wechselseitige Nutzen«, von dem derartige Abkom- 
men geleitet sein sollen, liegt möglicherweise weniger in den konkreten Konditionen eines 
derartigen Warenaustausches als vielmehr in der Möglichkeit, diesen unter weitgehendem 
Ausschluß der internationalen Konkurrenz durchzuführen. Selbst wenn der Warenau- 
stausch, der in der Form eines Clearing-Systems abgewickelt wird, zu Preisen erfolgt, die 
an der langfristigen Preisentwicklung auf den internationalen Märkten orientiert sind, so 
erfolgt dieser Warenverkehr dennoch unter Umgehung der internationalen Konkurtenz. 
Das jeweilige sozialistische Industrieland kann seine Versorgung mit bestimmten indu- 
striellen Rohstoffen und Agrarprodukten (Kupfer, Sisal; Tee, Kaffee etc.) langfristig si- 
cherstellen und diese Importe dutch industrielle Fertigwaren (Lastwagen, Landmaschinen, 
Konsumartikel etc.) - also ohne Devisen - begleichen. Ebenso kann das betreffende Ent- 
wicklungsland diese industriellen Fertigwaten, die es dringend benötigt, ebenfalls ohne 
Devisen - gegen Primärprodukte beziehen. 

Der Vorteil, der sich dutch derartige langfristige Abkommen für beide Seiten eröffnet, be- 
gründet sich aus der relativen ökonomischen Unterlegenheit beider Seiten gegenüber der 
internationalen Konkurrenz sowie den oben angedeuteten ökonomischen Restriktionen, 
die diese insbesondere für Entwicklungsländer einschließt. So kann beispielsweise das so- 
zialistische Industrieland Lastwagen und Konsumartikel, die auf den westlichen Märkten 
nicht oder kaum absetzbar sind, in das betreffende Entwicklungsland liefern, um dafür die 
gewünschten Primärprodukte zu importieren. Würde das jeweilige sozialistische Land die- 
se Waren auf dem internationalen Markt kaufen, so müßte es zuvor industrielle Fertigwa- 
ten oder andere absetzbate Produkte auf diesen Märkten verkaufen, um die entsprechende 
Devisenmenge aufzubringen; gerade dies ist aber angesichts der noch immer überlegenen 
Konkurtenzfähigkeit der westlichen Industrienationen erschwert. Für das betreffende Ent- 
wicklungsland liegt der Vorteil dieses langfristigen Warenabkommens ähnlich: Es kann be- 
stimmte Primärprodukte, deren internationale Preisentwicklung ungünstig ist, und die auf 
eine begrenzte internationale Nachfrage treffen, dennoch - gemessen an den eigenen Pro- 
duktionsmöglichkeiten - sunbegrenzt« exportieren und dafür benötigte Waren importie- 
ten. Selbst wenn diese importierten Waren wie Lastwagen und Konsumartikel den entspre- 
chenden Waren der westlichen Industrienationen qualitativ unterlegen sind, kann deren 
Import im konkreten Fall dennoch von Vorteil für das betreffende Entwicklungsland sein. 
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Der qualitativ bessere Lastwagen aus dem westlichen Industrieland, der vielfach sogar billi- 
ger sein mag als der Lastwagen aus dem sozialistischen Industrieland, muß aber gegen De- 
visen importiert werden; um aber Devisen aufzubringen, muß das Entwicklungsland über 
entsprechende Exportmöglichkeiten auf dem internationalen Markt verfügen. Eben dies ist 
aber im konkreten Fall vielfach nicht-gegeben. Das betreffende Entwicklungsland kann da- 
her bestimmte Produkte, dessen internationale Verkaufsbedingungen für dieses Land un- 
günstig sind und deren Preisentwicklung schwach und instabil ist, aus dieser internationa- 
len Konkurrenz herausnehmen und stattdessen durch langfristige Lieferverträge an das so- 
zialistische Industtieland binden. Dies erlaubt es, langfristig einen Teil der Exporterlöse 
und der Warenimporte zu stabilisieren. Der in diesem Sinne interpretierte wechselseitige 
Nutzen begründet sich daher durch die gerzeinsame relative Unterlegenheit und ökonomi- 
sche Rückständigkeit gegenüber der internationalen Konkurrenz! Sofern aber das jeweilige 
Entwicklungsland über Exortprodukte verfügt, die auf einen langfristigen Nachfrageüber- 
hang auf dem internationalen Markt treffen, ist diese hier angedeutete Argumentation 
nicht zutreffend, da unter dieser Bedingung das betreffende Entwicklungsland über eine 
sichere und steigende Devisenquelle verfügt. 

Neben diesen Möglichkeiten, die Exportmenge zu gleichhleibenden Bedingungen auszu- 
weiten, lassen sich gegenwärtig weitere Versuche beobachten, die Industrialisierung unter 
bewußter Anwendung arbeitssparender Technologie zu beschleunigen, durch Investitio- 
nen durch westliche multinationale Konzerne sowie durch Unternehmen aus sozialisti- 
schen Ländern. Auf Kreditbasis werden Entwicklungsprojekte in der Landwirtschaft, im 
Bergbau, der Fischerei oder der verarbeitenden Industrie durchgeführt. Die Rückzahlung 
dieser Investitionen erfolgt jedoch durch die Jaufende Produktion - also ohme Belastung 
der Devisenbilanz des betreffenden Landes. 

Diese verschiedenen Versuche, den investierbaren Überschuß zu stabilisieren und auszu- 
weiten, stehen in engem Zusammenhang mit der Problematik der nachzuholenden (soziali- 
stischen) Akkumulation und deren inner-ökonomischen Beziehungen, in denen die Bedin- 
gungen des Austausches zwischen Landwirtschaft und Industrie sowie die Lohngüterindu- 
strien von zentraler Bedeutung sind. 

Die Ausweitung der industtiellen, nicht landwirtschaftlichen Beschäftigung in den Ent- 
wicklungsländern setzt einen wachsenden Nahrungsmittelüberschuß sowie expandierende 
Lohngüterindustrien voraus, wenn die Beseitigung der Arbeitslosigkeit nicht von einer all- 
gemeinen Lohnsenkung begleitet sein soll. Je eher daher eine steigende Menge Lohngüter 
vorhanden ist, desto eher besteht die Möglichkeit, dafür die Arbeitslosigkeit zu 
beseitigen.2° Da aber ein großer Teil des investierbaren Überschusses, mit Hilfe dessen in 
den Entwicklungsländern die Beschäftigung ausgeweitet werden soll, aus Nahrungsmitteln 
und agrarischen Rohstoffen (vermarktbarer Überschuß der Landwirtschaft) besteht, ergibt 
sich ein weiterer allgemeiner Zusammenhang, der sich im Problem der sog. zniernen 
»Terms of Trade«, den Austauschrelationen zwischen Industrie- und Landwirtschaft, kon- 
kretisiert: Die kleinbäuerliche Landwirtschaft ist nur dann in der Lage, einen steigenden 
(vermarktbaren) Überschuß zu produzieren, wenn dieser gegen Industriewaren zu Tau- 
schrelationen erhältlich ist, die vom Standpunkt der kleinbäuerlichen Produzenten a&zep- 
tabel sind. Ist dieses Austauschverhältnis Agrarprodukte - industrielle Fertigwaren zu un- 
günstig, wendet sich der kleinbäuerliche Sektor vom Markt ab und weitet die Produktion 
für den Eigenbedarf aus oder verweigert die Produktion eines vermarktbaren Überschusses. 
Diese sog. internen »Tersas of Trade«, die das ökonomisch/ politische Verhalten der Klein- 
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bauern letztlich determinieren, entscheiden aber darüber, in welchem Ausmaß die klein- 
bäuerliche Landwirtschaft als Quelle des investierbaren Überschusses und damit der Akku- 
mulation mobilisiert werden kann.?” 

Interne Terms of Trade, die einen wachsenden agrarischen Überschuß stimulieren und si- 
cherstellen können, setzen aber seitens der entsprechenden Industrien eine Produktivität 
voraus, die es ermöglicht, massenhaft und billig Fertigwaren für den kleinbäuerlichen Sck- 
tor anzubieten. Allein eine hohe Produktivität dieser Industrien versetzt diese in die Lage, 
einen ungleichen Tausch - gemessen in Arbeitszeit - als eine Quelle der Akkumulation 
durchzusetzen, - trotz niedriger Preise für Fertigwaren, die für die Bauern akzeptabel sind. 
Sofern Produkte des kleinbäucerlichen Sektors exportiert werden, ist diese Devisen- und 
Akkumulationsquelle ebenfalls über das Problem der internen Terms of Trade vermittelt, 
d.h. der wachsende investierbare Überschuß (Nahrungsmittel, Rohstoffe, Exportprodukte) 
aus der Landwirtschaft stellt sich daher letztlich als ein Problem der industriellen Produk- 
tion dar. Die Ausweitung der industriellen Beschäftigung ist in diesem Sinne als ein Pro- 
blem der Expansion von Industrien zu vetstehen, die Lohngüter und Fertigwaren für den 
bäuerlichen Bedarf produzieren. 

Der konsequente.Einsatz einer small scale/alternativen Technologie im Bereich dieser »stra- 
tegischen« Industrien kann aber diese Aufgabe prinzipiell nicht lösen. 

Es besteht zudem kein plausibler Grund, weshalb die Anwendung arbeitssparender 
Technologie vor dem Hintergrund des skizzierten allgemeinen theoretischen Zusam- 
menhangs die Beseitigung der Arbeitslosigkeit verzögern sollte. In anderen Worten: 
die Verwendung möglichst arbeitssparender Technologie in diesen »strategischen« In- 
dustrien ist gerade die Voraussetzung dafür, den gesamtgesellschaftlichen, investier- 
baren Überschuß zu steigern und darüber vermittelt die Arbeitslosigkeit zu beseiti- 
gen. Ist ein wachsendes Angebot an Lohngütern verfügbar, so ist die Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit Drönzipiell nicht mehr als ein ökonomisches sondern als ein pohtisch 
organisatorisches Problem zu sehen. 

Neben diesen sich aus den inneren theoretischen Zusammenhängen der Akkumula- 
tion begründenden Argumenten gegen die Konzeption einer »72aÜ scale« / alternati- 
ven Technologie dürfte sich diese auch aus politischen Gründen verbieten: Diese 
Konzeption führt - sofern überhaupt realisierbar - aus dem Weltmarktzusammen- 
hang hinaus und zielt auf eine autozentrierte Reproduktion selbst in extrem. kleinen 
Entwicklungsländern ab. Die Vorstellung, bereits in der Anfangsphase der industriel- 
len Entwicklung einen Kapitalgütersektor zu errichten, ist, selbst wenn dies ökono- 
misch denkbar ist, so doch kaum mehr politisch vertretbar. Ein solcher Schritt bedeu- 
tet, daß langfristig ein großer Teil des investierbaren Überschusses gebunden wird, 
ohne daß diese Investitionen zur Steigerung des Reallohnniveaus beitrügen. Je kleiner 
aber ökonomisch das jeweilige Entwicklungsland ist, desto belastender müssen diese 
langfristigen Investitionen wirken und desto schwerwiegender müssen folglich auch 
die politischen Konsequenzen sein, die eine derartige Entscheidung nach sich ziehen 
muß. 

Die oben angedeutete Möglichkeit, den fehlenden Kapitalgütersektor durch langfri- 
stige Wirtschaftsabkommen mit sozialistischen Ländern sowie durch Investitionen auf 
Kreditbasis bei Rückzahlung durch laufende Produktion, ökonomisch zu substituie- 
ten, eröffnet u.E. folgende Vorteile: 

- Der Produktionsmittelsektor der sozialistischen Länder ist »verfügbar«. Dies erlaubt 
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es, rasch und massenhaft Lohngüter sowie Fertigwaren für den bäuerlichen Bedarf zu 
produzieren mit den angegebenen ökonomischen und politischen Folgen für den in- 
vestierbaren Überschuß. 

- Es wird zumindet teilweise möglich, die Investitionsmittel für den Aufbau dieser 
»strategischen« Industrien aufzubringen, ohne diese durch eine Strategie des unglei- 
chen Tauschs gegen die Kleinbauern sicherstellen zu müssen. 

- Unter den Bedingungen einer nachzuholenden Industrialisierung ist der industrielle 
Sektor nicht in der Lage, aus sich selbst heraus zu akkumulieren und ist infolgedessen 
auf die Landwirtschaft als primärer Akkumulationsquelle verwiesen. Diese Periode 
der nachzuholenden Industrialisierung kann erleichtert werden. 

-  Dassog. sowjetische Modell der nachzuholenden sozialistischen Akkumulation ist ins- 
besondere dadurch gekennzeichnet, daß dessen wesentliche Schritte gleichzeitig er- 
folgten: 

- Sicherstellung eines steigenden Nahrungsmittelüberschusses dutch die Kollektivie- 
tung und Mechanisierung der Landwirtschaft, 

- Abzug von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft für die Industrialisierung, 
- Aufbau von Lohngüterindustrien, 
-  Eitichtung von Schwerindustrien. 
Zu diesem durch die historische Konstellation bedingten sog. sowjetischen Modell kann es 
u.E. kein alternatives Modell bezüglich der objektiven inneren Zusammenhänge der Akku- 
mulation geben. Was sich vielmehr gegenwärtig - nicht weniger historisch bedingt - errei- 
chen läßt, ist die Möglichkeit, jene wesentlichen Schritte der Akkumulation über einen 
längeren Zeitraum hinweg verteilt durchzuführen. Mit anderen Worten, was sich ange- 
sichts des »verfügbaren« Kapitalgütersektors der sozialistischen Länder sowie dutch Direk- 
tinvestitionen insbesondere für ökonomisch kleine Entwicklungsländer erreichen ließe, ist 
nicht ein alternatives Modell der Akkumulation sondern die Möglichkeit, die Errichtung 
eines Kapitalgütersektors zugunsten der Leichtgüterindustrien und Industrien des bäuerli- 
chen Bedarfs zeitlich hinauszuschieben. 

Diese Aufgabe, in zeitlich weit auseinanderliegenden Schritten die nachzuholende (soziali- 

stische) Akkumulation durchzuführen, benennt u.E. den zentralen Gegenstand, auf den 

sich Überlegungen zur Industrialisierung und Akkumulation in Entwicklungsländern zu 
konzentrieren haben. In diese Überlegungen müßten aber nicht nur die Restriktionen 
durch den internationalen Konkurrenzzusammenhang, sondern gerade auch die »eweren 

Möglichkeiten, die dieser eröffnet, mit einbezogen werden. 


Anmerkungen: . 


1 Siehe hierzu: Paul Singer, Ecozoraia politica do Trabalho, Sao Paulo 1977. Der nachstehende 
Beitrag verdankt dieser Arbeit zahlreiche theoretische Anregungen. 

2 Siehe hierzu: Paul Singer, a.a.O., 5. 181 

3 _ Zusammenfassende Darstellungen dieser Sichtweise finden sich bei: 
Hilde Wander, Zdenck vavra, Der Einfluß des Bevölkerungswachstums auf das Arbeitskräftean- 
gebot, in: Die Weltwirtschaft, 1. Halbband 1974, $. 125-143 
Ulrich Hiemenz, Industrialisierung und Unterbeschäftigung in Entwicklungsländern, in: Die 
Weltwirtschaft, 1. Halbband 1974, S. 144-166 

4  Esist hier nicht der Ort, um auf den ideologischen und normativen Gehalt dieser am neo-klassi- 
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schen Optimum orientierten Gleichgewichtsvorstellung näher einzugehen. Es sei jedoch darauf 
hingewiesen, daß im Rahmen dieses Ansatzes die Analysierbarkeit solcher Phänomene wie hohe 
Dauerarbeitslosigkeit und niedrige Kapazitätsauslastung implizit bestritten wird. Da die Faktor- 
preise verzeıtt seien, seien auch die Produktionsfaktoren nicht absorbierbar und das Gleichge- 
wicht (das neo-klassische »Optimum«) nicht erreichbar. 

Aus der kaum noch überschaubaren, in ihrer Argumentationsführung durchaus repetitiven Lite- 
ratur sei hier nur auf folgende Arbeiten hingewiesen, die als repräsentativ angesehen werden 
können und weiterführende Bibliografien enthalten: 

A.S. Bhalla (ed.), Eraployrment and technology in industry, Genf 1975 

Edgar E. Edgards (ed.), Erap/oyrment in developing nations, London 1974 

Richard Jolly, Emanuel De Kadt, Hans Singer, Fiona Wilson, Third World Employment, Hat- 
mondsworth 1973 

Franzes Stewart, Technology and underdevelopment, London 1978 

Jean Max Baumer u.a. (Hısg.), Argepaßte Technologie für Entwicklungsländer - Ergebnisse ei- 
ner internationalen Tagung, Diessenhofen (Schweiz) 1979 

Siehe hierzu beispielsweise die Arbeiten am Institut für Weltwirtschaft in Kiel: 

Gerhard Fels, Probleme der Arbeitsteilung zwischen Industrie- und Entwicklungsländern, in: 
Die Weltwirtschaft, 1. Halbband, 1971 

H.H. Gliesmann, P. Juhl, B. Stecher, Ökonomische Implikationen der Neuen Weltwirtschafts- 
ordnung, Kieler Diskussionsbeiträge, Nr. 46, Kiel 1976 

J.P. Agarwal, J.B. Donges, E.J. Horn, A.D. Neu, Übertragung von Technologien an Entwick- 
lungsländer, Tübingen 1976 

Siehe hierzu: 

Justinian Rweyemamu, Industrialization in Tanzania, Nairobi 1973 

Justinian Rweyemamu, The formulation of an industrial strategy in Tanzania, in: Uhandisi, 
journal of the faculty of engineering of the university of Dar es Salaam, Sept. 1973, $. 5 - 14 
Clife Thomas, Dependency and transformation, New York 1974 

Urs Müller-Plantenberg, Technologie und Abhängigkeit, in: Dieter Senghaas (Hrsg.), Irmperia- 
hismus und strukturelle Gewalt. Analysen über abhängige Reproduktion, Frankfurt/M. 1973, 
S. 335 - 355 

David Philips, Indusirialization in Tanzania, Small scale production, decentralization and a 
multi-technology program for industrial development, Economic Reseatch Bureau Nr. 76, 5, 
University of Dar es Salaam 1976 

Siehe hierzu: Charles Bettelheim, The Theory of Planning, New York 1975 

Maurice Dobb, Growrh and Underdeveloped Countries, London 1965 

Diese Argumentation kennzeichnet auch die Konzeption einer Neuen Weltwirtschaftsordnung. 
Die Beseitigung der Handelsbarrieren gegen Fertigwaren aus den Entwicklungsländern, soll die- 
sen die Möglichkeit eröffnen, ihren Export auszuweiten und zu diversifizieren, um auf diesem 
Wege ihre Importkaufkraft zu erhöhen. Diese Zielsetzung begründet zwei weitere Bestandteile 
dieser Konzeption: Die Stabilisierung der Rohstoffpreise sowie der Ressourcentransfer aus den 
Industrienationen in die Entwicklungsländer, um jene Zielsetzung zu unterstützen. Die zentrale 
Stellung, die der Kapitalgütersektor im Branchenspektrum der Industrienationen einnimmt, er- 
klärt vermutlich die Bereitschaft zum »Dialog« dieser Länder seit dem Hervortreten der ökono- 
mischen Krise zu Beginn der 70er Jahre. 

Dieser empirische Trend einer steigenden Kapitalintensivierung in den Exportindustrien der 
Entwicklungsländer kommt in neueren Varianten der vorherrschenden Außenhandelstheorie 
und den zahlreichen empirisch orientierten Erklärungsansätzen zur internationalen Arbeitstei- 
lung zum Ausdruck. Die im Prinzip an einem Zwei-Faktoren Modell orientierte Außenhandels- 
theorie verliert angesichts der zu beobachtenden Kapitalintensivierung in den Exportindustrien 
der Entwicklungsländer jeden empirischen Bezugspunkt. Dieser Sachverhalt erklärt u.a. die Be- 
deutung, die bestimmte Modifikationen in der traditionellen Außenhandelstheorie seit den 
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60er Jahren erfahren haben: Im sog. Neo-Faktor-Proportionentheorem und dessen spezifischen 
Varianten in Form der Ansätze des Produktenzyklus wird versucht, jenem empirischen Trend 
Rechnung zu tragen. Der Faktor Arbeit wird unter dem Gesichtspunkt der Qualifikation diffe- 
enziert, um auf diesem Wege einen komparativen Vorteil in Gestalt der einfach qualifizierten 
Arbeitskraft, die wenig oder gar kein »Ausbildungskapital« benötigt, begründen zu können. 
Dieses durch das sog. Ausbildungskapital »erweiterte« Zwei-Faktoren-Modell scheint uns jedoch 
seinerseits dutch den angedeuteten empirischen Trend zur Kapitalintensivierung und der hier- 
durch bewirkten Marginalisierung der Lohnkosten nicht weniger an empirischem Erklärungsge- 
halt zu verlieren. Dieser Umstand verweist auf sog. Weiterentwicklungen in Form von »Neo- 
Technologie« Ansätzen, die mit dem Neo-Faktor-Proportionentheorem zu verbinden seien. Der- 
artige Weiterentwicklungen scheinen u.E. jedoch eher die erzpirisch begründete Auflösung der 
traditionellen Außenhandelstheorie zu bezeichnen als daß sie in der Lage wären, die gegenwärti- 
gen Veränderungen in der internationalen Arbeitsteilung wie auch des Weltmarkts insgesamt zu 
erklären. Siehe zu dieser Entwicklung in der Außenhandelstheorie, die letzlich jenen empiti- 
schen Trend reflektiert: 

G. Fels, The choice of industry mix in the division of labor between developed and developing 
countries, Weltwirtschaftliches Archiv, Band 108, Heft 1, Kiel 1972 

R.M. Stern, Testing trade theories, in: International Trade and Finance (ed. P.B. Denen), Cam- 
bridge 1975 

B. Balassa, A »stages« approach to comparative advantage, World Bank staff paper Nr. 256, 
New York Mai 1977 

Um diesen Anpassungsprozeß an das international vorgegebene technologische Niveau zu be- 
schleunigen, wird beispielsweise in den Philippinen die Einfuhr veralteter second hand Textil- 
maschinen unterbunden. i 

Hierzu ein Beispiel aus Tanzania: Dieses Land exportierte seit Jahren seine berühmten vafrikani- 
schen« Stoffe in die Nachbarländer und nach Westeuropa. Seit aber in England, Holland und 
Japan »afrikanische« Stoffe von höchster Qualität und zu unvergleichlich niedrigeren Kosten 
produziert werden, verliert Tanzania diese Exportmärkte. Darüberhinaus ist Tanzania gezwun- 
gen, die Einfuhr dieser Stoffe zu unterbinden, um nicht zusätzlich noch den heimischen Markt 
für »afrikanische« Stoffe zu verlieren. Das unbestreitbar niedrige Lohnniveau in Tanzania, ver- 
bunden mit einer relativ arbeitsintensiven Technologie, eröffnet diesem Land keinen Kostenvor- 
teil gegenüber einer kapitalintensiveren Produktion der benannten Industriestaaten, die zudem 
ein unvergleichlich höheres Reallohnniveau aufweisen. 

Die westdeutsche Textil- und Bekleidungsindustrie, die i.d.R. als ein Beleg für die These einer 
internationalen Lohnkostenkonkurrenz und der hierüber verursachten Verlagerungstendenz 
herangezogen wird, scheint uns jedoch cher geeignet zu sein, diese Lohnkosten- und Verlage- 
rungsthese zu widerlegen: In den 50er Jahren waren in diesem Bereich Verlagsarbeit und Heim- 
industrie weitverbreitet. Der niedrige Konzentrationsgrad und die niedrige Kapitalintensität 
erlaubten es, angesichts des allgemein niedrigen Lohnniveaus und der hohen Arbeitslosigkeit 
die Stückkosten vermittels der Lohnkosten zu senken. Volbeschäftigung, Reallohnsteigerung 
und Kapitalintensivierung in den 60er Jahren entzogen aber der Verlagsarbeit ihre Grundlage. 
Dies setzte in den 60e: Jahren u.a. den bekannten Prozeß der Verlagerung in »Billiglohnländer« 
in Gang. Niedrigste Löhne und Steuervorteile boten diesen Unternehmen für einen begrenzten 
Zeitraum Bedingungen, die der Standort BRD nicht mehr zu bieten hatte. Diese Verlagerungs- 
tendenz ıst als eine internationale Anwendung des Verlagsprinzips zu interpretieren. Diese ist 
aber wie jede Verlagsarbeit zeitlich durch den technischen Fortschritt selbst begrenzt. Der mitt- 
lerweile erreichte Stand der Kapitalintensität in diesen Branchen hat diesem Typ der (internatio- 
nalen) Verlagsarbeit jede Grundlage entzogen. 

Dies läßt sich gegenwärtig am Beispiel der Krise auf den westeuropäischen Stahlmärkten beob- 
achten. Das »Billiglohnland« Südkorea verfügt in dieser Branche über eine Technologie, hinter 
der das technologische Niveau der Stahlproduktion in Westeuropa weit zurückgefallen ist. Es ist 
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diese überlegene kapitalintensive Technologie, welche die Exporterfolge der sükoreanischen 
Stahlproduktion begründen, nicht aber der Lohn! (Davon abgesehen ist entsprechend dem refe- 
tierten Faktor-Proportionentheorem diese kapitalintensive Technologie eine »falsche« Wahl der 
Technologie.) 

Siehe hierzu eine systematische Diskussion dieser Problematik bei: 

Meir Merhav, Techrological Dependence, Monopoly and Growth, London 1969 

Zahlreiche Hinweise auf diesen Trend zur erneuten Exportorientierung finden sich in den »Län- 
derberichten« des Jahrbuchs: Lateinamerika. Analysen und Berichte, hrsg. von V. Benholdt- 
Thomsen u.a. 

Siehe hierzu insbes. die Arbeit von Ottwals Demele. 

Die Forderung der Entwicklungsländer, die Rohstoffpreise zu stabilisieren (Bindung der Preisin- 
dizes der Rohstoffe an die der industriellen Fertigwaren) stellt eine der zentralen Forderungen 
der Entwicklungsländer nach Errichtung einer Neuen Weltwirtschaftsordnung dar. Im wesentli- 
chen zielt diese Forderung darauf ab, diese unterschiedlichen Konkurrenzbedingungen auf den 
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einbarungen zu überbrücken, wodurch der Mechanismus der Terms of Trade gestoppt werden 
soll. U.E. ist aber diese Ziesetzung nicht erreichbar, selbst wenn die Industrienationen prinzi- 
piell dieser Forderung zugestimmt haben. Die Preisbindung der Rohstoffe muß langfristig 
durch die Konkurrenz der Entwicklungsländer untereinander unterlaufen werden, da eine effek- 
tive Kontrolle der Produktion bzw. des Angebots kaum realisierbar sein dürfte. Ohne Mengen- 
kontrolle kann aber erfahrungsgemäß eine Preiskontrolle nicht wirksam durchgesetzt werden. 

Dieses Problem, den fehlenden Kapitalgütersektor ökonomisch auf dem Wege von Exportindu- 
strien zu »substituieren« und dadurch das Akkumulationsproblem der Entwicklungsländer zu 
lösen, wird i.d.R. in den Arbeiten zur sog. Neuen Internationalen Arbeitsteilung und zur inter- 
nationalen Lohnkostenkonkurrenz nicht diskutiert. Ohne die Analyse des Akkumulationspro- 
blems ausgehend von den konkreten Bedingungen der Entwicklungländer erhalten aber Thesen 
von einer Verlagerung des Akkumulationszentrums aus den Industrienationen in die Entwick- 
lungsländer einen eher normativen und ideologischen Charakter, der objektiv darauf abzielt, 
Lohnforderungen in den Industrienationen und den Entwicklungsländern im Interesse einer ver- 
meintlichen Exportkonkurrenz als »untealistisch« entgegenzutreten. 

Dieser skizzierte Ausgangspunkt der Industrialisierung ist beispielsweise für Tanzania gegeben. 
Dort wurde u.a. aus diesem Grunde versucht, die Konzeption der Self-reliance zu verfolgen, die 
der small scale Produktion eine wichtige Stellung bei der Industtialisierung einräumen sollte. 

Siehe hierzu David Philips, a.a.O. 

Siehe hierzu die Argumentation bei Urs Müller-Plantenberg, a.a.O. 

Siehe hierzu eine zusammenfassende Kritik des small scale Ansatzes unter Bedingungen des 
Markt- und Konkurrenzmechanismus bei: Urs Müller-Plantenberg, a.a.O. 

Diese Arbeit ist einer der wenigen Versuche, systematisch nachzuweisen, daß es unter den Be- 
dingungen der Konkurtenz keine Möglichkeit geben kann, einer Technologie zur Anwendung 
oder Entwicklung zu verhelfen, die den konkreten Bedingungen der Entwicklungsländer »ange- 
paßt« wäre. Wir halten diese Argumentation nur insofern für korrekt, als die Bedeutung des 
Konkurrenzmechanismus im Zusammenhang mit der small scale Produktion oder generell ange- 
paßten und alternativen Technologie präzisiert wird. , 

Die Schlußfolgerung, die gezogen wird, daß es gelte, eine Technologie zu entwickeln, die den 
realen Bedingungen und der Ressourcenausstattung der Entwicklungsländer »gerecht« werde, 
halten wir jedoch prinzipiell für falsch. 

Ungeachtet der politischen Intention und des wissenschaftlichen Standorts, von der diese Argu- 
mentation geleitet ist, scheint uns diese dennoch in ihrem Kern einer Faktorkostentheorie sehr 
nahe zu kommen. In der Arbeit wird ähnlich wie Clife Thomas (a.a.O.) oder Justinian Rewye- 
mamu (a.a.O.) das Problem des investierbaren, gesamtgesellschaftlichen Überschusses nicht ge- 
sehen oder nicht genügend in die Überlegungen einbezogen. Allein dies aber könnte derartige 
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Überlegungen von der theoretischen Grundlage der Faktorkostentheorien abgrenzen. 
Bezeichnenderweise gab es in der SU und in anderen sozialistischen Ländern nie eine Debatte 
über die sog. Wahl der Technologie im hier angesprochenen Sinn. Stattdessen wurden beispiels- 
weise in der SU in den 30er Jahren insbesondere folgende Prinzipien verfolgt: 

- Verwendung der jeweils effzientesten - large scale - Technologie, die aus den Industrienatio- 
nen erreichbar war; diese wurde im Produktionsmittelsektor eingesetzt, um auf diese Weise den 
gesamtgesellschaftlichen investierbaren Überschuß rasch zu steigern. 

- Vollbeschäftigung und arbeitsintensive Technologie im Konsumgütersektor sowie im Umfeld 
der kapitalintensiven large scale Technologie (Duale Technologie) 

- Sicherstellung des Nahrungsmittelsurblus, welche alleine die restriktiven Bedingungen einer 
economy of scale von der Kostenseite her an Bedeutung verlieren läßt und die Ausweitung einer 
nicht agrarischen Bevölkerung erlaubt. 

Siehe hierzu die Darstellung der »dual technology« in der SU unter Berücksichtigung der Proble- 
matik der ökonomischen Unterentwicklung bei: Charles K. Wilber, The Sovier Model and un- 
derdeveloped countries, Chapel Hill (USA) 1969. Detaillierte Angaben über den massiven 
Technologieimport aus den kapitalistischen Ländern sowie über Aufbau arbeitssparender large 
scale Industrien finden sich bei Antony C. Sutton, Western Technology and Soviei Economic de- 
velopment, Stanford 1971. Hiernach gingen in den 4 Jahren nach der Weltwirtschaftskrise 1929 
ca. 70% der US-Exporte und ca. 90% der britischen Exporte aus dem Maschinenbau in die SU. 
Die sozialistische nachzuholende Akkumulation in Cuba bewegte sich im wesentlichen entlang 
dieser Richtung. Im Rahmen langfristiger Wirtschaftsabkommen mit sozialistischen Ländern 
war es Cuba möglich, den Exportsektor (Zucker) auszuweiten ohne auf eine begrenzte Nachfra- 
ge zu stoßen. Diese Expansion sowie Stabilisierung des Surplus erlaubten es, den fehlenden Pro- 
duktionsmittelsektor zu »substituieren« bzw. die technischen Voraussetzungen zur Steigerung 
der gesamtgesellschaftlichen Produktivkraft zu importieren und im Exportsektor selbst bestän- 
dig Arbeitszeit einzusparen. Dieser von Cuba praktizierte Weg der Industrialisierung stellt nicht 
zuletzt eine Draktische und nicht weniger extreme Alternative zu allen Ansätzen wie alternative 
oder small scale Technologie sowie Kapitalgüterstrategie dar. 


Wolfgang Schoeller 


Urs Müller-Plantenberg 
Zur ‘Effizienz’ von Technologien in Entwicklungsländern 


Es erscheint zunächst einmal erfrischend, mit welcher Eindeutigkeit und Direktheit Wolf- 
gang Schoeller in seinem Aufsatz über „Wahl der Technologie und Beschäftigung in Ent- 
wicklungsländern« seine Thesen vorträgt. Leider ist mit dieser Direktheit aber eine Reihe 
von Verkürzungen verbunden, die dazu führen, daß die durchaus nötige Zerstörung von 
Illusionen über die Verfügbarkeit und Wirksamkeit technologischer Alternativen plötzlich 
in einem Zusammenhang erscheint, der den in den westlichen Industrieländern produzier- 
ten technischen Fortschritt geradezu als Segen für die Entwicklungsländer erscheinen läßt. 
Die westdeutschen Kapitalgüterexporteure, die von diesem Segen nicht zu überzeugt wer- 
den brauchen, können dieser Darstellung nur zustimmen. Wo ihr segensreiches Angebot 
mangels Masse an Devisen nicht genutzt werden kann, sollen dann nach Meinung Schoel- 
lers die östlichen Industriestaaten, deren Theorie von der »wissenschaftlich-technischen Re- 
volutione! ebenfalls dem eindimensionalen Begriff von technischem Fortschritt huldigt, in 
die Bresche springen. Zum Schluß ergibt sich dann, daß das Problem der Beschäftigung, 
das noch im Titel erscheint, gar kein Problem der Ökonomie oder Technologie sondern nur 
ein politisch-organisatorisches Problem ist: Wird erst einmal aus der bäuerlichen Bevölke- 
rung ein genügender investierbarer Überschuß mittels ungleichen Tausches herausgepreßt, 
der gegen Kapitalgüter aus den sozialistischen Staaten oder von multinationalen Konzer- 
nen getauscht werden kann, dann werden Industrialisierung, Wachstum und Entwicklung 
schon für die Beseitigung der Arbeitslosigkeit sorgen. So einfach ist das nach Wolfgang 
Schoeller. Wir sind der Auffassung, daß es leider so einfach nicht ist und daß insbesondere 
Schoellers Begriff von »Effizienz« von Technologien ihn daran hindert, die Folgen der tech- 
nologischen Abhängigkeit der Entwicklungsländer von den Industrienationen in ihrem 
vollen Umfang zu sehen und zu beschreiben, was schließlich dazu führt, daß er das Pro- 
blem des investierbaren Überschusses unterschätzt, wo er doch meint, es erstmalig in diese 
Debatte eingeführt zu haben. Es wäre schade, wenn eine ganze Reihe wichtiger und richti- 
ger Punkte in Schoellers Argumentation nur deshalb nicht beachtet würde, weil er es den 
Vertretern der Gegenposition in der Technologiediskussion so leicht macht, gegen ihn zu 
polemisieren. 

Ein großer Teil der Verkürzungen in Schoellers Artikel ergibt sich zunächst daraus, daß er - 
durchaus in Anlehnung an die meisten Ansätze zur Technologieproblematik, mit denen er 
sich auseinandersetzt - undifferenziert von der Entwicklungsländern spricht, ihnen allen 
einen Industrialisierungsprozeß unterstellt und die Technologieproblematik dann nur 
noch als ein Problem der Industrie, bei internationaler Konkurrenz sogar nur noch als Pro- 
blem der Exportindustrie analysiert. Hier ist zunächst festzuhalten, daß es heute noch viel 
weniger als cıwa vor zehn Jahren möglich ist, in bezug auf die Technologieproblematik von 
den Entwicklungsländern im allgemeinen zu reden. In groben Zügen lassen sich etwa vier 
Ländergruppen unterscheiden, für die sich sowohl in bezug auf die Bedeutung der Indu- 
strie für das gesamtwirtschaftliche Wachstum, als auch in bezug auf die Auswirkungen der 
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technologischen Abhängigkeit auf die Beschäftigung jeweils ganz andere Probleme erge- 
ben. 
Eine erste Gruppe bilden einige der erdölexportierenden Länder, deren investierbarer 
Überschuß so groß ist, daß sich die herrschenden Klassen auch die kapitalintensivste Tech- 
nologie leisten können, ohne Devisenmangel oder Arbeitslosigkeit fürchten zu müssen. Im 
Gegenteil ist in manchen dieser Länder (am deutlichsten etwa in Saudi-Arabien und Ku- 
wait) die Aufrechterhaltung der Produktion und des Dienstleistungssektors nur durch Her- 
anziehung ausländischer Arbeitskräfte zu sichern. Die Industrialisierung spielt hier eine 
untergeordnete, die Exportindustrie überhaupt keine Rolle. Die technologische Abhängig- 
keit von den westlichen Industrieländern zeitigt keinerlei negative Auswirkungen auf die 
Beschäftigung. Eine zweite Gruppe bildet die sehr kleine Zahl der sogenannten »neuen In-. 
dustrieländer«, d.h. der Länder mit relativ schnell wachsender Ausfuhr von Industriepro- 
dukten. Außerhalb Europas gehören zu dieser Gruppe nur Brasilien, Argentinien, Mexiko, 
Südkorea, Hongkong, Taiwan und Singapur, mit Einschränkungen höchstens noch Indien 
und Malaysia. In einer Diskussion der Kontroverse um die Wahl arbeitssparender oder 
kapitalsparender Technologien beschränkt sich Schoeller praktisch nur auf die Exportindu- 
strien dieser Ländergruppe. 
Eine dritte, relativ große Gruppe bilden die Länder, in denen zwar Industrialisierung statt- 
gefunden hat oder noch stattfindet, in denen sich aber die Industrie auf die Produktion für 
den inneren Markt beschränkt oder zumindest keine wesentliche Steigerung der Ausfuhr 
industrieller Produkte stattfindet. Und schließlich gibt es noch eine vierte Gruppe von Ent- 
wicklungsländern, bei denen von Industrialisierung ernsthaft nicht gesprochen werden 
kann, ohne daß man deshalb sagen könnte, daß sie dadurch von den Problemen, die sich 
aus der technologischen Abhängigkeit ergeben, verschont blieben. Natürlich lassen sich 
nicht alle Entwicklungsländer eindeutig diesen Gruppen zuordnen. Man könnte beispiels- 
weise darüber streiten, ob Argentinien sich seit der Errichtung der Militärdiktatur 1976 
nicht schon längst auf dem Weg von der zweiten in die dritte Gruppe befindet oder ob Me- 
xiko dank seines neuen Erdölreichtums eines Tages der ersten Gruppe näher stehen wird als 
der zweiten. Entscheidend ist aber, daß von einer duschgängigen oder gar gleichförmigen 
Industrialisierung der Entwicklungsländer nicht die Rede sein kann und daß sich die Pro- 
bleme der technologischen Abhängigkeit in jeder dieser vier Ländergruppen sehr verschie- 
den stellen. 
Quer zu dieser Unterscheidung der Entwicklungsländer nach Ausmaß und Orientierung 
der Industrialisierung ergibt sich eine andere Unterscheidung, die sich auf die von den Re- 
gierungen dieser Länder eingeschlagene Wirtschafts- und Entwicklungspolitik bezieht. Die 
heute in vielen Ländern (besonders der zweiten und dritten Ländergruppe) zu beobachten- 
de und von Schoeller richtig benannte Tendenz einer bewußten und uneingeschränkten 
Eingliederung in den Weltmarkt durch Freihandelspolitik und Abbau staatlicher Interven- 
tionen löst eine Politik planmäßiger Industrialisierung durch Importsubstitution ab. Die 
neue liberale Wirtschaftspolitik kann nun aber nicht, wie das bei Schoeller zumindest im- 
plizit erscheint, als planmäßige Fortführung der Industrialisierung durch zusätzliche Auf- 
nahme der Industrieproduktion für den Export gekennzeichnet werden. 
Das Zusammenfallen wachsender Industrie-Exporte und einer liberalen Wirtschafts- und 
Handelspolitik in einigen wenigen Entwicklungsländern ist zwar kein Zufall, aber es stellt 
insofern einen Sonderfall dar, als diese liberale Wirtschaftspolitik auf eine bewußte Ein- 
gliederung der Entwicklungsländer in die internationale Arbeitsteilung gemäß dem Krite- 
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sum der komparativen Kosten zielt und nur in diesen Ländern die Bedingungen {unter 
anderem auch in der Form von sehr niedrigen Löhnen) dafür gegeben sind, daß bestimmte 
Sektoren der Industrie auf dem Weltmarkt erfolgreich konkurrieren können. In vielen an- 
deren Ländern bedeutet die Übernahme der freihandelsorientierten lieberalen Wirtschafts 
politik, die häufig nur mit militärischer und politischer Repression im Innern und unter 
Anlegen der Daumenschrauben durch die internationale Finanzwelt und den Internatio- 
nalen Währungsfonds von außen gegen den Willen der Mehrheit der Bevölkerung und so- 
gar gegen die Interessen vieler kleiner und mittlerer Industrie-Unternehmer durchgesetzt 
werden konnte, das genaue Gegenteil von Industrialisierung. Der Abbau von Zollschutz, 
Subventionen, Mindestlöhnen und binnenmarktfördernden sozialpolitischen Maßnahmen 
bewirkt hier eine Konzentration auf die »effizientesten« und international konkutrenz- 
fähigen Wirtschaftszweige und Einzelunternehmen, unabhängig davon, ob diese zur 
Industrie, zum Bergbau, zur Landwirtschaft oder zum Dienstleistungssektor gehören. Im 
augenblicklichen Interesse einer »modernen« und »effizienten« Wittschaftsordnung wird 
dabei steigende Arbeitslosigkeit ebenso billigend in Kauf genommen wie ein Rückgang des 
Anteils der Industrieproduktion am gesamten Bruttoinlandsprodukt. Länder mit schnell 
wachsenden Industrieexporten wie Südkorea oder Taiwan können daher weder als typische 
Beispiele für den Verlauf der Industrialisierung von kapitalistischen Entwicklungsländern 
gelten, noch lassen sich an ihnen verallgemeinernd die Folgen liberaler Wirtschafts- und 
Handelspolitik für die Verteilung von Kapital und Arbeitskraft auf die einzelnen Wirt- 
schaftssektoren ablesen. 

Wenn wir nun zu det eigentlichen Frage nach der Wahl von Technologien und den Aus- 
wirkungen der technologischen Abhängigkeit kommen, so ist zunächst überhaupt nicht zu 
ersehen, warum diese Frage auf den Industriesektor beschränkt werden soll. Schoeller 
selbst gibt keinerlei plausiblen Grund dafür an, warum er das Problem des Einsatzes ver- 
schiedener Technologien einzig und allein für den Industriesektor untersucht. Die Land- 
wirtschaft, immerhin in der Mehrheit der Entwicklungsländer der Sektor mit. dem höchsten 
Anteil an der wirtschaftlich aktiven Bevölkerung und einem immer noch telativ hohen An- 
teil am Bruttoinlandsprodukt erscheint praktisch nur im letzten Abschnitt seines Artikels, 
und zwar als kleinbäuetliche Landwirtschaft, die mittels internen ungleichen Tausches zur 
Quelle des investierbaren Überschusses und der Akkumulation gemacht werden soll. Mit 
dem Hinweis auf den ungleichen Tausch wird vorausgesetzt, daß in det Landwirtschaft 
herkömmliche, überalterte, arbeitsintensive Produktionsmethoden weiterhin die Regel 
bleiben sollen. Tatsache ist aber - und das zeigt eine Fülle von Untersuchungen -, daß in 
bestimmten ‚Bereichen der Landwirtschaft und des Dienstleistungssektors der Entwick- 
lungsländer die Anwendung modernster, »effizienter«, arbeitssparender und extrem kapi- 
talintensiver Produktionsmethoden längst die Regel geworden ist. Für den Großbergbau 
gilt das ohnehin. Die dadutch bedingte Freisetzung bzw. mangelnde Absorption von Ar- 
beitskräften ist sogar in den meisten Entwicklungsländern die eigentliche Utsache des Be- 
schäftigungsproblems und - vermittelt über den Konkurrenzdruck auf dem Arbeitsmarkt - 
auch der niedrigen Löhne für nichtqualifizierte Arbeitskräfte. 

Innerhalb der eigenen Argumentation Schoellers gibt es nun keinerlei plausiblen Anhalts- 
punkt dafür, warum sein unbeirrbates Plädoyer für die »effizienteste, in der Regel, kapital- 
intensivste, arbeitssparende Technologie« nicht für sämtliche Wirtschaftsbereiche gelten 
soll, zumal nach seiner Auffassung die Übernahme dieser »effizienten« Technologie durch 
den Druck der internationalen Konkuttenz erzwungen wird. Dieser Druck der internatio- 
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nalen Konkurrenz ist aber, wie er an anderer Stelle zu Recht betont, auf den internationa- 
len Märkten für Produkte der Landwirtschaft und des Bergbaus ebenso gegeben wie auf 
den Exportmärkten für Industrieprodukte. 

Wenn Schoeller aus der Tatsache, daß in den Exportindustrien bestimmter Entwicklungs- 
länder die kapitalintensivsten und arbeitssparendsten Technologien eingesetzt werden, die 
Schlußfolgerung zieht, daß auch nach der Ausschaltung des Marktmechanismus diese 
Technologien in der Industrie notwendig die »effizientesten« seien, so ist überhaupt nicht 
einzuschen, warum er nicht genau denselben Schluß ebenfalls für die Landwirtschaft zieht. 
Die einzige Erklärung, die man für diesen Mangel an Logik zu erkennen vermag, liegt in 
der Begrenztheit des investierbaren Überschusses, die offenbar nach Schoellers Meinung zu 
einem »strategischen« Einsatz der knappen Ressourcen zwingt. Während unter den Bedin- 
gungen unbegrenzter internationaler Konkurrenz die Formulierung einer sektoralen Stra- 
tegie gar nicht stattfinden kann, weil die jeweilige Situation auf dem Weltmarkt die Ent- 
scheidungen der einzelnen Unternehmen über den Einsatz der Ressourcen immer neu 
bestimmt, macht sich Schoeller zu einem Befürworter einer Industrialisierung um jeden 
Preis, wobei die Kosten für die teuren importierten Kapitalgüter für die Industrie im we- 
sentlichen der kleinbäuerlichen Landwirtschaft aufgebürdet werden sollen, die durch Mehr- 
arbeit mit den herkömmlichen Produktionsmethoden für den notwendigen investierbaren 
Überschuß zu sorgen hätte. Man mag diesem Industrialisierungsmodell zugute halten, daß 
der Masse der landwirtschaftlich tätigen Bevölkerung in den kapitalistischen Entwicklungs- 
ländern heute auch keine bessere Rolle zufällt. Aber es muß zumindest gefragt werden, ob 
sich für sie der Kampf für den Sozialismus lohnt, wenn dieses Industrialisierungsmodell 
dabei herauskommt und ob es anders als mit politischer Kontrolle von oben durchgesetzt 
und durchgehalten werden kann. 

Hier ist nun aber zu fragen, ob denn die von Schoeller benutzte Gleichsetzung von Effi- 
zienz, hoher Arbeitsproduktivität und Kapitalintensität für Entwicklungsländer mit Kapı- 
talmangel, hohem Arbeitskräfteangebot und niedrigen Löhnen überhaupt genauso stimmt 
wie für die Industrieländer. In einem früheren Artikel zu diesem Thema? habe ich bereits 
gezeigt, daß sich die gleiche technische Zusammensetzung des Kapitals bei einer gegebe- 
nen Technologie in verschiedenen Ländern mit stark untertschiedlichen Lohnniveaus in ver- 
schiedenen organischen Zusammensetzungen desselben Kapitals niederschlägt. Beim Ein- 
satz. der gleichen Produktionsmittel und der gleichen Menge Arbeitskraft in Deutschland 
und in Tunesien ist das Verhältnis von konstantem zu variablem Kapital notwendig ver- 
schieden, wenn die Arbeitskräfte in Tunesien wesentlich niedriger entlohnt werden als in 
Deutschland. Die gleiche Technologie wirkt also in Tunesien noch kapitalintensiver als in 
Deutschland, wenn man annimmt, daß die Produktionsmittel und insbesondere die Kapi- 
talgüter in beiden Ländern zum gleichen Preis zu haben sind. 

Dazu kommt nun aber noch, daß der gleichen Technologie auch nicht unabhängig vom 
Ort ihres Einsatzes die gleiche Arbeitsproduktivität zugeschrieben werden kann. Zu dieser 
Auffassung kann nur kommen, wer zur Bestimmung der Arbeitsproduktivität das Produkt 
lediglich ins Verhältnis zur Menge der aufgewandten lebendigen Arbeit setzt. Ein wirkli- 
cher Vergleich der Arbeitsproduktivität der gleichen Technologie in verschiedenen Ländern 
ergibt aber nur Sinn, wenn man die in der Produktion der Kapitalgüter vergegenständlich- 
te Arbeit in die Berechnung mit einbezieht. Nun werden aber die Kapitalgüter der jeweils 
neuesten Generation in der Regel nicht in den Entwicklungsländern hergestellt, sondern in 
den Industrieländern. Es würde aber wenig Sinn ergeben, die in Deutschland aufgewandte 
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vergegenständlichte Arbeit mit der in Tunesien aufgewandten lebendigen Arbeit einfach 
zusammenzuzählen, um dann festzustellen, daß die Arbeitsproduktivität in Deutschland 
und Tunesien die gleiche sei. Vielmehr muß gefragt werden, wie viele Arbeitsstunden in 
Tunesien aufgewandt werden müssen, um auf dem Weltmarkt ein Produkt anbieten zu 
können, dessen Erlös es gestattet, die entsprechenden Kapitalgüter in Deutschland einzu- 
kaufen. Auch nach Schoellers Ausführungen wird die Zahl dieser Arbeitsstunden wesent- 
lich größer sein als die Zahl der Arbeitsstunden, die in Deutschland nötig sind, um diese 
Kapitalgüter zu produzieren. 

Damit ist klar, daß die gleiche Technologie bei hohen Unterschieden im Lohnniveau in 
den Entwicklungsländern nicht nur wesentlich kapitalintensiver wirkt, sondern auch eine 
wesentlich niedrigere Arbeitsproduktivität repräsentiert als in den Industrieländern. Mag 
also eine Technologie in einem Industrieland die effizienteste im Sinne hoher Arbeitspro- 
duktivität sein, so bedeutet das noch lange nicht zozwerdig, daß sie auch im Entwicklungs- 
land die effizienteste ist. Aber selbst wenn sie auch im Entwicklungsland die effizienteste 
ist, ist sie dort, gemessen an Kriterien gesamtwirtschaftlicher Rentabilität, notwendig weni- 
ger. effizient als im Industrieland. Für das einzelne Unternehmen schließlich hat schon 
Marx eindeutig das Kriterium benannt, nach welchem über die Einführung neuer Maschi- 
nen entschieden wird. Es ist nämlich »die Differenz zwischen dem Preise der Maschinerie 
und dem Preise der von ihr zu ersetzenden Arbeitskraft« diejenige »Differenz, welche die 
Produktionskosten der Ware für den Kapitalisten selbst bestimmt und ihn durch die 
Zwangsgesetze der Konkurrenz beeinflußt«. Diese Differenz kann im Verlauf der Zeit in 
einem Land und zwischen den Ländern stark variieren, und so hat Marx selbst darauf ver- 
wiesen, daß zu seiner Zeit Maschinen in England erfunden wurden, die nur in Nordameri- 
ka angewandt wurden.? 

Zu behaupten, daß die in den Industrieländern jeweils neuesten, kapitalintensiveren und 
stärker arbeitssparenden Technologien zofweraig auch in den Entwicklungsländern die ef- 
fizientesten sind, ist, so gesehen, schlichtweg falsch. Daß sie zazsächlich in bestimmten Be- 
reichen, so unter anderem in den Exportindustriesektoren einiger Entwicklungsländer, schr 
schnell übernommen werden, hat allein damit zu tun, daß für die investierenden Unter- 
nehmen unter den gegebenen Umständen die Differenz zwischen dem Preis der neuen 
Maschinerie und dem Preis der von ihr zu ersetzenden Arbeitskraft für die Übernahme der 
neueren Technologie zu Buche schlägt. Für die Gesamtwirtschaft ist das eine teure Angele- 
genheit, weil ein überproportionaler Anteil des gesamtgesellschaftlichen Aufwands an Ar- 
beitsstunden in die neu importierten Kapitalgüter investiert wird, nur um Arbeitskräfte 
freizusetzen, die das Beschäftigungsproblem noch vergrößern und den Lohndruck steigern. 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß diese teure Angelegenheit in einigen Ländern in bestimm- 
ten Konjunkturen bei anhaltend hoher Nachfrage auch ihre Früchte trägt, so daß schließ- 
lich sogar die Arbeitslosigkeit abnimmt-und die Löhne zu steigen beginnen, wie das in Sin- 
gapur unter sehr spezifischen Bedingungen und in Brasilien während der Periode schnellen 
Wachstums von 1969 bis 1974 der Fall war. Aber es bleibt eine teure Angelegenheit, und 
für die meisten Länder, in denen eine schnelle Übernahme der jeweils neuesten kapitalin- 
tensiven Technologien üblich ist, ist eine extrem hohe und schnell wachsende Auslandsver- 
schuldung charakteristisch. 

Daß die Unternehmen diese neuesten Technologien übernehmen, liegt unter anderem 
auch daran, daß keine Technologien entwickelt werden, bei denen die Differenz zwischen 
dem Preis der Maschinerie und dem Preis der von ihr zu ersetzenden Arbeitskraft noch 
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günstiger ausfällt, weil sie den Preisrelationen in den Entwicklungsländern noch stärker 
Rechnung trägt. Sieht man sich an, mit welcher Geschwindigkeit Technologien entwickelt 
werden, die auf die Knappheit bestimmter Ressourcen oder auf die Preissteigerungen be- 
stimmtet Rohstoffe eine Antwort geben, so ist nicht einzusehen, warum es Zechnisch un- 
möglich sein sollte, alternative Technologien zu entwickeln, die den Preisrelationen in den 
Entwicklungsländern angemessen sind. Wenn es zu Zeiten von Marx möglich war, daß in 
England Maschinen erfunden wurden, die nur in Nordamerika angewandt wurden, warum 
sollte es dann nicht möglich sein, beispielsweise in Deutschland Maschinen zu entwickeln, 
die nur in Afrika ihren höchsten Grad an richtig verstandener Effizienz entfalten? 

In meinem früheren Aufsatz habe ich im einzelnen zu begründen versucht, warum solche 
alternativen Technologien nicht (oder kaum) entwickelt werden. Das wesentliche Argu- 
ment ist, daß die, gemessen an der Größe des Weltmarkts für Kapitalgüter, relativ kleine 
Nachfrage nach solchen Technologien noch zusätzlich verringert wird durch staatliche 
Maßnahmen zur Förderung der Industrialisierung in den Entwicklungsländern. Diese Maß- 
nahmen, die besonders (aber nicht nur) für die importsubstituierende Industrialisierung 
kennzeichnend sind, laufen für die einzelnen investierenden Unternehmen im wesentli- 
chen auf eine Verbilligung der Kapitalkosten und eine Steigerung der Lohnkosten hinaus, 
so daß eine Angleichung der Preisrelationen von Maschinerie und Arbeitskraft an die in 
den Industrieländern vorherrschenden Preisrelationen erfolgt, die es für den Unternehmer 
uninteressant macht, über technologische Alternativen nachzudenken. Heute müßte man 
als weiteren Grund hinzufügen, daß es auch linke Ökonomen gibt, die die Planungsin- 
stanzen der Entwicklungsländer zu überzeugen versuchen, daß es für die Effizienz von 
Technologien überall auf der Welt nur einen Maßstab gibt. 

Die hier vertretene Vorstellung von alternativen Technologien hat, das muß hier betont 
werden, sehr wenig oder besser gar nichts mit dem zu tun, was Schoeller alternative Tech- 
nologie nennt. Wo es darum geht, den technischen Fortschritt aucA in eine Richtung zu 
treiben, die nicht für die Entwicklungsländer eine noch höhere organische Zusammenset- 
zung des Kapitals bedeutet als für die Industrieländer, die deshalb größere Sparsamkeit 
mit dem investierbaren Überschuß erlaubt und eine schnellere Steigerung der gesamtge- 
sellschaftlichen Arbeitsproduktivität, malt Schoeller das Schreckensbild einer stagnieren- 
den alternativen Technologie mit extrem niedriger organischer Zusammensetzung des Ka- 
pitals, was dann auch noch niedriges Niveau der Arbeitsproduktivität, Beschränkung des 
investierbaren Überschusses und langfristige Fixierung des Reallohnniveaus auf einem ex- 
trem niedrigen Stand bedeutet. Schoeller hat völlig recht, wenn er die Entwicklungsländer 
dringend davor warnt, ihr Heil in einer alternativen Technologie zu suchen, die diesem 
von ihm gezeichneten Schreckensbild entspricht. Und er hat im übrigen auch recht, wenn 
er den möglichen Anwendungsbereich von small scale Technologie für sehr beschränkt 
hält. 

Es kann und muß zugegeben werden, daß die hier vertretene, an Marx anknüpfende Posi- 
tion zum Technologie-Problem eine gewisse Nähe zum neoklassischen Faktorproportio- 
nentheorem nicht verleugnen kann. Darauf läßt sich nur antworten: Umso besser für die 
Necklassiker! Das Hauptziel muß nicht eine möglichst deutliche Abgrenzung von der neo- 
klassischen Sichtweise sein, sondern eine möglichst richtige Analyse. Eine andere Frage 
allerdings ist die nach dem Gebrauch, den die liberalen und ultraliberalen Wirtschaftspoli- 
tiker in aller Welt von der neoklassischen Argumentation zum Technologie-Problem ma- 
chen, um alle sozialpolitischen und industrialisierungsfördernden Interventionen des Staa- 
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tes in den Entwicklungsländern als Verzerrung der Faktorpreise zu denunzieren. Es geht 
ihnen dabei nicht um die Förderung alternativer Technologien und schon gar nicht um ei- 
ne beschleunigte Industrialisierung, sondern um die Sicherung und Stärkung der kapitali- 
stischen Produktionsweise gegen »sozialisierende Tendenzen« und um eine Steigerung der 
Mehrwertrate. 

Der reaktionäre Gebrauch, der von interessierter Seite von einer Theorie gemacht wird, 
muß für sich genommen noch kein Grund sein, diese Theorie in Bausch und Bogen abzu- 
lehnen. Zu fragen wäre, ob es gültige Argumente oder empirische Befunde gibt, die diese 
Theorie widerlegen. Und da stellt sich leider heraus, daß das zentrale Argument gegen die 
neoklassische Außenhandelstheorie, das Argument, auf das Schoeller seine ganzen weite- 
ten Ausführungen stützt, bei genauerer Betrachtung in sich zusammenfällt. Zitieren wir 
ihn: 


»Entsprechend der benannten Annahme der vorhertschenden Außenhandelstheorie müßten sich zu- 
mindest in den Exportindusttien der Entwicklungsländer vergleichsweise arbeitsintensive Industrien 
durchsetzen. Dieser unterstellte Trend findet jedoch über einen längeren Zeitraum hinweg keinerlei 
empitische Bestätigung, vielmehr setzen sich in den Exportindustrien der Entwicklungsländer kapita- 
lintensive Technologien dusch, die am technischen Fortschritt der entsprechenden Industrien der In- 
dustrienationen orientiert sind.« 


Die von Schoeller zitierte Außenhandelstheotie ist nach seiner eigenen Darstellung im er- 
sten Satz dieses Abschnitts klug genug, sich angesichts des Fehlens alternativer Technolo- 
gien im oben bezeichneten Sinne mit der Aussage zu begnügen, daß die Exportindustrien 
der Länder, die überhaupt zum Aufbau von Exportindustrien in der Lage sind, »vergleichs- 
weise arbeitsintensive Industrien« sein werden. Im Klartext heißt das: Industrien, in denen 
die durchschnittliche organische Zusammensetzung des Kapitals in den Industrieländern 
vergleichsweise gering ist. Mir ist keinerlei Statistik oder Untersuchung bekannt, die diese 
Behauptung nicht im wesentlichen bestätigen würde. Häufig werden sogar nur einzelne 
besonders arbeitsintensive Teilfertigungsbereiche von multinationalen Konzernen in Ent- 
wicklungsländer verlagert. Schoeller selbst nennt sogar bestimmte »Branchen, die für die 
Exporte der Entwicklungsländer von besonderer Bedeutung sind (Textil, Bekleidung, Elek- 
trotechnik, Optik etc.)«, ohne dazu zu sagen, daß diese besondere Bedeutung eben gerade 
darauf beruht, daß die durchschnittliche organische Zusammensetzung des Kapitals in die- 
sen Branchen in den Industrieländern vergleichsweise niedrig ist. Diese empirische Tatsa- 
che, zu deren Feststellung es der ganzen Außenhandelstheorie gar nicht bedürfte, findet 
aber nach Schoeller »keinerlei empirische Bestätigung«. Und warum nicht? Weil sich in 
den Exportindustrien der Entwicklungsländer« kapitalintensive Techno/ogier« ducchset- 
zen. Man ersetzte einfach das Wort »Industrie« durch »Teechnologie«, und schon hat man 
einen bombastischen Widerspruch. Leider wird sich die scheinbar so grausam zerfetzte Au- 
ßenhandelstheorie ohne jeden Kratzer und mit einem höhnischen Lächeln über diese Art 
von Kritik hinwegsetzen. Der scheinbare Widerspruch ist ganz einfach aufzulösen: In den 
Exportindustrien der Entwicklungsländer setzen sich zuerst die Brazcher dutch, die in den 
Industrieländern durchschnittlich durch eine vergleichsweise niedrige organische Zusam- 
mensetzung des Kapitals gekennzeichnet sind, und zaerhalb dieser Branchen setzen sich 
die Techrologier durch, die auch in den Industrieländern auf der Höhe des technischen 
Fortschritts sind und deshalb in der Regel durch eine vergleichsweise hohe organische Zu- 
sammensetzung des Kapitals gekennzeichnet sind. 
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Damit sind wir jetzt an einem Punkt angelangt, an dem wir die Wahl von Technologien 
bezogen auf verschiedene Gruppen von Entwicklungsländern umfassend diskutieren kön- 
nen. In den Ländern, in denen unbegrenzte internationale Konkurrenz besteht, in denen 
sich also politische Kräfte durchgesetzt haben, die auf einer vollen Öffnung der nationalen 
Ökonomie gegenüber dem Weltmarkt bestehen, ist die Wahl von Technologien einzig 
und allein Sache der einzelnen in- und ausländischen Unternehmen. Technologien sind 
aber immer bezogen auf bestimmte stoffliche Produkte, die mit ihnen hergestellt werden 
sollen, und die Auswahl der herzustellenden Produkte geht der Wahl der Technologien 
voraus. Im Zweifelsfall wird nun der neu investierende Unternehmer unter dem Zwang der 
internationalen Konkurrenz stets eher in vergleichsweise arbeitsintensive Wirtschaftsberei- 
che investieren und dort die neuesten und in der Regel kapitalintensivsten Technologien 
anwenden, als daß er in kapitalintensiven Wirtschaftsbereichen investiert, in denen ihn 
Lohnkostenvorteile dauerhaft nur durch alternative Technologien im oben bezeichneten 
Sinne erwachsen könnten, die entweder gar nicht vorhanden sind und erst noch geschaffen 
werden müßten oder von ihm erstmalig angewandt werden und damit erhöhtes Risiko be- 
deuten. Darin, daß veraltete arbeitsintensive Technologien den Lohnkostenvorteil nicht 
dauerhaft sichern können, hat Schoeller natürlich recht. Nicht ausgeschlossen werden kann 
aber, daß in bestimmten standortabhängigen Produktionsbereichen (wie etwa dem Berg- 
bau), die international durch eine hohe organische Zusammensetzung des Kapitals ge- 
kennzeichnet sind, der technische Fortschritt in den Entwicklungsländern eine andere 
Richtung nimmt. 

Anders sieht die Sache in den Entwicklungsländern aus, in denen unter Beibehaltung des 
Marktmechanismus versucht wird, durch staatliche Intervention eine Wachstums- und Ent- 
wicklungsstrategie auch gegen die Einflüsse und Tendenzen des Weltmarktes durchzuset- 
zen. Diese Strategien haben ja nur dann einen Sinn, wenn mit ihnen erreicht werden soll, 
auch Investitionen in bestimmten, strategisch wichtigen Produktionsbereichen zu fördern, 
in denen das Land bei völliger Öffnung gegenüber dem Weltmarkt keine (oder noch kei- 
ne) Chance hatte, sich gegen die internationale Konkurrenz zu behaupten. Und das sind 
in der Regel gerade die Produktionsbereiche, die in den Industrieländern durch hohe orga- 
nische Zusammensetzung des Kapitals gekennzeichnet sind. Um private in- und ausländi- 
sche Unternehmen überhaupt zu Investitionen in diesen Bereichen zu bewegen, werden in 
der Regel Förderungsmaßnahmen von seiten des Staates notwendig sein, die auf eine rela- 
tive Verbilligung der Kapitalkosten für die Unternehmer hinauslaufen. Aus dieser relati- 
ven Verbilligung der Kapitalkosten ergibt sich aber die Entmutigung jeder Suche nach 
technologischen Alternativen. Im Zweifelsfall werden die vor der internationalen Konkur- 
tenz geschützten Unternehmer stets eher von ihrer Monopolsituation Gebrauch machen 
und unter Hinweis auf die Zwänge des technischen Fortschritts auf eine Verstärkung der 
staatlichen Förderungsmaßnahmen drängen, als daß sie nach technologischen Alternativen 
suchen. Es ist dieser Widerspruch zwischen privater und gesamtgesellschaftlicher Rentabili- 
tät, der in vielen Entwicklungsländern in den 60er und 70er Jahren zur Krise des Modells 
der importsubstituierenden Industrialisierung geführt hat. Die liberale Wirtschaftspolitik 
weist den Weg aus dieser Krise durch eine totale Öffnung gegenüber dem Weltmarkt und 
damit einen Verzicht auf jede autonome Entwicklungsstrategie. 

Will ein Land aber daran festhalten, eine eigene Entwicklungsstrategie zu verfolgen und 
gegen die Tendenzen des Weltmarkts durchzusetzen, so wird es auf die Dauer gezwungen 
sein, mindestens im Bereich der strategischen Investitionen den Marktmechanismus auszu- 


52 Urs Mülller-Plantenberg 


schalten und auf diese Weise den Widerspruch zwischen den Kriterien privater und ge- 
samtgesellschaftlicher Rentabilität auf andere Weise aufzulösen, als es die liberale Ord- 
nungspolitik tut. Der wesentliche Vorteil dieser Politik läge gerade darin, daß alle techno- 
logischen Alternativen in Hinblick auf ihre Kosten angesichts der zur Verfügung stehen- 
den Ressourcen unabhängig geprüft werden können. Im Einzelfall hätten dann auch be- 
stimmte neue, an den Bedürfnissen und Möglichkeiten des betreffenden Landes orientierte 
alternative Technologien eine Chance. Daß ein ganzes System alternativer Technologien 
die technisch-wissenschaftlichen Kapazitäten eines einzelnen Entwicklungslandes über- 
schreiten würde, darin hat Schoeller sicher recht. Was er aber vorschlägt, nämlich auf dem 
Weg nichtkapitalistischer nachholender Entwicklung in jedem Fall die »effizienteste, in der 
Regel kapitalintensive und arbeitssparende« Technologie anzuwenden, läuft darauf hin- 
aus, auf den hier genannten wesentlichen Vorteil einer nichtkapitalistischen Entwicklungs- 
strategie zu verzichten. 

Stattdessen schlägt Schoeller vor, die Entwicklungsländer sollten im wesentlichen densel- 
ben Weg beschreiten, den die Sowjetunion vor etwa 50 Jahren gegangen ist. Selbst wenn 
man die ungeheuren politischen und wirtschaftlichen Kosten, die dieser Weg für die gro- 
ßen Massen der sowjetischen Bauern und Arbeiter bedeutet hat, angesichts des inzwischen 
erreichten wirtschaftlichen Fortschritts herunterspielt, muß man doch feststellen, daß die 
Kosten eines solchen Weges in den letzten 50 Jahren noch erheblich gestiegen sind. Der 
Unterschied in der technischen Zusammensetzung des Kapitals zwischen den rückständi- 
gen Produktionsbereichen und den mit neuester Technologie arbeitenden kapitalintensi- 
ven Industrien war 1930 sehr viel geringer als heute. Das heißt: Die Zahl der Arbeitsstun- 
den, die nötig sind, um einen zusätzlichen Arbeitsplatz in einer mit modernster Technolo- 
gie arbeitenden kapitalintensiven Branche zu schaffen, ist seit damals erheblich gestiegen. 
Diese Steigerung ist noch größer, wenn man einbezieht, daß sich die Arbeitsstunden der 
Entwicklungsländer wahrscheinlich heute in einem schlechteren Verhältnis zu den Arbeits- 
stunden der Kapitalgüter produzierenden Industrieländer austauschen, als das um 1930 
für die sowjetischen Arbeitsstunden der Fall war. 

In jedem Fall die kapitalintensivste Technologie anzuwenden, wie Schoeller das vorschlägt, 
bedeutet also entweder eine Beschränkung der Investitionen auf wenige Bereiche mit sehr 
geringen Beschäftigungseffekten oder eine erhebliche Steigerung des investierbaren Über- 
schusses oder beides. Beschränkten sich die Investitionen unter dem Zwang der extremen 
Knappheit der Mittel auf die arbeitsintensivsten Branchen, so würde das einen Verzicht auf ' 
jede Entwicklungsstrategie und die Fortführung der Einbindung in die internationale Ar- 
beitsteilung bedeuten. Das Entwicklungsland würde damit die Rolle übernehmen, die ihm 
die internationale Ordnungspolitik zuweist. Würde es aber in kapitalintensive Branchen 
investieren, so wären der investierbare Überschuß noch schneller verbraucht und die Be- 
schäftigungseffekte noch geringer. Die nachholende Entwicklung würde extrem verlang- 
samt. 

Da von den kapitalintensiven Investitionen wegen ihrer geringen gesamtgesellschaftlichen 
Arbeitsproduktivität kein wesentlicher Beitrag zur Steigerung des investierbaren Über- 
schusses zu erwarten ist, bleiben für diesen Zweck nur zwei Möglichkeiten, auf die Schoel- 
ler hinweist: entweder eine erhebliche Steigerung der Erlöse aus dem ungleichen Tausch 
mit der kleinbäuerlichen Landwirtschaft, was wahrscheinlich nur durch politischen Zwang 
zu erteichen wäre, oder wirksame brüderliche Hilfe von außen, von den Ländern, die 
Schoeller abkürzend sozialistisch nennt. Langfristige Handelsabkommen mit diesen Län- 


Zur ‘Effizienz’ von Technologie 53 


dern, wie er sie vorschlägt, sind zwar in jedem Fall nützlich, erbringen aber, da die Orien- 
tierung an den Weltmarktpreisen nur in seltenen Fällen zeitweilig aufgegeben wird’, nie- 
mals den investierbaren Überschuß, der für die von Schoeller vorgeschlagene kapitalinten- 
sive Industrialisierung erforderlich wäte. Zu erwarten, daß die Sowjetunion und die osteu- 
topäischen Länder, die sich immer stärker den Strukturen und Zwängen des Weltmarkts 
untergeordnet haben und im Handel untereinander die Weltmarktpreise gelten lassen, ei- 
nen »unbegrenzten« Markt zu überhöhten Preisen für Produkte bestimmter Entwicklungs- 
länder anbieten könnten, ist denn auch unrealistisch, solange dafür nicht ein anderer Preis, 
nämlich der Preis politischer Abhängigkeit bezahlt wird. 

Wo bleibt nun das Positive? Es kann in keinem Fall darin bestehen, den Entwicklungslän- 
dern zu empfehlen, blind auf den technischen Fortschritt zu vertrauen, det in den Indu- 
strieländein und für diese entwickelt wird. Der Ratschlag kann nur sein, eine Entwick- 
lungsstrategie zu entwerfen und zu verfolgen, die alle Ressourcen des Landes nutzt, um die 
Bedürfnisse der Bevölkerung zu befriedigen, und dabei keine der sich bietenden techni- 
schen Möglichkeiten außer acht zu lassen. Im Einzelfall mag der letzte Schrei an technolo- 
gischer Neuerung aus den Industrieländern gerade das Richtige sein, im andeıen Fall ein 
Stückchen small-scale-Technologie, im dritten Fall etwas ganz Anderes, Neues, Eigenes. 
Verboten muß es nur sein, zu glauben, daß der technische Fortschritt nur eine Richtung 
hat. 
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Willi Semmler 
Zu neueren Tendenzen in der Theorie und Praxis 
der amerikanischen Wirtschaftspolitik' 


(I) Einleitung 


Die wirtschaftspolitische Diskussion in den USA seit Mitte der 70er Jahre ist zunehmend 
von einem Thema bestimmt: Die abfallende Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität der 
US-Industrien und die schwindende internationale Konkurrenzfähigkeit amerikanischer 
Firmen im Vergleich mit westeuropäischen und japanischen Unternehmen. Dieses Pro- 
blem war das Hauptproblem, dem sich die Carter-Regierung gegenübersah. Dieses Pro- 
blem wird auch das Hauptproblem der Reagan-Regierung sein. 

Zahlreiche Studien sind angefertigt worden, die die Ursache und das Ausmaß dieses Nie- 
dergangs in der Produktivitätsentwicklung zu erfassen und zu erklären suchen. Das weitge- 
hend übereinstimmende Urteil ist: »While the United States experienced the highest 
growth rate among the industrial nations during 1870-1950, its relative performance was 
below average for 1950-65 period, and it had the lowest rate during 1965-71.« (Kamrany / 
Chereb 1979, 166) Der Abfall der Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität setzte sich auch 
in den 70er Jahren fort: Die Wachstumsrate der Arbeitsproduktiviät fiel von 1973-76 auf - 
0,5 % (vgl. Denison 1979, 2), um dann wieder leicht anzusteigen. In der Nachkriegszeit 
noch wies der amerikanische Kapitalismus das doppelte Produktivitätsniveau europäischer 
Länder auf. Frankreich z.B. hatte 1950 ein Bruttosozialprodukt pro Kopf der Bevölkerung, 
das nur 58 % desjenigen der USA betrug, und die BRD erreichte 1950 nur 50 % des Brut- 
tosozialprodukts pro Kopf der Bevölkerung, gemessen am USA-Niveau. (Statistical Ab- 
stracts 1979, 894). Dieser Vorsprung der US-Wirtschaft vor der europäischen schwindet 
mehr und mehr in den 60er und 70er Jahren. Ende der 70er Jahre ist der Produktivitätsvor- 
sprung der US-Wirtschaft vor der europäischen speziell vor der westdeutschen - aber auch 
der japanischen - drastisch zusammengeschmolzen. Die meisten empirischen Studien, die 
über die US-Ökonomie angefertigt wurden, weisen darauf hin, daß im wesentlichen die 
abfallende interne Kapitalbildung - begleitet von einer abfallenden Wachstumsrate des 
technischen Fortschritts - den Abfall in der internationalen Konkutrrenzfähigkeit verur- 
sacht habe (vgl. Denison 1979, Kamrany / Chereb 1979, Feldstein 1973 und die jüngeren 
Veröffentlichungen des Brookings-Instituts)?. 

Während die BRD-Wirtschaft in den 50er und 60er Jahren noch durchschnittliche Wach- 
stumsraten der Kapitalbildung von 6-9 % aufweist (vgl. Altvater / Hoffmann / Semmler 
1980, 96), liegen die durchschnittlichen Wachstumsraten des Kapitalstocks in den USA im- 
mer unter 5 %. Sie gehen Ende der 50er bis Mitte der 60er Jahre sogar auf ca. 3-4 % zu- 
rück, um dann schließlich in den 70er Jahren auf 3,5 % und von 1975-78 auf 2,9 % zu 
schrumpfen. Auch die Wachstumsrate der Kapitalintensivierung der Produktion liegt bei 
weitem unter der der BRD. In den USA liegt sie in den 50er und 60er Jahren um 2,5-3 %, 
um dann in den 70er Jahren auf 2 % und dann schließlich auf 1 % abzufallen, während 
die BRD Raten der Kapitalintensivierung aufweist, die stets über 5 % liegen und die in 
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den 70er Jahren noch ansteigen (vgl. Altvater / Hoffmann / Semmler 1980, 91). Mit dem 

Abfall der z»ternen Kapitalakkumulation in den USA nehmen andeterseits aber die Inve- 

stitionen der großen amerikanischen Konzerne im Ausland rapide zu. 1951 hatten die 

amerikanischen Konzerne einen Bestand an Auslandsinvestitionen von 6 Mrd. Dollar, 

1973 waren esschon 73 Mrd. Dollar. Der Bestand an ausländischen Direktinvestitionen als 

Anteil am BSP stieg von 4.5 % (1951) auf 7,5 % im Jahre 1974 (Seltzer 1978, 38). Demge- 

genüber war der Anteil der ausländischen Direktinvestitionen am BSP für die BRD in den 

50er Jahren nahezu verschwindend gering und betrug auch 1973 nur 3,5 %. (Jonas 1976, 

Statistisches Jahrbuch 1976). 

Zwar wutde dieser Prozeß der abfallenden internationalen Konkuttrenzfähigkeit der inlän- 

disch operierenden amerikanischen Konzerne in den 70er Jahren noch durch drastische 

Dollarabwertungen aufgehalten, trotzdem aber hat dieser Prozeß bereits in den 70er Jah- 

ten folgende Resultate gezeigt:3 

- Die eutopäischen Konkurtenzländer haben ihren Produaktivitätsrückstand, den sie 
noch nach dem Zweiten Weltkrieg aufwiesen, weitgehend aufgeholt. 1977 weist z.B. 
Frankreich verglichen am USA-Niveau bereits 88 % des BSP pro Kopf der Bevölke- 
tung und die BRD beteits 95 % auf (Statistical Abstracts 1979, 894). Seitdem dürfte 
der Vorsprung der USA noch weiter zusammengeschmolzen sein, und viele Industrie- 
zweige wiesen bereits in den 70er Jahren eine höhere Arbeitsproduktivität auf als die- 
jenigen der USA (vgl. Mayer 1973). 

- Der Anteil der USA am gesamten Weltexport schrumpft von (1960) 15,9 % auf 
(1977) 10,7 %, während der Anteil der BRD am gesamten Weltexport von (1950) 
3,5 % auf (1977) 10,5 % ansteigt. Diese Verschiebung in den Exportanteilen wird 
noch deutlicher, wenn nur die Exporte der verarbeitenden Industrie betrachtet wer- 
den. Die BRD kann von 1964 bis 1977 ihren Anteil am Weltexport von Industriepro- 
dukten von 19,3 % auf 20,8 % steigern, die USA fällt ım gleichen Zeitraum von 
21,5 % auf 15,9 % zurück. Die BRD hat die USA nun überflügelt und ist zum füh- 
tenden Exportland für Industrieprodukte, insbesondere Investitionsgüter, geworden. 

- Mit den sinkenden Raten des Produktivitätswachstums - die in den Jahren 1973-1975 
negativ wurden - mit dem Anstieg der Arbeitslosenrate auf 8 % 1975, ca. 6-6,5 % in 
der zweiten Hälfte der 70er Jahre und ca. 8-8,5 % zu Beginn der 80er Jahre und mit 
dem Ansteigen der Inflationsraten (die 1974 bereits bei 11 % lagen), wurden die 
Wachstumsraten des Reallohns der amerikanischen Arbeiter zum ersten Mal in der 
Nachktiegsgeschichte des amerikanischen Kapitalismus negativ (1973-75 gleich ca. 
-0,3 %). Der durchschnittliche Reallohn der amerikanischen Arbeiter ist 1980 niedri- 
ger als vor 15 Jahren, und der Lebensstandard breiter Schichten amerikanischer Arbei- 
ter ist unter den der europäischen Konkurtenzländer gefallen. 

- Bedingt durch den schwindenden Kokurtenzvorteil der US-Wirtschaft und den An- 
stieg der Handels- und Zahlungsbilanzdefizite (die Handelsbilanz ist negativ seit En- 
de der 60er Jahre, die Zahlungsbilanz war schon früher negativ) findet aber auch eine 
allmähliche Entthronung des US-Dollars als internationales Zirkulations- und Wer- 
taufbewahrungsmittel statt. 1971 wurde die Goldkonvertibilität des Dollars und 1973 
die fixen Wechselkuise aufgehoben. Der Verlust der ökonomischen Vormachtstellung 
der USA auf dem Weltmarkt drückt sich auch in dem rapiden Verlust der Hegemo- 
nialstellung des Dollars aus. 

- Ein weiteres gravierendes Problem stellten die seit den 70er Jahren auf zwezsiellige 
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Ziffern angewachsenen Inflationsraten dar. Diese zweistelligen Inflationsraten kön- 
nen jedoch weder aus den Lohnzunahmen (die Löhne stagnierten, und der reale Wo- 
chenlohn amerikanischer Arbeiter ist niedriger als vor 15 Jahren), noch aus den staatli- 
chen Defiziten, noch aus der Geldmengenzunahme, noch allein aus den Erdölpreis- 
steigerungen abgeleitet, sondern müssen vielmehr aus den mangelnden Produktivi- 
tätszunahmen der amerikanischen Industrie erklärt werden (vgl. Okun / Peıty 1978 
und Houthacker 1979). j 
Während dieses Prozesses der Erosion der Konkuttenzfähigkeit der USA seit Beginn der 
60et Jahre hatte aber auch gleichzeitig die Internationalisierung der Produktion, die inter- 
nationale Kapitalmobilität und die (störende) Rolle des internationalen Spekulationskapi- 
tals so stark zugenommen, daß die Geld- und Fiskalpolitik - wie sowohl orthodoxe Ökono- 
men als auch Politökonomen konstatierten - nicht mehr als hinreichende Instrumente zur 
Regulierung der amerikanischen Wirtschaft erschienen. Die unter Kennedy 1961 einge- 
führte keynesianische Politik des Demandmanagements - die in den 50er Jahren trotz ho- 
her Arbeitslosenquoten nicht angewandt wurde - war bis Mitte der 70et Jahte Eckstein der 
amerikanischen Wirtschaftspolitik gewesen. Sie wurde überdies noch 1971 unter Nixon 
von der Preis- und Einkommenspolitik ergänzt. In diesem ganzen Zeitraum war jedoch die 
Fiskalpolitik immer wesentliches Instrument der Wirtschaftspolitik. Nur die Ge/dpolitik - 
dutchgeführt im wesentlichen von den Federal Reserve Banks der Einzelstaaten - war be- 
reits nach monetaristischem Muster gestaltet. Mit dieser keynesianisch orientierten Wirt- 
schaftspolitik - die jedoch mehr und mehr als Stabilisierungspolitik gegen das steigende 
Preisniveau eingesetzt wurde - wurde das Wachstum der Produktion, der Produktivität 
und die Kapitalakkumulation im Inland und im Ausland als gegeben unterstellt. Gerade 
aber auf dieser Seite hatten sich - wie oben gezeigt - wesentliche Veränderungen vollzo- 
gen, die zu gravierenden Problemen der amerikanischen Wirtschaftspolitik der 70er Jahre 
wurden. Die oben diskutierten Änderungen der internen Bedingungen der Wirtschaft- 
sentwicklung als auch die Änderungen der externen Bedingungen wie die ansteigende in- 
ternationale Kapitalmobilität, insbesondere der amerikanischen multinationalen Konzer- 
ne, die Mobilität des internationalen Spekulationskapitals, machten den amerikanischen 
Kapitalismus immer unregulierbarer dutch eine Politik des Nachfragemanagements. 


Ein einflußreicher Vertreter der amerikanischen Keynesianer beschreibt daher 1980 die Situation der 
USA mit folgenden Worten: 

»... the role of the United States in the world economy has changed significantly. The spread of tech- 
nology, increased mobility of capital, and industrialization in other countries have sharply reduced the 
dominating position of the United States in many of its traditional markets, and the growth of finan- 
cial centers abroad has teduced foreign dependence on the dollar. Today there is a more open compe- 
titive world economy with a high degree of dependency among the countties.« ... »The sharply expan- 
ded role of external factors during the 1970s ... created a dilemma for demand management policies.« 
(Bosworth 1980, 36, 39) 


Angesichts dieser Veränderungen der internen wie der externen Bedingungen der Wirt- 
schaftsentwicklung der U.S.A. erwies sich die keynesianische Stabilisierungspolitik nicht 
mehr als wirksam, Produktion, Beschäftigung und Preisniveau makroökonomisch zu steu- 
ern. Aus diesen Gründen bricht auch bereits in den 70er Jahren in den USA eine scharfe 
Kontroverse um Notwendigkeit und Effektivität der keynesianischen Stabilisierungspolitik 
aus, auf die ich zuerst eingehen möchte. 
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(IM) Zu den theoretischen Kontroversen um die Stabilisierungspolitik 


Die mehr orthodoxe amerikanische Diskussion zur Theorie der Wirtschaftspolitik wird auf 

zwei Ebenen geführt (auf die Einschätzung der Wirtschaftspolitik durch die amerikani- 

schen Gewerkschaften gehe ich im letzten Teil ein): 

- zum einen geht es in der Diskussion um die Frage der mikroökonomischen Basis der 
Makroökonomie; 

- zum anderen geht es in der Kontroverse um die Notwendigkeit und Effektivität der 
makroökonomischen Stabilisierungspolitik selbst. 

Sowohl auf der ersten als auch auf der zweiten Ebene liefern sich neoklassische / monetati- 

stische Vertreter der ökonomischen Theorie mit Keynesianern und Neo-Keynesianern hef- 

tige Gefechte. 


(I) 1. Zur mikroökonomischen Basis der Makroökonomie 


Die erste Ebene der Diskussion um die Stabilität oder Instabilität der kapitalistischen 
Marktwirtschaften bezieht sich auf die Frage der adäquaten mikroökonomischen Basis der 
Makroökonomie. Die Keynesische Theorie und die traditionelle Makroökonomie der Lehr- 
bücher der Nachkriegszeit hatten die Frage des mikroökonomischen Verhaltens von Unter- 
nehmern und Konsumenten bei makroökonomischer Stabilisierungspolitik des Staates 
überwiegend ausgeklammert. Nicht nur wurde die Produktions- und Angebotsseite bei der 
Keynesischen Betrachtung als gegeben unterstellt, sondern es wurde auch nicht danach ge- 
fragt, ob das Verhalten von Einzelunternehmen oder hochkonzentrierten, international 
operierenden Konzernen bei makroökonomischer Steuerung Reaktionen zeigt, die die ma- 
kroökonomischen Ziele erfüllen helfen. Tobin, ein bekannter amerikanischer Keynesianer, 
beschreibt diesen Gesichtspunkt der Kritik folgendermaßen: »One view is... that traditio- 
nal macroeconomic theory suffers from its lack of firm microeconimic foundations. The 
behavioral relations of macro models ... are not rigorously derived from optimization by in- 
dividual agents ...« (Tobin 1978, 1). Auf der Diskussionsebene der mikroökonomischen 
Fundierung der Makroökonomie finden wir gegenwärtig drei Positionen. 
1. Neoklassische, an Walras orientierte allgemeine Gleichgewichtstheoretiker behaupten, 
daß Preise auf allen Märkten flexibel sind und das Marktsystem, wenn es ungestört wirken 
kann, Gleichgewichte von Angebot und Nachfrage auf allen Märkten erzeugt. Zugestan- 
den wird aber, daß auf dem Arbeitsmarkt »Marktfehler« vorliegen. Diese Marktfehler auf 
dem Markt für die Ware Arbeitskraft bewirken, daß die Preise, d.h. hier die Löhne, nicht 
flexibel genug sind oder zu lange Anpassungszeiten an Gleichgewichtslöhne aufweisen, so 
daß es für längere Zeit zu einem Überschuß an Arbeitskräfteangebot, d.h. zur Arbeitslosig- 
keit kommen kann (vgl. Solow 1979). Faktoren, die Marktfehler auf seiten der Ware Ar- 
beitskraft in den Augen dieser Theoretiker begründen, sind: 
- die Monopolmacht der Gewerkschaften (d.h. die gewerkschaftliche Organisierung der 
Arbeiter, vgl. schon Pigou, Hicks in den 30er Jahren); 
- das Suchverhalten von Arbeitern auf dem Arbeitsmarkt (Phelps 1970); 
- die langen Kontrakte zwischen Arbeitern (oder Gewerkschaftern) und Unternehmen 
(Kontrakttheorie des Arbeitsmarktes, Fisher 1977, Baily 1978, Pool 1976). 
Infolge dieser Faktoren sind gemäß den neoklassischen Gleichgewichtstheoretikern die 
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Löhne rigide und passen sich nicht den Gleichgewichtslöhnen an, bei denen Angebot und 
Nachfrage nach Arbeit ausgeglichen wären. Ein keynesianisches Gleichgewicht bei Unter- 
beschäftigung kann die Folge sein. 
2. Diese von den Keynesianern kaum ernstgenommenen neoklassischen Gleichgewichtst- 
heoretiker finden jedoch Verstärkung durch eine neue Gruppe von Walrasianern, die die 
keynesianischen Ungleichgewichts- und Instabilitätsanalysen ernstnehmen, diese aber auf 
eine mikroökonomische (walrasianische) Basis stellen wollen. Diese Aeynesianisch orientier- 
ten Walrasianer lassen die Fiktion des Tausches - des Kaufs und Verkaufs von Waren - zu 
Gleichgewichten fallen und analysieren den Tausch, wenn Ungleichgewichtspreise vorlie- 
gen. Ihr Konzept ist, daß der Kauf und Verkauf der Waren - und auch der Ware Arbeits- 
kraft - zu Preisen stattfindet, die nicht Gleichgewichtspreise sind. Alle Preise und auch die 
Löhne können für Tauschprozesse als gegeben und kurzfristig als rigide angenommen wer- 
den. Nur noch Mengenreaktionen bestimmen das Verhalten der Marktagenten - d.h. z.B. 
das Verhalten von profitmaximierenden Unternehmen und nutzenmaximierenden Ver- 
käufern von Arbeitskraft. Wie eine Reihe von Theoretikern gezeigt hat (vgl. Barro / Gross- 
mann 1971, Mainvaud 1977, Grandmont / Laroque 1977, Clower 1965, Leijonhufvud 
1968, Benassy 1975, Fisher 1977) kann bei kurzfristig gegebenen und rigiden Preisen und 
Löhnen 
- ein Gleichgewicht auf den Gütermärkten (bei rigiden Preisen produzieren die Unter- 
nehmen nur bestimmte Mengen, auch wenn die Kapazitäten nicht ausgelastet sind); 
- ein Gleichgewicht von Sparen und Investieren (die Anpassung von Sparen und Inve- 
stieren verläuft entsprechend der Keynesischen Vorstellung über die Einkommensve- 
ränderung nicht über den Zinssatz), und 
- ein Ungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt, d.h. unfreiwillige Arbeitslosigkeit zustan- 
de kommen. i 
Von diesen Theoretikern wird ein Keynes-Gleichgewicht - das ein Ungleichgewicht auf 
dem Arbeitsmarkt einschließt - konsequent auf dem Boden der neoklassischen allgemei- 
nen Gleichgewichtstheorie abgeleitet. Als vorherrschender Mechanismus wird jedoch ein 
Mengenanpassungs- und nicht ein Preisanpassungsmechanismus angenommen. Wenn der 
Ansatz auch problematisch ist für Keynesianer, da er profit- und nutzenmaximierendes 
Verhalten von Firmen bzw. Konsumenten unterstellt - was ja die Keynesianer ablehnen -, 
so scheint ein wesentlicher Punkt - der auch durch vielfache empirische Untersuchungen 
erhärtet wurde (vgl. Semmler 1979) - eine realistische Annahme zu sein: nämlich die An- 
nahme, daß die Preise kurzfristig rigide sind. 
3. Gerade diesen Punkt macht eine dritte Gruppe von Theoretikern zum wesentlichen 
Punkt ihrer mikroökonomischen Begründung der Makroökonomie. Diese dritte Gruppe 
von Theoretikern, die als Poss-Keyresianer bezeichnet werden können, geht von der weit- 
gehenden Oligopolisierung in der verarbeitenden Industrie aus (vgl. Sylos-Labini 1969, 
Weintraub 1979, Eichner 1976, Harcourt 1977). Aufgrund dieser Annahme, die sie auch 
preistheoretisch zu begründen versuchen, können die Keynesschen Multiplikator- und Ak- 
zeleratorprozesse als Mengenprozesse analysiert werden, die wesentlich die Instabilität des 
Kapitalismus begründen. Wenn Oligopolpreise auf den Märkten vorhetrschen, setzen sich 
Schwankungen in der Investitionstätigkeit der Unternehmen - diese Schwankungen in der 
Investitionstätigkeit waren für Keynes der zentrale Punkt der Konjunkturanalyse - in 
Schwankungen von Produktion, Beschäftigung und Einkommen um, ohne daß Preisbewe- 
gungen Gegenbewegungen darstellen können. Das empirische Faktum der kurzfristigen 
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Rigidität von Preisen scheint auch hier in dieser Theorie eine realistische Annahme zu sein. 
Problematisch ist allerdings, ob die Rigidität von Preisen durch den Oligopolansatz be- 
gründet werden muß (vgl. Semmler 1979). 

Ist diese Diskussion um die mikroökonomische Begründung der Makroökonomie zwar 
nicht unmittelbar relevant für wirtschaftspolitische Maßnahmen, so wird von hier aus je- 
doch die Notwendigkeit der Stabilisierungspolitik begründet (Keynesianer) oder bestritten 
(Neoklassiker / Monetatisten). 


(I) 2. Notwendigkeit und Effektivität der Stabilisierungspohtik 


Wirtschaftspolitisch viel relevanter als die Diskussion um die mikroökonomische Begrün- 
dung der Makroökonomie ist allerdings in den 70er Jahren die Diskussion um die Nofwen- 
digkeit und Effektivität der Stabilisierungspolitik gewesen. Aufgrund der oben dargestell- 
ten Erfahrungen bei der Anwendung des Keynesianismus seit der Kennedy-Ära ist die Sta- 
bilisierungspolitik von konservativer Seite mehr und mehr unter Beschuß gekommen. 
Auch auf dieser Ebene der Diskussion waren bekanntermaßen die Neoklassiker / Moneta- 
risten die Hauptopponenten der Keynesianer. 


1. Monetaristen und Rational-Expectation-Schule 

Wie bekannt ging ja bereits der Monetarismus davon aus (Friedmann 1968), daß 

- das ökonomische System bei flexiblen Preisen zur Selbstregulierung neigt; 

- die Geldpolitik einen stärkeren Einfluß auf die Wirtschaftsentwicklung hat als die Fis- 
kalpolitik; 

- eine unstetige Geldpolitik und Fiskalpolitik (z.B. in den 60er und ber Jahren in den 
USA) eine unstetige Wirtschaftsentwicklung erst erzeugt hat; 

- nur ein kurzfristiger trade-off zwischen Arbeitslosigkeit und Inflation besteht (Phil- 
lips-Kurve), d.h. bei adaptiver Anpassung an die richtige Inflationsrate würde langfri- 
stig kein trade-off bestehen und die natürliche Rate der Arbeitslosigkeit kann nicht 
beseitigt werden; 

- eine staatliche Nachfragepolitik (finanziert etwa durch die Ausgabe von Wertpapieren 
oder Geldschöpfung) entweder nur die Inflation anheizen oder die privaten Investi- 
tionen verdrängen wird (crowding-out), und 

- nur eine Politik der konstanten Geldmenge den Wirtschaftsprozeß stabilisieren kann 
(Friedman 1968). 

Zahlreiche theoretische und ökonomettische Studien, die von monetatistischer Seite vorge- 

nommen wurden, sollten vor allem die Norwerdigkeit der staatlichen Stabilisierungspoli- 

tik zurückweisen helfen (vgl. Modigliani 1977). Daß die Stabilisierungspolitik wirksam sein 
könnte, wurde weitgehend nicht bestritten, nur erzeuge sie die falschen Wirkungen (Er- 
zeugung von Instabilitäten). Neuerdings wird aber die Stabilisierungspolitik nicht nur von 

Moneratisten, sondern auch von einer ultrakonservativen Richtung der ökonomischen The- 

orie heftig angegriffen. (Barro 1974, Lucas 1973, Sargent/ Wallace 1976, Sargent 1976, 

Muth 1961). Diese neue Schule, die sich Rational-Expectation-Schule oder »New Classical 

Macro-Economics« nennt, bestreitet auch die Effekrivität der Geld- und Fiskalpolitik, die 

natürliche Rate der Arbeitslosigkeit zu beeinflussen. Diese Richtung, die auch den Mone- 

tarismus noch kritisiert, weil er die Effektivität der Stabilisierungspolitik akzeptiere, ver- 
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sucht mit umfangreichen ökonometrischen Tests vor allem die beiden folgenden Thesen zu 

belegen: 

- Erstens. Die Geldpolitik hat keinen Effekt auf die Arbeitslosenrate, wenn die Markt- 
teilnehmer unter der Bedingung rationaler Erwartungen handeln. Wenn das Anstei- 
gen der Geldmenge dutch Geldmengenpolitik Preissteigerungen verursacht, die von 
den Gewerkschaften oder Arbeitern in ihren Lohnforderungen voll antizipiert wer- 
den, bleiben zusätzliche Gewinne für die Unternehmen aus, und diese Politik hat 
keinen Effekt auf die Rate der Arbeitslosigkeit. 

- Zweitens wird behauptet, daß auch die Fista/politik keinen Effekt auf die Gesamt- 
nachfrage und damit das Beschäftigungsniveau hat. Wenn die zusätzliche staatliche 
Nachfrage bei Defizit-Spending über die Ausgabe von Staatspapieren finanziert wird, 
(vgl. Mundel 1971, 13), dieser Anstieg der Staatsschuld aber bei den Marktteilneh- 
mern den Effekt hat, daß sie zukünftige Steuererhöhungen antizipieren, bleiben auch 
die Effekte auf die Gesamtnachfrage aus, und die natürliche Rate der Arbeitslosigkeit 
kann nicht verändert werden. Ähnliche Effekte hat auch die Finanzierung der zusätz- 
lichen staatlichen Nachfrage dutch Geldschöpfung. 

Während also die Monetatisten nur die Notwendigkeit der Stabilisierungspolitik bestrit- 

ten, nicht aber die Effektivität, bestreiten die neuen stark konservativ orientierten Vertreter 

der Rationalen-Erwartungs-Hypothese die Noswerdigkeit und die Effektivisät der Wirt- 
schaftspolitik. 


2. Die Antwort der Keynesianer 

Herausgefordert dutch die konservative und ultrakonservative Kritik mußten die Keynesia- 

ner zum Gegenangriff übergehen. Ihre zentralen Thesen hierbei waren (vgl. Blinder / So- 

low 1973 und 1974, Tobin 1978, Modigliani 1977, B. Friedmann 1978): 

- Eine ausschließliche Geldpolitik - und erst recht eine Politik der konstanten Geld- 

‚ menge - kann nicht die inhärenten Instabilitäten des Marktsystems oder von außen 
kommende Strömungen (»supply shocks«) des Marktsystems effektiv beseitigen (Mo- 
digliani 1977). 

- Die Fiskalpolitik ist wesentliches Instrument der Stabilisierungspolitik und unter der 
Bedingung unterausgelasteter Kapazitäten ist die Verdrängung privater Aktivitäten 
(Investitionen) durch Fiskalpolitik auch nur minimal (Blinder / Solow 1973, B. Fried- 
mann 1978). 

- Die Annahme der rationalen Erwartungsbildung bei den Marktteilnehmern, also die 
Annahme, daß Marktteilnehmer langfristige Trends von Preisen und Mengen durch 
stochastische Störungen hindurch mittels ständiger ökonometrischer Tests erfassen 
können, ist nicht haltbar. Sowohl die Annahme der ständigen Prognose markträu- 
mender Gleichgewichtspreise durch die Marktagenten als auch die Hypothese, daß die 
Schwankungen in der natürlichen Rate der Arbeitslosigkeit nur von den Schwankun- 
gen des Arbeitsangebots herrühre, die von der Wirtschaftspolitik nicht beeinflußt 
werden kann, sind für Keynesianische Denkweisen untealistische Hypothesen (Tobin 
1978). 

Selbst nach dieser neuesten Diskussion um die Notwendigkeit und Effektivität der Wirt- 

schaftspolitik, bei der von den Kritikern mehr und mehr nach der soliden mikroökonomi- 

schen Basis der Makroökonomie gefragt wurde, hatten die Keynesianer aber keineswegs das 

Feld geräumt. In der Wirtschaftspolitik der USA in den 70er Jahren z.B. durch die Gutach- 
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tertätigkeit für das »Joint Committee« im Kongreß, im Council of Economic Advisors, in 
einflußreichen Wirtschaftsforschungsinstituten (Brookings Institution, National Bureau of 
Economic Research) hatten die keynesianisch orientierten Theoretiker noch einen stärkeren 
Einfluß bewahren können als die Monetaristen. Die Monctaristen selbst haben nur einen 
gewissen Einfluß in den Zentralbanken der Einzelstaaten und im Federal Reserve Board. 
Trotz dieser erneuten erfolgreichen Verteidigung der Stabilisierungspolitik durch die Key- 
nesianer hatten sich aber auch einflußreiche Keynesianer dem monetaristischen Programm 
angenähert. In den Reihen der Keynesianer, insbesondere bei einer starken konservativen 
Fraktion, war eine zunehmende Skepsis entstanden, ob die Stabilisierungspolitik unter 
den sich verändernden Bedingungen für die US-Wirtschaftspolitik - wie die starke interna- 
tionale Verflechtung der US-Wirtschaft, die zunehmende internationale Kapitalmobilität 
und die abnehmende internationale Konkurrenzfähigkeit - überhaupt noch sinnvoll und 
wirksam sei oder vielmehr die Politik der Nachfragesteuerung durch eine Politik der Pro- 
duktions- und Angebotsförderung ergänzt oder ersetzt werden müsse. 
Diese aus der keynesianischen Richtung selbst hervorgegangenen mehr Angebots orientier- 
ten Ökonomen waren in den 70er Jahren unter der Carter-Regierung schr einflußreich ge- 
wesen, nicht nur unter liberalen Kongreßmitgliedern und dem Joint Committee des Kon- 
gresses, sondern auch in den Gewerkschaften. Ihr Hauptaugenmerk gilt mehr und mehr - 
wie oben erwähnt - vor allem der Weltmarktposition der USA. Die Thesen dieser konser- 
vativen Keynesianer lassen sich in fünf Punkten zusammenfassen: 

- Sie halten im Gegensatz zu den Monctaristen und den Vertretern der Rationalen-Er- 
wartungs-Hypothesen an der Funktion der Stabilisierungspolitik, insbesondere der Fis- 
kalpolitik, durchaus fest. Sie sehen aber die Bedingungen gewandelt, unter denen 
diese Politik effektiv sein könnte. Angesichts der sinkenden Konkurrenzfähigkeit der 
USA, der niedrigen Wachstumsraten der Produktivität und der Kapitalbildung, der 
internationalen Interdependenzen, dem permanenten Zahlungsbilanzdefizit und 
dem verfallenden Dollar und dem gleichzeitigen Anstieg von Arbeitslosigkeit und In- 
flation erreicht die keynesianische Politik der Nachfragesteuerung ihre Grenzen. Für 
sie wird die Förderung der Produktions- und Angebotsseite nun relevanter: »We must 
shift our attention to the supply side of our economy and, in the determination of Pre- 
sident John Kennedy, ‘get our country moving again’.« (Chairman of the Joint Com- 
mittee, 1979). 

- Mit den konservativen Monetaristen teilen sie die Auffassung, daß seit den 60er Jah- 
ren die Ökonomie übereguliert, überstimuliert und die Marktagenten, insbesondere 
die Unternehmen, mit Regulierungsauflagen zu stark belästigt wurden und die hohen 
Steuern die in den 70er Jahren notwendige Kapitalbildung verhindert haben. Die fı- 
nanziellen Kosten der staatlichen Intervention insbesondere im Bereich des Umwelt- 
schutzes, der sozialen Sicherung, der Arbeitssicherheit, des Gesundheitswesens und 
des Transport- und Kommunikationswesens (vgl. Economic Report of the President, 
1980, 119) haben die Kapitalbildung zu stark belastet und Produktivitätssteigerungen 
verhindert. Industrien müßten wieder dereguliert (Fluggesellschaften, Transportindu- 
strie, Bahn) und die staatlichen Interventionen wieder reduziert werden. 

- Die konservativen Keynesianer gehen davon aus, daß der Einsatz der Stabilisierung- 
spolitik zur Senkung der Inflationsrate (etwa über das Einleiten einer Krise) unter den 
gegenwärtigen Bedingungen ein zu riskantes Mittel für die Wirtschaftspolitik sei. Es 
wird argumentiert, daß nur eine scharfe und lang anhaltende Krise die Inflationsrate 
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und die Löhne herabdrücken würde, die Kosten einer solchen Krise aber zu hoch sei- 
en, da gleichzeitig dabei die Investitionen und die Kapitalbildung sowie langfristig 
die Arbeitsproduktivität zurückgehen und dies die amerikanische Position auf dem 
Weltmarkt noch mehr verschlechtern würde. 

- Inden Augen dieser mehr Angebots orientierten Theoretiker ist daher nicht eine er- 
neute Rezession ein Mittel der Bereinigung der Probleme der amerikanischen Wirt- 
schaft, sondern nur die forcierte Kapitalbildung und die Steigerung der Wachstums- 
tate der Arbeitsproduktivität. Um dies zu erreichen, solite das Steuersystem umstruk- 
turiert und die Kapitalbildung mit billigen Krediten gefördert werden (progressive 
Abschreibung, Wegfall der Doppelbesteuerung von Aktienbesitzern, Anreize zur er- 
höhten Spartätigkeit; vgl. Bosworth 1980, Feldstein 1973). Eine Phase der rapiden 
Kapitalbildung würde nicht nur die Produktivität wieder anheben und die Welt- 
marktposition verbessern, sondern auch die Inflationsrate drücken. (In der Tat sind 
von diesen Ökonomen bereits empirische Studien vorgelegt worden, die einen negati- 
ven Zusammenhang von Wachstumsrate der Produktivität und Inflationsrate konsta- 
tieren; vgl. Houthakker 1979). 

- Ineiner solchen Phase der rapiden Kapitalbildung und des Wachstums müßten na- 
türlich Lohn-Preis-Kontrollen eingeführt werden, um den Preis- und Lohnanstieg zu 
stoppen. Da die andere Alternative - die Rezession als Mittel der Bereinigung - abge- 
lehnt wird, ist dies nur konsequent. »There ist no policy that can break the current 
momentum of wage-price-spiral without high costs, yet a continuation of recent trends 
is also costly. A mild recession is too weak and mild income programs have lost their 
credibility... Given a desire to slow the inflation the choice is rapidly being reduced to 
one of servere recession versus wage-price controls.« (Bosworth 1980, 66) 

Die Position dieser mehr Angebots orientieren Theoretiker, die ich als konservativen Keyne- 

sianismus bezeichnen möchte, hatte Anklang gefunden bei den ökonomischen Beratern 

des Präsidenten und bei Kongreßmitgliedern, war aber auch teilweise in die in jüngster 

Zeit praktizierte Wirtschaftspolitik der Carter-Administration eingegangen (vgl. Teil III. 


3. Supply-Side-Ökonomen 

Wie oben gezeigt, haben sich die theoretischen Konzeptionen zur Wirtschaftspolitik in 
den 70er Jahren mehr und mehr von Nachfrage orientierten auf Angebots orientierte Kon- 
zeptionen verschoben. Diese Verschiebung in der Orientierung der Wirtschaftspolitik ist 
besonders radikal von neokonservativen neoklassischen Ökonomen - repräsentiert etwa 
durch das Hoover Institut der Stanford Universität in Kalifornien und das American Enter- 
prise Institut in Washington - in den 60er und 70er Jahren vorangetrieben worden. Diese 
neue gegenwärtig sehr starke Richtung in den theoretischen Diskussionen zur Wirtschaft- 
spolitik hatte bereits in den 60er und 70er Jahren die Keynesianer in zahlreichen Aufsätzen 
und Büchern angegriffen. Diese neue Richtung - deren Vertreter sich Supply-Side-Ökono- 
men nennen - ist aber dadurch sehr einflußreich geworden, daß sie im wesentlichen das 
ökonomische Wahlprogramm von Reagan formulierte und auch die zukünftige praktische 
Wirtschaftspolitik der Reagan- Administration - insbesondere die Geld-Budget- und Steu- 
erpolitik - maßgeblich bestimmen wird. Vertreter dieser Richtung sind etwa Ture 1976, 
Laffer 1979, Roberts 1978, Mundel 1971, Wanniski 1978. Populäre Versionen des Pro- 
gramms der Supply-Side-Ökonomen werden insbesondere von Laffer 1979 verbreitet. Ihr 
radikal neokonservatives Programm läßt sich in drei Punkten zusammenfassen: 
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- Entsprechend ihrer Auffassungen hat der Keynesianisch orientierte Steuer- und Aus- 
gabenstaat zu einem Niedergang der produktiven Aktivitäten geführt »Macroecono- 
mic Policy in much of the Western world today consists of taxes on work, output, and 
employment in conjunction with subsidies to nonwork, leisure and unemployment. 
Thus should come as no surptise that much of the Western world today has little work 
output and employment and much nonwork, leisure and inefficiencies.« (Laffer 1979, 
45) Insbesondere hätten die sich vertingernden Nettoerträge auf die Produktionsfak- 
toren Arbeit und Kapital zu vertingertem Output, Beschäftigung und Einkommen 
geführt. Nicht nur wird die zunehmende Steuerbelastung produktiver Aktivitäten at- 
tackiert, sondern auch die Ausgabenseite des Staates insbesondere die Transferzah- 
lungen (im wesentlichen die Welfare- Ausgaben). Da Transferzahlungen durch Steue- 
teinnahmen gedeckt werden müßten, seien Transferzahlungen »real resource transfers 
from producers and workers to recipients based upon some characteristics other than 
work or production ... That is trausfers are often a payment explicitly for nonwork. 
Examples of this are agricultural subsidies, food stamps (income requirement) social se- 
curity payments (retirement test) housing subsidies ... and obviously unemployment 
compensation« Laffer 1979, 47). In den Konzeptionen dieses weit verbreiteten Kon- 
servatismus in der ökonomischen Theorie erscheint nun nicht nur das »Nichtarbeiten« 
als »selbst gewählt«, sondern auch als enorme Belastung der produktiven Aktivitäten. 

- Ihr zweiter Angriff richtet sich gegen die antizyklische Nachfragepolitik des Staates. 
Antizyklische Ausgaben im Rahmen der Stabilisierungspolitik erscheinen in den Au- 
gen der neoklassischen Suppiy-Side-Ökonomen als »Inflationssteuer« (Mundel 1971, 
33) für Besitzer produktiver Ressourcen. Überdies seien antizyklische Ausgaben auch 
ökonomisch unwirksam, denn die Ausgabenfinanzierung - über Steuererhöhungen 
würden Arbeits- und Investitionsanreize in der Krise vermindern und daher prozy- 
klisch wirken, - über Difizitfinanzierung (Ausgabe von Staatsschuldpapieren) würde 
zum crowding-out von privaten Investitionen führen. Das Demand-Management ist 
in ihren Augen nicht nur unwirksam, sondern verstärkt die Rezession oder Krise. 

- Die Wirtschaftspolitik muß nach ihrer Auffassung im wesentlichen an der Angebots- 
Seite ansetzen. Hierbei berufen sich die neuen Supply-Side-Ökonomen wieder auf 
das Say’sche Theorem, demzufolge die Produktion die Nachfrage schafft. (Vergessen 
wird hier wieder,‘ daß dies nur bei einer geldiosen Wirtschaft zutreffen kann) Der 
Hauptpunkt ihres Wirtschaftsprogramms ist daher die Forderung nach radikaler Steu- 
ersenkung. Steuerentlastung für produktive Aktivitäten würde jedoch nicht über eine 
steigende Gesamtnachfrage im Keynesianischen Sinne Produktion, Beschäftigung 
und Einkommen erhöhen, sondern über einen erhöhten Anreiz zu produktiven Akti- 
vitäten, da durch Steuersenkungen die Nettoerträge solcher Aktivitäten ansteigen 
würden. In ihren Augen sind es daher nicht die Nachfrageeffekte von Steuersenkun- 
gen, die wieder zur Vollbeschäftigung führen, sondern die Effekte auf der Produk- 
tionsseite. Auch die durch die Steuersenkungen verutsachten staatlichen Defizite 
würden in langer Sicht wieder durch erhöhte Produktion, Beschäftigung, Einkommen 
und staatlichen Einnahmen abgebaut. 

Wird diese übersimplifizierte Sicht ökonomischer Probleme des gegenwärtigen amerikani- 

schen Kapitalismus sowohl von den Keynesianern (auch von den konservativen Keynesia- 

nern) und Gewerkschaften hefrig kritisiert, so hat die populistische Komponente in der 

Analyse der Supply-Side-Ökonomen ihnen nicht nur zu beträchtlicher Popularität und 
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Unterstützung (insbesondere von Seiten der amerikanischen Mittelklassen) verholfen, son- 
dern ihr Programm wird während der Präsidentschaftszeit Reagans auch überwiegend die 
praktische Wirtschaftspolitik bestimmen. Bevor ich auf die kommende praktische Wirt- 
schaftspolitik der Reagan-Administration eingehe, will ich kurz die Charakteristika der 
Wirtschaftspolitik Carters diskutieren. 


(II) Zur Praxis der Wirtschaftspolhtik in den USA 
1. Zur Wirtschaftspolitik der Carter- Administration 


Wenn Carter auch noch 1975 mit dem Programm der Erhöhung des Beschäftigungsniveaus 
seine Präsidentschaft angetreten hat, so hatten sich seine wirtschaftspolitischen Zielvorstel- 
lungen in den letzten Jahren aber sehr stark gewandelt. Seine Haushaltspolitik wurde mehr 
und mehr zu einer konservativen Austeritypolitik, die der Kritik der Monetaristen und 
konservativen Keynesianer entgegenkam. Der Primat der Stabilisierungspolitik wurde 
mehr und mehr die Inflationsbekämpfung. Die Wirtschaftspolitik selbst hatten aber nicht 
so schr die Monetaristen oder die ultrakonservativen Vertreter der Rationalen-Erwartungs- 
Hypothese bestimmt oder gar die Supply-Side-Ökonomen, sondern - wie oben bereits er- 
wähnt - die konservativen Keynesianer. 
In wenigen Punkten möchte ich die Wirtschaftspolitik der Carter-Admimistration zusam- 
menfassen (vgl. Council of Economic Advisors 1980): 
Erstens: Einige Bemerkungen zur Ge/d- und Budgetpolitik: Carter benutzte durchaus 
noch die Instrumente der Stabilisterungspolitik. Insbesondere mittels sukzessiver 
Budgetkürzungen und einer harten Geldpolitik sollten die Inflationsraten gebremst 
und der Verfall des Dollars aufgehalten werden. Die Zeitabfolge der ge/dpobttischen 
Maßnahmen war jedoch mehr von außenwirtschaftlichen Erfordernissen (Verfall des 
Dollars) als durch das Ziel der Inflationsbekämpfung bestimmt, obwohl mit diesen 
Maßnahmen auch gleichzeitig interne Effekte angestrebt wurden. So z.B. wurden im 
Oktober 1979 der Diskontsatz auf 12 % und die Mindestreservesätze auf8 % erhöht. 
Die Prime Rate ging im Dezember 1979 auf eine Rekordhöhe von 15 % hoch, ebenso 
stiegen die kurzfristigen Zinsen an. Im März 1980 wurden noch schärfere Maßnahmen 
durchgeführt. Kreditkontrollen sollten die Konsumentenkredite verknappen, die Er- 
höhung der Mindestreservesätze auf 10 % und die Erhöhung des Diskontsatzes auf 
20 % sollten das Geldangebot verknappen, die Zinssätze ansteigen lassen und auslän- 
disches Geldkapital anlocken, dem Verfall des Dollars und der in diesem Jahr erwarte- 
ten 18-% -Inflationsrate entgegenwirken. Die Prime Rate stieg daraufhin auf 20 %; 
dies ließ nicht nur die Industrieinvestitionen rapide fallen, sondern auch die gesamte 
Bauindustrie geriet in eine tiefe Krise. Die Prime Rate sank im Sommer 1980 zwar 
wieder ab, um dann aber aufgrund neuer geldpolitischer Maßnahmen im Dezember 
1980 auf 21 % anzusteigen. j 
Die Haushaltspolitik wat schon seit 1977/78 von dem Versuch bestimmt, das durch 
die Krise 1975 entstandene große Budget-Defizit von über 70 Mıd Dollar durch Bud- 
getkürzungen sukzessive wieder zu vermindern. Betrugen die Defizite 1975 noch 70 
Mrd Dollar, 1976 noch über 60 Mrd, so fielen sie 1977 auf 37 Mrd, 1978 auf 26 Mrd, 
1979 auf 27 Med und sind für 1980 bereits wieder auf über 40 Mrd prognostiziert. 
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Wesentliche Bereiche der Kürzungen waren in den letzten zwei Jahren das Etzie- 
hungs- und Ausbildungsprogramm, das Gesundheitswesen (Medicaid und Medicare), 
Stadt- und Kommunalprogramme und Welfare-Ausgaben (Arbeitslosenuntesstüt- 
zung, Lebensmittelmarken, soziale Sicherheit). Sowohl im Carter-Programm für 
1981, aber noch mehr im Haushaltsprogramm des Senats war bereits eine wesentliche 
Erhöhung des Militärhaushalts vorgesehen (Carter von 146,3 auf 150 Mrd, der Senat 
auf 155,7 Mrd Dollar). 
Zweitens: Unter dem Einfluß der konservativen Keynesianer wurde aber gleichzeitig: 
ein Programm zur Verbesserung der US-Konkurrenzposition auf dem Weltmarkt dis- 
kutiert. Man sprach von einer »Reindustrialisierung« der USA. Dieses Programm sollte 
die private Kapitalbildung stimulieren und das Wachstum der Produktivität fördern. 
So formuliert Carter etwa im Economic Report of the President: »We must pursue 
measures to encourage productivity growth, adapt our economy rapidly to the fact of 
scarcer oil supplies, and improve our competitive standing in the world economy .« 
(Economic Report of the President 1980, 5). Zu diesem Zwecke sollten Forschung 
und Entwicklung gefördert und Steuererleichterungen für die Kapitalbildung vorge- 
sehen werden (Investment Tax Credit; Einkommensteuersenkung, beschleunigte Ab- 
schreibung). 
Driitens: Die konservativen Keynesianer, die vor der Einleitung einer drastischen Kri- 
se durch eine Stabilisierungspolitik waınten, weil die Kosten einer drastischen Rezes- 
sion zu hoch seien, konnten sich in der Carter-Admimistration nicht voll durchsetzen. 
Von Carter und seinen ökonomischen Beratern sowie von einer konservativen Mehr- 
heit des Kongresses und der Zentralbank (die letzten Jahres mit einem Vertreter einer 
harten Geldpolitik besetzt wurde, nämlich Volker) wurde ein Programm der Austerity 
bevorzugt, um dutch eine Rezession die Preis- und Lohnbewegung zu stabilisieren. 
Der Alternative, favorisiert von den vielen Keynesianern, wutde nur teilweise gefolgt. 
Ein vierter Punkt wird in diesem Zusammenhang wichtig. Infolge des teilweisen Zer- 
falls des Konsensus zwischen amerikanischen Gewerkschaften und den großen Kon- 
zernen in den 70er Jahren - Folge der niedrigeren Wachstumsraten, der verschärften 
Auslandskonkurrenz und der geringeren Profitmargen - mußten korporativistische 
Strukturen geplant werden (wie z.B. der Pay-Advisory-Board, aber auch der Price-Ad- 
visory-Boaid), die den vollständigen Zerfall des Konsensus verhindern sollten. Diese 
korporativistischen Tendenzen (vgl. Economic Report of the President 1980) sind hier 
nun aber nicht mehr das Ergebnis progressiver keynesianischer Wirtschaftsplanung 
(wie in Europa während der Nachkriegszeit), sondern das Ergebnis einer Krisensitua- 
tion und Austeritypolitik. Weitere korporativistische Strukturen (tiilaterale Kommis- 
sionen für bedrohte Industriezweige) waren insbesondere mit den geplanten Reindu- 
strialisierungsprogrammen vorgesehen. 
Gegen dieses Programm der Carter-Administration, das die Krise der amerikanischen 
Wirtschaft im Jahre 1980 mit etwa 8 bis 8,5 % Arbeitslosen zwar nicht verursachte, aber 
zur Schärfe der Krise beitrug, waı von seiten liberaler Keynesianer, von seiten des Kenne- 
dy-Flügels bei den Demokraten und vor allem von seiten der Gewerkschaften, Konsumen- 
tenorganisationen und det Intellektuellen Opposition erhoben worden. In vielen Punkten 
(z.B. in der Fiskalpolitik und in dem Versuch der Einschränkung der Gewerkschaftsmacht) 
hatte die Carter-Administration bereits eine Wirtschaftspolitik betrieben, die von dem 
wirtschaftspolitischen Programm Reagans nicht sehr vesschieden war. (So wundert es auch 
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nicht, daß Reagan in seiner Wahlkampagne die traditionelle Basis der demokratischen Par- 
tei-Gewerkschaften und Minoritätsgruppen - entweder neutralisieren oder spalten konnte 
und die Präsidentschaftswahl schließlich gewann.) 


2. Zur Wirischaftspolitik der Reagan-Administration 


Mit dem Wahlsieg Reagans wurde der konservative Trend in der amerikanischen Wirt- 
schaftspolitik noch verstärkt. Konservative und neokonservative Vertreter der amerika- 
nischen ökonomischen Theorie - die Supply-Side-Ökonomen - werden nun als Bera- 
ter von Reagan im wesentlichen die zukünftige Wirtschaftspolitik der USA bestim- 
men. Obwohl im Reagan-Lager sowohl während der Präsidentschaftskampagne als 
auch während der Zeit der neuen Kabinettsbildung ‘noch ein gewisser Widerspruch 
zwischen den alten gemäßigten Konservativen (wie A. Greenspan und G.P. Shultz) 
und den radikalen Neokonservativen (wie Ture, Laffer, Roberts, Mundel) sichtbar 
war, so haben letztendlich doch die jungen neoklassisch orientierten Supply-Side 
Ökonomen überwiegend das Reagan-Wirtschaftsprogramm bestimmt. Ihr Hauptpro- 
grammpunkt ist die Beendigung der diskretionären Stabilisierungspolhitik und eine 
langfristig orientierte Reduktion der »Belastungen« der Angebotsseite. Sie befürwor- 
ten wie die Monetaristen und die Vertreter der Rationalen-Erwartungs-Hypothese ei- 
ne harte Geldpolitik, um die zweistelligen Inflationsraten zu reduzieren, darüberhin- 
aus aber auch drastische Steuersenkungen und Haushaltskürzungen, um über höhere 

Nettoerträge auf die Produktionsfaktoren speziell die Angebotsseite zu stimulieren. 

Im Einzelnen sind folgende Maßnahmen geplant: 

-  Kernpunkt des Programms der Supply-Side Ökonomen ist eine drastische Stezersen- 
kung, um die Arbeitsmotivation zu steigern und die Kapitalinvestitionen zu erhöhen. 
Republikanische Kongressabgeordnete haben auch bereits eine Gesetzesvorlage zur 
30prozentigen Einkommenssteuersenkung (über die nächsten drei Jahre) im Kongreß 
eingebracht (Kemp / Roth-Tax Bill). Überdies sind eine beschleunigte Abschreibung, 
Investitions-, Forschungs- und Entwicklungskredite sowie Steuersenkungen für Kapi- 
talgewinne geplant. (Das von Reagan während der Wahlkampagne vertretene populi- 
stisch orientierte Programm der gezerellen Einkommenssteuersenkung wird vermut- 
lich aufgrund des gegenwärtig starken Drucks der »Corporations« mehr und mehr zu- 
gunsten der steuerlichen Entlastung der Profite der Kapitalgesellschaften verschoben 
werden.) 

- Von den Supply-Side Ökonomen wird zwar angenommen, daß langfristig infolge er- 
neuter Produktion und Investitionen die Steuereinnahmen des Staates wieder anstei- 
gen (und somit die Defizite wieder abgebaut werden können), kurzfristig sollen aber 
Haushaltskürzungen vorgenommen werden, um rapide anwachsende Haushaltsdefi- 
zite mit entsprechenden Preissteigerungen zu verhindern. Haushaltskürzungen sind 
insbesondere im Bereich der Wohlfahrtsausgaben, der Transferzahlungen und der 
staatlichen Zuschüsse für Beschäftigungs- und Ausbildungsprogramme (CETA) ge- 
plant. (Gleichzeitig sollen aber zur Wiederherstellung der amerikanischen Vormacht- 
stellung in der Weltpolitik die Militärausgaben gesteigert werden, so daß z.Z. noch 
niemand weiß, auf welche anderen Bereiche noch weitere Haushaltskürzungen zu- 
kommen werden.) 

- Entsprechend der Theorie der »Free-Market-Economy« ist eine starke Ertregulierung 
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privater Industrien (z.B. im Energiebereich Wegfall der Windfall-Profit Tax für die 
Ölkonzerne) und der Abbau der Belastungen von privaten Unternehmen durch Um- 
welts-Sicherheits- und Gesundheitsauflagen beabsichtigt. Ebenso ist aber auch der 
Wegfall der unter Carter eingeführten Lohn-Preis-Richtlinien geplant, um der »Free- 
Market-Economy« wieder mehr Raum zu geben. 

- In bezug auf den Arbeitsmarkt sind weitere drastische Gesetzesänderungen voigese- 
hen. Insbesondere sollen - um die Konkurrenz unter den jugendlichen Beschäftigten 
und Nichtbeschäftigten und die Job-Chancen für Minderheiten zu steigern - Min- 
destlöhne für Jugendliche herabgesetzt und Transfer-Zahlungen eingeschränkt wer- 
den. Überdies soll - und dies trifft die Gewerkschaften besonders hart - der Davis / 
Bacon-Act, der eine Lohngarantie für gewerkschaftlich organisierte Arbeiter in der 
Bauindustrie implizierte, sukzessive abgeschafft werden. 

- Mittels einer harten Geldpolitik soll die Wachsturmsrate des Geldangebots sukzessive 
vermindert werden, um die zweistelligen Inflationsraten zu drücken und den interna- 
tionalen Wert des Dollars zu stabilisieren. In der Diskussion ist unter den Supply-Side 
Ökonomen und den Reagan-Beratern überdies die Rückkehr zum Goldstandard im 
internationalen Währungssystem (vgl. Mundel). 

Auf dieses radikale Supply-Side orientierte Programm - das in vielen Punkten dem That- 
cher-Programm ähnelt, jedoch mehr populistische Komponenten (wie z.B. die generelle 
Einkommenssteuersenkung) aufweist - haben die Keynesianer bisher nur sehr verhalten re- 
agiert. Ihre Hauptkritikpunkte sind: Die expansiven Effekte eines Supply-Side orientierten 
Programms werden nicht sehr bedeutsam sein, die Inflationsrate wird durch die Steuersen- 
kung und den Wegfall der Lohn-Preis-Richtlinien weiter ansteigen und die Haushaltsdefi- 
zite werden zu - statt abnehmen. Auf seiten einiger Reagan-Berater versucht man zwar be- 
reits von dem englischen Mißerfolg zu lernen und zusätzlich zu dem langfristig orientierten 
neoklassischen Programm auch ein kurzfristig orientiertes Emergency - und Recovery Pro- 
gramm zu verabschieden, die Durchsetzungschancen eines solchen Programms sind aber 
als nicht sehr realistisch einzuschätzen. Von vielen Kritikern wird daher bereits prognosti- 
ziert, daß mit der Rücknahme von Staatsinterventionen, staatlichen Regulierungen und 
det keynesianischen Stabilisierungspolitik sich die sozialen Gegensätze unter Reagan soweit 
verschärfen werden, daß die USA in den 80er Jahren einen neuen Ausbruch von Revolten 
von Minderheitsgruppen erleben werden. 


(IV) Alternativvorstellungen der amerikanischen Gewerkschaften 


Da es im Gegensatz zur BRD in den USA nicht eine breit angelegte und organisierte Dis- 
kussion zu Alternativen der Wirtschaftspolitik gibt und auch keine ausformulierten Alter- 
nativprogramme existieren, will ich in diesem letzten Teil in einigen Punkten Alternativ- 
vorstellungen von den amerikanischen Gewerkschaften und von der außerinstitutionellen 
amerikanischen Linken, die seit dem konservativen Schwenk in der Carter-Wirtschaftspoli- 
tik diskutiert wurden, zusammenfassen. 

Waren die Gewerkschaften in den frühen 70er Jahren noch ausschließlich an dem keynesia- 
nischen Nachfragemanagement als Mittel der Erhaltung der Beschäftigung orientiert, so 
machten sie in den 70er Jahren Lernprozesse durch, die eine leichte Verschiebung ihres 
Programms beobachten lassen. Auch sie sahen, wie die konservativen Keynesianer, die De- 
fizite der amerikanischen Ökonomie nicht länger allein in der Nachfrageseite, sondern 
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auch in der Produktions- und Angebotsseite. Für sie waren es aber im wesentlichen die 

hochkonzentrierten, multinationalen amerikanischen Konzerne, die das Problem auf der 

Produktionsseite verursacht haben. Die Antworten, die die Gewerkschaften (oder im we- 

sentlichen der AFL/CIO) auf die Probleme der amerikanischen Ökonomie Ende der 70er 

Jahre, die Wirtschaftspolitik der Carter-Regierung und der Supply-Side-Ökonomen gaben, 

waren aber überwiegend noch keynesianisch und kurzfristig orientiert (vgl Statement of 

Dr. R. Oswald March 25, 1980 and May 6, 1980). 

Heftige Opposition - vor allem im Kongreß - erhoben sie bereits gegen das Carter-Pro- 

gramm der Budget-Kürzungen, der Hochzinspolitik und der Bevorzugung det privaten 

Unternehmen bei Steuetrerleichterungen (Investment Tax Credit). Statt die Inflation mit 

dem Mittel der schweren wirtschaftlichen Rezession zu bekämpfen - eingeleitet durch eine 

Austerity-Politik insbesondere im Bereich der sozialen Wohlfahrt und der sozialen Dienst- 

leistungen -, traten die Gewerkschaften bereits unter Carter für ein Programm des expansi- 

ven Haushalts und der Niedrigzinspolitik ein, das die Arbeitslosigkeit vermindern und die 

Produktivität steigern sollte. Insbesondere mit Hilfe der Fiskalpolitik sollten 

- erstens die Beschäftigung im öffentlichen Sektor ausgedehnt, der Wohnungsbau ge- 
fördert, spezielle Ausbildungs- und Arbeitsbeschaffungsprogramme für Minoritäten 
geschaffen, die Arbeitslosenunterstützung ausgeweitet und die finanzschwachen und 
von schweren Krisen betroffenen Städte und Kommunen subventioniert werden. 

- zweitens die Investitionen in solche Bereiche gelenkt werden, wo in den 70er Jahren 
besondere Defizite zu verzeichnen waren (Dienstleistungsbereich, Energie, Woh- 
nungsbau, Lebensmittelproduktion, öffentliches Transportsystem, Gesundheitslei- 
stungen). . 

Ihre Forderung gerade nach einer expansiven Fiskalpolitik in Zeiten ansteigender Infla- 

tionsraten begründeten die Gewerkschaften mit dem Argument, daß die Inflationsraten in 

den 70er Jahren weder mit Lohnsteigerungen noch mit Haushaltsdefiziten begründbar sei- 
en. Überdies könnten nur produktive Investitionen die Inflationsrate niedrig halten und 
die internationale Konkurrenzpositionen verbessern helfen. 

Zur Verhinderung der mit einem solchen expansiven Programm verbundenen Preissteige- 

tungen sollten weiterhin Preiskontrollen - und wenn nötig auch Lohnkontrollen - einge- 

führt werden, die kurzfristig die Inflationsrate niedrig halten. Kontrollen der Preissteige- 
tungen sollten speziell eingeführt werden, in solchen Kernbereichen, die in den letzten 

Jahren überwiegend zum Anstieg der Lebenshaltungskosten geführt haben, also für Le- 

bensmittelpreise, Energiepreise, für Häuserbau und Wohnraum und für den Bereich der 

Gesundheitsleistungen, da hier die höchsten Preissteigerungen stattgefunden hatten. Um 

jedoch hier das Absinken der Angebotserhöhung zu verhindern, sollten produktive Inve- 

stitionen auf diesen Gebieten vom: Staat gefördert werden. Auf der anderen Seite schloß 
dieses Programm der Inflationskontrolle nicht nur die Kontrolle von Preisen, sondern auch 
die Kontrolle von Kapitaleinkommen ein (Dividenden, Profite, Zinsen und andere For- 

men von Kapitaleinkommen, wie übermäßige Managergehälter etc.). j 

Gemäß der Analyse der amerikanischen Gewerkschaften hatten im wesentlichen überdies 

die hochkonzentrierten, diversifizierten und international mobilen amerikanischen Kon- 

zerne die Probleme auf der Produktionsseite für die amerikanische Ökonomie geschaffen. 

Amerikanische Konzerne tätigten seit Ende der 50er Jahre produktive Investitionen über- 

wiegend in europäischen Konkurrenzländern oder in Niedriglohnländern. Die Wach- 

stumsrate der Produktivität der amerikanischen Tochterfilialen der multinationalen Kon- 
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zerne sarık (vgl. Stahl- und Autoindustrie). Aufgrund dieser Tatsache forderten die ameti- 

kanischen Gewerkschaften daher vom Staat in den letzten Jahren zunehmend einen Pro- 

tektionismus für amerikanische Industrien und Arbeiter. Es sollten: 

- die internationalen Investitionen der amerikanischen Konzerne beschränkt und kon- 
trolliert, 

-  Importrestriktionen für bestimmte Industriezweige verstärkt (Einführung von Quo- 
ten, z.B. im Autoimport) und 

- ausländische Konzerne gezwungen werden, statt in die USA zu exportieren, dort In- 
dustriebetriebe aufzubauen. 

Auf dem AFL/CIO-Kongreß im letzten Jahr wurde z.B. folgende Resolution verabschie- 

det: 

»Duting the 19705 the US lost its preeminent position in foreign trade. Huge trade deficits deprecea- 

ted the value of the dollar. Foreign imports eroded American jobs as American firms exported techno- 

logy, capital and production potential... The Congress and the Administration shouid pursue an in- 

ternational economic policy that will stop the destruction and the export of American jobs and the un- 

dermining of the nation’s industrial base. This can be achieved by regulating the export of American 

technology and capital, eliminating tax and other incentives that encourage US companies to establish 

and expand their operations in foreign countries and regulating the flood of imported goods and com- 

ponents that displace US productions... Imports, expotts, technology transfer, money flows and in- 

vestment must be reported in more detail, monitored and regulatet...« (AFL/CIO, 1979, 1) 


Wie aus diesem Zitat ersichtlich wird, ging es den Gewerkschaften also nicht nur um Im- 
portkontrollen, sondern um die Kontrolle der Kapitalmobihtät. Allerdings wurden hier 
nur staatliche Kontrollen verlangt. Die Forderung nach Kontrolle der Kapitalmobilität z»- 
nerhalb der großen Kapitalgesellschaften war eine der Forderungen, die zunehmend von 
anderen Gruppierungen außerhalb des AFL/CIO - die aber mit Gewerkschaftsverbänden 
zusammenarbeiten (vgl. Progressive Alliance und Bluestone / Harrison 1980) - aufgestellt 
wurde. Insbeondere gegen die seit Beginn der 70er Jahre ansteigenden Betriebsstillegun- 
gen (speziell im industrialisierten Norden und Nordwesten der USA) von Filialen der 
Großkonzerne wurde die Forderung nach Kontrolle der Kapitalmobilität entwickelt, 
(Bluestone / Harrison 1980). Langfristig gesehen, ist dies sicherlich eine richtige Forderung 
von seiten der Gewerkschaften, während der hereingebrochenen Krise 1980 war sie aller- 
dings nur wenig realistisch, da aufgrund der Krise Betriebsstillegungen mit Massenentlas- 
sungen von 10-20000 (etwa in der Auto- und Stahlindustrie) Arbeitern stattfanden. 

Neben diesen Kernpunkten gewerkschaftlicher Alternativprogramme gegen Krise und Ar- 
beitslosigkeit waren natürlich noch andere - zukünftig auch sicherlich sehr relevante - For- 
derungen sowohl der Gewerkschaften als auch außerinstitutioneller Linker, Konsumenten- 
und Community-Bewegungen und politischer Gruppierungen in der Diskussion. Der 
AFL/CIO und noch mehr starke progressive Einzelgewerkschaften (UAW und Machinists) 
diskutierten z.B. durchaus auch die Forderung nach Arbeitszeitverkürzung als Mittel der 
Erhöhung des Beschäftigungsniveaus (Kürzung der Wochenarbeitszeit, Herabsetzung des 
Rentenalters, Urlaubsverlängerung). Andere Forderungen waren: Aufbau eines Frühwarn- 
systems bei drohenden Betriebsstillegungen, Ausdehnung der gewerkschaftlichen Reprä- 
sentation im »Board« der Konzerne, Ausdehnung der gewerkschaftlichen Rechte im Unter- 
nehmen durch Kongreßgesetzgebung (Referm des Wagner-Acts von 1935) und Nationali- 
sierung der Ölkonzerne. Aber für solche Forderungen bestand infolge der Zersplitterung 
der amerikanischen Gewerkschaftsbewegung inerhalb des AFL/CIO oder in den Einzelge- 
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werkschaften außerhalb des AFL/CIO entweder kein einheitlicher Konsens, oder die Ge- 
werkschaften waren zu schwach, um diese Forderungen in der Öffentlichkeit populär zu 
machen oder Umsetzungsstrategien dafür zu entwickeln. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die gewerkschaftlichen Alternativvorstellungen seit 
dem konservativen Schwenk in der amerikanischen Wirtschaftspolitik weitgehend #urzjri- 
stig orientiert waren. Wo jedoch von seiten der Gewerkschaften das Problem der Produkti- 
ons- und Angebotsseite thematisiert und analysiert wurde (nämlich »was« und »wie« pro- 
duziert wird), wurden keine Strategien diskutiert, die die gewerkschaftliche Kontrolle über 
die Produktions- und Angebotsseite hätten ausdehnen können. Dies sollte im wesentli- 
chen dem betrieblichen Management überlassen werden. 

Das mehr /argfristige Problem der Ausdehnung der Kontrolle der Arbeiter und Gewerk- 
schaften über die Produktions- und Angebotsseite dutch »Economic Democracy« (Carnoy / 
Shearer 1980) und »Workplace Democracy« (Investitionsplanung, soziale Kontrolle der In- 
vestitionen, Ausdehnung der betrieblichen Partizipationsformen von Arbeitern, Arbeiter- 
kontrolle und Arbeiter-Management-Komittees) sowie die Forderung nach Ausdehnung 
der öffentlichen Unternehmen, Aufbau von Modellbetrieben, die durch Arbeiter geleitet 
werden, Industrieansiedlungs- und Kommunalplanung durch Kommunen und Arbeiter 
(Institute für Economic Alternatives in Washington) und der Aufbau von Produzenten- 
und Konsumenten-Kooperativen wird meist von Akademikern, kleinen politischen Grup- 
pierungen und der außerinstitutionellen Linken thematisiert. Ihr Einfluß auf politisch be- 
deutsame Alternativprogramme in den USA ist gegenwärtig aber noch recht minimal, 
wenngleich auch bereits feste Verbindungen zu progressiven Einzelgewerkschaften (UAW 
und Machinists) bestehen (Progressive Alliance), die zukünftig sehr bedeutsam sein könn- . 
ten. Insgesamt sind aber diese Alternativkonzeptionen sowohl der Gewerkschaften als auch 
linker Intellektueller nicht so sehr vom Bewußtsein und Standpunkt der Produzenten - wie 
z.B. mehr in der europäischen Diskussion zur alternativen Wirtschaftspolitik -, sondern 
mehr unter Anknüpfung an die traditionell seit der Weltwirtschaftskrise in den dreißiger 
Jahren sehr starke Konsumenten- und Community-Bewegung formuliert. 

Eine andere Frage jedoch ist, inwieweit die seit Mitte der 70er Jahre wieder stärker aufkom- 
menden alternativen Forderungen seitens der Gewerkschaften und Intellektueller eine 
Chance haben, zumindest partiell durchgesetzt werden zu können. Hierzu muß gesagt 
werden, daß die amerikanische Gewerkschaftsbewegung gegenwärtig so geschwächt ist, 
daß die Verwirklichungschancen solcher Alternativprogramme recht minimal sind. Die ge- 
genwärtige Schwächung der amerikanischen Gewerkschaftsbewegung nicht nur durch die 
Spaltung und Zersplitterung der amerikanischen Arbeiterschaft in verschiedene ethnische 
Gruppen, und durch die gegenwärtige Krise und Massenarbeitslosigkeit, sondern auch 
durch die Ausweitung antigewerkschaftlicher legislativer Maßnahmen auf Bundes- und 
Einzelstaatsebene (z.B. Aushöhlung des Davis/Bacon Acts) erweist sich als sehr drastisch. 
Die Schwäche der amerikanischen Gewerkschaftsbewegung ist aber auch Folge systemati- 
scher Managementstrategien, Betriebe zu »Entgewerkschaftlichen«, sowie Folge des Auf- 
kommens neuer, nichtorganisierter Industriezweige (Dienstleistungssektor). Die Mitglie- 
derzahlen der amerikanischen Gewerkschaften fallen seit den 60er Jahren, so daß z.Zt. 
weniger als 20 % der amerikanischen Arbeiter gewerkschaftlich organisiert sind. Hinzu 
kommt, daß die gegenwärtige Krise mit Massenentlassungen in der Auto- und Stahlindustrie 
die Mitgliederbasis der entsprechenden Gewerkschaften direkt drastisch hat zusammen- 
schmelzen lassen. Eine starke Opposition war weder gegen die Carter-Wirtschaftspolitik 
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der letzten Jahre sichtbar gewesen, noch wird von Kennern der amerikanischen Gewerkschafts- 
bewegung erwarter, daß Alternativen zum Reagan-Programm von Seiren der Geweikschaf- 
ten praktische Relevanz erhalten werden. Die amerikanische Gewerkschaftsbewegung isr 
gegenwärtig in einer Position, die es nicht erlaubt, auch nur ansatzweise Alrernativen der 
Wirtschaftspolitik durchzusetzen oder die neuen wirtschaftspolitischen Konzeptionen zur 
Reindustrialisierung der USA wesenrlich zu beeinflussen. Auch wird nicht erwartet, daß sie 
der neuen Supply-Side orientierten Wirtschaftspolitik Reagans großen Widerstand entge- 
gensetzen werden können. 


Anmerkungen 


1 Für hilfreiche Diskussionen zu früheren Fassungen des vorliegenden Artikels möchte ich vor al- 
lem A.Shaikh, D.Gordon, J.Rogers, J.Hoffmann, E.Altvater und anderen Kollegen von der 
New Schoo! für Social Research in New Yoık und der Freien Universität Berlin danken. Eine 
Langfassung des hier abgedruckten Artikels mit ausführlichen ökonomischen Daten ist erhält- 
lich vom Autor. 

2 Eine andere Position vertritt z.B. D.Gordon (1980), der davon ausgeht, daß der Anstieg des 
nichtproduktiven, mit Überwachungstätigkeiten beschäftigten Personals in den großen Firmen, 
den Abfall der Arbeitsproduktivität in den 70er Jahren verursacht habe. 

3 Zurabfallenden Konkurrenzfähigkeit der US-Ökonomie und ihrer internen politischen Folgen, 
vgl. Markovits / Ertman 1980 
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Heinrich Eberhart 
Zur Politik des Tntemslinalen Währungsfond in Jamaika 


{D) Vorgeschichte und Reformpolitik 1972 bis 1980 


Wie von zahlreichen Meinungsumfragen vorhergesagt, unterlag bei den jamaikanischen 
Parlamentswahlen am 30. Oktober 1980 die regierende »Peoples National Party« (PNP) 
unter ihrem Vorsitzenden Michael Manley. Die konservative Opposition, die »Jamaica La- 
bour Party« (JLP) übernahm mit 52 der 60 Parlamentssitze die Macht auf der Karibikinsel. 
Die PNP war 1972, zehn Jahre nachdem Jamaika seine Unabhängigkeit von Großbritan- 
nien erlangt hatte, an die Macht gekommen. Zuvor war die Insel brav im Fahrwasser .der 
USA geschwommen und hatte sich als deren zuverlässiger Bündnispartner in der Karibik 
profiliert. Für die nordamerikanischen Bauxitkonzerne und andere Unternehmen hatte 
sich Jamaika zu jener Zeit als wahre Goldgrube erwiesen, und das Land erlebte eine etwa 
zwanzig Jahre anhaltende scheinbare wirtschaftliche Blüte mit ansehnlichen Wachstumsra- 
ten des Bruttosozialprodukts. Allerdings hatte die wirtschaftliche Entwicklung jener Jahre 
nicht nur die Ansiedlung zahlreicher ausländischer Firmen mit sich gebracht und dem 
Land eine bedeutende Toutismusbranche beschert, sondern auch zunehmende soziale Pro- 
bleme. 

Nach wie vor bezieht in Jamaika die größte Gruppe der Bevölkerung Arbeit und Einkom- 
men aus der Landwirtschaft (36 % der Beschäftigten)!, obwohl dieser Wirtschaftssektor 
nur noch neun Prozent zum Bruttosozialprodukt beiträgt.? 98 % der landwirtschaftlichen 
Betriebe verfügen nur über 37 % des landwirtschaftlich nutzbaren Bodens, während der 
Rest von einigen Großgrundbesitzern kontrolliert wird oder sich in den Händen ausländi- 
scher Konzerne befindet. Die Kleinbetriebe wirtschaften weitgehend auf Subsistenzbasis 
und bringen nur geringe Überschüsse auf den Markt. Die Großbettiebe bauen keine Le- 
bensmittel für den Binnenmarkt an, sondern fast ausschließlich Zuckerrohr und Bananen 
für den Export. Diese Strukturen bescheren Jamaika jährliche Deviseneinnahmen von etwa 
122 Millionen Dollar für exportierten Zucker und für Bananen. Gleichzeitig kosten sie dem 
Land 232 Millionen Dollar für den Import von Nahrungsmitteln, darunter vor allem 
Grundnahrungsmittel.? Die Industrie trägt inzwischen zusammen mit dem Bergbau über 
27 % zum Bruttosozialprodukt des Landes bei,* obwohl in diesen Bereichen nur elf Pro- 
zent der Beschäftigten tätig sind.” Die wichtigsten Devisenquellen des Landes sind noch 
vor dem Zucker der Export von Aluminiumerz (Bauxit) und der Tourismus. Jamaika ist der 
zweitgrößte Bauxitproduzent der Welt und Hauptversorger der USA, die etwa die Hälfte 
ihres Bedarfs aus Jamaika importieren. Die Bauxitindustrie wird von einer handvoll nord- 
amerikanischer Bauxitkonzerne (Reynolds, Kaiser, AlCoA, AlCan) behertschi. Die zwei 
Millionen Jamaikaner verfügten im Jahr 1977 über ein durchschnittliches Prokopfeinkom- 
men von ca. 1200 US Dollar und stehen damit im Vergleich zu anderen Entwicklungslän- 
dern in der obersten Gruppe. Aus dem stagnierenden Agrarsektor strömten seit den Fünf- 
zigerjahren die Menschen um besserer Verdienstchancen willen in die Ballungszentren. 
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Kingston blähte sich zu einem Wasserkopf auf, der mehr als ein Drittel der Menschen des 
Landes beherbergt, meist in elenden Bretter- und Wellblechbuden, die in zunehmenden 
Maße das Stadtbild beherrschen und in drastischer Weise verdeutlichen, daß die wirtschaft- 
liche Entwicklung völlig ungleichmäßig wucherte und hohe Wachstumsraten der Mehrheit 
der Bevölkerung keineswegs Wohlstand brachten. Die wachsenden sozialen Konflikte 
führten schließlich zur politischen Wende und zum Regierungsantritt der PNP im Jahre 
1972. 
Die PNP ist Mitglied in der »Sozialistischen Internationale« und Michael Manley einer ihrer 
Vorsitzenden. Entstanden ist diese Partei, wie auch ihre konservate Gegenspielerin JLP, in 
den Dreißigerjahren, als einerseits die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise der jamaika- 
nischen Bevölkerung erhebliche Lasten aufbürdeten und andererseits die zuvor dahinvege- 
tierende Zuckerindustrie unter der Regie multinationaler Lebensmittelkonzerne ausgebaut 
wurde. Die United Fruit Company und Tate & Lyle errichteten große Zuckerraffinerien 
und erweiterten die Anbaufläche für Zuckertohr.” Damit war die Entstehung eines Land- 
proletariats verknüpft, das die jamaikanische Gewerkschaftsbewegung und ihre Partei die 
JLP hervorbrachte. Diese degenerierte jedoch schon bald zu einem Instrument der jamaika- 
nischen Bourgeoisie und wies gewisse populistische Züge auf. Die PNP repräsentierte den 
Mittelstand und wurde zur treibenden Kraft im Kampf für die Unabhängigkeit des Landes 
von Großbritannien. Der Sohn des Parteigründers Norman Manley, Michael Manley wurde 
nun 1972 Ministerpräsident. Die Politik der PNP strebte nach 1972 folgende Ziele an: 
- Überführung der Bodenschätze und der Bergbauindustrien des Landes in Gemeinei- 
gentum 
- Kontrolle über die Kommandohöhen der Wirtschaft 
- Unterordnung privater Wirtschaftsinteressen und Investitionen unter die Ziele der na- 
tionalen Entwicklungsplanung. 
Auf diese Weise erhoffte man sich einerseits größere Unabhängigkeit von den traditionel- 
len Bindungen an Großbritannien und die USA und andererseits die Möglichkeit, die Le- 
bensbedingungen der jamaikanischen Massen zu verbessern. Nach einer Phase des Über- 
gangs propagierte die PNP Regierung diese Ziele seit 1974 unter der Überschrift »Democta- 
tic Soctalisme. Unter diesem Vorzeichen wurde von der Regierung Manley die Telephonge- 
sellschaft, die Energieversorgung, der städtische Busverkehr und die größte Privatbank des 
Landes (Barclays) verstaatlicht. Ferner beteiligte sich die Regierung an einigen Industrieun- 
ternehmen des Landes. Besondere Bedeutung kam jedoch vor allem der Politik gegenüber 
den Bauxitunternehmen zu. Die Regierung erwarb Beteiligungen von 51 % an den jamai- 
kanischen Tochterunternehmen der Firmen Reynolds und Kaiser sowie kleinere Anteile bei 
der »Aluminium Company of America« (AlCoA) und der »Aluminum Company of Cana- 
da« (AlCan).® Im Agrarsektor übernahm die Regierung die größten Zuckerraffinerien und 
etwa ein Drittel der Anbaufläche von den ausländischen Konzernen. 1973 erließ die PNP 
Regierung den »Land Utilisation Act«, der es ihr ermöglichte, brachliegende Ländereien zu 
enteignen, und an landarme Kleinbauern, Arbeitslose und Landarbeiter zu verteilen. In 
den Jahren zwischen 1972 und 1980 kamen einige zehntausend Kleinbauern auf diese 
Weise zu mehr Anbaufläche. 
Die sozialen Reformen der Regierung Manley erstreckten sich auf viele Gebiete. Durch die 
Einführung einer Art nationaler Bausparkasse, an der alle Lohnempfänger und Arbeitge- 
ber beteiligt wurden, begann die Finanzierung von Billigwohnungen in den ländlichen Re- 
gionen. Ein Mindestlohn wurde für alle Branchen eingeführt ebenso wie ein Mutterschutz- 
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gesetz. Der Schulbau wurde beschleunigt und die Kapazitäten der Bildungseinrichtungen 
durch die Einführung eines Schichtbetriebes erheblich ausgedehnt. Dies mag genügen, 
um die Stoßrichtung der Reformpolitik anzudeuten. 

Zur Finanzierung der sozialen Reformen und um das Leistungsbilanzdefizit des Landes, 
das sich in den Sechzigerjahren drastisch vergrößert hatte,? auszugleichen, unternahm die 
Regierung Manley einen bedeutenden Schritt, der auch im Zusammenhang mit den Be- 
mühungen der PNP um die Erhöhüng und Stabilisierung der Rohstofferlöse der Entwick- 
lungsländer im Rahmen der Abkommen von Lom& und im Streben nach einer neuen Welt- 
wirtschaftsordnung zu sehen ist. Die Bauxitkonzerne überließen bis 1972 nur 25 Millionen 
US Dollar p.a. an Abgaben der jamaikanischen Regierung. Dies entsprach etwa 1,4 % des 
Wertes des von den gleichen Konzernen in den USA und Kanada produzierten reinen Alu- 
miniums. Die jamaikanische Regierung erhob seit 1973 eine Exportsteuer (Export Levy) für 
Bauxit und zu reinem Aluminiumoxyd gereinigtem Erz (Alumina), die 7,5 % des Welt- 
marktpreises für Aluminium betrug. Dies erhöhte die Einnahmen des jamaikanischen 
Staates schlagartig um das Siebenfache.!° Angesichts dieser Einnahmeerhöhung, die die 
Regierung den Konzernen abgerungen hatte, erreichte die Reformeuphorie 1974 ihren 
Höhepunkt. Zur Absicherung ihrer Einnahmen aus der Bauxitindustrie initiierte die Re- 
gierung Manley die »International Bauxite Producers Association« (IBA), der alle wichtigen 
Bauxitförderländer angehörten. Ähnlich dem OPEC Kartell hoffte man den Weltmarkt- 
preis für Bauxit wesentlich zu beeinflussen. 

Um das Maß voll zu machen, reizte die Regierung Manley ihren mächtigen nördlichen 
Nachbarn noch mit der Aufnahme von Beziehungen zu Cuba, zur VR China und zur 
UdSSR. Cubanische Techniker und Bautrupps errichteten seither Schulen und Wohnanla- 
gen in Jamaika. Fidel Castro besuchte 1975 die Nachbarinsel, und Michael Manley war 
mehrfach Gast in Guba. 

Zwei Ereignisse deuteten jedoch schon 1974 an, daß der Kurs der Regierung Manley auf 
zunehmende Probleme stoßen würde. Seit diesem Jahr begannen die Bauxitkonzerne ihre 
Produktion zu reduzieren und in andere Staaten zu verlegen. Dies hatte eine Verringerung 
der staatlichen Einnahmen aus diesem Sektor um etwa ein Drittel zur Folge.!! Die staatli- 
chen Anteile verschafften der Regierung Manley keine ausreichende Kontrolle über die 
Operationen der Firmen. Die gegründete IBA erwies sich als nicht wirksam. Dies liegt ein- 
erseits in der breiten Streuung ihrer Mitglieder, andererseits in der Tatsache begründet, 
daß Bauxit keineswegs die Bedeutung für die Wirtschaft der Industrieländer besitzt wie das 
Öl, außerdem leichter ersetzbar ist und auch in Industrieländern in erheblichem Maße ge- 
fördert wird. Ein Konzern (Revere) stellte seine Produktion in Jamaika völlig ein, die übri- 
gen konnten, nachdem 1979 die Regierung Manley finanziell ausgeblutet war, sogar gegen 
die Zusage, die Produktion wieder auf die alte Höhe zu bringen, eine Senkung der Export- 
steuer durchsetzen. !? 

Der andere Störfaktor für die Politik der Regierung Manley war der Preisanstieg für das im- 
portierte Rohöl. Die Ausgaben kletterten von 44 Millionen Dollar im Jahre 1972 auf 177 
Millionen Dollar im Jahre 1974.13 1972 betrug der Anteil für Öl noch neun Prozent der Im- 
portausgaben. 1980 wird er bei 42 % liegen.'* Die Zahlen lassen erkennen, daß von der er- 
hofften Geldschwemme aus dem Bauxitsektor zur Finanzierung der angepeilten Reformen 
nichts mehr übrig blieb. Jamaika traf die Erhöhung der Ölpreise besonders hart, da es zu 
den Entwicklungsländern mit dem höchsten Energieverbrauch pro Kopf der Bevölkerung 
zählt. Die Devisenbestände der »Bank of Jamaica« (BOJ) schrumpften von 1974 bis 1975 
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von 130 Millionen Dollar auf 56 Millionen Dollar.!5 Noch bedtohlicher wurde die Lage 
1976, als die ausländischen Kreditquellen zu versiegen begannen und immer deurlicher 
wurde, daß hier eine unbequeme Regierung destabilisierr werden sollre. Im Wahlkampf 
des Jahres 1976 überstieg das Maß der Gewalttätigkeit alle bisher bekannten Maße.und leg- 
te den Schluß nahe, daß hier gezielte Provokationen vorgenommen wurden. In diesem Zu- 
sammenhang sind auch zahlreiche in den USA veröffentlichte Presseartikel zu schen, die in 
reißerischer Art die amerikanischen Tourisren aus Jamaika vergraulten. Der Touristenstrom 
sank schlagartig um etwa ein Drittel.!° Dies versetzte der jamaikanischen Leistungsbilanz 
den letzten entscheidenden Schlag. Ende 1976 betrug der Devisenbestand der BOJ minus 
183,8 Mill. Dollar.” Das Land stand vor dem Staatsbankrott. Obwohl die PNP die Dezem- 
berwahlen von 1976 noch einmal klar für sich entscheiden konnte, stand 1977 im Frühjahr 
fest, daß entweder eine gtundsätzliche Änderung der jamaikanischen Politik oder die Er- 
schließung neuer Kreditquellen geboten war. In dieser Situation bot sich der Internationa- 
le Währungsfond (IWF) als Helfer in der Not an. 

Die Linke innerhalb und außerhalb der PNP warnte eindringlich davor, sich auf die politi- 
schen Bedingungen einzulassen, die erfahrungsgemäß mit den Krediten des IWF verk- 
nüpft sind. Stets waren die liberalistischen Konzepte des IWF zur Sanierung von Zahlungs- 
bilanzen von Entwicklungsländern mit enormen Lasten für die Masse der jeweiligen Bevöl- 
kerung verbunden gewesen. Daß die Vorschläge des IWF die wirtschaftlichen Probleme des 
Landes lösen können, glaubte auf dem linken Flügel der PNP niemand ernsthaft. 

Eher wurde schon 1977 befürchtet, daß die Folgen der IWF Strategie das Vertrauen der Be- 
völkerung in die Regierung Manley unterminieren würden, eine realistische Annahme, wie 
sich drei Jahre später erweisen sollte. Trotzdem setzten sich der rechte Flügel und die Be- 
fürworter des Abkommens mit dem IWF durch. Die Gründe für diesen Vorgang liegen un- 
ter anderem in dem Fehlen einer kurzfristig erfolgversprechenden Alternativstrategie, die 
in der Bevölkerung durchsetzbar gewesen wäre: Immerhin gelang es der Regierung Manley 
in einem ersten Abkommen mit dem IWF 1977 noch moderate Kreditbedingungen zu erwir- 
ken. Nachdem jedoch das Land im Dezember 1977 die vom IWF gesetzten Kriterien zur 
weiteren Vergabe von Krediten nicht erfüllt hatte, verschärfte sich die Situation. Nach 
langwierigen Verhandlungen wurden Mitte 1978 die neuen Vereinbarungen zwischen der 
jamaikanischen Regierung und dem IWF bekannt. 


(II) Formulierte Ziele des Internationalen Währungsfonds 
und seiner Protagonisten in Jamaika 


Zwei der wesentlichsten Probleme der Wirtschaft sollten durch die Vereinbarungen zwi- 
schen der jamaikanischen Regierung und dem IWF einer Lösung näher gebracht werden, 
die chronisch negative Leistungsbilanz und das Negativwachstum des Bruttosozialpro- 
dukts. Ziel der IWF-Maßnahmen war, das Land mit ausreichenden Devisen zu versorgen, 
um seinen laufenden Zahlungsverpflichtungen gegenüber ausländischen Gläubigern nach- 
kommen, seine wichtigsten Einfuhren finanzieren und genügend Devisen zur Verfügung 
stellen zu können, um ausländischen Investoren den Transfer von Gewinnen zu ermögli- 
chen. Durch folgendes Paket von Maßnahmen glaubten die Befürworter der IWF Politik in 
Jamaika die gesetzten Ziele erreichen zu können: 
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1. Abwertung der jamaikanischen Währung um zuerst 33 %, dann in monatlichen Raten bis zu ei- 
ner Gesamtabwertung von 50 % 

2. Gewährung eines Kredits von insgesamt 240 Millionen US Dollar über einen Zeitraum von drei 
Jahren verteilt 

3. Abschaffung der staatlichen Preiskontrollen in Jamaika 

4. Garantie einer Gewinnmarge von mindestens 20 % für alle in- und ausländischen Privatunter- 

nehmen in Jamaika 

Stopp der weiteren Ausdehnung des staatlichen Sektors der Wirtschaft 

Begrenzung der Lohnerhöhungen im ganzen Land auf maximal 15 % p.a. 

Steuererhöhungen im Gesamtwert von 180 Millionen US Dollar . 

Begrenzung des Wachstums des Kreditvolumens der privaten Banken für die Wirtschaft auf 

max. 10 % p.a. 

9. Maßnahmen zur Anwerbung ausländischer Investitionen 

10. Abschaffung der staatlichen Kontrolle des Außenhandels!® 


oo So Wu 


Anhand genau festgelegter Kriterien, die das Haushalts- und Finanzgebaten der jamaika- 
nischen Regierung und der BOJ kontrollierten, wurde überprüft, ob das Land die Voraus- 
setzungen für die nach und nach gewährten Teilkredite erfüllte und die geschlossenen Ver- 
einbarungen einhielt. 

Von der Vergabe der IWF Kredite erhoffte man sich auch eine Signalwirkung auf poten- 
tielle ausländische Investoren, gewissermaßen im Sinne einer vertrauensbildenden Maß- 
nahme. Diesem Zweck dienten besonders die Teile des Abkommens mit der jamaikani- 
schen Regierung, die eine Profitrate von 20 % und eine Politik der Reallohnsenkung ga- 
tantierten. Hier wurde offen eine Einkommensumverteilung zugunsten der Unternehmen 
angekündig, um neue Investoren zu werben und Mittel für Erweiterungsinvestitionen und 
die Sanierung maroder Betriebe zu akkumulieren. Die konkreten Angebote an ausländi- 
sche Investoren umfaßten jedoch nicht nur hohe Profitmargen und Gewinntransfergaran- 
tien, sondern auch Steuerfreiheit bis zu zehn Jahren für exportorientierte Industriezweige 
und fünf bis neun Jahre für andere Betriebe. Vergleichbar sind diese Privilegien mit den 
Investitionsbedingungen in den Fünfziger- und Sechzigerjahren in Jamaika. 

Neben der Einkommensumverteilung wurde eindeutig auf die Begrenzung des staatlichen 
Einflusses auf die Volkswirtschaft des Landes hingearbeitet. Die Kräfte des Marktes sollten 
so frei wie möglich einen Selbstregulationsprozeß in Gang setzen, der die Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten des Landes bereinigt. Die Importe sollten durch die Abwertung und nicht 
durch die Vergabe von Importlizenzen begrenzt werden, wie dies von der PNP Regierung 
seit dem Jahre 1977 praktiziert worden war. Zu diesem Zweck war eigens die »State Trading 
Corporation« (STC) gegründet worden, die nach Prioritäten der staatlichen Entwicklungs- 
planung und entsprechend den zu erwartenden Deviseneinnahmen Importgenehmigun- 
gen verteilte. !? 

Das vom IWF angestrebte Wirtschaftswachstum sollte vor allem von den exportorientierten 
Sektoren der Wirtschaft initiiert werden, darunter an erster Stelle der verarbeitenden Indu- 
strie. Außerdem erhoffte man sich eine erhebliche Ausweitung in der Tourismusbranche. 
Der Aufschwung dieser genannten Bereiche sollte im Gefolge der Abwertung Kaufkraft 
und Einkommen schaffen zur Stimulierung weiteren Wachstums der Gesamtwirtschaft. 
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(II) Warum das IWF Paket für Jamaika keine wirtschaftlichen Erfolge verspricht 


Jamaikas Wirtschaftsstrukturen sind in hohem Maße ungeeignet für Rezepte des IWF. Auf 
den ersten Blick erscheint es logisch, die Exportproduktion der Wirtschaft anzukurbeln, 
angesichts ihres hohen Anteils an der jamaikanischen Volkswirtschaft. Jamaikas Exporte 
bestehen jedoch vor allem aus Bauxit, Zucker und Bananen. Zusammen mit dem Touris- 
mus bringen diese Sektoren dem Land über 85 % seiner Devisen ein.?° Wenn außerdem 
noch die Getränke-, die Tabakindustrie und die übrigen tropischen Agrarpıodukte 
(Fruchtsäfte, Konserven, Gewürze) vom Gesamtexport abgerechnet werden, bleiben ganze 
10 % des Esportes des Landes für die verarbeitende Industrie, die nicht mit Agrarproduk- 
ten befaßt ist.?! 

Der Absatz von Zucker, Bananen und anderen Agraıprodukten kann durch die Abwertung 
kaum beeinflußt werden. Die Märkte für diese Produkte existieren zwar, doch liegt das 
Problem auf jamaikanischer Seite nicht in zu hohen Preisen für den Weltmarkt, sondern 
vielmehr in der insuffizienten Produktion begründet. Auch in der Vergangenheit konnten 
diese Wirtschaftszweige trotz Absatzmöglichkeiten auf dem Weltmarkt nicht in genügen- 
der Menge produzieren, obwohl die Zuckerindustrie z.B. jahrzehntelang ducch kapitalstar- 
ke multinationale Unternehmen behertscht wurde (United Fruit und Tate & Lyle). Der 
Ansatz, über den Preis den Absatz dieser Produkte zu fördern, ist untauglich. Überalterte 
Ausrüstung und Technologie, unwirtschaftliche Betriebsgrößen, Strukturen der Landver- 
teilung, ineffizientes Managemenr und heftige soziale Konflikte in diesem Teil der Expor- 
tindustrie wären geeignetere Ansatzpunkte bei dem Versuch, die Deviseneinnahmen des 
Landes zu erhöhen. 

Im nichtagrarischen Teil der jamaikanischen Industrie - ohnehin ein kleiner Bereich - wird 
durch die Maßnahmen des IWF nicht nur der Hebel an der falschen Stelle angesetzt, son- 
dern geradezu eine positive Entwicklung verhindert. Diese Betriebe verarbeiten fast aus- 
schließlich eingeführte Rohstoffe auf der Basis importierter Maschinen und Eisatzteile. Ei- 
ne Abwertung bringt für diese Industriebetriebe eine Verteuerung ihrer Produktion mit 
sich, die durch verstärkten Export und Lohnkostensenkungen keineswegs ausgeglichen 
werden kann, denn nur etwa ein Fünftel der Produktion dieser Betriebe geht in den Ex- 
port, während der Rest für den nationalen Markt bestimmt ist.?? Die Kaufkraftverluste bei 
den jamaikanischen Verbrauchern als Folge der Abwertung werden diese Betriebe erheb- 
lich belasten. Nur bei solchen Betrieben könnte die Abwertung der jamaikanischen Wäh- 
tung positive Auswirkungen zeigen, deren Produktionsanteil für den Export überwiegt 
und deren Wertschöpfung groß genug ist, um über eine Senkung der inländischen Kosten 
spürbare Auswirkungen auf die Exportpreise zu erreichen. Wenn man sich die Betriebe der 
verarbeitenden Industrie ansieht, stellt man fest, daß hier vor allem Produkte der niedrig- 
sten technologischen Komplexität exportiert werden, deren Lohnkostenanteil ohnehin re- 
lativ gering ist. Exportierte Waren dieser Kategorie sind z.B. Mineralöl und Schmierstoffe, 
Farbstoffe, Pharmazeutische Erzeugnisse, Reinigungsmittel, Toilettenartikel (Seife, 
Waschpulver), Eisenwaren. Sie umfassen etwa 70 % der exportierten Waren der veı- 
arbeitenden Industrie, die nicht mit Agrarprodukten befaßt ist. Insgesamt blieben jedoch 
auch bei einem Eintreten unerwartet positiver Entwicklungen im verarbeitenden Sektor an- 
gesichts des geringen Anteils am jamaikanischen Gesamtexport nur minimale Auswirkun- 
gen auf die Zahlungsbilanz des Landes zu verzeichnen. Entgegen den Prognosen des IWF 
stagnierte gerade dieser Bereich der Wirtschaft in den Jahren 1977 bis 1980. 1978 war sogar 
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ein Rückgang der Produktion um 4,8 % zu melden.?? Neben den Hindernissen, die die 
Verteuerung der Rohstoffe und der Maschinen der Industrie in den Weg legen, steht ei- 
nem zusätzlichen Export die fast unüberwindliche Konkurtenz auf dem Weltmarkt gegen- 
über. Andere Entwicklungsländer, die mit geringeren Lohnkosten und gut etablierten 
Handelsbeziehungen zu interessanten Absatzmärkten arbeiten (Taiwan, Korea, Hong- 
kong) operieren gerade in den Branchen, die auch in Jamaika am ehesten geeignet wären, 
um als Exportindustrie ausgebaut zu werden. Beispielsweise ist Jamaika in der Textilindu- 
strie weitgehend Selbstversorger, hat jedoch international kaum Chancen, Absatzgebiete 
zu erobern. 

Die nachfragedämpfende Wirkung auf den Import nach der Abwertung kann ebenfalls 
nicht in dem Maß zur Stimulierung importsubstituierender Produktion dienen, wie dies 
mittelfristig angestrebt wird, da die meisten importierten Waren ohnehin sinnvollerweise 
nicht im Inland erzeugt werden können. Im Jahre 1977 wurden alleine 30 % der Impott- 
ausgaben zur Deckung des Bedarfs an Rohöl aufgewendet. Der Rest wird verschlungen 
von der Einfuhr von Grundnahrungsmitteln, sowie Rohstoffen und Ausrüstungen für die 
Fabrikation (64 %).?? Zu substituieren wären vor allem die Lebensmittelimporte. Dies 
setzte jedoch das Vorantreiben der Landreform sowie massive Investitionen im Agrarsektor 
voraus, wenn nicht sogar die Verwendung der exportorientierten Zuckeranbauflächen für 
die Lebensmittelproduktion für den Binnenmarkt. Die Maßnahmen aus dem IWF Paket, 
die vor allem an der Steigerung der Exportproduktion orientiert sind, fördern diese notwen- 
dige Umstrukturierung der Landwirtschaft jedoch keineswegs. Im Gegenteil, die import- 
substituierende, kaufkraftschaffende und arbeitsplatzfördernde Landreform der Regierung 
Manley (Operation Grow und Land Lease), die die Umverteilung brachliegenden Groß- 
grundbesitzes an Kleinbauern und Landarbeiter beinhaltet, stagnierte angesichts der Kür- 
zungen der Ausgaben der öffentlichen Hand und durch die Verknappung der Kredite der 
öffentlichen und privaten Banken, die vom IWF durchgesetzt wurden. 


(IV) Auswirkungen der IVF Maßnahmen auf Politik und Wirtschaft - 1977 bis 1980 


Die Pessimisten hatten es vorausgesagt. Die Ziele, die sich die Regierung Manley unter 
dem IWF Abkommen gesetzt hatte, wurden keineswegs erreicht, und die Auswirkungen 
der neuen Wirtschaftspolitik trafen die unteren Schichten der jamaikanischen Bevölkerung 
besonders hart. Alleine im Jahre 1978 verzeichnete die offizielle Statistik einen Anstieg der 
Lebenshaltungskosten von fast 50 %. Diese Steigerung entspricht fast genau der Abwer- 
tungsrate des jamaikanischen Dollars seit Beginn der IWF Vereinbarungen 1977. Die enge 
Verknüpfung des Außenhandels mit dem Konsum der jamaikanischen Verbraucher wird 
hier besonders sichtbar.”? Nicht nur die Erhöhung der Preise für importierte Güter, son- 
dern auch die Auswirkungen eines 180 Millionen Dollar Steuerpaketes, das vor allem die 
Verbraucher betraf, sowie die Liberalisierung der Preispolitik für Güter des Grundbedarfs 
im Lande schlagen sich in den genannten Zahlen nieder. Neben der Erhöhung der Ver- 
braucherpreise wirkten sich die Lohnleitlinien der Regierung negativ aus, dies vor allem im 
öffentlichen Dienst, über den die Regierung mehr Kontrolle ausüben kann als über die wi- 
derspenstigen Gewerkschaften in der freien Wirtschaft, die mit einer Welle von Arbeits- 
kämpfen die Reallohneinbußen wettzumachen suchten und sich auch durch staatliche 
Schlichtungskommissionen nicht beitren ließen. Allerdings war es auch für sie nicht mög- 
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lich, angesichts der wirtschaftlichen Lage des Landes die Verluste auszugleichen. Die Stag- 
nation der Industrieproduktion und die Kürzung des Staatshaushaltes ließen die Arbeitslo- 
senquote von 19 % im Jahre 1976 auf über 30 % im Jahre 1980 anwachsen. 

Der angestrebte Exportboom läßt heute noch auf sich warten. Die Zuckerproduktion blieb 
auf dem Niveau der vorangegangenen Jahre und litt 1979 und 1980 zusätzlich unter Hurti- 
cans und Überflutungen, sowie dem fortschreitenden Verfall der technischen Ausrüstung. 
Im verarbeitenden Sektor war der schon erwähnte weitere Rückgang der Produktion zu ver- 
zeichnen. Auch 1979 klagten die Unternehmer über sich häufende Betriebsschließungen. 
Im Frühjahr 1980 stellten weitere 52 kleinere Unternehmen die Produktion ein und entlie- 
ßen über 2000 Beschäftigte.?° Aus diesen Meldungen läßt sich unschwer entnehmen, daß 
es besonders die kleinen, kapitalschwachen, für den Binnenmarkt produzierenden Unter- 
nehmen sind, die unter dem Kaufkraftschwund der Verbraucher und der Verknappung 
der Kredite zu leiden haben. Die Impulse für importsubstituierende Produktion, die von 
der Verteuetung det Importe teilweise erhofft worden waren, reichten nicht aus, um die 
damit verbundenen Nachteile auszugleichen. 

So bleibt als positive Auswirkung des IWF Pakets nur ein Aufschwung in der Tourismusin- 
dustrie zu verzeichnen. Doch unter dem Strich ist dieser neue Boom zwiespältig zu beut- 
teilen. Jamaika bietet Kapazitäten für über 500 000 Besucher p.a.. Das Jahr 1975 brachte 
einen letzten Besuchertekord. Die Besucherzahl reduzierte sich bis 1977 um etwa ein Drit- 
tel. Dementsprechend vertingerten sich die Einnahmen des Landes. Die z.T. erhebliche 
Verbilligung der Urlaubsangebote nach der Abwertung hatte zur Folge, daß seit 1978 det 
Besucherstrom wieder anschwoll und jetzt auch viele Europäer Jamaika als Ziel wählten. 
Die Flaute der vergangenen Jahre konnte wieder aufgeholt werden. Allerdings stehen stei- 
genden Einnahmen auch steigende Ausgaben für die dutch die Abwertung verteuetten 
Verbrauchsgüter, die das Land den Besuchern bieten muß, gegenüber. 

Welche Bedeutung die Auswirkungen der IWF Politik für die Unterstützung det PNP in 
der Bevölkerung hatten, war schon frühzeitig abzuschen. Im Dezember 1976 konnte die 
PNP noch 56 % der Wählerstimmen für sich verbuchen. Bereits im Sommet 1977, kurz 
nach dem Abschluß des ersten Abkommens mit dem IWF und dem Rechtsschwenk der Re- 
gierung, Manley sank, entsprechend seriöser Meinungsumfragen, die Unterstützung der 
PNP in der Bevölkerung ab. Den Tiefpunkt erreichte die Stimmung im Juni 1978 mit un- 
ter 28 % für die PNP.?’ Zu spät erkannte die PNP Führung, daß durch ein konsequentes 
Festhalten am IWF Paket früher oder später das Land untegierbar werden würde. Als im 
Januar 1980 die vom IWF geforderten Bedingungen von der BOJ und der Regierung er- 
neut verfehlt wurden, standen zusätzliche verschärfte Austeritymaßnahmen, als Vorausset- 
zung für die Vergabe eines weiteren, dringend benötigten Kredits von ca. 180 Millionen 
US Dollar vor der Tür. 

Im März 1980 wandte sich das Präsidium der PNP gegen eine Weiterführung der Verhand- 
lungen mit dem IWF, angesichts der späten Erkenntnis, daß bis zu den anstehenden Parla- 
mentswahlen sonst keine austeichende Unterstützung mehr bei den Massen zu gewinnen 
sei. Die Parteirechte hatte vorläufig ihren Einfluß verloren, nachdem ihr mit Recht der Po- 
pularitätsverlust der Partei unter der IWF Politik zur Last gelegt werden konnte. Für den 
Oktober kündigte Manley Neuwahlen an und bildete sein Kabinett um. Mit schnell erbet- 
telten Krediten hoffte man, die Zahlungssituation des Landes bis nach den Wahlen in den 
Griff zu bekommen und die gröbsten Versorgungsengpässe zu vermeiden. Grundsätzliche 
Lösungen konnte die PNP jedoch nicht anbieten. Für eine gewisse Blauäugigkeit der Par- 
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teilinken, die nun die wichtigsten Posten des Kabinetts übernahm, spricht die Reise des 
neuen Finanzministers Hugh Small nach New York, um von den dortigen Banken, denen 
das Land einige hundert Millionen Dollar schuldet, eine Stundung der Zins- und Tilgungs- 
zahlungen zu erreichen. Wie zu erwarten war, empfahlen ihm die Herren der Wall Street, 
lieber zum IWF zurückzukehren. Es gelang der PNP nicht mehr, bis zum Oktober bei den 
Wählern das verlorene Terrain zurückzugewinnen. 


(V) Die Haltung der jamaikanischen Bourgeoisie zum IWF Abkommen 


Die Bourgeoisie ist in Jamaika gekennzeichnet durch einen hohen Grad an verwandtschaft- 
licher und wirtschaftlicher Verflechtung untereinander. Etwa 21 Familien behertschen alle 
größeren Betriebe und Handelsunternehmen des Landes. Zwischen einer Agrar-, Handels- 
- oder Industriebourgeoisie kann nicht mehr differenziert werden. Alle Teile der Klasse sind 
sowohl reichlich mit Grundbesitz eingedeckt als auch mit Handelsunternehmen, die Im- 
port und Expott sowie den Vertrieb auf dem Binnenmarkt der Insel beherrschen. Es kann 
von einer überaus hohen Konzentration des Kapitals und der Macht gesprochen werden. 
Diese Entwicklung begann bereits in den Dreißigerjahren, nachdem die traditionelle 
Agtarbourgeoisie ihre Vorherrschaft verloren hatte. Bis zum heutigen Tag bestehen diese 
Verhältnisse, und auch acht Jahre unter der PNP-Regierung änderten daran nichts. Dies 
wird unter anderem von der jamaikanischen Linken als der Hauptfehler der reformistisch 
orientierten Politik der PNP nach 1972 angesehen. Es kann kein Zweifel bestehen, daß Ja- 
maika auch am Ende der Regierungszeit Manleys ein durch und durch kapitalistisches 
Land war. Die Meldungen der konservativen in- und ausländischen Presse über sozialistische 
Verhältnisse in Jamaika sind etwa soviel wert wie die Behauptung, daß die sozialliberale 
Koalition in Bonn sozialistische Verhältnisse eingeführt hat. Allerdings erwuchs der tradi- 
tionellen Oligarchie des Landes in der PNP zumindest eine Herausforderung, die der herr- 
schenden Klasse langfristig die Macht streitig machte. 

Eine Besonderheit der jamaikanischen Bourgeoisie ist neben der hohen Verflechtung, daß 
sie einerseits durchaus nationale Interessen verfolgt und diese unter der JLP Regierung bis 
1972 auch dutch eine Politik der Schutzzölle für die Waren vertrat, die im Lande ptodu- 
ziert wurden. Andererseits ist das jamaikanische Unternehmertum eng mit dem ausländi- 
schen Kapital - vor allem dem nordamerikanischen und dem biitischen - Iüiert. Ausländi- 
sche Firmen lassen ihre Geschäfte in Jamaika vornehmlich durch Vertreter des örtlichen 
Kapitals wahrnehmen. Diese sitzen in allen Aufsichtsräten und Vorständen der Filialen der 
ausländischen Unternehmen im Lande. 23 

Das Verhältnis der jamaikanischen Bourgeoisie gegenüber dem Maßnahmenpaket des IWF 
kann unter-den gegebenen Umständen als kritisch bis wohlwollend bezeichnet werden. 
Die harten Bedingungen, .mit denen der IWF die Inlandsnachfrage nach Produkten 
dämpfte, die von der jamaikanischen verarbeitenden Industrie heıgestellt wurden oder die 
von den jamaikanischen Händlern importiert worden waren, wurden nach dem Abschluß 
des Abkommens mit dem IWF im Jahre 1978 öffentlich kritisiert. Allerdings war dem ja- 
maikanischen Unternehmertum durchaus angenehm, daß die Chicago Boys des IWF den 
staatlichen Einfluß auf den Außenhandel reduzierten und die Aufhebung von Preiskon- 
trollen im Lande forderten. Auch wenn für die nationale Industrie zuetst durch die IWF 
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Maßnahmen keine Erleichterungen zu erwarten waren, so war der IWF doch als Bündni- 
spartner willkommen, um die unbequeme Reformregierung aus dem Sattel zu heben. Von 
einem Regime der JLP erhoffte man sich vor allem die Verbesserung des Investitionsklimas 
für die mit der jamaikanischen Bourgeoisie liierten ausländischen Firmen. 

Obwohl auch innerhalb der PNP Vertreter der jamaikanischen Bourgeoisie einen gewissen 
Einfluß haben (1972 sogar als Minister im Kabinett Manley) kann man heute davon ausge- 
hen, daß die Oberschicht des Landes ohne Vorbehalte Edward Seagas JLP unterstützt. 


(VI) Einige Aspekte der Politik unter der JLP und Edward Seaga 


Es ist noch zu früh, um den zukünftigen Kurs der neuen jamaikanischen Regierung genau 
einzuschätzen. Offenbar schon vor seinem erwarteten Wahlsieg knüpfte Seaga, der neben 
seinem Amt als Regierungschef auch das Finanzressort übernommen hat, bereits Kontakte 
zur US Regierung und zum IWF. Sein vehement antikommunistischer Kurs hatte ihn oh- 
nehin für zukünftige Unterstützung aus diesen Lagern prädestiniert. Anfang Dezember 
weilte nun eine vielköpfige Delegation des IWF in Jamaika, um die Voraussetzung für die 
Vergabe eines neuen Kredits zu prüfen und festzulegen. Es wird von bis zu 600 Millionen 
US Dollar gesprochen. Welche Bedingungen mit der Vergabe dieser Kredite verbunden 
sind, kann bisher nur vermutet werden. Zwar ist zu erwarten, daß die US-Administration 
unter ihrem neuen Präsidenten Ronald Reagan und der IWF daran interessiert sind, Seagas 
Regime vorerst zu stabilisieren, indem sie relativ weiche Kreditbedingungen einräumen, 
doch wird dies die Verschärfung der Probleme der jamaikanischen Wirtschaft nur zeitlich 
verschieben. 

Inzwischen fegt Seaga mit eisernem Besen die Schlüsselpositionen der staatlichen Verwal- 
tung von PNP Anhängern frei und geht daran, die in staatlicher Hand befindlichen Me- 
dien zu reptivatisieren. Allen voran die zweite Tageszeitung der Insel, die Daily News, in 
der bisher progressive Jorunalisten dem fast überwältigenden Einfluß des JLP nahen Daily 
Gleaner Konkurrenz gemacht hatten. Die neuesten Pressemeldungen geben eine Auffor- 
derung Seagas wieder, in der er einen »Marshall Plan« für die Karibik fordert, um dieses 
Gebiet wirtschaftlich zu sanieren und immun gegen »kommunistische« Einflüsse zu ma- 
chen. Offenbar schwebt ihm eine Art zweites Puerto Rico vor, indem die jamaikanische 
Bourgeoiste als Juniorpastner der US Konzerne für alle Zeiten gesichert vor linken Kräften 
ihren Geschäften nachgehen kann. Daß ihre Macht mittelfristig als keineswegs gesichert 
gelten kann, läßt sich jedoch auch an den Wahlergebnissen ablesen. 

Die Massenmedien registrierten den Vorgang am 30. Oktober auch in der BRD mit Kom- 
mentaren, die unterstellten, daß die Bevölkerung der Insel der sozialistischen Politik Man- 
leys eine klare Absage erteilt habe. Dies ist jedoch sicher falsch. Das eingangs erwähnte 
Wahlergebnis kam zustande durch die Anwendung des reinen Mehrheitswahlsystems in Ja- 
maika. So täuscht die Verteilung der Parlamentssitze darüberhinweg, daß die PNP über 
fast die Hälfte der Wählerstimmen verfügt und die jetzt regierende JLP nur 57 % aufsich 
vereinigen konnte. Wichtig ist an diesem Wahlergebnis jedoch nicht nur, daß die Nieder- 
lage der PNP nicht so hoch ist, wie das den Anschein hatte, sondern daß etwa ein Viertel 
der Wahlberechtigten, die sich in die Wählerlisten eingetragen hatten, den Urnen fern- 
blieben.?? Es ist keine Spekulation, zu behaupten, daß dies nicht aus politischem Desinte- 
tesse geschah. Angesichts der immensen Politisierung der Bevölkerung nach einem langen 
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und opferreichen Wahlkampf und angesichts der zur Lösung anstehenden dringenden Pro- 
bleme des Landes deutet alles darauf hin, daß ein erheblicher Teil der Wahlberechtigten 
zwar mit der bisherigen Politik der PNP unzufrieden war, jedoch auch von der konservati- 
ven Alternative keine Verbesserungen erhoffte. Dieses Protestpotential wird Eward Seaga 
mit seiner jetzt regierenden JLP ins Kalkül ziehen müssen, wenn er den Restaurationspro- 
zeß zu heftig vorantreibt. 

Als eine der wichtigsten Gruppen, die das Konzept der JLP beeinträchtigen können, muß 
die jamaikanische Arbeiterklasse angesehen werden. Man kann davon ausgehen, daß etwa 
58 % aller Beschäftigten des Landes Lohnabhängige sind. Hiervon die Mitglieder der Ar- 
beiterklasse im engeren Sinn zu bestirnmen, ist relativ schwer, da zu wenig verläßliches Da- 
tenrmnaterial vorliegt. Immerhin sind von diesen 58 % der Beschäftigten 34 % in Gewerk- 
schaften organisiert. Diese zahlenden Gewerkschaftsmitglieder dürften sich zu einem gro- 
ßen Teil decken mit dem auf etwa 44 % geschätzten Anteil der Arbeiterklasse an den loh- 
nabhängig Beschäftigten??. Allerdings ist zu beachten, daß ein großer Teil der Arbeiter- 
klasse nicht in Großbetrieben, sondern in Klein- und Mittelbetrieben verstreut tätig ist. 
Die höchste Konzentration der Arbeiterschaft ist bei den Landarbeitern in den Zuckerplan- 
tagen, in den Bauxitfirmen und in einer handvoll Fabriken in Kingston zu verzeichnen. 
Für ein Entwicklungsland läßt sich anhand der angeführten Daten folgern, daß der Anteil 
der Organisierten unter den abhängig Beschäftigten vergleichsweise hoch ist. In der Ver- 
gangenheit führte dies unter jeder Regierung zu zahlreichen Arbeitskämpfen. 

Die hauptsächliche Schwäche der jamaikanischen Arbeiterklasse ist jedoch ihre Spaltung 
durch die Existenz zweier großer Gewerkschaften, die jeweils den beiden großen Parteien 
der Insel verbunden sind. Die enge Verknüpfung der einen großen Gewerkschaft, der BI- 
TU mit der JLP führte in den vergangenen acht Jahren zu zusätzlichen Problemen in der 
Umsetzung der Reform der Zuckerraffinerien durch die Regierung Manley. Allerdings 
kann es sich keine der beiden großen Gewerkschaften leisten, nur um der befreundeten 
Partei zu gefallen, auf den Schutz der Interessen ihrer Mitglieder zu verzichten. Unter der 
Regierung Manley führte dies dazu, daß die nach dem Abkommen mit dem IWF propa- 
gierten Lohnleitlinien auch von der »National Workers Union« (NWU), deren Vorsitzender 
Michael Manley selbst einmal war, nicht akzeptiert wurden und das Land mit einer zuneh- 
menden Welle von Lohnkämpfen zum Erhalt des sozialen Besitzstandes der organisierten 
Arbeiterklasse überschwemmt wurde. Beide großen Gewerkschaften waren daran gleicher- 
maßen beteiligt. Auch über die Jahre verrät die Statistik, daß die Zahl der geführten Ar- 
beitskämpfe weitgehend unabhängig von der jeweils regierenden Partei war.?! 

Daß Hugh Shearer, bis 1972 Premierminister der JLP Regierung, stellvertretender Vorsit- 
zender der BITU ist und im Kabinett von Edward Seaga nun das Außenressort übernorm- 
ınen hat, läßt auf die enge Verknüpfung der Gewerkschaftsspitze der BITU mit der JLP 
schließen. Es kann angesichts der Praxis der Vergangenheit jedoch nicht gefolgert werden, 
daß diese Gewerkschaft einer verschärften Austeritypolitik unter einem neuen IWF Ab- 
kommen oder einern extrem liberalistischen Kurs der Wirtschaftspolitik durch Stillhalten 
eine solide Basis verschaffen würde. Dafür ist die Gefahr des Überlaufens der Mitglieder 
zur NWÜU zu groß. 

Die Ära Manley brachte als Folgeerscheinung der politischen Öffnung des Landes nach 
1972 mit sich, daß sıch erstmals eine links von der PNP stehende Partei konstituieren konn- 
te, deren Organisation und Mitgliederzahl in den Jahren seit 1974 einen bemerkenswerten 
Aufschwung erzielen konnte. Die »Workers Party of Jarmaica« (WPJ), deren plitische Cou- 
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leur man zwischen einer traditionellen kommunistischen Partei und der neuen Linken der 
Karibik, die aus der Richtung der Black Power Bewegung der Sechzigerjahre kommt, ansie- 
deln könnte, verfügt noch keineswegs über eine Massenbasis in der Bevölkerung oder der 
Arbeiterklasse. Sie ist jedoch Ausdruck einer Tendenz, daß sich hier im Zuge neuer ver- 
stärkter Duschdringung des Landes durch das ausländische Kapital, durch zunehmende so- 
ziale Spannungen und Gegensätze neue politische Alternativen anbieten, die das starre 
Schema zwischen einer konservativen und einer reformistischen linken Partei duichbrechen 
könnten. 

Zwar hat sich vorerst der »Dominostein« wieder aufgerichtet, wie der Züricher Tagesanzei- 
- ger bemerkt,?? doch ist 1980 in Jamaika nicht mehr 1972. Für die jamaikanische Linke und 
die tiefer ins Elend sinkenden jamaikanischen Massen ist diese Niederlage ein schmerzli- 
cher Rückschlag, der jedoch - so patadox das klingen mag - auch seine guten Seiten hat. 
Die Linke stand vor einer ausweglosen Situation: Ein Wahlsieg hätte ıhr nichts genützt. 
Angesichts des auf jeden Fall knappen Ergebnisses wäre Jamaika mit dem zunehmenden 
Druck von außen untegierbar geworden. Die Linke kann jetzt zuschen, wie die JLP die Ka- 
stanien aus dem Feuer holt und sich dabei verschleißt. Falls die Regierung Seaga die Re- 
formprojekte der PNP kappen will und der Bevölkerung neue Austeritylasten aufzubürden 
gedenkt, wird sie das Vertrauen der wenigen Prozente hinzugewonnener Wähler schneller 
verlieren als sie sie der PNP abjagen konnte. Eine testaurative und extrem liberalistische 
Wirtschaftspolitik ist in Jamaika nicht mehr mehrheitsfähig und könnre nur unter der 
Knute des Militärs durchgesetzt werden. Dieses steht in Jamaika jedoch dafür nicht in dem 
Maße zur Verfügung, wie dies für Seaga notwendig wäre. Inzwischen kann sich die Linke 
tegenerieten, alternative Strategien überlegen und die Bewußtseinsprozesse bei den Mas- 
sen vorantreiben, die heute Jamaika als cin völlig verändertes politisches Pflaster erscheinen 
lassen gegenüber der Zeit vor dem Amtsantritt der Regierung Manley 1972. 

Nicht nur für Jamaika werden von der Entwicklung, die zum Sturz der Regierung Manley 
führten, bedeutsame Fragen aufgeworfen. Von welcher Seite aus man es auch betrachten 
mag, es waren letztendlich die langen Schatten der kolonialen Vergangenheit, die der PNP 
zum Verhängnis wurden. Die wirtschaftlichen Strukturen und damit die Abhängigkeiten 
vom Weltmarkt und vom Außenhandel waren es, die die Ansatzpunkte für den politischen 
und wirtschaftlichen Druck boten, der auf die Regierung Manley ausgeübt wurde. Ob in 
einem Entwicklungsland von der Größe Jamaikas auf Dauer von einer Regierung ein konse- 
quenter Reformkurs dutchgehalten werden kann, ist fraglich. Dies gilt auch für Regierun- 
gen, die sich auf eine gewonnene Revolution stützen und mehr als nur 56 % det Bevölke- 
rung hinter sich vereinigen können. Ob zwangsläufig nur der cubanische Weg bleibt, der 
auf massive jahrzehntelange Unterstützung durch finanzkräftige Partner baut, ist eine Dis- 
kussion weit. 
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Wolfgang Hein 
Zur politischen Ökonomie ölexportierender Länder - oder: 
Tauschwert- und Gebrauchswertaspekte der Abhängigkeit vom Ölexport 


(1) Theoretische Überlegungen 


Ökonomen - viele Marxisten eingeschlossen - konzentrieren ihre Analysen vorzugsweise 
auf die quantitativen Aspekte wirtschaftlicher Prozesse, sei es in Preisausdrücken oder in 
Tauschwertkategorien. Typische Beispiele auf der marxistischen Seite stellen die Diskussio- 
nen über den »Ungleichen Tausch« und über die modifizierte Wirkungsweise des Wertge- 
setzes auf dem Weltmarkt dar. Diese Tatsache reflektiert zunächst einmal das Wesen der 
kapitalistischen Produktionsweise, in der der gesellschaftliche Charakter der Produktion 
über die Verallgemeinerung von Warenbeziehungen (einschließlich der Transformation 
menschlicher Arbeitskraft in eine Ware) hergestellt wird und die gesellschaftliche Arbeits- 
teilung weder primär unmittelbaren Zwangsverhältnissen noch einem politischen Konsens 
zwischen den Betroffenen entspringt, sondern aus der Konkurrenz von Revenuequellenbe- . 
sitzern um die Maximierung ihrer Einkommen in Tauschwertform resultiert. 

Zum Verständnis grundlegender ökonomischer Zusammenhänge in der kapitalistischen 
Produktionsweise ist es daher tatsächlich möglich und notwendig, sich auf die Analyse von 
Tauschwertbeziehungen zu konzentrieren. In vielen Analysen wird jedoch in kurzschlüssi- 
ger Weise von Gesetzmäßigkeiten der Produktion und Zirkulation von Tauschwerten auf 
konkrete historische Prozesse gesellschaftlicher Entwicklung geschlossen, wobei die Vielfalt 
der Bestimmungsmomente sozialer Realität ignoriert wird. Ein solcher Kurzschluß liegt et- 
wa dann vor, wenn der »ungleiche Tausch« (in welcher theoretischen Version auch immer) 
als determinierende Variable kapitalistischer Entwicklung bzw. Unterentwicklung angese- 
hen wird. Ein Blick auf die ölexportierenden Länder verdeutlicht dies: Obwohl die Aus- 
tauschverhältnisse für diese Länder auch schon vor 1973 erheblich günstiger waren als für 
andere Gesellschaften der Dritten Welt!, hatten sie - nach welchen Kriterien auch immer - 
kaum einen Entwicklungsvorsprung erzielen können; auch sind die internen Auswirkun- 
gen der enormen Steigerungen der Öleinkünfte nach 1973 allgemein weit hinter den Er- 
wartungen zurückgeblieben?. Will man sich weder mit Verweisen auf die Korruptheit 
oder Unfähigkeit von Politikern und Bürokraten noch mit strukturalistischen Konzepten, 
die angeblich generelle Charakteristika »peripher-kapitalistischer Gesellschaften« 
bezeichnen?, zufriedengeben, ist man auf ein Konzept der politischen Ökonomie verwie- 
sen, das von vielen Marxisten zu Unrecht als »jenseits der Betrachtungsweise der politischen 
Ökonomie liegend betrachtet wird‘, nämlich das des »Gebrauchswertes«; wesentlich ist 
die Erkenntnis, daß der konkrete Reproduktionsprozeß einer Gesellschaft auf der Verfüg- 
barkeit ganz bestimmter Gebrauchswerte beruht. 


»Solange wir die Wertproduktion und den Produktionswert des Kapitals individuell betrachten, war 
die Naturalform des Warenprodukts für die Analyse ganz gleichgültig, ob sie z.B. aus Maschinen be- 
stand oder aus Korn oder aus Spiegeln. ... Diese nur formelle Manier der Darstellung genügt nicht 
mehr bei Betrachtung des gesellschaftlichen Gesamtkapitals und seines Produktenwerts. Die Rück- 
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verwandlung eines Teils des Produktenwerts in Kapital, das Eingehn eines andern Teils in die indivi- 
duelle Konsumtion der Kapitalisten - wie der Arbeiterklasse bildet eine Bewegung innerhalb des Pro- 
duktenwerts selbst, worin das Gesamtkapital resultiert hat; und diese Bewegung ist nicht nur Werter- 
satz, sondern Stoffersatz, und ist daher ebensosehr bedingt durch das gegenseitige Verhältnis der 
Wertbestandteile des gesellschaftlichen Produkts wie durch ihren Gebrauchswert, ihre stoffliche Ge- 
stalt.«° 


Die Analyse typischer Reproduktionsstrukturen ölexportierender Gesellschaften setzt somit 
Überlegungen über die Auswirkungen der Abhängigkeit von Ölexporten auf die »staffliche 
Gestalt« des Reproduktionsprozesses voraus, d.h. neben den Tauschwertaspekten sind die 
»Gebrauchswertaspekte« von Ölexporten zu berücksichtigen, und zwat weniger hinsicht- 
lich des stofflichen Charakters des Öls selbst als hinsichtlich sog. Sekundäreffekte. Um dem 
typischen ökonomistischen Argument, bei einem entsprechenden Tauschwert des Öls lies- 
sen sich alle für die Reproduktion nötigen Gebrauchswerte über den Markt beschaffen, 
vorzubeugen, ist im folgenden thesenhaft zu entwickeln, wieso die Garantie der Verfüg- 
barkeit der entsprechenden Gebrauchswerte jenseits der Möglichkeiten eines reinen markt- 
tegulierten Systems verallgemeinerter Warenptoduktion liegt: 

- Die Logik kapitalistischer Produktion und Akkumulation zgroriert ihre eigenen natürl- 
chen Voraussetzungen. Selbst dort, wo die Auswirkungen natürlicher Bedingungen über 
die Grundrente den Tauschwert von landwirtschaftlichen Produkten und Bodenschätzen 
beeinflussen, handelt es sich nur um eine kurzfristige und oberflächliche Vermittlung zwi- 
schen Natur und Gesellschaft. Andere Aspekte wie etwa die Gebrauchswert-Charakteristi- 
ka von Rohstoffen (z.B. die unterschiedlichen Verwendungsmöglichkeiten von Öl), die 
Energiebilanzen verschiedener Produktionsprozesse°, die Rückwirkungen industrieller Pro- 
duktion auf die Natur (Umweltbelastung) sowie der ganze Komplex ungleicher räumlicher 
Entwicklung gehen in das Verwertungskalkül kapitalistischer Unternehmen in völlig ande- 
rer Weise ein, als sie unter Gebrauchsweitgesichtspunkten für den gesellschaftlichen Re- 
produktionsprozeß - zumindest langfristig - von Bedeutung sind. Diese Aspekte werden 
daher (vor allem in Krisenzeiten) durchaus in ökonomische Analysen einbezogen - es ist je- 
doch theoretisch unmöglich, sie in rein tauschwertotientierte Theoriegebäude voll zu inte- 
grieren.”. 
- Es ist theoretisch gezeigt worden, daß eine Gesellschaft, deren Reproduktion im wesentli- 
chen auf einer Verallgemeinerung von Warenbeziehungen beruht, einer »außerökonomi- 
schen Instanz« (Staat) bedarf, die die formale Freiheit und Gleichheit aller Warenbesitzer 
(und damit die Grundregeln des Austausches) garantieren kann, da sie selbst nicht als kon- 
kurrierender Warenbesitzer auf dem Markt auftritt. Da die kapitalistische Produktion 
grundsätzlich nicht in der Lage ist, das Vorhandensein der zur Reproduktion nötigen Ge- 
brauchswerte (auf der Ebene von Individuen, Klassen und nationalen Gesellschaften) zu 
garantieren (vgl. Krisentheorie sowie oben den ersten Punkt), ist der Staat immer wieder 
gezwungen, im Sinne eben der Bereitstellung der nötigen Gebrauchswerte in die Wir- 
kungsweise des Wertgesetzes einzugreifen, um den Bestand des Systems verallgemeinerter 
Tauschwertproduktion zu sichern?. 

- Die immanente Widersprüchlichkeit der kapitalistischen Produktionsweise durchbricht 
ständig den mystifizierenden Schleier der formalen Gleichheit aller Warenbesitzer und 
verweist auf die Bedeutung des Gebrauchswericharakters unterschiedlicher Revennequel- 
/en im Rahmen dieser Produktionsweise. Da Revenuequellen ihre Form nicht beliebig ver- 
ändern können, wird ihr stoffhicher Charakter zur Grundlage für die Konstitution politi- 
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scher Interessen. Das gilt nicht nur für das Verhältnis von Kapital und Arbeit, sondern 
auch für die unterschiedlichen Interessen verschiedener Branchenkapitale: Eine einmal in- 
stallierte Textilmaschine kann nur unter großen Verlusten wieder in eine Ware verwandelt 
werden; interessant ist für ihren Besitzer nicht so sehr ihr Tauschwert, sondern ihr Ge- 
brauchswert, der wiederum darin besteht, in Kombination mit lebendiger Arbeit Tausch- 
werte einer bestimmten Art zu erzeugen. Führt ein Überangebot an Textilien zu einer 
Verschlechterung der Verwertungsbedingungen in dieser Branche, wird der Textilfabrikant 
nicht ohne weiteres die Branche wechseln, sondern er wird - neben wirtschaftlichen Maß- 
nahmen zur Verbesserung seiner Konkurtenzfähigkeit - politisch für die Verbesserung der 
Verwertungsbedingungen seines in einer bestimmten stofflichen Form geronnenen Kapi- 
tals kämpfen!®. 

- Ähnliche Probleme stellen sich auch im Zusammenhang mit dem Reproduktionsprozeß 
nationaler Gesellschaften, die über den Export bestimmter Produkte in den Weltmarkt in- 
tegriert sind. Dieser Punkt soll hier etwas detaillierter behandelt werden, da die folgenden 
Überlegungen zur Entwicklung ölexportierender Gesellschaften direkt hieran anknüpfen. 
Das obige Marx-Zitat betont die Notwendigkeit, den gesellschaftlichen Reproduktionspro- 
ze als Einheit von Wertersatz und Stoffersatz zu analysieren. Berücksichtigt man nun die 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen, von denen Marx an dieser Stelle abstrahiert, so 
wird deutlich, daß ein Teil des »Stoffersatzes«, also der zur gesellschaftlichen Reproduktion 
notwendigen Gebrauchswerte, offensichtlich nicht aus nationaler Produktion stammt, son- 
dern auf dem Weltmarkt erstanden werden muß. Das bedeutet andererseits, daß ein Teil 
der nationalen Produktion keine Gebrauchswerte für den internen Reproduktionsprozeß 
darstellt, sondern Tauschwerte für den Weltmarkt. 

Die folgenden Skizzen illustrieren diese Tatsache und verweisen auf den unterschiedlichen 
Charakter der Weltmarktintegration industriell- kapitalistischer Gesellschaften einerseits 
und rohstoffexportierender Gesellschaften der Dritten Welt andererseits!!. Die beiden 
Kreise repräsentieren die Gesamtheit der für die Reproduktion der jeweiligen nationalen 
Ökonomie notwendigen Gebrauchswerte: die Radien der verschiedenen Sektoren stellen 
den Wert der sektoralen Produktion dar!?. Netto-Importe sind durch horizontale, Netto- 
Exporte durch vertikale Schraffierung gekennzeichnet. Skizze (1) charakterisiert die Struk- 
tur eines typischen größeren Industrielandes, bei dem in jedem einzelnen Sektor die Im- 
porte - mit der Ausnahme von Rohstoffen - nur einen relativ geringen Teil der Gesamtheit 
der Gebrauchswerte ausmachen, die in den nationalen Reproduktionsptozeß eingehen, 
während andererseits auch kein Sektor überwiegend exportorientiert produziert. Skizze (2) 
stellt die Reproduktionsstruktur eines rohstoffexportierenden Landes der Dritten Welt dar: 
Nur ein sehr kleiner Teil der gesamten Rohstoffproduktion des Landes geht in den nationa- 
len Reproduktionsprozeß ein, während andererseits fast alle Produktionsmittel und ein be- 
trächtlicher Teil der Zwischen- und Konsumgüter importiert werden müssen. 

Es wurde oben darauf hingewiesen, daß die tauschwertorientierte Produktion grundsätz- 
lich, d.h. auch in industriell-kapitalistischen Gesellschaften, die Verfügbarkeit aller für die 
Reproduktion notwendigen Gebrauchswerte nicht garantieren kann; dennoch kann man 
erwarten, daß im Falle (1) der innere Markt seine Vermittlungsfunktion zwischen der 
Nachfrage nach den für den Reproduktionsprozeß nötigen Gebrauchswerten und der inter- 
nen Angebotsstruktur bis zu einem gewissen Grade erfüllt. Im Falle (2) ist das dagegen von 
vornherein ausgeschlossen; der nationale Reproduktionsptozeß hängt weitestgehend von 
Gebrauchswerten ab, die nur im Tausch gegen Rohstoffe auf dern Weltmarkt zu erhalten 
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Reproduktionsstrukturen industriell-kapitalistischer Gesellschaften (1) und rohstoff-exportierender 
Gesellschaften der 3. Welt (2) 


Sektoren: a) Kapitalgüter (Maschinen) 
b) Zwischengüter 
c) Luxuskonsumgüter 
d) Massenkonsumgüter (industriell) 
e) Nahrungsmittel 
N) Rohstoffe 


sind. Gesellschaftliche Entwicklungsprozesse in rohstoffexportierenden Ländern der Drit- 
ten Welt werden allerdings durch den Import dieser Gebrauchswerte nicht notwendiger- 
weise in Gang gesetzt - gerade das Beispiel der Ölländer weist auf die Möglichkeit hin, daß 
bei ausreichenden Exporterlösen reine Rentiersgesellschaften entstehen. Die Auswirkun- 
gen von Produktion und Export bestimmter Rohstoffe auf interne Entwicklungsprozesse 
hängen offensichtlich damit zusammen, welche Gebrauchswerte zu welchen Zwecken auf 
dem Weltmarkt gekauft werden (Luxuskonsumgüter oder Kapitalgüter; wenn vorwiegend 
letztere, dann, welche Art von Maschinen usw.); letzteres ist wiederum eine Konsequenz 
der Klassenstruktur und der politischen Kräfteverhältnisse der jeweiligen Gesellschaft. Mir 
geht es im folgenden darum, aufzuzeigen, daß die Abhängigkeit einer Gesellschaft vom 
Ölexport nach einer gewissen Zeit charakteristische soziale und politische Strukturen her- 
vorbringt, welche ihrerseits die »stoffliche Gestalt« der internen wirtschaftlichen Entwick- 
lung in hohem Maße beeinflussen; dies hängt zusammen 

a) mit dem Enklavencharakter der Ölindustrie und 

b) mit der hypertrophen Entwicklung des Staates in ölexportierenden Gesellschaften. 


(2) Der Tauschwertaspekt der Ölproduktion - die Entwicklung des Ölpreises 


Entsprechend dem oben bezeichneten Ziel dieses Aufsatzes soll die Diskussion über die 
Entwicklung des Ölpteises (bzw. des Marktwertes) nur kurz zusammengefaßt werden; ohne 
diese Hinweise bleiben allerdings auch die Gebrauchswertaspekte des Ölexportierens un- 
verständlich. 

Öl ist einer der wenigen Rohstoffe, wenn nicht gar der einzige, der es den exportierenden 
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Ländern der Dritten Welt ermöglicht hat, ihre Exporterlöse in den letzten Jahrzehnten 
ziemlich kontinuierlich zu erhöhen'?. Dies ist im wesentlichen einerseits das Ergebnis eines 
schnellen Anstiegs des globalen Energieverbrauchs, andererseits eines seit Beginn dieses 
Jahrhunderts steigenden Anteils von Öl und Erdgas am Gesamtkonsum von Energie. Im 
Jahre 1900 basierten 3,9 % der Weltenergieproduktion auf Öl und Erdgas, 1929 waren es 
17,7 %, 1950 35,0 % und 1970 60,7 %'%. 

Die meisten Ansätze zur Analyse der Ölrente wenden die Grundrententheorie allein auf 
den Ölsektor an. Differentialrente entsteht, da der Marktwert von Bodenschätzen und 
Agrarprodukten nicht der zu ihrer Produktion »rter durchschnittlichen Bedingungen not- 
wendigen gesellschaftlichen Arbeitszeit entspricht, sondern der water rmarginalen Bedin- 
gungen notwendigen Arbeitszeit, da in diesen von der Natur abhängigen Sektoren im Ge- 
gensatz zur industriellen Produktion die günstigen Bedingungen nicht verallgemeinert 
werden können. Während etwa Anfang der 1960er Jahre die dutchschnittlichen Kosten der 
Ölsuche und -förderung in den USA, 1,51 US $ pro Barrel (1961/62) betrug, waren es in 
Venezuela nur 0,615 $/b (1961-64), in Saudi-Arabien 0,095 $/b und im Irak sogar nur 
0,042 $/bU. Da man davon ausgehen kann, daß auch die Ölproduktion in den USA unter 
gegebenen Marktbedingungen notwendig ist zur Deckung der Nachfrage nach Öl, wird 
der Marktwert des Öls also durch die Summe aus den Produktionskosten in den USA, der 
absoluten Grundrente (für alle Ölfelder wurde eine Royalty von mindestens einem Achtel 
des Wertes des produzierten Öls bezahlt!®) und dem Durchschnittsprofit bestimmt. Im 
Rahmen dieser Interpretation von Öltente und Ölpreisen kann der plötzliche Anstieg der 
Ölpreise im Winter 1973/74 nur erklärt werden als ein Anstieg der absoluten Grundrente, 
der durch die monopolistische Kontrolle der OPEC-Staaten über einen erheblichen Teil 
der Weltölvorkommen in einer Situation steigender globaler Nachfrage ermöglicht worden 
ist!?. 

Mohssen Massarrat geht dagegen von einem anderen Ansatz aus, indem er postuliert, daß 
nicht die marginalen Kosten für die Extraktion von ÖJ, sondern die marginalen Kosten der 
Energieproduktion insgesamt als Ausgangspunkt für die Bestimmung der Ölrente genom- 
men werden müssen'#. 

Der Marktwert von Öl wird also bestimmt vor der teuersten Energiequelle, nach der noch 
eine gesellschaftliche Nachfrage besteht, und dies ist - mindestens schon so lange, wie das 
Öl eine Rolle spielt - die Kohle gewesen. Solange Öl primär als Energiequelle Verwendung 
finden wird und keine noch teureren Energieträger als Kohle erschlossen werden müssen, 
um eine steigende Weltnachfrage nach Energie zu befriedigen, werden damit die Produk- 
tionskosten von Kohle aus marginalen Vorkommen die grundlegende Determinante des 
Ölpreises bilden. Ist diese These Massarrats richtig, muß offensichtlich erklärt werden, wa- 
rum der Weltmarktpreis für Rohöl nicht schon viel früher gestiegen ist. Massarrat nennt vor 
allem zwei Ursachen: 

- Bis in die 1960er Jahre äderwoger in den wichtigsten ölexportierenden Staaten noch vor- 
kapitalistische Produktionsweisen (auch wenn diese durch die Weltmarktintegration über 
den Ölsektor bereits penetriert worden waren); die herrschenden Klassen dieser Länder ver- 
hielten sich somit nicht als moderne Grundbesitzer, d.h. sie nutzten ihr Grundbesitzmo- 
nopol nicht aus, um sich etwaige Surplusprofite der ihr Land nutzenden Kapitale in Form 
von Rente anzueignen. Jedes Land war vielmehr einzeln mit dem Monopolkapital der Öl- 
konzerne und den kapitalistischen Staaten der Ölimportländer konfrontiert. In dieser Si- 
tuation konnten die Ölkonzerne die Preise niedrig halten, um den Anteil des Öls am Welt- 
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energiemarkt zu steigern, und trotzdem noch Monopolprofite einzustecken'?. 
- Darüber hinaus konnten die Importländer sich einen beträchtlichen Teil dessen, was ei- 
gentlich Ölrente war, in Form von Stezern aneignen. Auf diese Weise kamen die Endver- 
brauchspreise von Ölprodukten trotz der niedrigen Weltmarktpreise in die Nähe der Preise 
anderer Ehergieträger (etwa: Heizöl/Kohle). 
Die Ölpreisentwicklung seit 1973 wird dann in erster Linie zurückgeführt auf interne pobi- 
tische Veränderungen in den ölexporiierenden Ländern, die die Entwicklung der OPEC zu 
einer effektiven Organisation der Monopolmacht von Grundbesitzern werden ließen und 
damit die OPEC-Staaten selbst zz modernen Grundbesitzern machten. Die Tatsache, daß 
heute Heizöl teurer als Kohle ist (d.h. bezogen auf vergleichbare Energiemengen aus bei- 
den Energieträgern), kann mit der Aufrechterhaltung der hohen Besteuerung von Ölpro- 
dukten erklärt werden; wegen der technischen Schwierigkeiten, Öl kurz- und selbst mittel- 
fristig durch Kohle zu substituieren, ist dies ökonomisch möglich, ohne daß man anneh- 
men müßte, daß die Kohle ihre entscheidende Rolle bei der Bestimmung des Marktwertes 
von Energie verloren hätte. 
Vieles spricht dafür, daß Massarrats Ansatz prinzipiell richtig ist - u.a. die gegenwärug 
ständig anzutreffenden Kalküle, bei weichem Ölpreis alternative Energiequellen konkur- 
tenzfähig sein würden. Andererseits sollte man sich davor hüten, kurzfristige Entwicklun- 
gen auf dem Weltenergiemarkt - wirtschaftlicher wie politischer Natur - direkt mit diesem 
Konzept erklären zu wollen. Genauso notwendig, wie die Substituierbarkeit verschiedener 
Energiequellen zum Ausgangspunkt einer Analyse der Energiepreisentwicklung zu neh- 
men, ist es, die technischen Probleme der Substitution, damit zusammenhängenden Mo- 
nopolsituationen und politischen Kräfteverhältnisse und deren Veränderungen, ernst zu 
nehmen. 
Unbestritten ist jedenfalls, daß die ölexportierenden Länder in der - vor allem im Vergleich 
zu anderen Ländern der Dritten Welt - beneidenswerten Situation sind, über ausreichend 
Devisen (internationale Tauschwerte) zu verfügen, um die für eine sich rasch erweiternde 
nationale Reproduktion notwendigen Gebrauchswerte auf dern Weltmarkt zu erstehen. 
Dies hängt offensichtlich mit zwei Entwicklungen zusammen: 
(a) Im Rahmen des globalen Reproduktionsprozesses ist in den letzten Jahrzehnten die 
Nachfrage nach dem (nicht- reproduzierbaren) Gebrauchswert Öl rasant gestiegen, wobei 
gleichzeitig die baldige Erschöpfung der relativ leicht zu erschließenden Ressourcen deut- 
lich geworden ist. 
(b) Letztere Einsicht sowie die marktbedingte Möglichkeit, die Preise erheblich zu erhö- 
hen, hat offenbar die ölexportietenden Länder davor bewahrt, der Versuchung zu erliegen, 
ihre Exporterlöse durch eine ungezügelte Expansion der Ölproduktion kurzfristig zu erhö- 
‚hen, und hat damit die Grundlage für ein funktionierendes Kartell geschaffen. 
Die Tatsache der raschen Erweiterung der nationalen Reproduktion ölexportierender Ge- 
sellschaften als solche hängt offensichtlich mit der Entwicklung des Tauschwertes des Öls 
zusammen. Im folgenden soll nun - vor allem anhand des Beispiels Venezuela - genauer 
untersucht werden, inwieweit nicht auch die stoffliche Struktur des Reproduktionsprozes- 
ses ölexportierender Gesellschaften stark von der Aktivität des Ölexportierens geprägt ist, 
d.h. die Auswirkungen einer über den Ölsektor vermittelten Weltmarktintegration von 
Ländern der Dritten Welt sollen von ihrer Gebrauchswertseite her analysiert werden. 
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(3) Der Enklavencharakter des Ölsektors 


In seiner Darstellung der wirtschaftlichen Entwicklung Lateinamerikas seit der Unabhän- 
gigkeit hat bereits Celso Furtado gezeigt, daß die strukturelle Entwicklung der meisten la- 
teinamerikanischen Gesellschaften in starkem Maße von spezifischen Charakteristika der 
jeweils dominanten Exportprodukte abhing?®. Furtado unterschied zwischen Exporteuren 
von Agrarprodukten der gemäßigten Zone (Argentinien, Uruguay), von tropischen Agrar- 
produkten und Exporteuren mineralischer Rohstoffe, wobei er die Entwicklung der letzte- 
ren folgendermaßen kennzeichnete: 


»..., the development of the export mining industty entailed not only denationalisation but the esta- 
blishment of a productive sector which, given its marked technological advance and high capital in- 
tensity, tended to become isolated and to behave as a separate economic system, or rather, as part of 
the economic system to which the decision centre controlling the production unit belonged. Foreign 
control of a highly capitalised activity, employing a small labour force, meant that the major share of 
the flow of income generated by this activity was deflected from the domestic economy. In these cir- 
cumstances its value as a factor of inducing direct change in the domestic economy was practically nil. 
Moreover, since the infrastructure created to serve export mining industries is highly specialised, the 
tesultant external economies are minimal or non- existing for the economic system as a whole. Finally, 
since this type of mining activity called for specialised imports and created a limited flow of wage in- 
come, it made no significant contribution to the creation of a domestic market.«*! 


Die venezolanische Entwicklung zeigt, daß die Dominanz des Ölexportsektors weitgehend 
ökonomische Strukturen hervorgebracht hat, wie sie von Furtado gekennzeichnet wurden: 
- Der Ölsektor war und ist praktisch nur über die Rentenzahlungen der Ölgesellschaften 
an den Staat mit der venezolanischen Gesellschaft verbunden; selbst die Nationalisierung 
im Jahre 1976 hat daran nichts Entscheidendes verändert??. Seit Mitte der 1920er Jahre 
wurden immer zwischen 90 und 95 % des venezolanischen Öls exportiert; zwar wuchs der 
Anteil des Öls, das bereits im Lande raffiniert worden war?’, aber diese Verarbeitungsstufe 
brachte praktisch keinerlei zusätzliche Verknüpfungen mit dem Rest der venezolanischen 
Ökonomie mit sich. Fast alle Ausrüstungsgüter für Ölsuche und -förderung wurden impor- 
tiert. Vergleicht man dieses fast völlige Fehlen von »backward« und »forward linkages« der 
Ölextraktion im ölexportierenden Land z.B. mit der Traktorenproduktion in einem 
Industrieland”*, dann wird deutlich, daß etwa die gleiche Menge von im Export realisierten 
internationalen Tauschwerten völlig unterschiedliche Auswirkungen auf die stoffliche 
Struktur des Reproduktionsprozesses in den jeweiligen Gesellschaften haben kann. Die Be- 
schäftigungseffekte des Ölsektors sind immer minimal gewesen; die Beschäftigung in der 
venezolanischen Ölindustrie erreichte im Jahre 1948 ein absolutes Maximum von 55.170, 
was auch damals nur 3,7 % der ökonomisch aktiven Bevölkerung waren?; 1977 waren in 
diesem Sektor noch 23.310 Arbeiter und Angestelite beschäftigt. D.h. 0,6 % der ökono- 
misch aktiven Bevölkerung° erwirtschafteten ca. 20 % des Bruttoinlandsproduktes, 95 % 
der Exporte und 57 % der Staatseinnahmen?”. 

- Die Auswirkungen des Ölsektors auf das Transportsystem erleichterten zwar die Distribu- 
tion von Konsumgütern, erschwerten aber cher die Entwicklung einer integrierten nationa- 
len Wirtschaft. Die Ansätze eines nationalen Eisenbahnnetzes, die noch im 19. Jahrhun- 
dert im Zusammenhang mit der traditionellen Kaffee- und Kakao- Exportwirtschaft ent- 
standen waren, verfielen mit dem Rückgang der tropischen Agrarexporte28; für die Ölex- 
poste benötigt man Pipelines, die zu nichts anderem zu gebrauchen sind, sowie Hafenan- 
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lagen, für die das Gleiche gilt. Der Ölteichtum förderte extrem niedrige Benzinpreise (im 
Herbst 1978 lagen diese je nach Sorte zwischen 0,10 und 0,20 DM) und diese wiederum ein 
ausschließlich auf die Straße ausgerichtetes Transportsystem, was im Vergleich zu Eisen- 
bahn oder gar Binnen- und Küstenschiffahrt alle Schwer- und Massengütertransporte er- 
heblich teurer macht. 

- Während landwirtschaftliche Exportproduktion in den meisten Fällen in den Händen ei- 
ner einheimischen Agraroligarchie (bzw. -bourgeoisie) liegt und teilweise sogar über natio- 
nale Handelsunternehmen vermittelt wird, wurde der Ölsektor praktisch von Anfang an 
von ausländischem Kapital entwickelt, was der Abhängigkeit des nationalen Reproduk- 
tionsprozesses noch eine zusätzliche Dimension verleiht. Die folgende Tabelle zeigt, daß 
Venezuela mit der Entwicklung des Ölsektors zum wichtigsten lateinamerikanischen Emp- 
fängerland von U.$S.-Auslandsinvestitionen wurde: 


1914 1924 1929 1940 1950 
Venezuela 6.5 103,5 245,3 262,0 934,3 
Lateinamerika insg. 1275,8 2779,3 3645,8 2696,0 4778,6 
Anteil Venezuelas (%) 0,5 3,7 6,7 9,7 19,6 


U.S.-Investitionen in Venezuela und Lateinamerika (in Mio US $)?? 


Zwei ganz unterschiedliche Konsequenzen sind in diesem Zusammenhang hervorzuheben: 
(a) Während eine nationale Agrarbourgeoisie sich in ihrem Investitionsverhalten vor allem 
auf Anlagemöglichkeiten in der nationalen Ökonomie konzentrieren wird und etwa im 
Falle einer Krise der Agrarexportproduktion ihre verbleibenden Überschüsse in der verar- 
beitenden Industrie investieren wird?®, orientiert sich das internationale Kapital im Roh- 
stoffsektor an Anlagemöglichkeiten auf dem Weltmarkt; die Profite der im Ölsektor ope- 
rierenden Transnationalen Konzerne gingen also im allgemeinen nicht in den venezolani- 
schen Akkumulationsfonds ein. Als Anfang der 1970er Jahre die Möglichkeit einer Natio- 
nalisierung immer deutlicher wurde, betrieben die Ölkonzerne eine systematische 
Desinvestitionspolitik?!. 

(b) Die zentrale Rolle Venezuelas für US-Auslandsinvestitionen in einem strategisch wich- 
tigen Sektor garantierte in den letzten fünfzig Jahren ein starkes US-amerikanisches Inter- 
esse an der venezolanischen politischen Entwicklung. Daß es zu keiner US-Intervention in 
Venezuela kam, lag vor allem daran, daß sie nicht »notwendig« war - entweder kooperier- 
ten venezolanische Regierungen voll mit den Ölkonzernen oder - wenn sie reformistisch 
orientiert waren - antizipierten sie zumindest die Interessen der Konzerne. Als das - sozial- 
demokratisch orientierte - Regime von Acciön Democrätica Anfang der 1960er Jahre unter 
wachsenden Druck von links geriet, gaben die USA der Regierung volle ideologische, wirt- 
schaftliche und militärische Unterstützung. 

- Die Abhängigkeit vom Ölsektor scheint im Vergleich zu der von anderen Rohstoffen we- 
nigstens den Vorteil zu haben, relativ hohe und relativ stabile Exporterlöse zu garantieren. 
Doch entgegen der zumindest impliziten Annahmen der meisten Ideologen der »Neuen 
Weltwirtschaftsordnung« haben steigende Exporterlöse die Tendenz, traditionelle Sekto- 
ren zu zerstören, ohne notwendigerweise die Entwicklung interner kapitalistischer Akku- 
mulation in anderen Sektoren zu fördern. 

Im Gegensatz zu anderen lateinamerikanischen Gesellschaften hatte Venezuela während 
der Weltwirtschaftskrise nicht unter einem erheblichen Rückgang der Exporterlöse zu lei- 
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den. Im Gegenteil: Bereits im Jahre 1935 erreichten die Einkommen aus den Ölexporten 
neue Rekordhöhen, und weitere Auslandsinvestitionen strömten ins Land. Während ande- 
re lateinamerikanische Länder gezwungen waren, ihre Währungen abzuwerten, wurde der 
venezolanische Bolivar zwischen 1929 und 1937 um insgesamt 64 % gegenüber dem US $ 
aufgewertet?2. Offensichtlich kam in diesem Wechselkurs die hohe »Produktivität«3? des 
Ölsektors zum Ausdruck; er stand jedoch in keinem Verhältnis zur sehr geringen Produkti- 
vität anderer wirtschaftlicher Sektoren. Die folgenden Daten vermitteln einen Eindruck 
von den enormen Produktivitätsunterschieden innerhalb der venezolanischen Wirtschaft: 


1936 1950 1958 
vorkapitalistische Landwirtschaft 1353 852 1104 
Handwerk 3716 3214 3205 
verarbeitende Industrie 4633 8456 14690 
Ölsektor 87950 91921 159670 
gesellschaftl. Durchschnitt 3677 7960 11276 


Beitrag eines Beschäftigten in ausgewählten Sektoren zum BIP (in Bs. von 1957)?4 


Diese Entwicklung des Wechselkurses in den 1930er Jahren hatte tiefgreifende Konsequen: 
zen: 

(a) Die Aufwertung versetzie der traditionellen Exportlandwirtschaft den Todesstoß: Wäh- 
rend die Exporterlöse für einen Sack (60 kg) Kaffee in brasilianischer Währung nur von 192 
milreis (1929) auf 159 milreis (1935-37), d.h. um 17,2 % fielen’, fielen sie in venezola- 
nischer Währung von 124,8 Bs (1929) auf 41,5 Bs (1935-37), d.h. um 66,7 %??. Der An- 
teil von Kaffee und Kakao an den Exporten Venezuelas, der in den ersten beiden Dekaden 
dieses Jahrhunderts zwischen 60 und 70 % gelegen hatte und 1929 immer noch 20,3 % 
betrug, fiel auf 4,5 % im Schnitt der Jahre 1936-40°7. 

(b) Die Abwertung der nationalen Währung bildete in anderen lateinamerikanischen Län- 
dern einen einfachen Mechanismus zur Umlenkung von Investitionen. Zum einen wurden 
die Profite in den traditionellen Exportsektoren trotz der fallenden Weltmarktpreise in den 
nationalen Währungen einigermaßen stabilisiert, zum andern gewann die Produktion für 
den nationalen Markt gegenüber Importen an Konkurrenzfähigkeit. Diese Situation indu- 
zierte einen beträchtlichen Kapitalfluß aus dem Exportsektor in die Produktion für den 
Binnenmarkt, was den Prozeß importsubstituierender Industrialisierung förderte. In Vene- 
zuela dagegen wurden Importe noch mehr verbilligt, und das Vorhandensein von Devisen 
verhinderte jeden strukturellen Druck hin zu einer importsubstituierenden Entwicklungs- 
prozeß. Die Weltmarktabhängigkeit und gleichzeitig die Dekomposition nationaler Re- 
produktionsstrukturen wurden noch verstärkt. Der verfügbare Investitionsfonds konzen- 
trierte sich immer mehr in den Händen des Staatsapparates bzw. derjenigen gesellschaftli- 
chen Gruppen, die einen mehr oder weniger direkten Zugriff auf staatliche Gelder 
hatten?8. 

Die gegenwärtige Entwicklung in Großbritannien zeigt verblüffende Ähnlichkeiten mit 
diesem Prozeß struktureller Deformation, den die venezolanische Wirtschaft in den 1930er 
Jahren durchmachte (Aufwertung des Pfundes, schwindende Konkurrenzfähigkeit der bri- 
tischen Industrie, wachsende Importkapazitäten). Wenn man für einen Moment die Un- 
terschiede zwischen der venezolanischen Gesellschaft zu Beginn dieses Jahrhunderts und 
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der britischen Gesellschaft vor der Entwicklung der Nordseeöl-Förderung vergißt, ist man 
versucht, für die kommenden zehn Jahre die Transformation Großbritanniens in ein typi- 
sches ölexportierendes Land vorauszusagen. 


4 Die überragende Rolle des Staates in ölexportierenden Gesellschaften 


Die bisherigen Überlegungen haben gezeigt, daß der Ölsektor nicht nur keine direkten 
Verknüpfungen mit anderen wirtschaftlichen Sektoren der betreffenden Gesellschaften er- 
zeugt, sondern darüber hinaus deren bloße Existenz bedroht. Öleinkünfte schaffen zwar 
eine interne Nachfrage, die theoretisch die Grundlage für einen expandierenden Markt für 
nationale Produkte bilden könnte; da sie jedoch in Form von Devisen entstehen und eine 
relative Überbewertung der Währung fördern, erleichtern sie gleichzeitig die Befriedigung 
dieser Nachfrage durch Importe. Bezieht man dies auf die obigen Überlegungen, daß Re- 
produktion sowohl Wert- als auch Stoffersatz bedeutet, dann wird deutlich, daß die Ölex- 
porte den betreffenden Gesellschaften zwar auf absehbare Zeit den notwendigen Werter- 
satz (selbst für eine erweiterte Reproduktion) garantieren werden, jedoch gleichzeitig - da 
dieser Wertersatz in Devisen erfolgt - die Tendenz fördern, den Stoffersatz über den Welt- 
markt abzuwickeln. Anders ausgedrückt: Ohne politische Intervention tendieren die 
Marktkräfte dahin, die Entwicklung einigermaßen unabhängiger Reproduktionsstrukturen 
in ölexportierenden Gesellschaften zu verhindern - unter der in praktisch allen infrage 
kommenden Ländern gegebenen Voraussetzung, daß zur Zeit der Expansion der Ölförde- 
tung keine divessifizierte Industrie bestanden hat, die auf dem Weltmarkt konkurrenzfä- 
hig ist. Staatliche Eingriffe in zwei Bereichen sind offenbar notwendig, um dieser Dynamik 
der Marktkräfte entgegenzuwirken und überhaupt einen internen Industrialisierungspro- 
zeß - wie deformiert auch immer’? - zu ermöglichen: 

- wirksame Protektion der internen produktiven Sektoren, was dutch eine Kombination 
von Maßnahmen wie Zollschutz, Importkontrollen und einer Wechselkurspolitik, die ver- 
hindert, daß der Ölsektor allein den Wechselkurs bestimmt, erreicht werden kann, sowie 
- konsequenter Einsatz der Öleinnahmen zur Unterstützung des nationalen Akkumula- 
tionsprozesses auf breiter Basis (Infrastruktur, Förderung von Verknüpfungen (»linkages« 
zwischen verschiedenen Sektoren sowie der nationalen Fähigkeiten zur Entwicklung von 
Technologie, Finanzierung von Großprojekten im Bereich der Grundstoffindustrien). 

Da der Staat im allgemeinen Empfänger der Öltente ist“, besitzt er grundsätzlich auch die 
materiellen Ressourcen, die für eine derartige politische Intervention vonnöten sind. In- 
wieweit und in welcher konkreten Form solche Maßnahmen entwickelt und durchgesetzt 
werden, hängt dann offensichtlich vom Charakter des betreffenden Staates ab, d.h. im we- 
sentlichen von seiner Klassenbasis. Zur Zeit der ersten Entwicklung von Ölförderungen 
und -export herrschten in Venezuela wie in praktisch allen wichtigen ölexportierenden Län- 
dern im wesentlichen vorbürgerliche politische Strukturen‘®!. Bis 1935 wurde Venezuela be- 
hertscht von einer kleinen Clique um den General Juan Vicente Gömez, der die Tradition 
des personalistischen Caudillismo“? aus dem 19. Jht. fortsetzte. Die Öleinnahmen dienten 
dem Luxuskonsum und der Herrschaftssicherung der herrschenden Clique; letzteres be- 
deutete Vergrößerung und Modernisierung der Armee und - vor allem auch aus Gründen 
der militärischen Kontrolle des Landes - Ausbau eines Straßennetzes®3. Die sozio-struktu- 
rellen Auswirkungen des Ölsektors führten jedoch dann innerhalb eines guten Jahrzehnts 
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zu einer grundlegenden Veränderung der politischen Strukturen des Landes; als wichtigste 
Tiiebkräfte sind zu nennen: 

- die Entstehung neuer Klassenkräfte an der Basis einerseits durch die Freisetzung von Ar- 
beitskräften aus dem Agrarsektor und ihre Transformation in ein politisch mobilisierbares 
städtisches Subproletariat, andererseits durch das Entstehen eines klassenbewußten Prole- 
tariats im Ölsektor, das zwat zahlenmäßig nicht schr groß war, aber ganz offensichtlich eine 
ökonomisch entscheidende Position einnahm; 

- die Expansion der Handels- und Finanzbourgeoisie, die sich vom Agrarexportsektor löste 
und mehr und mehr vom direkten Zugang zum Staatsapparat profitierte; 

- die Entwicklung von Gruppen oppositioneller Intellektueller und Offiziere im Zusam- 
menhang mit den Modernisierungsprozessen in der Armee und im tertiären Sektor, die die 
Fragilität eines völlig vom Ölsektor abhängigen Reproduktionsprozesses erkannten und po- 
litische Konzepte im Sinne der oben genannten Voraussetzungen für einen internen Indu- 
strialisierungsprozeß entwickelten. 

Zwischen 1936 und 1948 entwickelten sich in Auseinandersetzung mit den allerdings 
schnell an ökonomischem und sozialen Gewicht verlierenden oligatchischen Sektoren bür- 
gerlich-demokratische politische Strukturen unter der Dominanz einer in wesentlichen Zü- 
gen sozialdemokratischen Partei, Acciön Democrätica (Aufbau verschiedener Parteien, Ge- 
werkschaften, Interessenorganisationen), deren Entwicklungsstrategie zusammenfassend 
mit dem Slogan »Sembrar el petröleo« (»das Öl aussäen«) gekennzeichnet werden kann. 
Nach der Unterbrechung einer zehnjährigen Militärdiktatur (1948-58) und einer Zeit mili- 
tanter Opposition von links (1958- ca. 1963) stabilisierten sich diese politischen Strukturen 
in den 1960er Jahren. i 

Trotz des eindeutig bürgerlichen Charakters des venezolanischen Staates bestcht ein offen- 
bar eigentümliches Verhältnis zwischen kapitalistischem Akkumulationsprozeß und damit 
auch der Bourgeoisie einerseits und dem Staat andererseits. Muß sich der bürgerliche Staat 
der kapitalistischen Metropolen in erster Linie über einen Abzug vom nationalen Akkumu- 
lationsfonds finanzieren, so ist es hier gerade der Staat, der diesen Akkumulationsfonds in 
entscheidendem Maße aufstockt, ermöglicht durch einen über die Ölrente vermittelten in- 
ternationalen Werttransfer. Diese Tatsache hat dazu geführt, daß die ölexportierenden 
Ökonomien der Dritten Welt häufig als »szaaiskapitalistisch«“ und die ausgedehnten bü- 
rokratischen und technokratischen Gruppen als »Szaarsklasse«“° bezeichnet werden. Die 
spezifische Rolle des Staates innerhalb der Ökonomie hat eine Reihe von Autoren dazu ver- 
leitet, eine qualitative Veränderung des Verhältnisses von Politik und Ökonomie zu sehen, 
wo lediglich aufgrund der spezifischen Struktur des Reproduktionsprozesses gewisse Besor- 
derheiten in den konkreten Funktionen des Staates entstanden sind. Die größere Bedeu- 
tung des Staates für den Reproduktionsprozeß zrapÄiziert nicht, daß der Staat auch eine 
größere Autonomie gegenüber seiner Klassenbasis besitzt, sie hat allerdings zur Folge, daß 
die Kontrolle über den Staatsapparat (bzw. der Einfluß auf dessen Entscheidungen) ein 
noch größeres Gewicht besitzt als in anderen kapitalistischen Gesellschaften. Die politi- 
schen Unterschiede zwischen Algerien, Venezuela und dem vorrevolutionären Iran“‘ wei- 
sen auf die Bedeutung der spezifischen Klassenbasis des Staates hin und stellen die These, 
der Staat werde von einer weitgehend autonomen »Staatsklasse« kontrolliert, infrage. Ver- 
schiedene Untersuchungen der venezolanischen Politik kommen zu dem Ergebnis, daß der 
Grad autonomer Kontrolle der Bürokratie und Technokratie über den Staatsapparat über- 
raschend gering ist; vielmehr durchdringt die interne Bourgeoisie - die mehr und mehr In- 
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dustrie- und Handelsbourgeoisie vereinigt - den Staatsapparat in vielfältiger Weise. Durch 
politischen Druck, Korruption u.ä. werden öffentliche Ressourcen in Subventionen für pri- 
vate Unternehmen verwandelt“. In vielen Untersuchungen scheint die relative Autonomie 
»des Politischen« verwechselt worden zu sein mit der relativen Autonomie des Personals im 
Staatsapparat. 

Trotz der betonten Bedeutung der unterschiedlichen Klassenbasis für die Entwicklung des 
politischen Systems in verschiedenen Ölexport-Ländern legt die besondere Rolle des »Ren- 
tier-Staats« im Reproduktionsprozeß ihrer Gesellschaften nahe, daß es gemeinsame struk- 
turelle Elemente gibt, die die Politik bestimmen und die ihren Ausdruck in gewissen ge- 
meinsamen Zügen der Entwicklungsstrategien von Ölländern finden. Diese hängen offen- 
sichtlich mit der Notwendigkeit zusammen, mit Hilfe eines relativen Überschusses an in- 
ternationalen Tauschwerten die stoffliche Basis für die Produktion von Gebrauchswerten 
für den nationalen Reproduktionsprozeß zu schaffen: 

- Die Entwicklung von Grundstoffindustrien (Petrochemie, Stahl) wird z/s Motor des wırt- 
schaftlichen Entwicklungsprozesses angesehen. Die Verfügung über enorme Devisenmen- 
gen, wie sie zum Import der entsprechenden Technologie nötig sind, ermöglicht eine sol- 
che Strategie; das Argument der notwendigen Weiterverarbeitung der entsprechenden 
Rohstoffe im Lande legt sie nahe. In der Tat kann dieser Schwerpunkt der Entwicklungspo- 
litik auch als ein Versuch der Bürokratie angesehen werden, ihre ökonomische Basis gegen- 
über der privaten Bourgeoisie und anderen Sektoren zu erweitern. Vielleicht mit der Aus- 
nahme Algeriens, wo die Rolle des Staates gegenüber dem privaten Sektor im Zusammen- 
hang mit der sozialistischen Orientierung nach der Unabhängigkeit modifiziert worden ist, 
ist diese Strategie jedoch nicht Ausdruck einer erreichten gesellschaftlichen Hegemonie der 
Bürokratie und Technokratie®®, 

- Die Entwicklung der Landwirtschaft und das gesamte Beschäftigungsproblem werden - 
wenn nicht in der Ideologie, so doch in der Praxis - vernachlässigt. Dies ist Ausdruck der 
marginalen Rolle, die die Landwirtschaft und alle arbeitsintensiven Sektoren (traditionelle 
Industriezweige und Handelsunternehmen) im Prozeß kapitalistischer Akkumulation ölex- 
portierender Gesellschaften spielen; Akkumulation ist weniger als anderswo auf den Sur- 
plus angewiesen, der aus diesen Sektoren herausgepreßt werden könnte. Andererseits hat 
der Staat die ökonomischen Mittel, um durch wohldosierte Zugeständnisse cher sozialpoli- 
tischer Art eine weitergehende politische Mobilisierung von Bauern und städtischem Sub- 
proletariat zu verhindern. Angesichts ihrer vergleichsweise geringen Bedeutung für den ka- 
pitalistischen Akkumulationsprozeß sind diese Schichten nicht in der Lage, eine Orientie- 
tung der Entwicklungsstrategie auf eine bedürfnisorientierte Entwicklung der Produktiv- 
kräfte in diesen Sektoren durchzusetzen; dies entspräche auch weder der Modernisierungsi- 
deologie der intellektuell-technokratischen Mittelschichten noch den Interessen Transnatio- 
naler Konzerne, im Sinne eines »Recyclings von Petrodollars« Großtechnologie zu liefern. 
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5 Anstelle einer Schlußbemerkung: Zum Verhältnis von Gebrauchswert und Politik 


Es war u.a. meine Absicht, zu zeigen, daß das Scheitern der bevölkerungsteicheren Öllän- 
der bei ihren Versuchen, die strukturellen Schwächen peripher-kapitalistischer.Gesellschaf- 
ten, vor allem aber die Armut der Masse ihrer Bevölkerung zu überwinden, weder auf die 
Unfähigkeit oder die besondere Korruptheit ihrer Politiker zurückzuführen ist, noch ein- 
fach durch Hinweis auf die allgemeinen Strukturen des »peripheren« oder »abhängigen Ka- 
pitalismus« erklärt werden kann. Der Hinweis auf die Gebrauchswertaspekte von Ölförde- 
rung und -export oder genauer auf die Auswirkungen der Entwicklung des Ölsektors auf 
die stoffliche Struktur des Reptoduktionsprozesses von Ölländern ist offenbar eher in der 
Lage, eine Reihe der Fragen, die sich gerade im Anschluß an die günstige Entwicklung des 
Tauschwertes von Öl stellen, zu beantworten. Die Rückbesinnung auf den Gebrauchswert- 
begriff kann m.E. eine Grundlage schaffen, auf der eine systematische Verknüpfung von 
(notwendig) abstrakter Theorie und konkreter Gesellschaftsanalyse möglich wird. Die mar- 
xistische Diskussion der letzten Jahre hat nur allzu oft in kurzschlüssiger Weise Empirie zur 
Bestätigung theoretischer Ableitungen verwendet oder umgekehrt aus abstrakten Theorie- 
gebäuden unmittelbar auf politische Strategien geschlossen. 

Die Analyse des Zusammenhangs zwischen Ölsektor und der stofflichen Struktur des vene- 
zolanischen Reproduktionsptozesses verwies auf die Rolle des venezolanischen Staates. 
Nicht zufällig: wie in den einführenden theoretischen Überlegungen betont wurde, muß 
der bürgerliche Staat durch die Produktion spezifischer Gebrauchswerte ständig in die 
Wirkungsweise des Wertgesetzes eingreifen, um die Reproduktion eines Systems kapitali- 
stischer Warenproduktion zu ermöglichen. Dies geschieht allerdings nicht im Sinne einer 
übergeordneten Rationalität, sondern als Resultat des Klassenkampfes, in dem verschiede- 
ne Interessen, die ihrerseits wiederum auf dem stofflichen Charakter unterschiedlicher Re- 
venuequellen beruhen, aufeinanderprallen. Die Penetration des venezolanischen Staates 
durch privatwirtschaftliche Interessen, die gerade eine wirklich effiziente staatliche Förde- 
tung des nationalen Akkumulationsprozesses verhindert, ist Ausdruck der immanenten 
Widersprüchlichkeit von Staatsfunktionen. Die Charakterisierung des bürgerlichen Staates 
als Instanz vergesellschafteter Gebrauchsweriproduktion im Rahmen eines Systems verall- 
gemeinerter kapitalistischer Tauschweriproduktion kann für die weitere Analyse des Ver- 
hältnisses von Politik und Ökonomie in der kapitalistischen Produktionsweise fruchtbar 
sein“: Zum einen betont sie den Charakter des Staates als »außerökonomischer Instanz« 
(mit eminenter ökonomischer Bedeutung), zum anderen verweist sie auf die historische 
wie auch die gesellschaftliche Spezifizität der Entwicklung konkteter staatlicher Strukturen 
und Tätigkeiten, wie etwa der spezifischen Rolle des gegenwärtigen venezolanischen Staa- 
tes im Zusammenhang der Abhängigkeit vom Ölsektor und anderer Besonderheiten der 
venezolanischen Gesellschaft. 


Anmerkungen 

1 Etwa hinsichtlich der im Außenhandel verkörperten Arbeitsquanta: Man kann davon ausgehen, 
daß das exportierte Öl immer weniger gesellschaftliche Arbeit enthielt als die importierten Indu- 
striegüter. 

2 Vgl. zu Venezuela etwa Klaus Eßers Analyse »Entwicklung bei Dominanz des Wachstumsfaktors 
‘Kapital’. Venezuelas, in ders., Lateinamerika. Industrialisierungsstrategien und Entwicklung, 
Frankfurt/M. 1979, $. 158-207; selbst Heinz Rudolf Sonntag räumte noch 1974 ein, daß »Vene- 
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zuela ... dazu auserschen sein könnte, der staunenden Welt eine echte Überwindung der Unter- 
entwicklung auf kapitalistischem Wege vorzuzaubern,...« («Perspektiven der lateinamerikani- 
schen Revolution«, in ders. (Hg.), Lateinamerika: Faschismus oder Revolution, Berlin 1974, 
S. 148). 

Zu Algerien vgl. verschiedene Beiträge in Revue du Tiers Monde, Bd. 21, Nr. 83, Juli - Septem- 
ber 1980 (von Palloix und Bessaoud) sowie Tahar Benhouria, L’&conomie de l’Algerie, Paris 
1980. : 

Typisch in dieser Richtung Armando Cördova / Francisco Mieres, »Venezuela: Ein unterent- 
wickeltes Land«, in Sonntag, a.a.O., S. 9-31. 

Vgl. Roman Rosdolsky, Zur Entstehungsgeschichte des Marzschen »Kapital«, Bd. 1, S. 98 £. 
Karl Marx, Das Kapital, Bd. 2 (MEW, Bd. 24), 5. 392 £. 

In der mechanisierten Landwirtschaft kann zwar eine Kalorie menschlicher Arbeit Pflanzen pro- 
duzieten, die einen Energiegehalt von 3000 cal haben - die gesamte Input-output-Bilanz in ver- 
schiedenen Zweigen der modernen Landwirtschaft ist jedoch kleiner als 1 (!) und damit viel 
schlechter als in der traditionellen Landwirtschaft (vgl. Juan Martinez Alier / Jose Manuel Nare- 
do, »La nociön de »fuerzas productivas« y la cuestiön de la eneigia«, in: Cuadernos de Ruedo Ibe- 
rico 63-66/1979. 

Damit soll nicht geleugnet werden, daß die mamistische Wirtschaftstheorie Teil eines theoreti- 
schen Zusammenhangs darstellt, der geselischaftliche Entwicklung in ihrer Totalität analysiert; 
trotzdem ist auch in der marxistischen theoretischen Diskussion der Graben zwischen den allge- 
meinen Bewegungsgesetzen des Kapitals einerseits und konkreten politischen Situationen oder 
ökologischen Problemen andererseits selten zufriedenstellend überbrückt worden. 

Im Anschluß an Eugen Paschukanis, Allgemeine Rechtslehre und Marxismus ist dies zum Aus- 
gangspunkt der gesamten Staatsableitungsdiskussion geworden (vgl. etwa Blanke / Jürgens / 
Kastendiek, Kritik der Politischen Wissenschaft 2, Frankfurt/M. 1975, S. 419-422; Josef Esser, 
Einführung in die materialistische Staatsanalyse, Frankfurt/M. 1975, S. 151-161.) 

Vgl. Dieter Sauer, Staat und Staatsapparat, Frankfurt/M. 1978, S. 19-23 (»Der Staat als Lö- 
sungsform des ‘Stoff-Wert-Widerspruchs’«) 

Zum Zusammenhang von individueller Reproduktion und der Konstitution von Interessen vgl. 
Sauer, ebda., S. 48-59. 

Ich versuche, i.a. Begriffe der Dependenztheorie wie der Theorie des peripheren Kapitalismus 
(»abhängige Reproduktions, »entwickelter« / »unterentwickelter Kapitalusmus« u.ä.) zu vermei- 
den, da sie eine Kategorisierung nationaler Entwicklungsprozesse implizieren, die m.E. einem 
besseren Verständnis kapitalistischer Akkumulation im Weltmaßstab nicht unbedingt dienlich 
ist. Dies bedeutet nicht eine grundsätzliche Ablehnung dieser Begriffe; der hier zur Verfügung 
stehende Platz reicht jedoch nicht für eine inhaltliche Auseinandersetzung mit diesen Konzep- 
ten aus. 

Es geht mir hier nicht darum, die relative Größe verschiedener Sektoren unbedingt realistisch 
wiederzugeben, sondeın nur darum, typische Unterschiede in den Reproduktionsstrukturen 
aufzuzeigen. 

Die fallenden Preise der 1960er Jahre (1955: 2,29 US $/b; 1969: 1,79 US $/b; Quelle: Banco 
Central de Venezuela, La Economia venezolana en los ültimos treinta anos, Caracas 1971, 
$. 123) wurden in allen wichtigen ölexportierenden Ländern durch Steigerungen in der Export- 
menge mehr als kompensiert. 

Vgl. Hartmut Elsenhans, »Entwicklungstendenzen in der Welterdölindustrie«, in deıs. (Hg.), 
Erdöl für Europa, Hamburg 1974, S. 33. 

Vgl. ebda., S. 35. 

Vgl. Bernard Mommet, Die Bedeutung der Grundtente ia der Petroleumproduktion. Analyti- 
sche Geschichte ihrer Entwicklung von den Anfängen in den USA bis zur internationalen Ölkti- 
se der Gegenwart, Diss., Tübingen 1977, S. 177 £. 

Vgl. ebenda., S. 257 ff. 
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Vgl. Mohssen Massarrat, »Energiekrise oder die Krise des Kapitalismus«, in Probleme des Klas- 
senkampfs, Nr: 11/12, 1974, S. 219-252; »Linksbürgerliche Analysen der ‘Energiekrise’. Ver- 
such einer Wissenschafts- und Ideologiekritik«, in Probleme des Klassenkampfs, Nr. 23, 1976, 
S. 17-56; Weltenergieproduktion und Neuordnung der Weltwirtschaft, Frankfurt/M. 1980. 
Zwischen Ende der 40er und Ende der 60er Jahre galt für die meisten Ölländer die sog. »Fifty-fif- 
ty«-Klausel, d.h. die Profite wurden zu gleichen Teilen zwischen den Ölkonzernen und den Pro- 
duzentenstaaten aufgeteilt; diese Regelung hatte nur den Anschein des Gerechten, denn tat- 
sächlich ließ sie immer mehr als die Durchschnittsprofite in den Händen der Konzerne. 

Vgl. Celso Furtado, Economic Development of Latin America, Cambridge 1970, S. 32-34, 
5. 75-81. 

Ebda., S. 34. 

Am 1.1.1976 wurde die venezolanische Ölproduktion vom praktisch autonomen Staatsunter- 
nehmen Petroven (Petröleos de Venezuela) übernommen. Da a) Investitionsentscheidungen 
jetzt in venezolanischer Hand liegen und b) die Profite voll in Venezuela verbleiben, schaffte die 
Nationalisierung immerhin die Möglichkeit, den Ölsektor langfristig etwas stärker in den stoffli- 
chen Reproduktionsprozeß der Gesellschaft zu integrieren. Die strukturellen Charakteristika ei- 
nes im wesentlichen internationale Tauschwerte produzierenden Sektors mit starken Bindungen 
an das internationale Kapital - weiterbestehende Abhängigkeiten von den Ölkonzernen in den 
Bereichen Technologie und Vermarktung - können durch den Federstrich der Nationalisierung 
kurzfristig nicht verändert werden. 

Von 3,5 % im Jahre 1929 auf 40,1 % im Jahre 1974 (vgi. Weine Karlsson, Manufacturing in Ve- 
nezuela, Stockholm 1975, S. 78). 

Dies ist das schon fast klassische Beispiel von Johan Galtung, der betonte, daß die Ölförderung 
für die Produzentenländer lediglich ein Loch im Boden hinterläßt, während etwa die Traktoren- 
produktion weitreichende »Spin-off-« und »Spill-over-Effekte« innerhalb der betreffenden Ge- 
sellschaft mit sich bringt (vgl. «Eine strukturelle Theorie des Imperialismuse, in Dieter Senghaas 
(Hg.), Imperialismus und Strukturelle Gewalt, Frankfurt/M. 1972, S. 42 ff.). 

Ökonomisch aktive Bevölkerung im Jahre 1950: 1,599 Mio. (Memoria del Banco Central de Ve- 
nezuela, Caracas 1959). 

Ökonomisch aktive Bevölkerung im Jahre 1977: 3,981 Mio. (Repüblica de Venezuela. Presiden- 
cia de la Repüblica. Oficina Central de Estadistica e Informatica, Encuesta de Hogares por Mue- 
stro, 1977 Primer Semestre, Resumen Nacional, $. 16). 

Berechnet nach verschiedenen Tabellen aus Banco Central de Venezuela Informe Econömico 
1977, Caracas 1978. j 

Vgl. Domingo Alberto Rangel, Capital y Desarrollo. La Venezuela. Agraria, Caracas,?.1974, 
S. 217-239. 

Quellen: 1914-1940: Domingo Alberto Rangel, Capital y Desarrollo. El Rey Petröleo, Caracas 
1970, S. 113; 1950: Armando Cördova, Inversiones Extranjeras y Subdesarrollo, Caracas 1973, 
$. 119. Cördovas Buch enthält auch Daten zur sektoralen Verteilung der US-Investitionen in 
Venezuela: 91,7 % im Primätsektor (fast ausschließlich im Ölsektor), 2,6 % verarbeitende In- 
dustrie, 4,6 % private Dienstleistungen, 1,1 % Eisenbahnen und öffentliche Dienstleistungen 
(für 1950): 

Furtado beschreibt dies für Brasilien während der Weltwirtschaftskrise (vgl. The Economic 
Growth of Brazil, Berkeley / Los Angeles 1968); eıst in jüngster Zeit hat sich das internationale 
Finanzkapital so weit entwickelt, daß es auch solche Profite mehr und mehr absaugt. 

Von 1969 bis 1973 sanken die Nettoinvestitionen im venezolanischen Ölsektor ständig; 1972 
und 1973 waren sie sogar negativ (mehr Abschreibungen als Neuinvestitionen); vgl. Banco Cen- 
tral de Venezuela, Informe Econömico 1973, Caracas 1974, S. A-123. 

Vgl. Miguel Izard, Series Estadisticas para la historia de Venezuela, Merida (Venezuela) 1970, 
$. 216 £. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß die »Produktivität« in einen unmittelbar naturabhängigen 
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Sektor nur teilweise mit der Entwicklung der Produktivkräfte, sondern in erster Linie von der 
Qualität des Bodens abhängt. 

Vgl. Ignacio Purroy, Staat und Industrialisierung in Venezuela, M.A.-Arbeit, Hbg ’73, S. A-3. 
Vgl. Celso Furtado, The Economic Growth of Brazil, Berkeley / L.A., 1968, S. 205, Anm. 2. 
Vgl. Izard, a.a.O., S. 200. 

Berechnet nach Izatd, a.a.O., S. 186 und 200. 

Eine ähnliche Interpretation der iranischen industriellen Entwicklung in den 1950er Jahten fin- 
det sich bei H.Mahdavy, »The Patterns and Problems of Economic Development in Rentier Sta- 
tes: The Case of Iran«, in M.A.Cook (Ed.), Studies in the Economic History of the Middle East, 
London 1970, S. 442 f.; zur Rolle des Staates in ölexpottierenden Ländern im allgemeinen vgl. 
auch Homayoun Katouzian, »The Political Economy of Oil Exporting Countries, in: Peuples 
Mediterraneens, Nr. 8 Juli-September 1979, S. 3-22. 

Ein beträchtlicher Teil der Industrialisierung Venezuelas beruht auf Montagefabriken, mit de- 
nen die Transnationalen Konzerne die hohen Zölle auf Fertigwaren umgehen. 

In den meisten Ländern ist der Staat Besitzer aller Bodenschätze; die USA stellen die wichtigste 
Ausnahme dar - dort gehöten auch Bodenschätze dem individuellen Besitzer des entsprechen- 
den Bodens. 

Vgl. zu Venezuela Wolfgang Hein, »Oil and the Venezuelan State«, in Petter Nore / Terisa Tur- 
ner (Hg.), Oil and Class Struggle, London 1980, S. 224-251; zu anderen Ölländern andere Bei- 
träge in diesem Reader; speziell zum Iran auch Fred Halliday, Iran. Analyse einet Gesellschaft 
im Entwicklungskrieg, dt., Berlin 1979. 

Als »Caudillismo« wird in Lateinamerika eine personalistische Hertschaftsform bezeichnet, in 
der die politische Hertschaft in den Händen militärischer Führer mit meist regionaler Machtbasis 
lag, die sich in militärischen Auseinandersetzungen gegen Führer anderer Regionen durchge- 
setzt hatten. Hierin kamen einerseits unterschiedliche ökonomische Interessen der herrschenden 
Klassen verschiedener Regionen, anderesseits eine schr geringe nationale Integration zum Aus- 
druck. Vgl. z.B. Robert L. Gilmore, Caudillism and Militarism in Venezuela, 1810-1910, At- 
hens (Ohio) 1964. 

Vgl. dazu etwa Sergio Aranda, La Economia Venezolana, Bogotä 1977, S. 75-103; auch Wolf- 
gang Hein, Staat und wirtschaftliche Entwicklung in einem Ölland - Das Beispiel Venezuelas, 
Diss., Konstanz 1981. 

Daß dieser Begriff bisher noch in relativ vager Form verwendet wird, kommt u.a. datin zum 
Ausdruck, daß er auf so unterschiedliche sozioökonomische Systeme wie die Venezuelas und Al- 
geriens angewendet wird; vgl. etwa: James Petras, Mortis Morley, Steven Smith, The Nationali- 
zation of Venezuela Oil, New York 1977, S. 58-77 (»State Capitalism«); Marc Raffinot, Pierre 
Jacquemot, Le capitalisme d’&tat alg&rien, Paris 1977. 

Hartmut Elsenhans führte den Begriff der »Staatsklasse« in die westdeutsche Diskussion ein, aus- 
gehend vor allem von seiner Analyse Algeriens, aber die These betonend, daß es eine allgemeine 
Tendenz zur Herausbildung einer solchen Staatsklasse in allen Ländern der Dritten Welt gäbe 
(vgl. z.B. Elsenhans, »Zur Rolle der Staatsklasse bei der Überwindung von Unterentwicklunge, 
in Alfred Schmidt (Hg.), Strategien gegen Unterentwicklung, Frankfurt/M. 1976, S. 250-265). 
Natürlich kommt dieser Zusammenhang auch in der iranischen Revolution selbst zum Aus- 
druck; allerdings ist es noch zu früh, um genauere Aussagen über die Rolle des Ölsektors bei der 
Herausbildung eines neuen Machtblocks im Iran machen zu können. 

Vgl. Petras / Morley / Smith, a.a.O., S. 53 f.; Eßer, a.a.O., S. 192 £. 

Eine Fraktion der AD-Regierung von Carlos Andres P£rez (1974-79) unter Gumeısindo Rodti- 
guez verfolgte anfangs eine Strategie, die man vielleicht als »staatskapitalistisch« bezeichnen 
könnte, da sie konsequent versuchte, die Position der staatlichen Bürokratie und Technokratie 
gegenüber der Bourgeoisie zu stärken; sie konnte sich jedoch nicht gegenüber den Interessen des 
Monopolkapitals durchsetzen; zu diesen Auseinandersetzungen vgl. Hein, 1981 (a.a.O.) 
Diese Überlegungen beruhen zu einem beträchtlichen Teil auf Diskussionen mit Robin Murray 
am Institute of Development Studies (Brighton/England) in den Jahren 1977 und 1978. 


Wolfgang Hein 


Jean-Jacques Dethier 
Militärputsch in der Türkei 


Interview mit einem türkischen Genossen 


Am 12. September 1980 um 4 Uhr morgens verkündete ein über den Rundfunk verlesenes 
Communique, daß in der Türkei die Armee unter Führung von Generalstabschef General 
K.Eyten die Macht ergriffen und zur Ausübung ihrer Herrschaft einen ‘Nationalen Sicher- 
heitsrat’ gebildet hat, daß Regierung und Parlament aufgelöst sind und daß im ganzen 
Lande das Kriegsrecht ausgerufen ist. Dieser Staatsstreich wurde binnen kurzem von allen 


westlichen Ländern begrüßt, insbesondere von den USA und Westdeutschland, auch in. 


Moskau hatte er ein recht positives Echo. 

Nach den Worten der Militärs sollte der Putsch den Zustand eines ‘faktischen Bürger- 
kriegs’ beenden, die nationale Einheit retten, die Sicherheit der Bürger schützen und die 
Autorität des Staates wiederherstellen, der durch politische Unruhen und eine tiefgehende 
Wirtschaftskrise bedroht war. Ausländische Zeitungen sahen in dem Putsch übereinstim- 
mend den mutigen Versuch, Recht und Ordnung in einem Lande wiederherzustellen, das 
seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs ein sehr stürmisches politisches Leben hinter sich 
hat. Alle Jornalisten wiesen darauf hin, daß die Türken wenigstens »das esste ruhige Wo- 
chenende seit vielen Jahren« verbracht hätten (Le Monde vom 16.9.80). Und nur sehr we- 
nige sahen in dem Putsch die Fortsetzung und Zuspitzung der Repression, der die Linke 
seit der Ausrufung des Kriegsrechts im Dezember 1979 ausgesetzt gewesen war. 

Dieses Interview mit einem türkischen Genossen aus Istanbul wurde eine Woche nach dem 
Putsch in einem Nahost-Land gemacht. Darin wird versucht, die Gründe für die Machtü- 
bernahme der Militärs zu erklären und Elemente füreine Analyse der gegenwärtigen Situa- 
tion in einem Lande herauszuarbeiten, das für die Strategie des westlichen Imperialismus 
eine Schlüsselrolle spielt. 


War dıe Linke auf den Putsch vorbereitet? 


Ich glaube nicht. Niemand in der Türkei erwartete eigentlich einen Putsch zu dieser Zeit. : 


Das Militär hatte die Demirel-Regierung und das Parlament mehrfach in den vergangenen 
Monaten gewarnt, aber irgendwie war - so ironisch das klingen mag - die Drohung mit ei- 
ner militärischen Machtübernahme so alltäglich, daß alle überrascht waren, als es schließ- 
lich so weit war. 

Zu den Gründen, die den ‘Nationalen Sicherheitsrat’ zur Machtergreifung veranlaßt ha- 
ben, kann man den Beschluß des Parlaments zählen, das kurz zuvor den Rücktritt des Au- 
ßenministers erzwungen hatte, und die Haltung der kleinen, aber einflußreichen Nationa- 
len Heilspartei (MSP) - für das traditionell auf den kemalistischen Konstitutionalismus 
orientierte Militär wahrlich ein rotes Tuch - oder die Tatsache, daß das Parlament seit mehr 
als 6 Monaten unfähig war, einen neuen Präsidenten der Republik zu wählen. Aber all 
dies waren nur Vorwände, welche die Armee jetzt und nicht später zum Einschreiten ver- 
anlaßt haben. Denn eigentlich hatte sich die Situation schon seit langem ständig ver- 
schlechtert. 

Die Linke - und natürlich auch die offiziellen Parteien - wurden überrascht. Zumindest 
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waten sie überrascht vom Ausmaß der Repression und dem radikalen Programm, das sich 
die Militärs vorgenommen haben. Auf der Linken nahm man allgemein an, daß das 
Ktiegsrecht - das dem Militär bereits innerhalb des verfassungsmäßigen Rahmens extensive 
Macht übertrug - als Repressionsinstrument ausreichen und der herrschenden Klasse die 
Durchsetzung ihres ökonomischen Programms ermöglichen würde. Aber das hat sich als ei- 
ne Fehleinschätzung erwiesen. 

Welche Unterdrückungsmaßnahmen gab es? 

Die Linke war einem Angriff auf zwei Ebenen ausgesetzt. Zum ersten macht ihr das Kriegs- 
von Karamanmarash, als bei einem Überfall auf diese ostanatolische Stadt mehr als 400 
Menschen von rechten Kommandos getötet wurden, Das Kriegsrecht wurde später auf wei- 
tere Provinzen der Türkei ausgedehnt, schließlich auf die kurdischen Landesteile und die 
wichtigsten Städte. Heute erstreckt es sich über das ganze Land. Kriegstecht heißt, daß die 
verfassungsmäßigen Rechte aufgehoben und daß Verhaftungen und Hausdurchsuchungen 
leichter möglich sind. Es heißt auch, daß in den letzten Monaten 90 Prozent aller Zeit- 
schriften der Linken und viele Bücher verboten wurden. Aber es gab immer noch eine rela- 
tive Handlungsfreiheit, die jetzt völlig abgeschafft ist. 

Zum zweiten wurde die Linke von rechten Gruppierungen angegriffen, die von der Regie- 
rung offiziell als ‘Hilfskräfte der Sicherheitsorgane’ akzeptiert waren. 

Offiziell? 

Ja, das war die Haltung von Demitel. Seiner Meinung nach gab es keinerlei rechten Terro- 
rismus: es gab nut linke Terroristen auf der einen und Nationalisten auf der anderen Seite. 
Vor acht Monaten, kurz nachdem er seine Minderheitstegierung gebildet hatte. äußerte er 
ganz offen im Fernsehen: »Niemand wird mich zu der Auffassung bringen, daß es in der 
Türkei rechte Tertoristen gibt.« Die Charakterisierung des Terrorismus - mithin die Hal- 
tung, die der Staat dazu einnehmen sollte - war auch ein Streitthema zwischen Demirel 
und seinem Hauptgegnet Ecevit, dem Führer der Republikanischen Volkspartei (CHP). 
Für Ecevit gab es sowohl linken als auch techten Terrorismus. Als er noch Ministerpräsident 
gewesen wat, hatte er deshalb auch bei Verhaftungen ungefähr die Balance zwischen bei- 
den Richtungen gehalten. Das heißt, so, wie es einmal ein Karrikaturist gezeichnet hart:- 
zwei Schläge nach links und einen nach rechts. Jetzt hingegen braucht man nicht einmal 
mehr auf das äußere Erscheinungsbild und auf diese Art von Balance zu achten. 
Demirel wußte doch aber, daß Turkesh, der Führer der Nationalen Aktionspartei (MHP), 
die an seiner Koalitionsregierung beteiligt war, mit den bewaffneten faschistischen Organi- 
sationen in Verbindung stand? 

Natürlich wußte er das. Die Jugendorganisation der MHP (bei uns bekannt als "Graue 
Wölfe’, d.Ü.) gehörte doch zu diesen Organisationen. Das wat überhaupt nicht zu überse- 
hen. Nicht nut die linke Presse, auch liberale Zeitungen wie Milliyet haben diese Verbin- 
dungen Tag für Tag dokumentiert. Demirel wußte, daß das völlig illegal war. Aber da er 
an der Spitze einer Minderheitstegierung stand, verschloß er davor die Augen. Man kann 
sich sogar fragen, ob et nicht im Grunde dafür dankbar wat, daß ihm die faschistischen 
Kommandos die Arbeit abgenommen haben, obwohl diese im Grunde so sehr außer Kon- 
trolie gerieten, daß es vielen Leuten in Demirels Gerechtigkeitspartei (AP) - die im übri- 
gen nie eine starke Jugendorganisation hatte - unbehaglich zu werden begann. 

Was wird denn nun geschehen? Inwiejern wird sich diese neue Repressionsperiode von der 
des Kriegsrechts unterscheiden? 
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Das ist schwer vorauszusagen. Wie schon erwähnt, gibt es unter dem Kriegsrecht eine mi- 
nimale Handlungs- und Redefreiheit, die man ausnutzen kann. Damals konnten wenig- 
stens noch zwei linke Tageszeitungen erscheinen, Derzo£frat und Aydinlik. Es war schwer, 
etwas zu veröffentlichen, aber unmöglich war es nicht. Man konnte noch seine Freunde 
treffen und Versammlungen abhalten, auch wenn man dabei Vorsichtsmaßnahmen treffen 
mußte. Die Regierung hatte Streiks für 80 Tage untersagt, aber das galt nicht auf Dauer. 
Streik war noch möglich, und die Gewerkschaften waren nicht verboten. 

Jetzt nach dem Putsch ist der Kampf natürlich extrem ungleich geworden. Der linke Ge- 
werkschaftsverband DISK ist verboten, wie alle politischen Parteien und Vereinigungen. 
Verhaftungen, Hausdurchsuchungen und Folter nehmen enorme Ausmaße an. Die Ge- 
fängnisse waren bereits vor dem 12. September gefüllt, jetzt benutzen sie Kinos und öf- 
fentliche Gebäude, um die Leute einzusperren, zumindest vorübergehend. Jetzt werden 
nicht nur Aktivisten verhaftet, sondern jeder, der im Verdachr steht, eine linke Ideologie zu 
haben: Lehrer, Schriftsteller, Journalisten, in deren Haus man z.B. ein ‘linkes’ Buch fin- 
det. Es ist noch zu früh, um zu sagen, wie das neue Regime sein wird. Aber die knappen 
Informationen, die wir haben, lassen wenig Zweifel am Ausmaß der bevorstehenden Re- 
pression. So hat etwa der neue Staatschef General Evren in seiner ersten Pressekonferenz 
die »vom Staat bezahlten Lehrer und Professoren« offen beschuldigt, der Jugend staats- 
feindliche Prinzipien beizubringen. Im Klartext heißt das, daß dieser Drohung praktische 
Schritte folgen werden und daß die neue Verfassung, an der die Junta arbeitet, die Rede- 
freiheit abzuschaffen oder wenigstens einzuschränken versuchen wird. Ein weiteres Vorzei- 
chen ist der Hinweis auf neue 'Staatssicherheitsgerichte’, welche bei politischen Prozessen 
die Militärgerichte ersetzen sollen. Sie sollen in der künftigen Verfassung festgeschrieben 
werden und so ihren Ausnahmecharakter verlieren. 

Um die Haltung der Militärs zu verstehen, muß man auf jeden Fall im Kopf behalten, was 
seit 1971 geschehen ist. Denn das war für die Armee ganz sicher eine entscheidende Erfah- 
tung, die man auf keinen Fall noch einmal machen will. 1971 war die Studentenbewe- 
gung, die 1967 begonnen hatte, quantitativ wie qualitativ auf ihrem Höhepunkt. Am 12 
März 1971 stellte das Militär dem Parlament ein ‘Memorandum’ zu, in dem es forderte, 
der damalige Ministerpräsident Demirel müsse zurücktreten - was der dann auch tat. Dar- 
auf bildete ein unabhängiges Parlamentsmitglied ein Kabinett von “Technokraten’, was 
ein völlig verfassungskonformer Vorgang war. Erst dann - und darin liegt der Unterschied 
zu 1980 - wurde das Kriegsrecht verkündet, um die sogenannten "Anarchisten’ (d.h. die 
Führer der Linken) zu verfolgen, die in ländlichen Regionen eine bewaffnete Guerillabe- 
wegung begonnen hatten. In den ersten beiden Monaten war damals die Repression recht 
milde. Am 12. März war die Linke in ihrer Gesamtheit (mit sehr wenigen Ausnahmen) für 
den Putsch, der als großer Rückschlag für die bürgerliche Regierung Demirel angesehen 
wurde. Einschließlich der größten Studentenorganisation Dev-Genc (Revolutionäre Ju- 
gend) waren alle für den Putsch. Natürlich mußten sie bald, als nämlich der Zugriff des 
Staates härter wurde, erheblich umlernen. Am 5. Mai tauchten die ersten Listen auf. Die 
meisten Führer gaben kampflos auf. Gewerkschaftsführer, Intellektuelle, Professoren usw. 
wurden verhaftet und vor Gericht gestellt. Man durchsuchte ihre Häuser und beschlag- 
nahmte Bücher als "Beweise’ für ihre Teilnahme an subversiven Aktivitäten. An diesem 
Punkt ging man aber entschieden zu weit. Diese Bücher waren nicht illegal oder gerichtlich 
verboten worden, Als Journalisten den Ministerpräsidenten danach fragten, sagte der im 
Fernsehen, daß er selber solche Bücher in seinem Haus hätte und daß es in der Türkei Ge- 
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dankenfreiheit gebe. Die meisten Verhafteten wurden damals nach und nach wegen Man- 
gels an Beweisen wieder entlassen. Die Washington Post (vom 15.9.80) formulierte es so: 
»Zwei mal zuvor - 1960 und 1971 - als sie einen Putsch starteten, brachten sie die zivilen 
Angelegenheiten völlig durcheinander und gaben die Macht bei der ersten passenden Ge- 
legenheiten wieder an die Politiker zurück.« Dieses Mal werden die Militärs sicherlich vor- 
sichtiger sein. Sie haben aus vergangenen Erfahrungen gelernt und sind entschlossen, die 
Struktur des Staates völlig umzugestalten, um zu verhindern, daß sich solche Situationen 
wiederholen. 

Vor neun Jahren - das ist ein wichtiger Punkt - hat die Linke, sagen wir mal so, keine 
‘wirkliche’ Repression zu spüren bekommen. Im äußersten Fall blieben die Leute zweiein- 
halb Jahre im Gefängnis, bis zur allgemeinen Amnestie von 1974. Jetzt sind die Bedingun- 
gen weitaus schlimmer geworden, und die Erfahrungen der letzten neun Monate zeigen, 
daß uns das Schlimmste noch bevorsteht. Andererseits ist die Lage ökonomisch gesehen 
nicht mit der von 1971 oder von 1980 zu vergleichen. 1971 war die wirtschaftliche Lage der 
Türkei recht günstig, es gab keine Devisenkrise, keine raketengleiche Inflation. 1980 hin- 
gegen liegen die Dinge ganz anders... 

Mir ist immer noch nicht ganz klar, warum die Armee den Entschluß gefaßt hat, direkt in 
die Regierungsgeschäfte einzugreifen und das Risiko eines Sturzes der Demirel-Regierung 
auf sich zu nehmen - gerade wenn man diese früheren Erfahrungen berücksichtigt. 

Auf die Gefahr hin, das Problem vereinfacht darzustellen, würde ich zwei Hauptgründe 
anführen: politische und ökonomische. Politisch waren die Militärs erschreckt über die ter- 
roristische Gewalt, die nicht einmal mithilfe des Kriegsrechts unter Kontrolle zu bringen 
war. In den letzten beiden Jahren hat es mehr als 5000 Fälle von politischem Mord gege- 
ben. Es war eines ihrer erklärten Ziele, dem ein Ende zu bereiten. Aber sie waren durchaus 
auch nicht glücklich mit den Faschisten - der MHP - in Demirels Regierung. Obwohl man 
auch sagen kann, daß gewisse Kreise in der Armee damit sehr zufrieden waren. Aber der 
größte Grund ihrer Besorgnis war vermutlich die Tatsache, daß - abstrakt gesprochen - der 
Staat innerlich am Zusammenbrechen war. Das Parlament war durch Spaltungen und 
Streitigkeiten zerrissen. Evren sagte auf einer Pressekonferenz, die Politiker hätten »anstatt 
das Feuer gemeinsam zu löschen, Öl hineingegossen, weil es ihr einziges Ziel war, an die 
Macht zu kommen.« Die Regierung war schwach: Demirel mußte eine Minderheitsregie- 
tung mit der MHP und der MSP bilden und wurde vom Parlament ständig daran gehin- 
dert, das Programm dieser Regierung durchzuführen; wohingegen Evren und die höheren 
Offiziere als Lösung für die Probleme des Landes von einer ‘Nationalen Union’ zwischen 
den beiden großen Parteien träumten, Demirels Gerechtigkeitspartei und Ecevits Republi- 
kanischer Volkspartei. In seinen Reden nach dem Staatsstreich äußerte Evren scharfe Kritik 
an den Politikern, denen er vorwarf, nur ihre Wahlziele verfolgt zu haben. Zu beachten ist 
dabei, daß die Armee sich als Hüterin der republikanischen, verfassungsmäßigen und laizi- 
stischen Prinzipien von Atatürk betrachtet, welche die Vorstellung von einem starken Staat 
einschließen und wenig Raum für die Demokratie lassen. Dieser subjektive Faktor ist, den- 
ke ich, sehr wichtig, um zu verstehen, wie sie ihr Handeln legitimieren. 

Insbesondere waren sie sehr entsetzt über die Taktiken von Erbakans Nationaler Heilspar- 
tei, einer recht kleinen politischen Gruppierung mit stark islamisch-fundamentalistischer 
Ideologie. Erbakan stand der Koalitionsregierung, wiewohl seine Partei an ihr beteiligt 
war, äußerst kritisch gegenüber. So stimmten seine Abgeordneten beim letzten Vertrau- 
ensvotum, das mit dem Rücktritt des Außenministers endete, gegen die Regierung. Ande- 
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rerseits weigerten sich die Aktivisten seiner Partei, die Nationalhymne zu singen, was für 
die Militärs eine große Beleidigung darstellt. Die Nationale Heilspartei, die - fast im Stile 
der Weimarer Republik - einen politischen Einfluß hat, der ihrer Stärke nicht entspricht, 
ist in der Tat eine sehr merkwürdige Gruppierung. Obwohl sie eine rechte islamische Ideo- 
logie vertritt, waren ihre Abgeordneten die einzigen, die vor einigen Monaten im Parla- 
ment gegen die Repressions-Gesetze gestimmt haben, wogegen die Republikanische Par- 
tei, die eigentlich sozialdemokratisch ist, dafür gestimmt hat. 

»Meinst du, die Armee hat die Macht übernommen, weil sıe womöglich einen allgemeinen 
Aufstand befürchtet hat? 

Ganz sicher nicht. In der aktuellen Situation gab es keine Alternative, weder auf der Rech- 
ten noch auf der Linken. Die Linke war in mehr als 60 verschiedene Gruppen aufgesplittert 
und war darauf in keiner Weise vorbereitet. Die Rechte war auch nicht gut organisiert, 
wenn sie auch sehr an Stärke zugenommen hatte. Ihr Ziel war es aber nicht, an die Macht 
zu kommen, sondern Städte und Gebiete unter ihre Kontrolle zu bringen (zu "befreien’). 
Angesichts dieser Lage ist das Militär sicher darauf aus, mit allen physischen und anderen 
Mitteln die Wurzeln dieser Ideologien zu vernichten, betrachtet sie diese doch - zusam- 
men mit der Unfähigkeit der Politiker zum Regieren - als Mutter aller Übel. 

Wie steht es mit der ökonomischen Situation? Du hast vorhin gesagt, die sei der andere 
Grund für den Putsch gewesen. In welchem Sinne? 

Die Türkei steckte in der - wie Demirel sich ausdrückte - »schlimmsten Krise in der Ge- 
schichte des Landes«, was der Wahrheit sehr nahekommt. Nach einer Periode relativ erfolg- 
teicher Entwicklung --. begleitet von einer massiven Auswanderung türkischer Arbeiter in 
die westeuropäischen Länder - in welcher der Staat eine entscheidende Rolle spielte, wurde 
die Türkei in den letzten sieben Jahren von der internationalen Wirtschaftskrise hart ge- 
troffen und versucht nun, sich im Rahmen der neuen internationalen Arbeitsteilung auf 
dem Weltmarkt zurechtzufinden. Zunächst stellte der Preisanstieg für. Ölimporte, von de- 
nen die Türkei hundertprozentig abhängig ist, das Land vor sehr ernste Zahlungsbilanz- 
probleme. Die Intervention in Zypern und die darauffolgenden Embargomaßnahmen der 
USA haben für die ökonomische Lage ebenfalls schwere Folgen gehabt. Die Türkei ist ein 
bedeutender Exporteur von Textilien, hat aber neuerdings infolge der britischen Konkur- '; 
tenz Schwierigkeiten, diese in der EG abzusetzen. Im zweiten Halbjahr 1980 bewegte sich 
das Defizit der Handelsbilanz in einer Größenordnung von 1,3 Milliarden Dollar, und die 
Importe nahmen trotz Importbeschränkungen viel schneller zu als die Exporte. Die 
‘Gastarbeiter’ hörten auf, ihr Geld in die Türkei zurückzuschicken und legten es lieber auf 
westdeutschen Bankkonten fest. 

Die Türkei hat mit die höchsten Auslandsschulden ın der Welt, sie werden offiziell auf 
14,6 Milliarden Dollar geschätzt, belaufen sich wahrscheinlich aber auf 18 Milliarden. Ka- 
pitalistische Länder, besonders Westdeutschland, das in jüngster Zeit die USA in der Rolle 
des »reichen Onkels« abgelöst hat, haben für die Türkei im Hinblick auf deren strategische, 
ökonomische und militärische Lage eın ‘'Hilfsprogramm’ aufgestellt: zwei Milliarden Dol- 
lar für die Jahre 1979 und 1980. Deutschland finanziert in der Türkei auch umfangreiche 
Projekte von Atomkraftwerken. 

Wie immer bei Ländern der Dritten Welt, deren ökonomische Entwicklung von den impe- 
rialistischen Ländern überwacht werden muß, ist diese ‘Hilfe’ an die Übernahme eines 
Austetity-Programms gebunden, das der Türkei vom Weltwährungsfond (IMF) auferlegt 
wird, der als internationaler Finanzgendarm agiert. Der IMF hat im Januar 1980 mit der 
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- Demirel-Regierung die Umschuldung der Auslandskredite ausgehandelt und dem Land 
ein hartes Programm verpaßt, das darauf zielte, die dreistellige Inflationsrate zu reduzie- 
ten, das Staatsdefizit zu kontrollieren und die Zahlungsbilanz zu stabilisieren. Dazu wur- 
den Preiskontrollen aufgehoben - vor allem auch die der Zinsraten, die jetzt auf 50% an- 
gestiegen sind - Subsidien gekürzt (hauptsächlich für Düngemittel, die für die türkische 
Landwirtschaft ein wesentlicher Faktor sind) und Maßnahmen zur Kontrolle der Löhne ein- 
geführt. 

Es mag überraschen, daß die Militätregierung als eine ihrer ersten Handlungen das IMF- 
Programm, das die Demirel-Regierung zu verwirklichen begonnen hatte, in vollem Um- 
fang gutgeheißen und angekündigt hat, die Türkei werde all ihre finanziellen Verpflich- 
tungen erfüllen. Dies liegt aber in Wahrheit völlig in der Logik des Kapitalismus. Mit einer 
Minderheitsregierung war es praktisch unmöglich, ein solches Programm durchzuführen. 
Im März 1980 war die Haushaltsdebatte im Parlament bereits ein erster Test für dieses Pro- 
gramm gewesen: das Budget wurde mit einer nur sehr knappen Mehrheit verabschiedet. 
Wichtiger noch: es war klar, daß die Durchführung des Austerity-Programms durch die Ar- 
beiterklasse blockiert worden wäre. Für September waren wichtige Streikaktionen angekün- 
digt, die von der Regierung mithilfe ihrer verfassungsmäßigen Vollmachten zeitweise un- 
terbunden wurden. In der Türkei sind zwei Millionen Arbeiter gewerkschaftlich organisiert 
und die Regierung kann seit dem Gesetz von 1964 zwar Streiks in lebenswichtigen Indu- 
striezweigen drei Monate lang aufschieben, nicht aber legalerweise in Tarifauseinandetset- 
zungen eingreifen. 

Es ist klar, daß eine starke Militärregierung, die exekutive und legislative Macht in einer 
Hand konzentriert, diese Hindernisse beseitigen und das IMF-Programm durchziehen 
kann. Der amtierende Ministerpräsident, der wenige Tage nach dem Putsch vom 
‘Nationalen Sicherheitsrat’ ernannt wurde - Turgut Ozal, ein ehemaliger Mitarbeiter des 
IMF in Washington und seit ein paar Jahren der türkische ‘Finanz-Zauberer’, der das volle 
Vertrauen der internationalen Finanzkreise genießt - ist in der neuen, von der Junta einge- 
setzten Ulusu-Regierung zum stellvertretenden Ministerpräsidenten mit Zuständigkeit für 
die Wirtschaft ernannt worden. Mit der Auflösung der zwei großen Gewerkschaftsverbän- 
de, dem Verbot von Streiks und der Möglichkeit, ‘uneffektive’ Staatsbeamte zu feuern, ist 
klat geworden, daß das IMF-Programm jetzt reibungsloser durchgeführt wird. Wenige Ta- 
ge nach dem 12. September, während Evren noch die 'agas’ der Gewerkschaften denun- 
zierte, die angeblich die Arbeiter »mißbraucht und manipuliert« hätten, wurden schon 
neue Preiserhöhungen (u.a. für Öl, Zucker und Düngemittel) angekündigt. 

Noch eine Frage: Wer ıst für den Putsch verantwortlich? Kann man sagen, daß er ein Re- 
sultat der Schwäche der Linken ist? 

So hart würde ich das nicht sagen. Aber offensichtlich ist der Putsch, wenn auch nicht eine 
direkte Folge, so doch teilweise ein Ergebnis der Fehler der Republikanischen Partei - und 
auch der Unfähigkeit der Linken, eine stimmige Alternative zu Ecevits sozialdemokrati- 
scher Politik anzubieten. 

Ecevit stellte für Demirel keine ernsthafte Opposition dar. In vielen Punkten hatten sie das- 
selbe Programm. Als Ministerpräsident hatte Ecevit handfester gesprochen als er dann in 
Wirklichkeit handelte. Das führte lediglich dazu, daß ihm die Geschäftsleute mißtrauten 
und die Arbeiter ihre Hoffnungen begruben. Er war mehr mit den internen Konflikten sei- 
ner eigenen Partei beschäftigt als mit den Geschehnissen außerhalb. Man könnte fast sa- 
gen, daß Demiteis Auftreten ‘demokratischer’ erschien als Ecevits. Demirel legte großen 
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Wert auf sein öffentliches Image und erschien jeden Abend auf dem Bildschirm, um zu er- 
läutern, welche Maßnahmen er ergreifen wollte. 

Ecevit hat in den letzten Jahren so gehandelt, als könne er ganz sicher auf die Unterstüt- 
zung der Linken zählen, die ihm zunehmend mißtraute und von ihm abfiel. Ecevit verleg- 
te sich darauf, Wählerstimmen auf der Rechten zu gewinnen, um diesen Einfluß auszuba- 
lancieren. Die türkische Linke ist sicher nicht mit der italienischen zu vergleichen, aber sie 
konnte die Republikanische Partei an die Macht bringen und zum Rücktritt zwingen, in- 
dem sie ihr die Unterstützung entzog. Aber obwohl sie diesen Einfluß seit den Wahlen von 
1973 hatte, wat sie nicht in der Lage, eine populäre Alternative zu Ecevit aufzubauen. Die 
Linke in der Türkei ist extrem zersplittert, was wohl die vetschiedenartigen und komplexen 
Unterschiede widerspiegelt, die in den fortschrittlichen Teilen der Bevölkerung hinsicht- 
lich Klassenlage, regionaler Herkunft und geistiger Orientierung anzutreffen sind. Ein ver- 
breiteter Witz lautete, daß es unmöglich sei, alle linken Organisationen aufzuzählen, denn 
kaum habe man sie durch, sei schon wieder eine neue entstanden. 

Einer der Grundzüge der politischen Szene war - jenseits der Militanz in den Gewerkschaf- 
ten, Lehrerorganisationen usw. - die Existenz von 'befteiten Gebieten’ in den wichtigsten 
Städten des Landes, d.h. von Basisorganisationen. Linke Gruppen begannen (etwa seit 
Mitte der 70er-Jahte), die Bevölkerung gegen faschistische Übergriffe, die eine echte Be- 
drohung darstellten, zu schützen und Nahrungsmittel-Kooperative zu organisieren, die 
der ökonomischen Krise begegnen halfen. In den Gecekondus (Slumartige Siedlungen von 
improvisierten Häusern in den Randzonen der Großstädte, d.Ü.) halfen sie den Leuten, 
sich niederzulassen, Baumaterial zu beschaffen, Siedlungspläne zu entwickeln und die Be- 
wohner zu schützen - sie nahmen also Aufgaben wahr, die der Staat wahrzunehmen sich 
weigerte. In meinen Augen wat dies die wichtigste Errungenschaft det Linken: eine embiy- 
onale Organisation des Volkes, wenn diese auch hauptsächlich defensiv war und nicht in 
einen Einigungsprozeß mündete. 

In den letzten Jahren begannen sich auch ‘befreite Zonen’ der Faschisten in den Städten 
auszubteiten, vor allem in Ost- und Zenttalanatolien, aber auch in Istanbul, Ankata usw. 
Bestimmte Städte waren völlig von Faschisten behertscht, was die progtessiven Teile der 
Bevölkerung dazu zwang, sich in bestimmten Gebieten niederzulassen, um sich eine Ver- 


teidigungsorganisation zu schaffen. Das führte zu einer derartigen Polarisierung, daß viele _ 


Leute vom rechten Flügel der CHP den Schutz linker Organisationen in Anspruch nehmen 
mußten, nur um zu überleben. Die CHP selber unternahm in dieser Hinsicht gar nichts. 
Was wird nach dem Putsch aus der Linken? Wird sie den bewaffneten Kampf fortsetzen? 
Ich glaube nicht. Die Gruppen, die das versucht haben, sind schonungslos verfolgt wor- 
den. Ich fürchte, daß von ihnen nichts übrigbleiben wird. Aber der andere Teil der Linken 
ist zahlenmäßig zu-stark, um ohne weiteres unterdrückt zu werden. Man kann nicht eine 
ganze Bevölkerung einfach auslöschen. In den nächsten Monaten wird die Linke vermut- 
lich eine abwartende Haltung einnehmen und überdies alle Hände voll zu tun haben, um 
ihre bloße Existenz zu erhalten. Man kann jetzt noch nicht sagen, in welche Richtung die 
neuen Entwicklungen treiben werden. Eins aber ist sicher: die Militärs werden ganz neue 
politische Bedingungen setzen, die Verfassung, die Reptessionsgesetze ändern, die breiten 
Volksmassen vollends ökonomisch in die Zange nehmen. Das wird für die Linke in der Tür- 
kei der Beginn einer neuen Periode sein. 


Aus dem Englischen von Niels Kadritzke 
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Die Kunst der Unterentwicklung 
Eine Bestandsaufnahme Kalabriens/Süditaliens zehn Jahre nach dem Aufstand von Reggio 


Vorbemerkung 


Das Italien der 80er Jahre sei - so sagt man - zutiefst langweilig geworden. Mit dem Ende 
der »heroischen Zeit«, nach den großen Kämpfen und Massenbewegungen, interessiere 
sich niemand mehr für dieses Land mit seiner immer wiederkehrenden Abfolge absurder 
Attentate und mit einer absonderlichen Wirtschaftskrise, die sich in stets gleicher Form zu 
reproduzieren scheint. Und die Politik der KPI, einmal von Mißerfolg gekrönt, hat den 
Glanz des Eurokommunismus verblassen und das Interesse an ihm leicht schwinden lassen. 
Während noch 1978 einige Beobachter glaubten, daß »Italien gegenwärtig in eine Phase 
letztlich revolutionärer Gesellschaftsveränderung« eintrete (Albers 1979, 7), bahnte sich in 
Wirklichkeit eine Tendenz gesellschaftlicher Restauration und Stabilisierung an. 

Die 80er Jahre seien - so hört man - das Jahrzehnt der Erinnerungen. Es können Jahrestage 
gefeiert werden: 10 Jahre nach den großen Arbeiterkämpfen, 10 Jahre nach dem Anschlag 
auf die Mailänder Landwirtschaftsbank, 10 Jahre nach dem großen Vorrücken der Linkspar- 
teien ... - Sollte dem so sein, so wollen wir der Kette der Jubiläumsdaten ein weiteres 
Glied zufügen und auf jenes Ereignis zu sprechen kommen, das in schlagender Weise die 
politische Niederlage der sozialistischen und kommunistischen Kräfte in Süditalien zu Be- 
ginn der 70er Jahre markierte. Und dies nicht aus purer Nostalgie oder Niedertracht, son- 
dern um aufzuzeigen, daß im Italien der späten 70er Jahre weiter bedeutsame Veränderun- 
gen stattfanden und von einem Gleichlauf gar nicht die Rede sein kann. 

Erinnern wir uns: vor einem Jahrzehnt, ab Mitte Juli 1970, hörte man von einer gewaltsam 
geführten sozialen Auseinandersetzung in einer süditalienischen Stadt, von Straßen- 
schlachten zwischen Polizei und Bevölkerung, die sicherlich um einiges härter waren als die 
des Pariser Mai ’68. Der Name der Stadt, die an der äußersten Spitze des italienischen Stie- 
fels, an der Meerenge von Messina, liegt, lautet Reggio di Calabria, und die Bevölkerung 
hatte sich erhoben - so die ersten offiziellen Erklärungen - weil nicht ihr, sondern einer an- 
deren Stadt der gleichen Gegend die Funktion der Regionalhauptstadt zugesprochen wur- 
de. 

1972, als die Ereignisse längst vergessen bzw. von neuen Entwicklungen überholt schienen, 
wurde nun in der Bundesrepublik ein Buch publiziert, das einzig und allein den Zweck 
hatte, die Revolte von Reggio zu erklären, ökonomische und politische Implikationen her- 
auszustellen und in einem oft spannendem Bericht zu analysieren (Ferraris, 1972). Durch 
Ferraris Darstellung wurde auch klar, was man in Ansätzen längst wußte: daß nämlich eine 
verzweifelte soziale Lage die Haupttriebfeder der Revolte war, daß die Bevölkerung auf die 
Proklamation zur Verwaltungshauptstadt drängte, um an dringend benötigte Arbeitsplät- 
ze heranzukommen und daß sowohl Linksparteien als auch Gewerkschaften eine beängsti- 
gende Unfähigkeit an den Tag legten, in der gegebenen sozialen Realität des Südens eine 
vorwärtstreibende Politik zu entfalten. 
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Nunmehr sind 10 Jahre vergangen, und es dürfte legitim sein, der Frage nachzugehen, 
welche langfristigen Folgen und Auswirkungen der Aufstand hatte bzw. ob er überhaupt 
welche hatte. 

Es ist klar, daß diese Frage nicht gestellt wird, um die begrenzte Realität einer süditalieni- 
schen Provinz zu verdeutlichen, die für sich genommen zwar sehr wichrig ist, für uns als ex- 
terne Beobachter aber nur eine begrenzte Bedeutung hätte. Sie soll vielmehr dazu dienen, 
einigen grundsätzlichen Mechanismen des politischen Systems Italiens auf die Schliche zu 
kommen und einen Baustein zur Erklärung der Frage zu liefern, warum die Politik der 
Kommunistischen Partei Italiens, die bis 1977 so erfolgreich schien, im Endeffekt doch be- 
stimmte Hindernisse bis heute nicht überwinden konnte. 

Weiter will ich - und das ist das Hauptziel dieses Aufsatzes - konkret nachweisen, daß die 
christdemokratische Partei Italiens (DC) bewußt und willentlich ökonomische, soziale und 
kulturelle Unterentwicklung in Süditalien produziert und aufzeigen, wie sie dies im einzel- 
nen macht, über welche Mechanismen und Hebel. Dazu ist es notwendig, einen komple- 
zen Diskurs zu entfalten, der sich auf mehreren Ebenen artikuliert, der - wie man schen 
wird - zwischen ökonomischen und politisch-sozialen Betrachtungen hin- und herpendelt 
und in dessen Verlauf ich einige Begriffe wie Klientelismus, Machtsystem oder marginale 
Arbeiterklasse entwickeln will, die in der Bundesrepublik zwar bekannt sind, über deren 
genaue Bedeutung aber gleichwohl eine gewisse Unsicherheit besteht. - Damit die Aus- 
führungen nicht allgemein und oberflächlich bleiben, muß jetzt zunächst auf die spezifi- 
sche Realität einer Region des italienischen Mezzogiornos eingegangen werden. 


(1) Ruinen in der Wüste 


Ferraris zeichnet in seinem Buch ein verzweifeltes Bild von der ökonomischen und sozialen 
Situation Reggios. Die Provinz wies 1970 eins der niedrigsten Pro-Kopf-Einkommen Ita- 
liens auf, bot kaum nennenswerte Beschäftigungsmöglichkeiten in der Industrie, ohne daß 
eine moderne Entwicklung der Landwirtschaft angestrebt und die Abwanderung aus die- 
sem Bereich gestoppt worden wäre. Infolgedessen verslumte die Stadt, mit Barackensied- 
lungen und unhygienischen Wohnverhältnissen, und bildete so den Nährboden für den 
tadikalen Protest, der von dem Bewußtsein des sozialen Elends und der politischen Macht- 
losigkeit getragen war. j 

Was hat sich in den 10 Jahren nun wirtschaftlich verändert? Hat Kalabrien einen wirt- 
schaftlichen und sozialen Aufstieg erfahren? Ein summarischer Blick auf die Tabelle 1, die 
das Pro-Kopf-Einkommen von 1970, dem Jahr der Revolte, dem von 1977 gegenübesstellt, 
zeigt, daß dies nicht der Fall ist. Kalabrien war eine der ärmsten Regionen des Mezzogior- 
nos und überhaupt ganz Italiens, und daran hat sich bis heute nichts geändert, wie auch 
die Lombardei ihre Position als eine der reichsten Regionen Italiens beibehalten hat. Die 
Provinz von Reggio nahm in der Reihenfolge der 95 italienischen Provinzen, die von Mai- 
land mit dem höchsten Einkommen angeführt wird, 1977 weiterhin die 87. Position ein, 
was nichts anderes heißt als Stagnation in der Einkommensentwicklung (Tagliacarne 
1979,42). Der Abstand zum süditalienischen Mittelwert und die Kluft zum reichen Nor- 
den hat sich nur unwesentlich verändert, viel zu gering, als daß man von einer Wende spre- 
chen könnte. 
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Tabelle 1: Pro-Kopf Einkommen in Italien und einigen ausgewählten Gebieten 
Index: Itahen = 100) 


1970 1977 
isd.L. Index isd.L. Index 
Italien 936,1 100,0 2.781 100,0 
Nord/Mitte 1:125,2 116,8 8.2321 116,9 
Süden 662,9 68,8 1.919,5 69,0 
Lombardei 1.285,6 133,5 3.661,5 131,6 
Prov. Mailand —_ — 3.951,8 ; 142,1 
Kalabrien 532,5 55,3 1.644,9 59,1 
Prov. Reggio 573,3 59,5 1.727,9 , 62,1 


Quelle: G. Tagliacarne (1979, 18f£.) 


Betrachten wir jetzt die Beschäftigungsentwicklung in Kalabrien seit 1970: Bereits während 
der Revolte wurde ein Plan zur Industrialisierung der Region ausgearbeitet, der besonders 
auf die Entwicklung der Textil-, Chemie- und Stahlindustrie setzte. In der fruchtbaren 
Ebene von Goia Tauro, ca. 40 km nord-östlich von Reggio sollte ein riesiger Stahl-Indus- 
trie-Komplex errichtet werden, das V. Stahlzentrum Italiens mit insgesamt 7.500 Arbeits- 
plätzen. Dieses Projekt stellte das Kernstück des gesamten Programms dar und hätte, ob- 
wohl es sich in der Logik der »Kathedralen in der Wüste« bewegte (hoher Kapitaleinsatz 
pro Beschäftigten und autonom bezüglich der ortsansässigen Kleinindustrie), in der Tat 
die Sozial- und Klassenstruktur des gesamten Gebietes erheblich verändert und bedeutsa- 
me Auswirkungen auf die politische Geographie Kalabriens gehabt. 


Tabelle 2: Beschäftigte in den Wirtschafiszweigen Kalabriens in tsd, (Jahresdurchschnitt) 


Landwirtschaft Industrie Diensil. Öff. Verw. Total 
1970 204,3 188,6 136,4 75,2 604,5 
1971 214,1 168,9 137,0 79,2 599,2 
1972 201,0 160,9 138,6 88,6 589,1 
1973 185,0 161,9 138,2 93,2 578,3 
1974 170,8 163,5 144,3 96,0 574,6 
1975 164,5 165,5 147,2 99,4 576,4 
1976 174,4 163,2 151,2 100,6 589,4 
1977 177,3 163,6 154,4 101,9 597,2 
197711970 -27,0 -25,0 +18,0 +26,7 -7,3 


Quelle: ISTAT (1979) 


Aus der Tabelle 2 kann man den Schluß ziehen, daß sich die produktive Basis der Region in 
den Jahren nach der Revolte nicht erhöht, sondern im Gegenteil noch vermindert hat. Ka- 
labrien hat sich nicht industrialisiert, sondern weiter terziarisiert, und zwar in einem unge- 
sunden, chronischen Ausmaß. Dies bedeutet, daß die staatliche Industrialisierungspolitik 
keine Resultate gezeitigt -besser: daß es sie gar nicht gegeben hat. Die staatliche Stahlin- 
dustrie hat in Kalabrien nicht zur Schaffung von Arbeitsplätzen beigetragen, und die 
staatlich geförderte Privatindustrie des Textil- und Chemiebereichs ist, nachdem sie die 
entsprechenden öffentlichen Subventionen eingesteckt hat, in der Regel sehr schnell wie- 
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der bankrott gegangen. Darüber hinaus hat die internationale Stahl- und Eneigiekrise ge- 
tade die beiden Sektoren getroffen, auf denen die neue kalabresische Ökonomie beruhen 
. sollte. Der Industrialisterungsplan war - betrachtet man ihn vom heutigen Resultat her - 
eine Farce, war heiße Luft, die über Kalabrien wehte. Dazu zwei anschauliche Beispiele: 
Fall a): Dem, der die Ebene von Gioia Tauro, Standort des imaginären Stahlzentrums an 
der Küste des Thyrrhenischen Meeres, besucht, bietet sich ein absurdes Schauspiel: hinter 
einer unvermittelt in der Gegend stehenden, gigantischen Hafenmauer, an deren Verlän- 
gerung ins Unendliche man noch fleißig arbeitet (denn dies ist das einzige große öffentli- 
che Arbeitsprogramm, das sich auf absehbare Zeit in dieser Gegend bieten wird), grasen 
Kühe auf einer von Planierraupen eingeebneten mondähnlichen Kraterlandschaft (Pro- 
duktionskosten: 400 Mill. DM), die eine Agrikultur nun nicht mehr und eine moderne In- 
dustrie wohl nie beherbergen wird. Fehlplanungen dieses Ausmaßes, eine derart sinnlose 
Zeıstörung und Vergeudung gesellschaftlichen Reichtums, haben wohl nicht einmal jene 
Länder hervorgebracht, die wir als Spezialisten auf diesem Gebiet kennen. Die Ereignisse 
geben nachträglich fast dem kalabtesischen Agrarblock recht, dessen Einstellung zum 
Stahlwerk Ferraris mit den Worten zitiert: »Wir wüßten nicht, wo in der Provinz Reggio ein 
solcher Komplex sinnvollerweise errichtet werden könnte (...), wenn man nicht die Oliven- 
und Agrumenpflanzungen der Giota-Ebene zerstören will (was ein wahres Verbrechen wä- 
re)« (Ferraris, 1972, 38). Freilich hat der Agrarblock und die mit ihm verbundene kalabresi- 
sche Mafia es verstanden, aus diesem »Verbrecheng, als die erste Phase nicht mehr abzu- 
wenden war, auch noch fleißig Geld zu ziehen, bevor das Projekt dann endgültig versandet 
wurde. 

Fall b): Das Chemiewerk der »Liquidchimica« 20 km südlich von Reggio ist umweltfreund- 
lich. Kein dicker Rauch verpestet die Luft, keine übelriechenden Abgase verseuchen die 
Umgegend. Aber was Wunder? Die Anlage wurde wenige Wochen nach Inbetriebnahme 
stillgelegt, weil den von ihr erzeugten Produkten, Bioproteine für Viehfutter, eine krebser- 
zeugende Wirkung nachgewiesen wurde. Der Traum vom industriellen Dasein war damit 
gestorben. Die frischgebackenen Arbeiter wurden wieder zu Arbeitslosen und die »Kathe- 
dralen in der Wüste« zu Ruinen. 

Kann man daher sagen, daß die erse Industrialisierungswelle der 60er Jahre, die in Südita- 
lien zur Entstehung einer modernen, wenn auch insgesamt marginalen Großindustrie ge- 
führt hat, an Kalabrien vorbeigegangen ist, ohne auch nur eine Spur zu hinterlassen, so 
stellt sich am Ende der 70er Jahre heraus, daß mit der Nichtverwirklichung der Pläne, die 
im Gefolge der Revolte ausgearbeitet wurden, die Industrialisierungspolitik zum zweiten 
Male gescheitert ist, und zwar völlig. Hält man sich vor Augen, daß es in Kalabrien heute 
ungefähr 300000 Arbeitslose gibt, davon ca. 70000, die auf eine erste Anstellung warten, 
und 200000 Unterbeschäftigte, so kann man sagen, daß sich die soziale Situation gegen- 
über Mitte der 70er Jahre in manchen Aspekten sogar verschlechtert hat. Die wirtschaftli- 
che Bilanz Kalabriens dieser 10 Jahre ist extrem negativ. Kalabrien stellt an der Schwelle 
der 80er Jahre immer noch einen der unterentwickeltsten Teile Italiens und mehr ein passi- 
ves als ein aktives Element der kapitalistischen Akkumulation dar. Seine industrielle Phy- 
siognomie, auf die wir im folgenden noch ausführlich zu sprechen kommen werden, erin- 
nert mehr an eine Region der Dritten Welt alsan ein hochentwickeltes Industrieland. Den- 
noch ist Kalabrien ein integraler Bestandteil des italienischen Kapitalismus und gerade die- 
se Tatsache gibt zu denken. 
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(2) Das kalabresische Paradoxon 


Offenbar sind in Kalabrien nicht nur Faktoren abwesend, die eine industrielle Entwicklung 
anregen, sondern Momente anwesend, die eine solche verhindern. Kalabrien hat sich nicht 
einfach nicht entwickelt, sondern die Unterentwicklung wurde - so unsere These - bewußt 
produziert. Aber wie produziert man Unterentwicklung und wer zieht welchen Nutzen aus 
ihr? Die ökonomische Nicht-Entwicklung hat offensichtlich nichtökonomische, politische 
Gründe, oder genauer: Gründe des sozialen Gleichgewichts, der politischen Herrschaft 
und der sozialen Kontrolle. Es erscheint daher angebracht, die ökonomische Analyse an 
dieser Stelle nicht weiterzuführen und auf die politische Ebene überzuwechseln, um an- 
hand von Wahlergebnissen zu untersuchen, wie sich die Fähigkeit der politischen Parteien, 
Konsens unter der kalabtesischen Bevölkerung zu finden, in den 10 Jahren seit 1970 ent- 
wickelt hat. 

Zunächst ist klar, daß sich die Wahlergebnisse in Italien je nach den verschiedenen Landes- 
teilen erheblich voneinander unterscheiden und daß die kalabresischen Resultate innerhalb 
dieses Gesamtspektrums gelesen werden müssen. Aus der Tabelle 3, die die Ergebnisse der 
Provinzialwahlen vom 8. Juni 1980 territorial aufgliedert (bei den Regionalwahlen des 8. 
Juni wurden die Regional-, Provinzial- und Kommunalverwaltungen der großen Mehrzahl 


Tabelle 3: Provinzialwahlen vom 8. Juni 1980 


Italien Nord Mitte Süd Inseln 
DC 36,0 36,2 30,8 36,5 40,4 
PCI 31,1 31,8 42,4 26,3 - 22,8 
PSI 43,3 13,2 12,2 14,2 13,6 
MSI 6,2 4,1 5,0 10,7 8,1 
PSDI 5,4 5,4 4,1 6,2 5,3 
PRI 3,4 3,2 3,4 3:3 4,9 
PLI 3,0 3,8 1,5 2,0 2,9 
PdUP 0,3 0,6 — _ _ 
DP — 0,5 0,6 0,5 0,3 


Quelle: La Repubblica vom 12.6.1980 

DC: Christdemokratische Partei; PCI: Kommunistische Partei Italiens; PSI: Sozialistische Partei Ita- 
liens; MSI: faschistische Partei; PSDI: sozialdemiokrarische Partei; PRI: republikanische Partei; PLI: li- 
berale Partei; PdUP: Partei der prolerarischen Einheit; DP: Democrazia Proletaria. 


der italienischen Regionen, Provinzen und Kommunen neu gewählt), kann man leicht er- 
kennen, daß die DC die Partei der landwirtschaftlichen Gebiete und des Südens ist, wäh- 
trend sich die KPI zur Partei der »roten Regionen« der Mitte und der großen Städte von Tu- 
rin bis Neapel (aber nur bis dort!) entwickelt hat. Das ungünstigste Wahlresultat erzielte 
die KPI auf den Inseln und besonders in Sizilien, wo ihr politisches Gewicht in vielen Fäl- 
len auf die eines reinen Beobachters des sozialen Szenariums reduziert scheint. Die PSI 
hingegen erzielte ihr bestes territoriales Ergebnis im Süden, wo auch die MSI besonders 
stark ist. 
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Tabelle 4: Regionalwahlen vom 8. Juni 1980 


Italien Kalabrien Prov. Reggio') 
DC 36,8 41,2 44,7 
PCI 31,5 24,2 23,2 
PSI 125% 16,5 11,9 
MSI 5,9 7,1 9,2 
PSDI 5,0 5,8 3,0 
PRI 3,0 2,4 2,3 
PLI i 2,7 0,8 0,7 
PdUP 1,2 12 1,8 
DP 0,9 1,1 .- 
Rest 0,3 3 1,8 


Quelle: La Republica vom 11.6.1980 
‘) Resultate der Paramenstwahlen 1979 


Damit sind die großen Linien vorgegeben. Wenn wir jetzt die Ergebnisse der Regionalwah- 
len vom 8. Juni zwischen Italien und Kalabrien (und der Provinz Reggio di Calabria, die 
aber aufgrund der unterschiedlichen Bezugsbasis nur begrenzt vergleichbar ist) untersu- 
chen, so können wir drei Momente festhalten. Erstens liegen die Rechtskräfte (DC und 
MSI) weit über dem Landesdurchschnitt und auch über dem Durchschnitt Süditaliens (oh- 
ne Inseln) und sind in der Provinz Reggio besonders stark vertreten. Zweitens übersteigt 
auch die PSI bei weitem ihren Durchschnittswert und errreicht in Kalabrien mit 16,5% das 
beste Resultat von allen italienischen Regionen (vor der Lombardei mit 14,5% und Pie- 
monte mit 14,2%). Zu diesem außerordentlichen Ergebnis hat nicht die Provinz Reggio 
beigetragen, wo die PSI sogar unter dem Landesdurchschnitt liegt, sondern das Resultat 
der beiden anderen kalabresischen Provinzen Cosenza und Catanzaro, in denen sich die 
Partei über die neue kalabresische Universität erhebliche Machtpositionen verschaffen 
konnte. Drittens schließlich liegt die KPI weit unter dem nationalen Durchschnitt und nä- 
hert sich in der Provinz Reggio beinahe »sizilianischen Dimensionen«. 


Tabelle 5: Ergebisse der Regionalwahlen in Kalabrien 


1970 1975 1980 
DC 39,7 39,5 41,2 
PCI 23,2 25,2 24,2 
PSI 14,1 14,7 16,5 
MSI 12,2 8,3 7,1 
PSDI 5,1 5,3 5,8 
PRI 41 3,0 2,1 
PLI 2,7 1,3 0,8 
PdUP R 2,7 1,2 
DP 8 en 1,1 
PSIUP 3,9 - z 


Quelle: Rinascita, verschiedene Jahrgänge 
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Betrachten wir als letztes die Wahlergebnisse Kalabriens im Zeitablauf (vgl. Tabelle 5). Es 
fällt auf, daß die DC 1975, während des »großen Sprunges nach vorn« der KPI, der in Kala- 
brien allerdings äußerst bescheiden ausfiel, nur einen leichten Rückgang erlitt und 1980 
das Wahlergebnis von 1970 um einiges übersteigen konnte. 

In den 10 Jahren seit der Revolte ist demnach nicht einmal eine Tendenz feststellbar, die 
auf eine Auflösung der Hegemonie der DC und auf ein relevantes Vorrücken der kommu- 
nistischen Parteien hindeuten würde. Das politische Spiel machen die Rechtskräfte und die 
Parteien der Regierungskoalition unter sich aus, und die KPI kann heute nicht einmal die 
Hoffnung hegen, eine bedeutsame Rolle im politischen Leben Kalabriens zu spielen. Die 
kalabresische Regionalwahl von 1980 ist aber noch unter einem anderen Gesichtspunkt in- 
teressant: Kalabrien verzeichnete - wenn man von der kleinen Region Molise absieht - mit 
76,7% die geringste Wahlbeteiligung aller italienischer Regionen (Landesdurchschnitt 
87,7%). Und nicht nur das. Mit 6,9% ungültiger (von allen abgegebenen) Stimmen 
nimmt Kalabrien auch hier einen zweiten Platz ein (nur in Piemonte lag der Prozentsatz 
mit 7,9% noch höher) und übersteigt den Landesdurchschnitt von 5,3% erheblich. 
Nimmt man nun an, daß sich in Wahlenthaltung und ungültiger Stimmabgabe eine er- 
hebliche Portion von Gleichgültigkeit, Mißtrauen und Protest ausdrückt, so ergibt sich, 
daß diese Gleichgültigkeit gegenüber dem politischen System in Kalabrien überducch- 
schnittlich hoch ist und daß es der KPI nicht gelungen ist, diese Proteststimmen auf sich zu 
vereinigen. Alles deutet darauf hin, daß das Verhältnis von Bevölkerung und politischen 
Institutionen in dieser Region besonders gestört ist. 

Dieses Panorama der politischen Parteien und ihrer relativen Gewichte scheint uns an die- 
ser Stelle nur an einem Punkt entschlüsselbar zu sein, nämlich dort, wo es um die außerge- 
wöhnliche Stärke der PSI geht. In Kalabrien ist die Praxis der Mitte-Links-Regierungen 
(Koalition von DC und PSI) praktisch nie unterbrochen worden. Die PSI stellt hier einen 
perfekten Bestandteil des lokalen Machtsystems dar und sie weiß die Praxis des Klientelis- 
mus fast besser - d.h. übler -zu praktizieren als die DC. So gesehen verfügt der regierende 
Machtblock in Kalabrien (wenn man von den kleinen’ Komplementärparteien PSDI und 
PRI absieht) über gute 57,7% der Stimmen (DC 41,2% ; PSI 16,5%), während die gleiche 
Kombination, die derzeit auch in Rom die Regierung stellt, nur 49,5% der Stimmen auf 
sich vereinigt hat. Insgesamt fällt es schwer, die kalabresische und überhaupt die süditalie- 
nische PSI zum Lager der Linksparteien zu rechnen, auch wenn der Führer der PSI in Co- 
senza, Giaccomo Mancini,' auf nationaler Ebene zum linken Oppositionsflügel gegen die 
sehr erfolgreiche, aber sehr wenig sozialistische Politik des derzeitigen Parteisckretärs Betti- 
no Craxi gehört. In Wirklichkeit fungiert die PSI nicht weniger als die DC als Repräsentant 
der offiziellen, korrupten, auf Machterhaltung orientierten Politik!. Wenn die DC im Sü- 
den stark ist, so ist auch die mitregierende PSI im Süden stark, weil sie die gleichen Mecha- 
nismen und Praktiken benutzt wie die eıstere. 

Sehen wir im Folgenden von der PSI ab und beschränken wir uns auf die DC. Ihr großes 
Gewicht, ihre außerordentliche Verankerung im Mezzogiorno und in Kalabrien macht 
stutzig. Wie ist es möglich, daß die DC, die allgemein als Hauptschuldiger der verbreiteten 
Misere bekannt ist, nicht nur ihr politisches Gewicht nicht eingebüßt hat, sondern in den 
vergangenen zehn Jahren noch leicht steigern konnte? Wie kommt es, daß die kalabresi- 
sche Bevölkerung immer erneut eine Partei wählt, die ihr permanent nur Unglück gebracht 
hat, gegen die sie rebellierte, die nicht gut administriert und sich nicht um die Entwick- 
lung der Region kümmert? Warum verlagern sich die Wählerstimmen nicht auf jene Par- 
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teien, die erklärtermaßen für die Überwindung der Unterentwicklung eintreten und dazu 
nicht nur mehr oder weniger realistische Programme vorlegen, sondern auch ernsthaft 
Kämpfe und Auseinandersetzungen führen, also auf die Parteien links von der PSI? 

Im vorigen Abschnitt haben wir gesehen, daß sich in Kalabrien ökonomisch nichts verän- 
dert hatte, und jetzt müssen wir feststellen, daß auch politisch alles beim alten geblieben 
ist. Diese Situation scheint auf den ersten Blick hochgradig paradox zu sein. Gewöhnlich 
würde man annehmen, daß sich die Unzufriedenheit der Bevölkerung in erster Linie gegen 
jene Partei richtet, die für das kalabresische Desaster verantwortlich zeichnet und sich in ei- 
nem Verlust von Konsens und Wählerstimmen ausdrückt. Dies ist in Realität jedoch nicht 
der Fall. Offensichtlich schließen sich ökonomische Unterentwicklung und christdemokra- 
tische Herrschaft nicht aus, sondern ergänzen sich komplementär. Offensichtlich wird die 
politische Schlacht nicht von der Partei gewonnen, die das glaubhafteste gesellschaftliche 
Projekt vorlegt, sondern von der, die die Kräfte des Gegners am besten zeısetzen kann, wie 
Tronti (1980) unlängst festgestellt hat. Die DC zieht aus der süditalienischen Stagnation 
Vorteile, aber wie macht sie das? 


(3) Marginale Arbeiterklasse und Staat 


Politisch-ideologische oder kulturelle Gründe allein können keine erschöpfende Antwort 
geben, zumal Macht und Einfluß der Kirche einem ungebrochenen Erosionsprozeß unter- 
liegen und die Möglichkeit der DC, einen aktiven Konsens unter den katholischen Volks- 
‚strömungen zu schaffen, der nur auf diesen Elementen basiert, immer begrenzter wird. 
Unserer Meinung nach spielen hier erneut ökonomische Prozesse eine entscheidende Rolle. 
Dies bedeutet, daß wir uns wieder auf die wirtschaftliche Ebene zurückziehen und die Be- 
antwortung der aufgeworfenen Frage für einen Augenblick vertagen müssen, um zunächst 
das soziale Umfeld zu erkunden, in dem die DC operiert. 

Kalabrien - und überhaupt ganz Süditalien - hat nach dem 2. Weltrieg eine starke Redi- 
mensionierung des landwirtschaftlichen Sektors erfahren. Die in der Landwirtschaft be- 
schäftigte Bevölkerung des Mezzogiornos verminderte sich von 1951 bis 1970 um ca. 1,9 
Mill. Personen. Die Bauern verließen ihre Felder und Gehöfte, um entweder in den Nor- 
den Italiens oder ins Ausland zu emigrieren, oder in der Hoffnung, in den Städten des Sü- 
dens eine bessere soziale Stellung zu erlangen. Es vollzog sich ein Prozeß der Landflucht 
und der Urbanisierung, der zu einer relativen Entvölkerung ganzer Gebiete des Mezzogior- 
nos und zu einem abnormen Wachstum der meridionalen (d.h. süditalienischen) Stadt 
führte. Während die Wohnbevölkerung der Region Kalabrien zwischen 1961 und 1971, 
um 4,02% abnahm, die der Provinz Reggio die Calabria sogar um 7,1%, wuchs die Bevöl- 
kenung der drei Provinzhauptstädte (Cosenza, Catanzaro, Reggio die Calabria) um 
14,41% (Becchi Collidä 1976, 44). Was geschah mit diesen ehemaligen Bauern in den 
Städten des Südens? Ihre Proletarisierung hätte sicherlich vorausgesetzt, daß sich die Be- 
schäftigung im industriellen Sektor des Mezzogiornos in dem gleichen Rhythmus auswei- 
tet, wie die Landwirtschaft Arbeitskräfte freisetzt. Dies war aber auch nicht annähernd der 
Fall. Die Beschäftigung in der Industrie im engen Sinne (ohne Baugewerbe) erhöhte sich 
von 1950 bis 1970 nur um nichtige 197000 Arbeitskräfte (Graziani 1979, 19). Und wäh- 
trend die Bevölkerung Reggio die Calabrias von 1951 bis 1971 um 15,74% zunahm, erhöh- 
te sich die Beschäftigung in Industrie und Baugewerbe nur um 5,81% und sank der Be- 
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schäftigungsgrad von 30,1% auf 26,4% (Becchi Collidä 1976, 51). Auch wenn man die 
Emigration »biblischen Ausmaßes« in Rechnung stellt, verblieben von den ursprünglich 
1,9 Mill. Personen, die die Landwirtschaft des Südens verließen, noch etliche Hunderttau- 
send, die die städtischen Zentren des Mezzogiornos auffüllten und überfluteten. 


Tabelle 6: Beiträge zusammengefaßter Wirtschaftsbereiche zur Bruttowertschöp fung 1977 (in v,H.) 


Landw. Industrie Dienst. Öff: Verw. Tod 
Italien 8,3 38,9 41,2 11,6 100,0 
Nord/Mitte 6,4 41,9 41,6 10,1 100,0 
Süd 14,3 29,3 39,8 16,6 100,0 
Kalabrien 18,0 22,0 39,3 20,7 100,0 
Prov. Reggio . 20,2 18,0 42,1 19,5 100,0 


Quelle:G. Tagliacarne (1979, 36ff.) 


Aus Tabelle 6 ergibt sich, daß in Süditalien - und ganz besonders in Kalabrien - eine über- 
proportionale, unverhältnismäßige Ausdehnung des terziären Bereichs festzustellen ist, zu 
der insbesondere - aber keineswegs ausschließlch - die bürokratischen Apparate des Staates 
beigetragen haben, und daß es vermutlich diese Sektoren waren, die den landflüchtigen 
Bauern ein wenn auch zweifelhaftes Auskommen ermöglichten. 

Das Mißverhältnis zwischen einer zu kleinen produktiven Basis und einem auswuchernden, 
mehr oder weniger unproduktiven Dienstleistungsbereich wird auch durch die folgenden 
Zahlen belegt. 1971 arbeiteten von den insgesamt 166000 in Industrie und Handel be- 
schäftigten Personen Kalabriens nur gut 40000 (25%) in der verarbeitenden Industrie, da- 
für aber 20000 (12%) im Baugewerbe, ebenfalls 20000 im Sektor Transport und Kommu- 
nikation und 64000 (38,5%) im Handel, davon 45000 (27,0%) im Einzelhandel (ISTAT 
1971). Der Einzelhandel beschäftigt also mehr Arbeitskräfte als die gesamte verarbeitende 
Industrie und ist neben der Öffentlichen Verwaltung und dem Baugewerbe der Schwamm, . 
der die städtische Arbeitslosigkeit aufsaugt. 

Bisher haben wir gesehen, daß in Kalabrien die Industrie überdurchschnittlich schwach 
vertreten ist. Jetzt geht es darum, diese wenige Industrie einmal näher zu untersuchen, um 
Aufschluß darüber zu erhalten, welcher Typ von Arbeiterklasse in ihr beschäftigt wird. Da- 
zu dient Tabelle 7, die die Betriebsgrößen des Nord/Westen Italiens denen des Mezzogior- 
nos und Kalabriens gegenüberstellt. 


Tabelle 7: Beschäftigte in der verarbeitenden Industrie nach Beschäftigtengrößenklassen 
(in v.H.) 1971 


Nord/ West Süd Kalabrien 
1-9 15,6 46,4 62,9 
10-249 43,3 32,9 27,4 
250-999 19,5 11,3 9,7 
über 1000 21,5 9,4 - 
total 100,0 100,0 100,0 


Quelle: ISTAT (1971) 
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Aus den Daten ergibt sich, daß Kalabrien dasjenige Gebiet ist, das die unterentwickeltste 
Industriestruktur ganz Süditaliens aufweist. Unteischeidet sich der Produktionsapparat des 
Mezzogiornos ganz erheblich von dem des industriellen Dreiecks um Turin, Mailand und 
Genua, so reproduziert sich diese Schere noch einmal innerhalb des Mezzogiornos zwi- 
schen Kalabrien und den anderen Regionen desselben. 
In Kalabrien gibt es nicht nur unterdurchschnittlich wenige Industriearbeiter, fehlt nicht 
nur eine moderne Großindustrie, sondern die vorhandene Arbeiterklasse zersplittert sich 
zudem nöch auf viele kleine und kleinste Produktionseinheiten. Diese Arbeiter der Klein- 
industrie leben oft - wenn nicht überwiegend - in unstabilen, unabgesicheiten, kurz pre- 
kären Arbeitsverhältnissen, werden untertariflich bezahlt, machen keine gewerkschaftli- 
chen Forderungen geltend und befinden sich in einem persönlichen Abhängigkeitsverhält- 
nis zum Arbeitgeber. Aufgrund der Abwesenheit besser bezahlter, stabilerer Arbeitssitua- 
tionen haben sie ein mehr oder weniger starkes Interesse daran, daß ihre Situation über- 
mässiger Ausbeutung erhalten bleibt, wodurch sich eine Art Komplizenschaft zwischen 
Kleinunternehmer und Arbeiter herausbildet, da die Beschäftigung des zweiten nur fort- 
dauern kann, wenn dem ersteren ein wirtschaftliches Überleben ermöglicht wird (Pizzorno 
1974, 327 £.). Da die Kleinindustrie oftmals von dem Wohlwollen der öffentlichen Macht 
abhängig ist, bildet die Komplizenschaft die Basis für eine mehr oder weniger direkte Ein- 
flußnahme der regierenden politischen Parteien auf die prekär Beschäftigten und es bildet 
sich eine Art Zwangsbündnis von Mittelschichten, besonders industrieller Kleinbourgeot- 
sie, die auf die extensive Ausbeutung der Arbeitskraft setzt, und den von ihr abhängigen 
Beschäftigten heraus (Farneti 1976, 71). Dies bedeutet - und jetzt nähen wir uns rapide 
den politisch-ideologischen Konsequenzen dieser ökonomischen Betrachtungen - daß in 
Kalabtien nicht nur eine in Bezug auf den Norden numerisch reduzierte Arbeiterklasse be- 
steht, sondern überhaupt ein anderer Typ von Arbeiterklasse. Das Problem ist nicht nur . 
quantitativ, sondern zuerst qualitativ. Dominiert im Norden eine stabile Arbeiterklasse 
mit Beschäftigungsgarantie, tariflichen Arbeitsbedingungen und geweıkschaftlicher 
Kampfkraft, so kann in Kalabrien von einer großindustriellen, modernen, ‚Baditionshe: 
wußten Arbeiterklasse gar keine Rede sein. 
Das, was es in Kalabrien gibt, ist die Reinform einer marginalen Arbeiterklasse. Unter mar- 
ginaler Arbeiterklasse verstehen wir die Gesamtheit der Arbeitskräfte, die in kleinen, »mar- 
ginalen« Produktionseinheiten beschäftigt ist, die Haus-, Kinder-, Saison- oder Gelegen- 
heitsarbeit verrichtet, die unterbeschäftigt ist, die zusätzlich ein integratives Einkommen 
aus landwitrschaftlicher Tätigkeit bezieht, die als Lehrling, zeitweise oder auf Probe ange- 
‚stellt ist, die möglicherweise auch auf Dauer arbeitet, aber nicht in der Rechnungsführung 
erscheint, die allgemein außerhalb tarifvertraglicher Vereinbarungen arbeitet (Paci 1973, 
281 ff.}. Diese marginale Arbeiterklasse unterscheidet sich von der stabilen außer durch ih- 
te unabgesicherte Arbeitssituation auch durch Qualifikations- und natürlich Lohnunter- 
schiede. Es ist klar, daß diese unstabile Arbeiterklasse nicht territorial gebunden ist und 
etwa nur im Süden vorkommt. Die Kleinindustrie beispielsweise ist in ganz Italien über- 
mäßig stark vertreten, wenn auch mit erheblichen Abstufungen zum Norden hin. 
Während die staatliche Großindustrie in den meisten Regionen Südiraliens auch eine sta- 
bile Arbeiterklasse geschaffen hat, die in wenigen Industriepolen konzentriert ist und mit 
einer numerisch viel größeren marginalen Arbeiterklasse koexistiert, ist in Kalabrien die 
marginale Arbeiterklasse die einzig existierende. Was Wunder also, wenn die Bildung von 
Klassenbewußtsein hier nur unendlich langsam vor sich geht bzw. durch gewisse Fehler der 
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Linken gleich wieder verschüttet wird. Was Wunder, wenn die Gewerkschaften in diesem 
Teil Italiens nicht vor Kraft strotzen. Im Verlaufe der italienischen Geschichte hat sich zu- 
dem gezeigt, daß diese marginale, von ständiger Arbeitslosigkeit und materiellem Elend 
bedrohte Arbeiterklasse tendenziell nach rechts tendiert oder sich zumindest einer dauer- 
haften Organisierung seitens der Linksparteien verschließt. Während der Revolte von Reg- 
gio wurde sie sogar von den Kräften des außerparlamentarischen Faschismus hegemonisiert. 
Es bestätigt sich somit die Erkenntnis, daß eine Situation sozialer Disgregation im allge- 
meinen kein geeignetes Terrain für eine wirkungsvolle Aktion kommunistischer Kräfte ab- 
gibt. Wer ökonomischen Mangel leidet, ist politisch erpreßbar. Und in Kalabrien ist die 
politisch-ökonomische Erpressung Tagesgeschäft. 

Zusammenfassend kann über die Wirtschafts- und Sozialstruktur gesagt werden, daß eine 
zerfallende Landwirtschaft, verbunden mit dem Nichtvorhandensein einer modernen Groß- 
industrie, die die freigesetzten Arbeitskräfte des ersten Sektors hätte langfristig und stabil 
aufnehmen können, zur Bildung einer marginalen Arbeiterklasse und zu einem überpro- 
portionalen Anwachsen urbaner und bürokratischer Mittelschichten führt, was zusammen- 
genommen die Voraussetzung / das Umfeld für einen bestimmten Typ von Politik abgibt, 
mit dem die DC ihre Macht reproduziert. Mittelschichten und marginale Arbeiterklasse 
sind aufgrund der wirtschaftlichen Situation, in der diese Kategorien leben, unter Hege- 
moniegesichtspunkten tendenziell an den herrschenden Machtblock anschließbar, sind 
tendenziell eine Quelle von Konsens um die DC. Andersrum gesagt benutzt die DC gera- 
de diese Schichten der meridionalen Gesellschaft, um ihre Hegemonie aufrechtzuerhalten 
und ihre Zentralität zu festigen. Die Mechanismen, die sie dabei anwendet, sollen in den 
nächsten Abschnitten untersucht werden. 


(4) Die Politik der sozialen Kontrolle 


Wir wollen jetzt die Ausgangsfragestellung des vorigen Kapitels wieder aufnehmen und 
fragen, wie die DC das Wunder vollbringt, das Land einerseits völlig herunterzuwirtschaf- 
ten und andererseits doch die relevanten Wählerstimmen an sich zu ziehen. Jetzt wird der 
Blickwinkel der Analyse verändert und gefragt, wie sich eine politische Partei - die DC - in 
einer Situation ökonomischer und sozialer Disgregation oder zumindest Marginalität be- 
wegt. 

Durch die Okkupation der zentralen und periphären Staatsapparate, über die Besetzung 
wichtiger Schaltstellen ökonomischer Macht und eine kapillare Durchdringung gesell- 
schaftlich relevanter Institutionen hat die DC ein regelrechtes Machtsystem aufgebaut. 
Diese Fusion staatlicher und ökonomischer Macht in den Händen einer politischen Partei, 
dieser private Unter-Staat der DC, organisiert sich unterhalb der Schwelle verfassungsmäßi- 
ger Organisation und außerhalb der offiziell kontrollierbaren oder demokratisch legitimier- 
ten Kanäle. Es ist in Wirklichkeit ein kompliziertes Geflecht staatlicher, kultureller, ideo- 
logischer, sozialer und ökonomischer Institutionen, eine potente Machtzusammenballung, 
und ist als solches das wesentlichste Instrument der christdemokratischen Konsensgewin- 
nung. Die DC verfügt, wenn man sich jetzt auf die wirtschaftlichen Mechanismen be- 
schränkt, die ich in diesem Zusammenhang für entscheidend halte, über drei wesentliche 
Machtinstrumente: über die Verteilung der Staatsausgaben, über Zuweisung der Kredit- 
mittel und über die Erteilung bzw. den Entena von Lizenzen, Betriebserlaubnissen und 
Genehmigungen aller Art. 
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Tabelle 8: Beitrag der Öffentlichen Haushalte und der Sozialversicherungsträger zum Bruttoinlands- 
brodukt (in v.H.) 


Öffentliche Haushalte Sozialversicherungsträger 
1971 1973 1971 1973 
Italien 46,3 46,4 14,3 15,2 
Nord/Mitte 41,9 41,5 14,0 14,5 
Süd 59,7 61,4 16,0 17,5 
Kalabrien - 73,6 = 20,2 


Quelle:E. Reyneri (1978, 285£f.) 


Das ungewöhnlich hohe Gewicht der Staatsausgaben in Süditalien und Kalabrien (vgl. Ta- 
belle 8) begründet eine außerordentliche Macht dessen, der über die konkrete Verteilung 
dieser Mittel zu entscheiden hat, nicht nur auf nationaler, sondern auch auf regionaler und 
lokaler Ebene. Die These ist, daß die DC diese Ressourcen für eine Poltik der sozialen Kon- 
trolle benutzt, worunter wir ein Politikmodell verstehen, das einen unterentwickelten und 
disgregierten Gesellschaftskörper nicht aus der Unterentwicklung und Disgregation her- 
ausführt, sondern ihn konserviert und ihn über ein weitverzweigtes System von Unterstüt- 
zungszahlungen - besonders an einzelne Familien - befriedet. Das Hauptziel dieser Politik 
besteht darin, die Individuen zu vereinzeln, soziale Spannungen durch ökonomische 
Trostpflästerchen zu entschärfen und den einzelnen Personen nicht eine produktive Ar- 
beit, sondern ein staatlich vermitteltes Einkommen zu gewähren. Diese Politik bietet den 
Vorteil, die begünstigten Personenkreise an die regierenden Parteien zu binden, die jetzt 
als Wohltäter und Retter in der Not auftreten, und zu verhindern, daß sich das verbreitete 
Unbehagen und die latente Rebellionshaltung gegen diese Parteien selbst richtet. 

Diese Politik hat zur Folge, daß sich in Italien ein im internationalen Vergleich äußerst un- 
günstiges Verhältnis von staatlichen Transferzahlungen und öffentlichen Investitionen her- 
ausgebildet hat (dazu ausführlich Cavazutti 1978, 79 ff.), wobei Beihilfen, Renten, Pen- 
sionen und Unterstützungszahlungen aller Art an Einzelpersonen eine herausragende Posi- 
tion im Budget einnehmen. In der Struktur des italienischen Staatshaushaltes spiegelt sich 
das wieder, was gemeinhin unter dem Namen »Assistenzialismus« bekannt ist. Gemeint ist 
damit eine staatliche Fürsorgepolitik, die einzelnen Kategorien oder Personengruppen Ein- 
kommen welcher Art auch immer zukommen läßt, weil eine Einkommenserzielung aus 
produktiver Tätigkeit wegen der wirtschaftlichen Gesamtlage nicht möglich ist bzw. weil 
der Staat ein politisch-ideologisches Interesse an der Unterstützung dieser Kategorien hat, 
ohne daß diese Peısonen eine entsprechende Gegenleistung bringen oder in der Vergan- 
genheit gebracht hätten. - Bezüglich der Bevölkerung spricht man von Assistenzialismus, 
wenn man eine Erwartungshaltung charakterisieren will, die sich etwa in dem Satz zusam- 
menfassen läßt: »Warum soll ich eine Arbeit suchen, wenn ich ein (staatlich vermitteltes) 
Einkommen erhalten kann«. Assistenzialismus bedeutet eine unproduktive Verausgabung 
staatlicher Ressourcen und eine Unterstützung / Belebung der internen Nachfrage beson- 
ders in jenen Gebieten, in denen ein wirtschaftliches Überleben und eine soziale Stabilität 
ohne einen Ressourcentransfer seitens der öffentlichen Hand nicht möglich wäre. 

Die gleichen Überlegungen, die wir über die Staatsausgaben angestellt haben, gelten prak- 
tisch auch für die beiden anderen Mechanismen christdemokratischer Machterhaltung, für 
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Kreditvergabe und Genehmigungsprozeduren. Hält man sich vor Augen, wie nicht nur in 
Süditalien immense Kreditsummen versickern, ohne auch nur den geringsten ökonomi- 
schen Effekt zu zeitigen, so begreift man, daß das von der Christdemokratischen Partei 
organisierte System der Kreditverteilung nicht oder nur im geringen Ausmaß einem öko- 
nomischen Kalkül folgt und im wesentlichen ein wirkungsvolles Instrument darstellt, das 
eigene Machtsystem finanziell auszuzementieren. - Erteilung und Entzug von Genehmi- 
gungen und das Aussprechen von Verboten ist schließlich das Instrument der lokalen 
Macht, bis in die verwinkeltsten Gassen hinein auf die wirtschaftlichen und kommerziellen 
Aktivitäten Einfluß zu nehmen. - Das Instrument dieser gesamten Politik der ökonomi- 
schen Stagnation und sozialen Beherrschung ist - wie man nicht anders erwarten kann - 
der Klientelismus, auf den wir jetzt etwas ausführlicher eingehen wollen. 


(5) Was ist Klientehismus? 


Unter Klientelismus ist ein Mechanismus der Konsensbildung zu verstehen, der auf einem 
mehr oder weniger persönlichen Verhältnis von Wähler und zu Wählendem (Wahlkandi- 
dat; Repräsentant einer politischen Partei) beruht und einen Tauschakt von Wahlstimmen 
gegen wirtschaftlichen Vorteil begründet. Der Wähler gibt in diesem Fall nicht unbedingt 
jenem Kandidaten seine Stimme, dessen allgemeines Programm ihm aus politischen, ideo- 
logischen oder kulturellen Gründen am meisten überzeugt, sondern in erster Linie jenem 
Repräsentanten, durch dessen Aktion er im Fall einer Wahl konkrete persönliche Vorteile 
erwarten kann. Umgekehrt benutzt der Kandidat der Partei die ihm zur Verfügung ste- 
henden Kompetenzen und Ressourcen, die das entsprechende öffentliche Amt bietet, nicht 
für die allgemeinen und kollektiven Interessen der gesamten Wählerschaft, die er theore- 
tisch zu vertreten hätte, sondern gebraucht sie systematisch zu dem Zweck, sich einen 
Wählerstamm zu schaffen, zu erhalten und auszudehnen, der die Erlangung bzw. Erweite- 
tung seiner Machtposition garantiert. 

Der Klientelismus stellt ein Geflecht persönlicher Abhängigkeitsverhältnisse dar und fin- 
det seinen Utsprung in der örtlichen, lokalen Macht. Die Gesamtheit der Personen, die un- 
tereinander durch bestimmte Interessen verbunden sind, kann als eine »klientelare Grup- 
pe« bezeichnet werden. Die interne Struktur dieser Gruppe, die sich im wesentlichen auf 
drei Ebenen artikuliert, kann man sich - wie $. Tarrow ausgeführt hat - pyramidenartig 
vorstellen: an der Spitze befindet sich der Repräsentant der politischen Partei, der lokale 
Leader, der sich auch für die kleinsten und intimsten Probleme seiner Wählerschaft inter- 
essiert und sie zu lösen bereit ist; auf der zweiten Ebene fungieren sog. Schlüsselpersonen, 
die ganze Gruppen oder Kategorien von Wählern organisieren, wie Unternehmer, Vorsit- 
zende von Berufsvereinigungen, Prädsidenten wirtschaftlicher/gesellschaftlicher Organisa- 
tionen, Gewerkschafter, Bankleute etc. pp. Die dritte Ebene wird schließlich von der Masse 
der einfachen Wähler gebildet, die zumindest in den großen Städten mit dem politischen 
Führer gar nicht oder nur selten in Berührung kommen, während der Kontakt im Dorf und 
auf dem Land wesentlich direkter ist (Tarrow 1972, 302). 

Beispielsweise kann der Wahlkandidat dem arbeitslosen Wähler versprechen, daß er ihm 
im Fall seiner Wahl einen Platz in der Öffentlichen Verwaltung verschaffen oder ihm eine 
Pension/Unterstützung besorgen oder bei seinem Freund, dem Bauunternehmer/Landbe- 
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sitzer mit einem Empfehlungsschreiben vorstellig werden wird, auf daß er ihn als Bau-/ 
Landarbeiter einstellen möge etc. Als Gegenleistung verlangt er die Stimme dieses Wäh- 
lets, die offensichtlich Voraussetzung für die Verwirklichung des Versprechens ist. Dem 
Bauunternehmer/Landbesitzer kann er versprechen, daß er ihm öffentliche Bauaufträge/ 
Finanzierungen des landwirtschaftlichen Entwicklungskonsortiums organisieren wird, was 
aber nur gelingen kann, wenn er nicht nur die Stimme dieser Einzelperson und ihrer wahl- 
berechtigten Familienangehörigen, sondern im besten Falle auch die der von der Fir- 
ma/ dem Gut abhängigen Beschäftigten bekommt. Dem Vorsitzenden der Friseurinnung 
und dem Präsidenten des Kleinhändlervereins kann er versichern, daß er endlich für eine 
Besserstellung ihrer seit jeher ungerechterweise benachteiligten Berufsgruppe sorgen wird, 
wozu er aber die Stimmen des gesamten Verbandes braucht. Je umfangreicher der Zugang 
des Kandidaten zu solchen Schlüsselpersonen ist, desto größer sind seine Wahlchancen, 
und er kommt umso leichter an sie heran, desto größer seine ökonomischen Ressourcen, 
desto besser seine Verbindungen zu übergeordneten Staatsstellen, desto einflußreicher sei- 
ne »Freunde« und die »Freunde dieser Freunde« sind. Die Strukturen, in denen sie sich be- 
wegen, sind - wie man sieht - per se mafios. 

Die einfachen Wähler der dritten Ebene haben außer einer großen wirtschaftlichen Bedürf- 
tigkeit oftmals nichts als ihre Wahlstimme, die sie als Gegenleistung für den Erhalt einer 
öffentlichen Gabe offerieren können. Diese Stimme ist ihre einzige kümmerliche Waffe 
gegen eine Situation sozialer Armut und Demütigung, die sich periodisch, in den Wochen 
vor dem Wahltag, einsetzen läßt, wenn Lokalmatadoren und Stadtväter in mühseliger 
Kleinarbeit Listen derjenigen zusammentragen, die sie wählen müßten. Denn die Stimme 
verwandelt sich in eine Ware und erhält einen spezifischen Tauschwert. Sie gestattet es, et- 
was zu bekommen, was man sonst nicht erhalten könnte. Die parlamentarisch-republika- 
nische Verfassung, die Einführung des allgemeinen Wahlrechts, hat diesen Wählern so ein 
eigentümliches Geschenk gebracht: nicht die Fähigkeit, in geheimer Wahl über ihre politi- 
sche Vertretung zu entscheiden, sondern die Möglichkeit, an persönliche, oftmals lebens- 
wichtige Vorteile heranzukommen. Natürlich bringt die wirtschaftliche Unterenrwicklung 
auch kulturelle Unterentwicklung mit sich (unter kultureller Unterentwicklung verstehen 
wir nicht erwa eine Kulturlosigkeit oder eine niedrigere Kulturstufe, sondern einen ande- 
ren Typ von Kultur, der aber sicherlich mit Defiziten im Bildungsbereich gekoppelt ist), 
die den Gegner und Klassenfeind verschwimmen läßt und ihn oftmals in einen zweifelhaf- 
ten Freund verwandelt. Das demokratische System und der »demokratische Staat«?, der auf 
ihm trohnt, sind aufgrund des beschriebenen Mechanismuses weitgehend formal: die Wahl- 
entscheidung ist nicht autonome Äußerung eines freien Willens, sondern oftmals direkte 
Furcht ökonomischer Abhängigkeit. Demokratie wird in Süditalien kleingeschtieben, und 
über Selbstbestimmung sollte man gar nicht erst reden. 

Der Klientelismus der politischen Partei, den die DC nicht nur, aber doch mit besonderer 
Intensität in Süditalien pflegt, läuft de facto auf eine »Privatisierung des Staates« hinaus, 
auf die Verfolgung individueller, privater und damit partikularer Interessen in einem öf- 
fentlichen Amt. Die klientelare Besetzung des Staates muß so Auswirkungen auf die Ver- 
faßtheit des Staates selbst haben. Der Staatsapparat, auch der peripherste und untergeord- 
netste, wird zusammen mit seinen Einfluß- und Kontrollmöglichkeiten zu einer puren 
Pfründe, zu einem Fleischtopf, an dem sich eine häßliche Macht delektiert. Dies hat die lo- 
gische Konsequenz, daß die staatlichen Gelder nicht nach einer Logik ökonomischer Ratio- 
nalität (im kapitalistischen Sinne) eingesetzt werden, sondern nach der Parziallogik der 
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Machterhaltung des einzelnen Wahlkandidaten, der eigenen Parteifraktion oder - maxi- 
mal - der Gesamtpartei. 
“ Die Produktivität der Staatsausgaben kann in diesem Kalkül nicht mehr eine ökonomische 
Kennziffer sein, haben die größte Multiplikatorwirkung doch jene Ausgabenarten (wenn 
man einmal einen »politischen Multiplikator« zugrundelegen will), die genau definierten 
Personenkreisen zufließen, und die niedrigste jene, die einer abstrakten Allgemeinheit, 
»der Stadt«, »der Kommune« oder »der Region« zugutekommt, sich aber nicht in Macht- 
größen amortisiert. Es handelt sich also um eine Degeneration der Staatsausgaben, wenn 
man sie unter dem Gesichtspunkt der Entwicklung der Gesamtgesellschaft betrachtet, und 
um eine äußerst rationale Verwendung derselben, wenn man sie als eine Funktion der poli- 
tischen Herrschaft und der sozialen Kontrolle sieht. Weiter handelt es sich um eine Dege- 
neration des Staates überhaupt, wenn man ihn an der Elle eines modernen Staates in der 
kapitalistischen Gesellschaft mißt - ein überaus abstrakter Vergleich - und um einen sehr 
wirkungsvollen, effizienten Staat, wenn man ihn an den komplexen Erfordernissen der 
Machterhaltung der italienischen Gesellschaft mißt, die immerhin eine bürgerliche, kapi- 
talistische ist. 
Die Methode der klientelaren Konsensbildung schlägt sich sicherlich auf Strukturen und 
innere Oranisation der Partei nieder, die sich solcher Praktiken bedient. Sie zerfällt quasi 
notwendig in rivalisierende Gruppen und Cliquen, die untereinander um Macht und Ein- 
fluß, um die Kontrolle der relevanten Parteipositionen und die Beherrschung wichtiger ge- 
sellschaftlicher Stützpunkte kämpfen. Diese Parzelierung der Partei in Einflußzonen findet 
nicht nur auf der Ebene der lokalen süditalienischen Macht statt, sondern erfaßt die Ge- 
samtpartei und bestimmt die Logik der führenden nationalen Exponenten. Es ist bekannt, 
daß die DC - aber auch die Sozialisten, die Republikaner, Sozialdemokraten etc. - in ver- 
schiedene Fraktionen zerfällt, die sich nur an der Oberfläche durch programmatische Dif- 
ferenzen ihrer jeweiligen Führer untetscheiden und im wesentlichen große konkurrierende 
Interessensvereinigungen zur Aufteilung und Ausbeutung der Gesamtgesellschaft darstel- 
len. Wenn man daher sagt, der italienische Staat habe weniger den Süden rationalisiert, als 
der Süden den Staat meridionalisiert hat (Graziano 1973, 213), so steckt darin ein gutes 
Stück Wahrheit. 
Auch wenn wir das Problem des Klientelismus an dieser Stelle nicht in all seinen histori- 
schen, sozialen und staatstheoretischen Dimensionen ausbreiten können, wollen wir doch 
nicht verhehlen, daß die Konsistenz und Permanenz dieses Phänomens in gewisser Weise 
überraschend ist. Natürlich ist die private Nutzung öffentlicher Macht seitens der Agenten 
des Staatsapparates auch in anderen europäischen Ländern nicht unbekannt und in der 
Bundesrepublik etwa unter dem Namen »Filz« oder »Filzokratie« in den allgemeinen 
Sprachgebrauch eingegangen. Andererseits ist es unbestritten, daß die Konsensbildung in 
der BRD in erster Linie nicht über individuelle, sondern über kollektive Mechanismen ver- 
läuft, wie hier überhaupt ein anderer Typ von Staat präsent ist. Der Klientelismus als 
hauptsächliches Instrument der Machterhaltung stellt demnach eine der vielen Besonder- 
heiten dar, die die italienische Gesellschaft charakterisieren. 
Dabei möchte man meinen, daß der Klientelismus quasi eine feudale - ja sogar antike - 
Version der Macht abgibt: persönlich, willkürlich und zuweilen gewalttätig, während die 
kapitalistische Entwicklung gewöhnlich persönliche Abhängigkeitsverhältnisse zerstört. 
Denn die Marktverhältnisse sind anonym, generell und abstrakt; sie entpersonalisieren alle 
menschlichen Verhältnisse. Und in der Tat war der lokale Klientelismus der Mechanismus, 
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mit dem die Notablen der feudalen Gesellschaft ihre Macht organisieren. Nur die Art und 
Weise, wie Süditalien in den Prozeß der nationalen Einheit einbezogen wurde - die indu- 
strielle Bourgeoisie, wo sie überhaupt entstand, setzte sich im Mezzogiorno mehr an die 
Stelle des Feudalen, als es zu negieren (Bagnasco 1977, 92) - sowie die mangelnde kapitalis- 
tische Rationalisierung, können die Transformation des lokalen in politischen Klientelis- 
mus, in den Klientelismus einer Massenpartei, der DC, erklären. Die chemals persönliche 
Abhängigkeit von den Notablen wurde in den 50er Jahren von der DC relativ bewußt in ei- 
ne politische Abhängigkeit von Verwaltungsbürokratien umgewandelt. 

Der heutige, parteimäßig organisierte Klientelismus, kann nicht als eine veraltete, antiqui- 
erte, sozusagen präkapitalistische Erscheinung begriffen werden, die zum Verschwinden 
verdammt ist, sondern ist als ein wirkungsvolles modernes Instrument zu verstehen, das 
mindestens so lange bestehen bleiben wird, wie Süditalien in einer Situation gesellschaftli- 
cher Unterentwicklung lebt. Denn Mangel und Armut sind die besten Voraussetzungen 
für eine partikularistische Aggregation der Bevölkerung um den herrschenden Machtblock. 
Nur bei Arbeitslosigkeit und unstabilen Beschäftigungssituationen kann das Mittel der Er- 
pressung und der selektiven Vorteilsvergabe funktionieren, während eine stabile, moderne 
Arbeiterklasse wesentlich unempfindlicher dafür ist. Dies gilt unbeschadet der Tatsache, 
daß der Klientelismus hier über eine klientelare Einstellungspolitik und über den Einbezug 
der Gewerkschaften in das Klientelarnetz erneut den Boden zurückgewinnen kann. Der 
Arbeitsmarkt des Südens wird in der Tat von diesen Praktiken behertscht (Alf 1977, 255). 
Klientelismus ist die Organisation, nein: die Systematisierung der Verschwendung und der 
ökonomischen Fehlallokation. Klientelismus perpetuiert die Armut. Er bedeutet wachsen- 
des Mißtrauen und wachsende Gleichgültigkeit der Bevölkerung gegenüber der politischen 
Sphäre. Er führt - wie die italienischen Theoretiker zu sagen pflegen - zu einem wachsen- 
den Auseinanderfallen von ‘societa civile’ und 'societa politica’, von Lebensphäre der Be- 
völkerung und Sphäre der Parteien und Institutionen. Klientelismus bedeutet Besetzung 
dieser Institutionen dusch Cliquen und Interessenkartells, meint Verschmelzung von poli- 
tischer und ökonomischer Macht, die sich gegenseitig bereichert und korrumpiert. Er ist 
ein perverser Mechanismus und die Politik wird im wahrsten Sinne des Wortes 
»schmutzig«. 

Und an diesem Punkt können wir so langsam wieder nach Kalabrien zurückkehren. Kala- 
brien bietet ideale Bedingungen für diesen Typ von Konsensbildung. Hier findet niemand 
auch nur den Schatten eines Arbeitsplatzes, der nicht bereit ist, zur Stärkung seiner Aus- 
beuter beizutragen. Die hohen Wahlsiege der DC (und die Stärke der PSI) sind hier aus- 
schließlich dadurch zu erklären, daß sie eine große Fähigkeit besitzt, die ganze Region mit 
einem kappilaren Netz feinster Abhängigkeiten zu überziehen, das von der großen Stadt 
bis in den kleinsten Ort reicht. - Das Geheimnis des DC-Erfolges dürfte damit gelüftet, 
das »kalabtesische Paradoxon« aufgelöst sein. 


(6) Die kalabresische Wirtschaft als veconomia assistita« 

Bisher sind wir nicht der Frage nach der funktionellen Stellung des Mezzogiornos im Ge- 
samtsystem des italienischen Kapitalismus nachgegangen. Wir wollen dies auch jetzt nicht 
tun, sondern uns mit der Feststellung Bagnascos begnügen, daß es sich bei der süditalieni- 


schen Wirtschaft um einen sogenannten marginalen Kapitalismus handelt, der sich dem 
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zentralen Teil der italienischen Wirtschaft, der sich räumlich im Nord-Westen des Landes 
befindet, und in geringerem Ausmaße auch der peripheren Wirtschaft des nord-östlichen 
und mittleren Italiens, daß er sich diesen Landesteilen gegenüber in einer untergeordne- 
ten, subalternen Position befindet (Bagnasco 1977, 7£f). Das Interpretationsschema von 
den »dtrei Italien« beschreibt, wie sich das strukturelle Verhältnis von Entwicklung und Un- 
terentwicklung in den räumlichen Grenzen einer hochentwickelten Industrienation, im In- 
neren eines Landes des reifen Kapitalismus selbst wiederholt. Die kapitalistische Entwick- 
lung hat den Süden nicht einfach »vergessen« oder »übergangen«, sondern der. Mezzogior- 
no ist und bleibt unterentwickelt, weil er nur so die genannten ökonomischen Aufgaben 
des gesamtitalienischen Kapitalismus und bestimmte Funktionen der politischen Herr- 
schaft erfüllen kann. Die Unterentwicklung Süditaliens ist daher in erster Linie ein politi- 
sches Problem. 

Auch wenn sich der marginale Kapitalismus Süditaliens im Zeitablauf entwickelt und mo- 
dernisiert, reproduziert er doch nur - wenn auch in neuen Formen - seine Abhängigkeit 
vom zentralen norditalienischen Kapitalismus (Bagnasco 1977, 234), der grundsätzlich die 
Geschicke des Mezzogiornos bestimmt. Aber die Geschicke des Mezzogiornos sind nicht 
einheitlich. Die ökonomische und soziale Realität weist erhebliche Differenzierungen von 
Region zu Region auf, eine starke Ungleichzeitigkeit zwischen entwickelteren und unter- 
entwickelteren Gebieten, wodurch sich die territoriale Ungleichentwicklung, die schon die 
gesamtitalienische Wirtschaft charakterisierte, innerhalb des Mezzogiornos erneut wieder- 
holt. Einerseits gibt es die Gebiete der »Industriepole«, die in den letzten beiden Jahrzehn- 
ten eine äußerst dynamische Entwicklung erfahren haben, und andetetseits die armen Ge- 
biete«, in denen zwar auch erhebliche Veränderungen stattgefunden haben, nur nicht‘ in 
Richtung einer produktiven Erneuerung, was auch immer man darunter verstehen will. 
Lassen wir jetzt die Industriepole außer acht und beschränken wir uns auf die zurückgeblie- 
benen Gebiete, so können wir feststellen, daß sich in einigen Teilen Süditaliens in den 
letzten 35 Jahren eine ganz eigentümliche, charakteristische und spezifische Wirtsehafts- 
und Sozialstruktur herausgebildet hat, die mit einer bestimmten Herrtschaftsstruktur korre- 
spondiert und die die allgemeinen Charakteristika, die im gesamten südlichen Landesteil 
vorzufinden sind, noch einmal und zusätzlich betont und akzentuiert?. Es handelt sich um 
etwas, was wir vorläufig und in Ermangelung eines besseren Ausdrucks mit dem Begriff 
»Unterstützungswirtschaft« (»economia sussidiata«, »economia assistita«) belegen wollen. 
Damit sind jene Gebiete des Mezzogiornos gemeint, die infolge des Schrumpfens der Pro- 
duktionsbasis eine starke Emigration erlebt haben, die später von der staatlichen Industria- 
listerungspolitik kaum oder gar nicht berührt wurden und in denen heute der kompensato- 
tischen Aktion des Staates eine fundamentale Bedeutung zukommt. Die drei kalabresi- 
schen Provinzen sind mit Ausnahme einiger mehr oder weniger unbedeutender Zonen die- 
ser »economia sussidiata« zuzutechnen, die gleichsam als eine besondere Realität innerhalb 
des marginalen Kapitalismus zu verstehen ist. 

Worin bestehen nun die Besonderheiten dieser Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur? 
Wenn wir im folgenden die Charakteristika der »economia sussidiata« aufzulisten veısu- 
chen, dann wollen wir nicht nur einige Ergebnisse unserer bisherigen Überlegungen zu- 
sammenfassen, sondern auch eine Beschreibung der Merkmale liefern, die über die armen 
Gebiete hinaus den heutigen Mezzogiorno im allgemeinen kennzeichnen: 

a) Auf der demographischen Ebene ist ein Prozeß der Konzentration der Bevölkerung in 
küstennahen städtischen Zentren und deren relative Überbevölkerung zu verzeichnen, wo- 
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durch das ursprüngliche Verhältnis von Stadt und Land, von traditioneller Industrie und 
Landwirtschaft verändert wurde. Die süditalienische Frage ist heute hauptsächlich eine Fra- 
ge der süditalienischen Stadt, in der sich die Probleme des gesamten Mezzogiornos konzen- 
trieren und bündeln. 
b) Die mertdionale Stadt ist ein Produkt der Veränderung der alten Wirtschaftsstruktur - 
statke Redimensionierung des landwirtschaftlichen Sektors - und gleichzeitig Vorausset- 
zung für ihre weitere Verzerrung in Richtung einer Aufblähung des terziären Sektors, ohne 
daß sich eine entsprechende produktive industrielle Basis herausgebildet hätte. Die südita- 
lienischen Städte stellen keine einheitliche Realität dar, sondern differenzieren sich nach 
dem Rationalisierungsgrad der Landwirtschaft und dem Beitrag, den das Staatskapital bei 
der Schaffung von Arbeitsplätzen geleistet hat. 
c) Das stürmische Wachstum der städtischen Zentren und die ungenügenden Resultate der 
staatlichen Industtialisierungspolitik haben zu einer spezifischen Industriesttuktur der 
städtischen Zentren geführt. Es entwickelten sich in überproportionalem Ausmaß jene In- 
dustriezweige, die direkt oder indirekt an den städtischen Wachstumsprozeß gebunden 
waren, wie die Bauindustrie und ihre Zulieferer, sowie die auf den städtischen Verbrauch 
ausgerichtete Konsumgüterindustrie, soweit sie sich gegen die norditalienische Konkuttenz 
behaupten konnte. Es entwickelte sich eine Mittel- und Kleinindustrie, die zwar oft in rela- 
tiv modernen Sektoren, aber mit geringem technologischen Einsatz und in einem weitge- 
hend instabilen, von den Impulsen der städtischen Baupolitik abhängigen Markt operiert, 
ohne eine nationale oder auch nur regionale Ausbreitung erfahren zu haben. Große Unter- 
nehmen, die unter Einsatz mittlerer und hoher Technologie im Produktions- und Investi- 
tionsgütersektor arbeiten, sind dort, wo die Basisindustrien des Staatskapitals abwesend 
sind (und das sind sie in den armen Gebieten per Definition), kaum oder gar nicht vorhan- 
den. Die disproportionale Struktur der meridionalen Industrie ist Ausdruck der nationalen 
(und internationalen) Arbeitsteilung, die dem Süden noch heute die Funktion eines Liefe- 
tanten von Arbeitskräften und eines Absatzmarktes für Industrieprodukten zuweist, die 
andetswo produziert werden. 
d) All diese Momente drücken sich auf dem Arbeitsmarkt in einem extremen Mangel an 
stabilen Beschäftigungsmöglichkeiten und einer allgemeinen Unstabilität der Arbeitssitu- 
tion aus, was zu einer weiten Verbreitung von Schwarz-, Heim-, Saison- und Gelegen- 
heitsarbeit geführt hat. Im industriellen und landwittschaftlichen Sektor dominiert eine 
marginale Arbeiterklasse. Der Arbeitsmarkt ist stark segmentiert, wobei dem zweiten, 
“inoffiziellen Arbeitsmarkt eine erstrangige Bedeutung zukommt. Diese Beschäftigungssi- 
tuation hat dazu geführt, daß weite Bevölkerungskreise in einer Situation sozialer Bedürf- 
tigkeit leben, die sie alleine durch die Bereitschaft, sich auf dem Arbeitsmarkt zu präsen- 
tieren, nicht überwinden können, 
e) An diesem Punkt greift die kompensatotische Politik des Staates ein, der aus eigenem 
Interesse eine Fürsorge- und Wohlfahrtspolitik entwickelt hat, um die Zonen wittschaftli- 
chen Vakuums auszufüllen, die sich oftmals als Resultate seiner eigenen Politik herausge- 
bildet haben. Diese Unterstützungspolitik richtet sich zum einen auf die Schaffung von 
Arbeitsplätzen im öffentlichen Sektor, auch wenn die Einstellung neuen Personals in die 
Verwaltung oder die parastaatlichen Apparate sachlich gar nicht begründet sein sollte, die 
Produktivität der öffentlichen Dienste folglich immer weiter absinkt und die Staatsbedien- 
steten oftmals - wenn nicht in der Regel - einer privaten Zweitbeschäftigung nachgehen. 
Zum anderen eıstreckt sie sich auf Transferzahlungen an die Familien, wobei Invalidenren- 
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ten und Arbeitslosenunterstützungen für Landarbeiter eine besondere Rolle spielen. Die 
Möglichkeit, ohne große Schwierigkeiten an diese Unterstützungen heranzukommen, die 
für sich genommen ein wirtschaftliches Überleben nicht ermöglichen, aber die mageren 
Einkünfte aus einet unstabilen landwirtschaftlichen und/oder industriellen Beschäftigung 
ergänzen können, da sie regelmäßig anfallen, und darüber hinaus wichtige Versicherung- 
sansprüche begründen, hat einetseits dazu geführt, daß der Prozentsatz von körperlichen 
Mißbildungen in bestimmten Zonen statistisch abnorm zunahm, ohne daß in Süditalien 
besondere Gründe dafür vorgelegen hätten und daß andetetseits alle denkbaren Bevölke- 
tungskategotien (wie Rentner, Hausfrauen, Händler, Gelegenheitsarbeiter und andere) 
ein Landarbeiterdasein vortäuschen, um die formalen Voraussetzungen der Unterstützung 
zu erfüllen. Die ökonomische Bedeutung dieser staatlichen Unterstützungspolitik ist gar 
nicht zu unterschätzen. Sie hält - auch wenn sie erhebliche negative Auswirkungen auf 
den Staatshaushalt hat - zum guten Teil das ökonomische und soziale Gleichgewicht des 
Mezzogiornos aufrecht und ist besonders in den armen Zonen ein unabdingbater Bestand- 
teil des Familieneinkommens. Würde man diesen Fluß öffenlicher Gelder, der für einen 
großen Personenkreis geradezu überlebensnotwendig ist, von heute auf morgen stoppen, 
so könnte oder würde es zu regelrechten sozialen Explosionen in Süditalien kommen, die 
allerdings mehr auf die Wiedereintichtung des Unterstützungssystems gerichtet wären 
denn auf seine Eısetzung oder Umgestaltung (die Revolte von Reggio ist zum Gutteil in 
eben dieser Blickrichtung zu schen). Die Alternative zu dieser unptoduktiven, auf die In- 
dividualeinkommen gerichtete Verausgabung staatlicher Mittel wäre ihre produktive Anla- 
ge in Industrie und Landwirtschaft, was allerdings nut mittelfristig größere Beschäftigungs- 
und Einkommenseffekte haben und zunächst das große Loch sozialer Bedürftigkeit wieder 
aufteißen würde, das heute in der beschriebenen Art und Weise gestopft wird (Reynieti 
1979, 312). Darüber hinaus hat der Assistenzialismus in den beschriebenen Formen die 
Aufgabe, die soziale Situation des Mezzogiotnos unter Kontrolle zu halten und die Bevöl- 
kerung, die in ein kappilares Klientelatsystem eingebunden ist, an die herrschenden Par- 
teien - besonders an die DC - zu binden. Der Staatshaushalt wird immer mehr zum Haup- 
tinstrument der Konsensgewinnung, und der Konsens ist imraer weniger ideologisch und 
immer mehr ökonomisch determiniert (Cassano 1979, 106). Die großen Gewerkschaften 
nehmen, wenn auch in ungleichem Ausmaße, mit an der assistenzialen und klientelaten 
Ausgestaltung gesellschaftlicher Beziehungen teil und stellen oftmals eine wichtige Kom- 
ponente des lokalen Machtsystems dar. 

f) Unentwickelte Produktionsbasis und staatliche Unterstützungspolitik haben zur Folge, 
daß sich die metidionale Gesellschaft und besonders die armen Gebiete dutch ein progtes- 
sives Auseinanderfallen von Produktion und Konsum auszeichnen. Das in Bezug auf das 
örtliche Produktionspotential überraschend hohe Konsumniveau der Bevölkerung besagt 
nichts anderes, als daß die lokale Konsumnachfrage ständig - und strukturell - das lokale 
Produktionsangebot übersteigt, wodurch wesentlich mehr konsumiert als am gleichen Ort 
produziert wird (Colonna 1979, 173), was noch einmal die Funktion des Mezzogiotnos als 
Absatzmarkt für die norditalienische Industrie unterstreicht. Dies ist nut möglich, wenn 
die sich ergebende Differenz durch einen Außenbeitrag ausgeglichen wird, durch einen 
Ressoutcentransfer, der sich in diesem Fall aus den Emigrantenüberweisungen und den et- 
wähnten Unterstützungszahlungen des Staates zusammensetzt. Die regionale Zahlungsbi- 
lanz des Mezzogiornos ist daher seit jeher negativ (Graziani 1979, 50) und es ist zum Gut- 
teil die Arbeiterklasse des Nordens, die dutch ihre Steuerleistung den Überlebensmecha- 
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nismus des Südens finanziert. 

g) All diese Punkte verdeutlichen die fundamentale Bedeutung der staatlichen Aktion für 
die Reproduktion des ökonomischen und sozialen Systems des Mezzogiornos. In den Jah- 
ren seit dem Ende des 2. Weltkrieges hat sich nicht nur in Süditalien ein spezifisches Ver- 
hältnis von Wirtschaft und öffentlicher Macht, von Politik und Ökonomie herausgebildet, 
das durch eine tiefgreifende »Politisierung der Ökonomie« (Cassano 1979, 27), einer politi- 
schen Determinierung ökonomischer Entscheidungsprozesse, charakterisiert ist. Schla- 
gendster Ausdruck dieser Situation ist die Tatsache, daß es die christdemokratische Partei 
verstanden hat zu verhindern, daß sich auf dem Arbeits- und Kapitalmarkt, den sicherlich 
entscheidendsten Märkten einer kapitalistischen Wirtschaft, ein authentischer Marktme- 
chanismus herausgebildet hat (Graziani 1980, 9) und die Märkte stattdessen unter poli- 
tisch-klientelaren Gesichtspunkten gestaltet. Der Staat tritt einerseits als Verteiler unge- 
heurer ökonomischer Ressourcen auf, die zu einem guten Teil außerhalb des Südens pro- 
duziert werden, auf die die meridionale Gesellschaft aber zwingend angewiesen ist, und 
fungiert andererseits als Vermittler breiter Interessen, die auf den verschiedenen Ebenen 
des Sozialen artikuliert werden und im Staat ihren quasi obligatorischen Bezugspunkt fin- 
den. Der Produktionsapparat ist insgesamt von der öffentlichen Macht abhängig und es 
bildet sich eine besondere meridionale “Unternehmerpetsönlichkeit’ heraus (»imprenditore 
assistito«) (Catanzaro 1979, 7ff., Reynieri 1979, 297), die sozusagen das Gegenstück zur 
marginalen Arbeiterklasse bildet: eine Figur, für die gute Verbindungen zum Staatsappa- 
rat wichtiger sind als die traditionellen Qualitäten wie Risikobereitschaft, Sachkenntnis, 
Dynamik und Aggressivitär. Das Verhalten des Staates wird für den Unternehmer zu einem 
der wichtigsten internen Marktfaktoren, während umgekehrt der Staat den Unternehmer 
vor den Risiken und Wagnissen eines unstabilen Marktes schützt (Catanzaro 1979, 211). 
Die regulierend und vermittelnd eingreifende staatliche Politik ersetzt auf diese Weise eine 
moderne, selbständige und selbstbewußte Kapitalistenklasse, ohne dabei jedoch die positi- 
ven Eigenschaften mit zum Ausdruck bringen zu können, die noch heute Teile des nord- 
italienischen Privatkapitals charakterisieren. 

h) Schließlich ist auf der Ebene der sozialen Klassen festzustellen - und damit wollen wir 
diese Liste, die keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, abschließen - daß sich die 
meridionale Gesellschaft durch das Zusammenspiel von Parasitismus der dominanten und 
Disgregation der subalternen Klassen auszeichnet, das in den armen Gebieten wie Kala- 
brien besonders ausgeprägt zu sein scheint. 


(7) Die Staatsbourgeoisie 


Betrachten wir jetzt das Gesamtbild der »economia assistita«. Im 3. Abschnitt hatten wir 
die kalabresische Wirtschaft so abgehandelt, als ob sie Resultat einer spontanen, unbeein- 
flußten Entwicklung gewesen wäre. Die folgenden Ausführungen über Bedeutung und 
Einfluß der öffentlichen Macht haben diesen Blickwinkel in Frage gestellt. Jetzt können wir 
feststellen, daß der Staat einen entscheidenden Einfluß auf die ökonomische und soziale 
Entwicklung des Mezzogiornos hatte und daß er diese Einflußmöglichkeiten tatsächlich ge- 
nutzt hat, um dem Süden ein spezifisches Gepräge zu geben, das er ohne die staatliche Po- 
litik zweiffellos nicht herausgebildet hätte. 

All das, was am Mezzogiorno negativ erscheint - Klientelismus, Assistenzialismus, gesell- 
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schaftliche Verschwendung, verzerrte Wirtschaftsstruktur, Mafia und anderes - ist nicht 
die unvermeidlich negative Kehrseite eines andeswo verlaufenen positiven Prozesses, der 
sich hinter dem Rücken der verantwortlich Handelnden durchsetzt, oder Resultat der be- 
klagenswerten Defekte der Politiker und ihrer unvollendet gebliebenen, energielos betrie- 
benen Projekte, sondern hat in der Optik des Staates eine genaue Funktion, einen präzisen 
Zweck, ist gewollt und nicht ungewollt. All die Mängel, Plagen, Verzetrungen und 'Irra- 
tionalitäten’ des Südens haben eine wirtschaftliche und vor allem eine politisch-gesell- 
schaftliche Funktion; sie sind nicht Ursache für die mangelnde produktive Entwicklung des 
Mezzogiornos, sondern Folge der funktionalen Stellung des Südens im Gesamtsystem des 
italienischen Kapitalismus sowie der Aufgaben, die dem Staat zur Reproduktion dieses Ge- 
samtsystems zufallen (cf. Lay 1980, 30). Gleichwohl hemmt die unproduktive Entwicklung 
des Mezzogiornos auch die gesamtgesellschaftliche Akkumulation, da sie dem Akkumula- 
tionsprozeß eine wachsende Quote des Mehrwerts entzieht, was nichts weiter als ein Kenn- 
zeichen für die widersprüchlichen Folgen ist, die der staatlichen Südpolitik innewohnen. 
In diesem Sinne ist die offizielle Südpolitik, die weit davon entfernt war, sich nur auf den 
Süden zu beziehen, keineswegs gescheitert. Umgekehrt könnte man sagen, daß der Süden 
scheitern mußte, um der christdemoktatischen Politik der sozialen Kontrolle und der ge- 
samtgesellschaftlichen Entwicklung zum Erfolg zu verhelfen. Der ‘neue Meridionalismus’ 
ist nur gescheitert, wenn man ihn ar seinen eigenen Zielvorstellungen und Ideologien von 
einer modernen Industriegesellschaft norditalienischen Typs mißt, während das tatsächli- 
che Resultat der Südpolitik ein Gesellschaftstyp ist, der sich zwar auch entwickelt, also 
nicht statisch ist, dessen Entwicklung aber in eine ganz andere Richtung geht. Der interes- 
santen Frage, warum der italienische Kapitalismus letzten Endes kein gesamtgesellschaftli- 
ches Rationalisierungs- und Modernisierungsptojekt verwirklichen konnte, das dem Süden 
eine andete als nur eine subalterne Rolle zugewiesen und auch hier eine tiefgreifende pro- 
duktiv-industtielle Entwicklung eingeleitet hätte, können wir an dieser Stelle nicht nachge- 
hen. Offensichtlich sind es politische Gründe, die in letzter Instanz im System der intetna- 
tionalen Arbeitsteilung zu suchen sind. 

Will man den Begriff der ‘Staatsbourgeoisie’ verwenden, der sich in einer bestimmten In- 
terpretationstichtung der italienischen Gesellschaftsanalyse zur Kennzeichnung der christ- 
demokratischen Macht duichzusetzen beginnt’, so kann man feststellen, daß die Industrie- 
bourgeoisie des Nordens schon immer auf einen meridionalen Bündnispartner angewiesen 
war, der aus der Unterentwicklung des Südens seine eigentliche Kraft schöpfte: zunächst 
auf die Großagrarier, und später, als diese Klasse ihre Aufgabe nicht mehr erfüllen konnte 
und zerstört wurde, auf die Staatsbourgeoisie, die in Bezug auf Verschwendung und Para- 
sitentum die Kontinuität zu ihrem Vorgänger durchaus auftechterhält (Pugliese 1979, 68). 
Vielleicht kann die Notwendigkeit dieses Klassenbündnisses auf nationaler Ebene und die 
Herausbildung eines neuen dominanten Machtblocks eine Erklärung auf die Frage liefern, 
warum sich Süditalien nicht auf einen rationalen kapitalistischen Gesellschaftstyp hinbe- 
wegt, oder warum der entwickelte Kapitalismus seine eigene Unterentwicklung notwendi- 
gerweise mithervorbringt, und warum sich in Italien eine politische Schicht oder Klasse 
herausgebildet hat, die nicht nur kein Träger eines gesellschaftlichen Entwicklungsinteres- 
ses ist, sondern die soziale Unterentwicklung über komplizierte und raffinierte Methoden 
produziert, quasi als eine Kunst. 
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(8) Ausblick: Hat die KPI eine Strategie für den Mezzogiorno? 


Hält man sich den Teufelskreis von Unterentwicklung, politischer Herrschaft und sozialer 
Disgregation vor Augen, der fast naturwüchsig christdemokratische Macht zu produzieren 
scheint, so drängt sich die Frage auf, welche Waffen die Linksktäfte - besonders die KPI - 
eigentlich in der Hand halten, um diesen Mechanismus auseinanderzusptengen und die 
Perspektive einer gesellschaftlichen Emanziption zu eröffenen. Muß Klientelismus und As- 
sistenzialismus in der gegebenen süditalienischen Situation nicht immer jeder Strategie 
von Links überlegen sein? Können die Linkskräfte überhaupt etwas gegen die geballte öko- 
nomische und politische Macht des herrschenden Blocks und seiner meridionalen Kompo- 
nente austichten? Be 

Dies sind schwierige Fragen, und wir sind weit davon entfernt, sie in diesem Ausblick be- 
antworten zu können. Doch die Frage selbst wollen wir schon stellen, klingen uns doch 
noch Ferraris Worte von dem »erschreckenden Vakuum auf der Linken« in den Ohren, mit 
denen er das Verhalten der KPI während der Revolte von Reggio zu charakterisieren ver- 
suchte (Ferratis 1972, 53). Und die Resultate der Regionalwahlen vom 8. Juni 1980 lassen 
den Eindruck aufkommen, als sei dieses Vakuum in den letzten 10 Jahren nicht unbedingt 
weniger geworden. - Sicherlich mag die Frage, ob die KPI überhaupt eine Strategie für den 
italienischen Süden besitzt, provozierend klingen. Aber unter einer Strategie verstehen wir 
nicht ein reines Gerüst programmatischer Leitsätze, sondern ein Projekt, das die Bedingun- 
gen und Schwierigkeiten seiner eigenen Realisierung bereits in sich trägt, das das Verhält- 
nis von Massenbewegung und Institutionen der konkreten Situation entsptechend be- 
stimmt, und das die sozialen Kräfte benennt, die Träger dieses Projekts sein sollen. 

Wie wir an den Wahlergebnissen der südlichen Regionen gesehen haben, scheint die KPI 
die größten Schwierigkeiten mit all diesen entscheidenden Fragen zu haben. Der KPI-Ver- 
antwortliche für den Süden, Emanuele Macaluso spricht von einem Rückstand der Partei 
bei der Analyse der meridionalen Realität und fährt fort, daß die Schwierigkeiten, die zu 
dem schlechten Resultat geführt haben, »hauptsächlich politischer Natur sind und das Ver- 
halten der KPI auf nationaler Ebene sowie den Zustand und die Ausrichtung der Partei im 
Mezzogiorno« (Macaiuso 1980) betreffen. Schätfer und weniger verklausuliert ist das Urteil 
des kommunistischen Wittschaftswissenschaftlers Mariano D’Antonio, für den die KPI des 
Südens zu einer »Partei der Katakomben« geworden ist, die über die Legislatutperiode hin- 
weg im sozialen Erdreich verschwindet, zu den Wahlterminen wieder auftaucht und sich 
ansonsten damit begnügt, die Situation zu beobachten‘. 

Soweit die gedruckte Parteiinterne Kritik. Die linken Kritiker, die sich außerhalb der Partei 
in einem kritisch-solidarischen Verhältnis zur KPI befinden, werden hier natürlich wesent- 
lich konkreter. Valentino Parlato von der Zeitung »il manifesto« beispielsweise stellt fest, 
daß die KPI durch die letzten Wahlen im Süden um 15 bis 20 Jahre zurückgerutscht sci 
und durch ihre Politik nicht nur die positiven Resultate det 76er Regionalwahlen, sondern 
auch die ‘68er Bewegung und sogar die Lohnkämpfe der frühen 60er Jahre mit einem Fe- 
dersttich zunichte gemacht habe. »Wenn es stimmt, daß der Mezzogiorno ein nationales 
Problem ist, bedeutet die Niederlage im Süden, daß das, was nicht funktioniert, genau die 
nationale Politik der KPI ist« (Parlato 1980). Auch Parlato diagnostiziert ein kulturelles Va- 
kuum und führt die Niederlage auf die globale politische Linie der Partei zurück, auf die 
»Politik der breiten Bündnisse« (mit der DC) und auf die Artund Weise, wie die KPI 1978 
wieder auf einen Oppositionskurs gegangen ist. 
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Enrico Pugliese schließlich kommt bei seiner Analyse des Wahlergebnisses von Neapel zu 
dem Schluß, daß sich das Bündnis von Arbeiterklasse und städtischen Mittelschichten, das 
die KPI anstrebt, sich im Süden nur in den wenigen Städten auszahlen könne, in denen es 
wirklich eine traditionsbewußte Arbeiterklasse gibt, wie Neapel oder Tarant. Während die 
Mittelschichten, die ansonsten von der DC - wo sie an der Regierung ist - klientelar gebun- 
den werden, im ganzen Mezzogiorno verbreitet sind, gibt es sonst nur eine marginale Ar- 
beiterklasse, das große Heer der arbeitssuchenden Jugendlichen und der am Rande der Ge- 
sellschaft lebenden Bevölkerung, die nach wie vor nicht von der KPI repräsentiert werde 
oder sich jedenfalls nicht vertreten fühle. Die »Öffnung nach rechts« - so Pugliese - funk- 
tioniere nur dort, wo sie von einer stabilen Arbeiterklasse abgesichert wird (Pugliese 1980). 
Das Scheitern der KPI ist folglich auf den Fehler zurückzuführen, die Politik nicht auf jene 
sozialen Schichten abgestellt zu haben, die das radikalste Bedürfnis nach einer gesellschaft- 
lichen Veränderung artikuliert haben, um von diesem Punkt ausgehend das Problem des 
»Bündnisses nach rechts«, das sicherlich sehr wichtig bleibt, sowie die Frage der Institutio- 
nen und der Regierung gestellt zu haben. 

Damit ist aber, wie schon oben gesagt, die gesamte politische Linie der KPI in Frage ge- 
stellt. Im Prinzip könnte man aus diesen Äußerungen herauslesen, daß die Strategie des 
»Historischen Kompromisses«, wie sie durch die Führungsgruppe unter Berlinguer prakti- 
ziert wurde, gescheitert ist, und daß sie insbesondere im italienischen Süden scheitern 
mußte, auf den seit Mitte der 70er Jahre die Lasten det strukturellen Ktise der italienischen 
Wirtschaft abgewälzt werden und in dem es heute auch nicht einen Industriepol gibt, der 
sich nicht in einen Pol sozialer Spannungen verwandelt hätte. 

Der »Historische Kompromiß« Berlinguerscher Prägung hat sich als eine Politik herausge- 
stellt, die einen sozialen »historischen Block«, wie Gramsci es formulierte, nicht ausgehend 
von jenen Klassen und Schichten zu konstruieren versucht, die unmittelbar Träger neuer 
Bedürfnisse und gesellschaftsverändernder Interessen sind - und dazu gehören unserer An- 
sicht nach vordringlich auch die marginalen Schichten des Südens - sondern als eine Poli- 
tik, die einen Kompromiß mit dem alten Machtsystem sucht und ohne austeichende sozia- 
le Basis gar nicht mehr die Kraft finden kann, das eigene gesellschaftsverändernde Poten- 
tial zur Geltung zu bringen. Für diese Unfähigkeit, einen sozialen Block zu bilden sowie 
für das Laster, tatsächlich mit tausend Fäden an das alte System gebunden zu sein, hat die 
KPI in diesen Wahlen teuer bezahlt. Denn überall dort, wo meridionale Massen in Bewe- 
gung kommen, um gegen die alten Zustände zu rebellieren - sei es der Aufstand von Reg- 
gio 1970, sei es die ‘77er Studentenbewegung oder die sizilianischen Wasserrevolten im 
Frühjahr 19807 - ist die KPI im besten Fall abwesend, ohne die strategischen Mittel in der 
Hand zu haben, den Beteiligten nach Abflauen der Bewegung eine konktete, realistische 
Perspektive weisen zu können. Das Vakuum verwandelt sich in politische Schwäche, die 
derart groß werden kann, daß die Kader der KPI schutzlos zurückbleiben®. 

Mit der christdemoktatischen Partei, so wie sie heute aussieht, kann man keine Bündnisse 
machen, ohne sich zu kompromittieren und zu infizieren. Der Kernfehler der KPI bestand 
gerade darin, von 1976 bis 1978 die Regierung Andteotti unterstützt zu haben, deren Poli- 
tik u.a. stark gegen den Süden gerichtet, stark antimeridionalistisch, war. Die »Politik der 
breiten Bündnisse« ist nunmehr von der KPI selbst zu Grabe getragen worden, ohne daß 
sie eine Antwort auf das schwierige Problem gegeben hätte, auf welche andere Weise man 
in den Rahmen des »Historischen Kompromisses«, der als Leitvorstellung weiter aufrechter- 
halten bleibt, eine neue Politik entfalten könnte. Das Problem der politischen Strategie ist 
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heute in Italien mehr denn je erneut auf die Tagesordnung gesetzt. Kalabrien und ganz 
Süditalien drücken nicht erst seit heute ein radikales Bedürfnis nach gesellschaftlicher Ver- 
änderung aus, und wir haben in diesem Artikel zu erklären versucht, warum es für die 
Linkskräfte so unendlich schwierig ist, dieses Bedürfnis zu artikulieren und umzusetzen. 
Diese Schwierigkeiten resultieren aus der Politik des bürgerlichen Lagers, aber darüber hin- 
aus haben wir den Eindruck, daß die kommunistischen Kräfte nicht wüßten, wie man ih- 
nen begegnen könnte. Eine Strategie für den Süden bräuchten sie schon. 


Anmerkungen 


1) 


(2) 


3) 


(4) 
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Es ist beispielsweise eine gesicherte Erkenntnis, daß die kalabresische PSI »die unglaublichste 
Pfründewirtschaft praktiziert, die es nach der Einheit Italiens jemals gegeben hat« (Ferraris 1972, 
52). 

»Demokratischer Staat« und »republikanische Institutionen« sind die Ausdrücke, mit denen die 
KPI die politischen Institutionen Italiens und auch des Südens charakterisiert und verteidigt, 
obwohl sie zuweilen hochgradig mafios, klientelar und korrupt sind. 

Was die innere Differenzierung des Mezzogiornos anbelangt, so hat es sich in der journalisti- 
schen Berichterstattung über zurückgebliebene Gebiete wie Kalabrien eingebürgert, von dem 
»Süden des Südens«, von einem letzten oder »vierten Italien« zu sprechen (cf Zito 1979). - Auch 
Reynieri (1979, 279) hebt die Herausbildung eines »Dualismus innerhalb der meridionalen Re- 
gionen« hervor. Auf der gleichen Linie liegen Mutti/Poli (1975, 189), die die zunehmende Pola- 
tisierung betonen, während Bagnasco (1977, 69 f) trotz vieler Einwände darauf besteht, daß es 
sich bei dem italienischen Süden um eine einheitliche, wenn auch nicht undifferenzierte Reali- 
tät handle und daß die Wirtschaft des Südens grundsätzlich eine interne Homogenität aufweise, 
was er mit verschiedenen statistischen Indikatoren zu belegen versucht. - Es ist sicherlich unbe- 
stritten, daß sich die ungleiche Entwicklung verschiedener Regionen des Mezzogiornos beson- 
ders in der zweiten Hälfte der 70er Jahre erheblich verstärkt hat. 

Während Reynieri (1979, 279ff) den Begriff »economia assistita« hauptsächlich auf diejenigen 
meridionalen Gebiete bezieht, in denen man sich - vergeblich - einen über die Emigrantenü- 
berweisungen vermittelten produktiven Aufschwung erwartete und die heute zu den »armen 
Gebieten« gehören, spricht Graziani (1979, 63) insgesamt von der süditalienischen Wirtschaft 
als einer »economia sussidiata«, ohne hierbei auf die ungleiche Entwicklung innerhalb des Mez- 
zogiornos einzugehen. - Ich verwende den Begriff »economia assistita« in Anlehnung an Reynie- 
ti in der oben ausgeführten Bedeurung. 

Der Begriff der »Staatsbourgeoisies wurde zunächst von Mutti/Segatti (1977) in die Diskussion 
eingeführt, die ihn unter Verwendung staatstheoretischer Gedanken N. Poulantzas hauptsäch- 
lich auf die Führungsschicht der Staatsindustrie bezogen. Pugliese (1979, 85ff) erweitert diese 
industriell-finanzielle um eine bürokratisch-administtative Schicht, wobei diese zweite Kompo- 
nente der Staatsbourgeoisie, die genuin süditalienisch ist (während die industriell-finanzielle 
Komponente oftmals norditalienischer Herkunft ist, aber ihre Produktionsbasis im Süden hat), 
ihre Macht aus der Verfügungsgewalt über die Staatsausgaben und die klientelare Verwaltung 
breiter Beschäftigungsmöglichkeiten zieht. - Diese Überlegungen, die auch mit den »ökonomi- 


"Thomas Bieling 
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schen Staatsapparaten« Poulantzas (1978, 157f) in Verbindung stehen, halte ich für sehr diskus- 
sionswürdig, aber nicht für unproblematisch. 

il voto nel Mezzogiorno. Tavola rotonda con F. Cassano, M. D’Antonio, G. Napolitano, R. Vil- 
lari. In: Rinascita vom 20.6.1980 

Wir beziehen uns hauptsächlich auf den Volksaufstand von Palagonia (12. April 1980), einem 
landwirtschaftlichen Zentrum in der Ebene von Catania (Sizilien), in dem die elementare Ver- 
sorgung mit Wasser seit gut 30 Jahren ungelöst ist, weil die »Mafia des Wassers« und die verant- 
wortlichen Politiker nicht aus Unfähigkeit, sondern aus eigenen Interessen jede geregelte Was- 
serzufuhr zu verhindern wußten. Das ganze Städtchen »rottete« sich an diesem Tag unter der 
Führung der Frauen zusammen, um das Rathaus, die Sitze der Parteien - auch den der KPI - 
und das Büro der sizilianischen Wassergesellschaft zu stürmen und die Zufahrtsstraßen des Ortes 
mit Barrikaden abzuriegeln. Das Mittel der Rebellion war das einzig mögliche, den Immobilis- 
mus zu brechen, und hatte einen solchen Erfolg, daß in den nächsten Tagen andere betroffene 
Dörfer nachzogen und nur mit der Möglichkeit einer Erhebung zu drohen brauchten, um eine 
wenn auch provisorische Lösung der Probleme zu erhalten, die sonst gar nicht zur Kenntnis ge- 
nommen worden wären. - Die KPI hat - wie sich an den Beispielen von Reggio und Palagonia 
zeigt - zu dem Phänomen der im Volksbewußtsein verwurzelten süditalienischen Aufstandstra- 
dition nie ein richtiges Verhältnis finden können. 

Besonders kraß ist dies jüngst bei der Ermordung zweier kommunistischer Aktivisten durch die 
kalabresische Mafia zum Ausdruck gekommen. Die Mafia, die durch »befreundete« DC-Politi- 
ker, Richter und Polizisten - also Teilen des „demokratischen Staates« - geschützt wird, nutzte 
den Machtverlust der kalabresischen KPI aus, um sich unliebsame Störenfriede vom Hals zu 
schaffen. Tatsächlich sind die Mitglieder der KPI oftmals die einzigen, die der Mafia energisch 
entgegentreten und den Kampf mit der Perspektive einer konkreten örtlichen Veränderung ver- 
binden. 
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Urs Müller-Plantenberg 
Einkommensstruktur und Arbeitsmarkt international 


Der Kampf gegen Armut, Ungleichheit und Arbeitslosigkeit in den Ländern der sogenann- 
ten Dritten Welt ist in den sechziger und siebziger Jahren zum beherrschenden Thema der 
entwicklungspolitischen Diskussion geworden und bestimmt auch immer stärker den Ge- 
genstand entwicklungssoziologischer Untersuchungen. 

In bezug auf das quantitative Ausmaß der absoluten Armut und auf die extrem ungleiche 
interne Einkommensverteilung in den meisten Entwicklungsländern gebührt zweifellos der 
Weltbank das Verdienst, die meisten Daten zusammengetragen und mit großer Insistenz 
auf das Ausmaß der Problematik hingewiesen zu haben. Sie hat aber diese Daten stets in 
einer Weise präsentiert und interpretiert, die ganz bestimmte praktische Schlußfolgerun- 
gen geradezu zwangsläufig nahelegen muß. Aus der Feststellung der Tatsache, daß die na- 
türliche Bevölkerungsvermehrung in der Regel in den ärmsten Ländern bzw. in den ärm- 
sten Schichten einzelner Länder am größten ist, wird so beispielsweise direkt auf die Not- 
wendigkeit von Programmen zur Geburtenbeschränkung geschlossen. Oder: Aus dem Un- 
terschied zwischen Pro-Kopf-Einkommen in reichen und in armen Ländern wird gefolgert, 
daß ein Ressourcen-Transfer entlang dem sogenannten Nord-Süd-Gefälle zum Kampf ge- 
gen die absolute Armut beiträgt. Oder: Aus der Tatsache einer gewissen Korrelation zwi- 
schen höherem Bruttosozialprodukt pro Kopf der Bevölkerung und geringerer Einkom- 
mensungleichheit wird geschlossen, daß der wichtigste Beitrag zu einer Einkommensum- 
verteilung in den Ländern der Dritten Welt von einer Steigerung des Bruttosozialprodukts 
zu erwarten ist. (Am Beispiel Brasiliens hat Paulo Singer gerade in einer schr genauen Stu- 
die nachgewiesen, daß das nicht stimmt: Zwar haben in einer Phase schr schnellen Wach- 
stums auch die unteren Einkommen zugenommen, aber die Ungleichheit hat sich erheb- 
lich verstärkt, was zur Kenntnis zu nehmen den Weltbank-Experten Pfeffermann und 
Webb natürlich außerordentlich schwerfällt!.) Schließlich wird aus der Tatsache, daß unter 
den einkommensschwächsten Schichten in den Entwicklungsländern die Lohnabhängigen 
in der Regel nur schwach vertreten sind, gefolgert, daß eine Erhöhung der Lohnquote nur 
beschränkte oder gar keine Bedeutung für den Kampf gegen Armut und Ungleichheit ha- 
be. 

Kritiker der Weltbankstrategien (wie Nissen, Tetzlaff, Feder, Bennholdt-Thomsen, Mesch- 
kat und andere) haben nicht nur festgestellt, daß die eben angeführten praktischen 
Schlußfolgerungen aus richtigen Tatsachenfeststellungen logisch gar nicht in sich schlüssig 
sind, weil Kausalitätsbeziehungen behauptet werden, von denen gar nicht geklärt ist, ob 
und unter welchen Bedingungen sie existieren; sie haben in vielen Fällen auch die behaup- 
teten Zusammenhänge empirisch widerlegt und vor allem betont, daß die Analysen und 
Strategien der Weltbank unter sorgfältiger Ausschaltung sämtlicher Variablen zustande- 
kommen, die die interne nationale Machtstruktur der einzelnen Länder oder die Funk- 
tionsweise der Weltwirtschaft und die internationale Machtstruktur betreffen. Der Kampf 
gegen die absolute Armut wird im wesentlichen als eine technische Aufgabe verstanden, 
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bei der es darum geht, daß nationale Regierungen und internationale Behörden und Orga- 
nisationen im Sinne einer »Umverteilung mit Wachstum« zusammenwirken. 

Dagegen richten viele Entwicklungssoziologen - spätestens seit dem berühmten Buch von 
Frantz Fanon - ihr Augenmerk direkt auf die »Verdammten der Erdes, auf ihren Kampf 
ums Überleben, um die Reproduktion der primitivsten Lebensbedingungen und einen ge- 
rechteren Anteil an der Verteilung des nationalen Reichtums. Vor allem eröffnet die Viel- 
falt und Heterogenität der Organisationen der Armen in Stadt und Land ein reiches Feld 
für wertvolle empirische Studien. Zuweilen verbindet sich mit diesen Studien die Hoff- 
nung, in den vom kapitalistischen Produktionsprozeß weitgehend nicht erfaßten Bauern, 
den Elendsviertelbewohnern und den Frauen ein neues revolutionäres Subjekt finden zu 
können, das an die Stelle der relativ privilegierten Aristokratie der Industrie- und Bergat- 
beiter treten könne. 

So tichtig es nun sicher ist, in der Frage des Kampfes gegen die absolute Armut die Interes- 
sen und Bedürfnisse der Armen selbst, ihre Organisationen und Kämpfe in den Mittel- 
punkt zu stellen, so sehr fragt sich doch, ob nicht schon die Anlage der meisten bisherigen 
Analysen der Ursachen von Armut und ungleicher Einkommensverteilung geeignet ist, 
kurzschlüssige Aussagen über die, wie Galtung sich ausdrückt, »Interessenharmonie« bzw. 
»Interessendisharmonies? mit anderen Klassen und Schichten des nationalen und interna- 
tonalen Systems zu provozieren. Ich meine Folgendes: So wie die Weltbank die Unter- 
schiede zwischen den nationalen Durchschnittseinkommen einerseits und die Einkommens- 
unterschiede innerhalb der einzelnen Nationen vollkommen getrennt voneinander be- 
trachtet und beide je für sich als variabel ansieht, ähnlich betrachten auch viele Kritiker der 
Weltbank die existierende Armut in den Entwicklungsländern als das Ergebnis zweier rela- 
tiv getrennt voneinander ablaufender Verteilungskämpfe, nämlich des internationalen, für 
den die Politische Ökonomie des Weltmarkts oder die Abteilung Weltwirtschaft zuständig 
ist, und des nationalen, zu dessen Analyse neben der Volkswirtschaft und der Politikwis- 
senschaft auch die Soziologie ihren Teil beitragen darf. Die Trennung dieser beiden Di- 
mensionen erlaubt erst die Schlußfolgerung, daß die Arbeiter der Industrienationen als 
Teilhaber an der Ausbeutung der restlichen Welt beteiligt seien, während die Bourgeoisien 
der Entwicklungsländer wenigstens in einem der beiden Verteilungskämpfe, nämlich dem 
internationalen, auf der richtigen Seite stehen. 

Ich möchte nun auf einige Determinanten der internen Einkommensverteilung in den Ent- 
wicklungsländern aufmerksam machen, die für gewöhnlich weder in der weltwirtschaftli- 
chen, noch in der volkswirtschaftlichen, noch in der auf die einzelne Gesellschaft zielenden 
soziologischen Analyse eine Rolle spielen. Man könnte diesen Bereich von Fragestellungen, 
auf den ich hier eingehen will und der, wie ich meine, das fehlende Bindeglied zwischen 
der internationalen und der nationalen Verteilungsproblematik darstellt, mit Elsenhans als 
»soziologische Dimension des internationalen Systems«? oder auch - in Analogie zur Welt- 
wirtschaft - als »Weltsoziologie« bezeichnen. 

Um darstellen zu können, worum es dabei geht, war zunächst einmal nötig, die Daten 
über die nationalen Durchschnittseinkommen (genauer: das Bruttosozialprodukt pro 
Kopf), wie sie in den jährlichen Atlanten der Weltbank und auf der obersten der beilie- 
genden Weltkarten erscheinen, mit den Daten über die interne Binkommensserteilung in 
‚den einzelnen Ländern so zu integrieren, daß daraus das Bild einer Welteinkommensstruktur 
entsteht, wie es auf der zweiten Weltkarte und in der Tabelle im Anhang für 1976 ange- 
deutet wird. Ich sage »angedeutet«, weil die scheinbar sehr präzise angegebenen Flächen 
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und Zahlen eine Meßgenauigkeit vortäuschen könnten, die aus seht verschiedenen metho- 
dischen und technischen Gründen gar nicht gegeben sein kann. Über die Frage, ob bei der 
Berechnung des Bruttosozialprodukts mit den gleichen Methoden in Industrie- und Ent- 
 wicklungsländern überhaupt das Gleiche gemessen wird, gibt es lange Auseinandersetzun- 
gen; und ebensosehr könnte man darüber streiten, ob die von der Weltbank berechneten 
Vergleichsgrößen für die Planwirtschaftsländer realistisch sind. Außerdem würde jede Ver- 
änderung der Wechselkurse das Bild etwas verschieben, wobei dann immer noch die Frage 
offenbleibt, wie hoch die reale Kaufkraft gleicher Einkommen in verschiedenen Ländern 
ist. Schließlich mußten die Daten über die interne Einkommensverteilung mit Hilfe von 
Schätzungen so transformiert werden, daß die hier benutzten Grenzen zwischen den Ein- 
kommensgruppen bestimmbar waren. Auch hier läßt sich wirkliche Präzision nicht errei- 
chen, könnten im Einzelfall Zweifel angemeldet werden. Im ganzen läßt sich aber sagen, 
daß für die hier zu behandelnden Probleme ein hohes Maß an Präzision der Daten gar 
nicht erforderlich ist. Außerdem kann sich die Wissenschaft ihre Fragestellungen nicht da- 
von vorschreiben lassen, wie es um die Datenlage bestellt ist. 

In den folgenden Bemerkungen möchte ich mich nun allein auf die kapitalistischen Indu- 
strie- und Entwicklungsländer beziehen. 

Betrachten wir zunächst die Schichten mit den höchsten Einkommen in den Entwicklungs- 
ländern. (Sie sind in vielen afrikanischen und asiatischen Ländern zahlenmäßig so schwach, 
daß sie in unserer groben Darstellung gar nicht in Erscheinung treten.) Vergleicht man ihr 
Einkommen mit dem Durchschnittseinkommen ihrer Nation oder gar mit dem Einkom- 
men der Ärmsten in ihrem Lande, so muß es als skandalös hoch erscheinen. Im Rahmen 
der Welteinkommenspyramide jedoch sieht die Sache völlig anders aus: Hier versuchen sie 
lediglich, mit den Schichten hoher und höchster Einkommen in den Industrieländern 
Schritt zu halten. 

Das wesentliche Instrument, über das die Schichten hoher Einkommen in den Entwick- 
lungsländern verfügen, um die extrem ungleiche Einkommensverteilung in ihren Ländern 
durchzusetzen, zu stabilisieren und zu verteidigen, ist die internationale Konkurrenz. Um 
ein extremes Beispiel zu nennen: Auf die Frage, wie der chilenische Staat es dulden könne, 
daß die stärksten privaten Wirtschaftsgruppen des Landes in den letzten Jahren ihre Profite 
so extrem steigern konnten, pflegen die ultraliberalen Wirtschaftspolitiker der chilenischen 
Regierung zu antworten, daß diese Profite immer noch zu niedrig seien, als daß diese 
Gruppen auf dem nationalen und internationalen Markt erfolgreich gegen Unternehmen 
wie General Motors oder Siemens konkurrieren könnten, Eine so klare und eindeutige Ant- 
wort ist sicher nur möglich, wo sich eine Regierung vom Wählerwillen der Mehrheit der 
armen Bevölkerung völlig unabhängig gemacht hat. Tatsache ist, daß sich in den kapitali- 
stischen Entwicklungsländern die für ein beschleunigtes Wachstum erforderliche Investi- 
tionsquote nur erreichen läßt, wenn den nationalen und multinationalen Unternehmen 
mindestens die Chance eingeräumt wird, den international üblichen Profit zu erreichen 
oder zu übertreffen. Wo das nicht geschieht, kann es mit Investitionsverweigerungen und 
Androhung von Kapitalflucht durchgesetzt werden. 

Die Möglichkeit, über den Hebel der internationalen Konkurrenz ein Einkommen zu er- 
zwingen, das internationalen Standards entspricht und deshalb von der Höhe des nationa- 
len Durchschnittseinkommens weitgehend unabhängig ist, ergibt sich aber nicht nur für 
die kapitalistischen Unternehmer, sondern auch für alle Arbeitskräfte, deren Qualifikation 
national und international nachgefragt wird und deren Wanderung keiner Beschränkung 
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unterliegt. Der sogenannte »brain drain«, das heißt: der Abzug von Wissenschaftlern, 
hochqualifizierten Technikern, Ärzten, Künstlern und anderen auf die Arbeitsmärkte 
Nordamerikas und Westeuropas hat für viele Entwicklungsländer nicht nur einen. Verlust 
an qualifizierter Arbeitskraft und einen Verzicht auf die investierten Ausbildungskosten 
bedeutet, sondern vor allem auch bewirkt, daß zur Sicherung des Angebots an qualifizier- 
ter Arbeitskraft auch in den Entwicklungsländern der international übliche Preis für diese 
Ware bezahlt wird. Jeder Versuch, daran etwas zu ändern, läuft in der Praxis auf eine Dis- 
kriminierung der Kollegen aus den Entwicklungsländern hinaus. Mit welchem Recht etwa 
könnte man an den brasilianischen Soziologen die Aufforderung richten, sich mit einem 
geringeren Einkommen und einem niedrigeren Lebensstandard zu begnügen, wenn man 
diese Aufforderung nicht gleichzeitig an seinen deutschen Kollegen, den Entwicklungsso- 
ziologen richtet? Beide müssen, um ihren beruflichen Anforderungen zu genügen, sich 
dem internationalen Konkurrenzkampf der Publikationen und Kongresse stellen. Es ist 
mit den Prinzipien der Wissenschaft, der Technik und der Kunst grundsätzlich unverein- 
bar, gleichartige Leistungen unterschiedlich danach zu bewerten und zu honorieten, wel- 
cher Herkunft der Urheber dieser Leistung ist. 

Mit diesen Ausführungen soll nicht ausgeschlossen werden, daß es in den Entwicklungslän- 
dern auch Schichten gibt, die es verstehen, sich mit Mitteln des politischen oder militäri- 
schen Zwanges oder der Korruption ein hohes Einkommen zu sichern. Aber der für die 
Auseinandersetzung der Einkommensstruktur entscheidende Punkt ist zweifellos die Kon- 
kurrenz auf den internationalen Märkten für Kapital, Waren und qualifizierte Arbeitskräf- 
te. Vermittelt können an dem Zug zur Einkommenssteigerung auch Berufsgruppen teilneh- 
men, deren Qualifikation zwar für gewöhnlich nicht international nachgefragt wird (wie 
z.B. Anwälte, Diplomaten und Verwaltungsbeamte sowie Offiziere von Armee und Poli- 
zei), deren Dienstleistungen aber für die übrigen Schichten hoher Einkommen von großer 
Bedeutung sind. 

Wenden wir uns nun dem unteren Teil der Welteinkommenspyramide zu, den Schichten 
bis zu 200 oder auch 500 US-$ Jahreseinkommen, auf den Karten am hellsten gekenn- 
zeichnet. Obwohl ihr relativer Anteil an der Bevölkerung des kapitalistischen Teils der 
Welt zwischen 1970 und 1976 geringfügig abgenommen hat (bis 500 $: von 59,9 auf 
55,1%, bis 200 $: von 43,6 auf 40,4%), ist die absolute Zahl der Menschen mit so niedri- 
gem Einkommen noch immer angestiegen (vetgleiche die Zwischensumme A+B in der 
Tabelle), wobei eine Konzentration auf Südasien, Afrika und Südostasien zu beobachten 
ist. 

Selbst wenn man annimmt, daß wegen der Überbewertung monetäter Einkommen in der 
Einkommensstatistik ein Teil dieser ärmsten Schichten der Weltbevölkerung seine Grund- 
bedürfnisse anders als über den kapitalistischen Warenmarkt noch befriedigen kann, steht 
doch andererseits fest, daß die meisten dieser Menschen bereits von den Produktionsmit- 
teln getrennt sind und ihre Arbeitskraft billigst anbieten müssen oder so wenig produktiv 
arbeiten müssen, daß es für eine Befriedigung ihter Grundbedürfnisse über den Markt 
nicht ausreicht. 

Die These, die nun hier vertreten werden soll, ist folgende: Die Schwierigkeiten bei jedem 
Versuch, die Einkommensstruktur in den Entwicklungsländetn zugunsten der einkom- 
mensschwächsten Schichten zu verändern, beruhen im wesentlichen darauf, daß det inter- 
nationale Markt für Arbeitskräfte mit geringer, obsoleter oder gar keiner Qualifikation im 
Gegensatz zu den Märkten für Kapital, Waren, Dienstleistungen und hochqualifizierte 
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Arbeitskräfte extremen Beschränkungen unterliegt, sodaß die einkommensschwächsten 
Schichten dieser Länder dem über die internationale Konkurrenz vermittelten Druck der 
Schichten mit hohen Einkommen nichts Vergleichbares entgegenzusetzen haben. Mit den 
Begriffen von Marx könnte man diese These auch anders ausdrücken: Die Reglementie- 
rung des internationalen Arbeitsmarkts hat dafür gesorgt, daß in der Zeit seit dem Ersten 
Weltkrieg die der kapitalistischen Produktionsweise eigentümliche ständige Produktion 
und Reproduktion einer relativen Übervölkerung - Marx nennt sie »das allgemeine Gesetz 
der kapitalistischen Akkumulation«® - auf den Teil der Welt konzentriert wurde, in dem 
die kapitalistische Produktionsweise noch nicht so weit vorgedrungen war. 

Diese These hat auf den ersten Blick viel Ähnlichkeit mit der These Jos Nuns, wonach der 
Kapitalismus in den unterentwickelten Ländern Lateinamerikas in Form der marginalen 
Masse eine relative Übervölkerung hervorgebracht habe, die - im Unterschied zur indu- 
striellen Reservearmee, wie sie zeitweilig in den Industrieländern auftritt - für die weitere 
kapitalistische Entwicklung nicht mehr »funktionak sei.? Die Frage nach der Funktionalität 
oder Nichtfunktionalität der relativen Übervölkerung für den Akkumulationsprozeß hat 
aber, wie Nun sie gestellt hat, nur Sinn, wenn man sowohl den Akkumulationsprozeß als 
auch die Produktion der relativen Übervölkerung als Prozesse auffaßt, die im wesentlichen 
im Rahmen des Nationalstaats ablaufen. 

Marx selbst war zweifellos der Meinung, daß der kapitalistische Akkumulationsprozeß in 
jedem einzelnen Land eine relative Übervölkerung hervorbringen müsse, und zwar nicht 
trotz, sondern gerade wegen der enormen Bevölkerungsbewegungen, die er zwischen Ir- 
land, England, den Vereinigten Staaten, Australien und anderen Ländern beobachten 
konnte. Die relative Problemlosigkeit, mit der etwa 20 Millionen Engländer und insgesamt 
etwa 40 Millionen Europäer - allesamt durch die kapitalistische Entwicklung »freigesetzte« 
Arbeitskräfte oder, wie man sie heute diffamierend nennen würde: »Wirtschaftsflüchtlin- 
ge«- nach Übersee auswandern konnten, war für Marx eine solche Selbstverständlichkeit, 
daß er annehmen konnte, daß sich durch die ausgleichende Wirkung des internationalen 
Arbeitsmarktes mit zunehmender kapitalistischer Entwicklung in allen einzelnen Ländern 
das Problem der latenten relativen Übervölkerung und des Pauperismus als eben »allge- 
meines Gesetz der kapitalistischen Akkumulation« in gleicher Weise ergeben würde. Seine 
Bemerkungen zum Thema des internationalen Arbeitsmarktes galten denn auch weniger 
der Frage, ob die Auswanderung oder Einwanderung diese oder jene Auswirkung auf die 
Entwicklung des jeweiligen nationalen Kapitalismus habe, als vielmehr dem Zynismus, mit 
dem die Kapitalisten je nach Konjunktur über die mangelnde Zufuhr der »Ware« Arbeits- 
kraft klagten. 

Ganz in diesem Sinne konnte noch 1915 Nikolai Bucharin in seinem Buch über »Imperia- 
lismus und Weltwirtschaft« den internationalen Arbeitsmarkt mit folgenden wenigen Sät- 
zen abhandeln, die uns heute geradezu als absurd erscheinen: »Wenn der internationale 
Warenverkehr den ‘Stoffwechsel’ des sozialökonomischen Organismus der Welt ausdrückt, 
so drückt die internationale Bevölkerungsbewegung vor allem die Verschiebung des 
Hauptfaktors des Wirtschaftslebens, der Arbeitskraft, aus. Ähnlich wie im Rahmen der na- 
tionalen Wirtschaft die Verteilung der Arbeitskräfte unter die verschiedenen Produktions- 
zweige durch die Höhe des Arbeitslohns, der ein gleiches Niveau anstrebt, geregelt wird, 
ebenso verfolgt auch im Rahmen der Weltwirtschaft der Prozeß der Ausgleichung der ver- 
schiedenen Normen des Arbeitslohns auf dem Wege der Auswanderung. Das ungeheure 
Reservoir des kapitalistischen Amerikas saugt die überschüssige Bevölkerung Europas und 
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Asiens auf, angefangen mit den aus der Landwirtschaft ausgestoßenen pauperisierten Bau- - 
ern bis zur städtischen 'Reservearmee’ der Arbeitslosen. So entsteht ein Gleichgewicht zwi- 
schen Nachfrage und Angebot der Arbeitskräfte im Weltausmaß und zwar in dem für das 
Kapital nötigen Verhältnis.« Soweit Bucharin.° Es lohnt hier, einmal darüber nachzuden- 
ken, ob Marxens Prognose einer kapitalistischen Entwicklung Indiens nach dem Muster 
Englands unter der zu seiner Zeit geltenden Prämisse eines freien internationalen Arbeits- 
marktes so untealistisch war, wie sie uns heute erscheint. Wenn das »ungeheure Reservoir 
des kapitalistischen Amerika« die pauperisierten Bauern und die städtische Resetvearmee 
"Indiens ebenso aufgesaugt hätte wie die entsprechenden Gruppen Englands, hätte Marx 
mit seiner Prognose wahrscheinlich nicht unrecht behalten müssen. 

Als aber die kapitalistische Produktionsweise sich in der Welt so ausgedehnt hatte, daß sie 
auch in Indien (und China und Lateinamerika und Afrika etc.) mehr Arbeitskräfte »freiset- 
zen« als für ihre Beschäftigung sorgen konnte, da war die Welt bereits mit Brettern zugena- 
gelt. An sehr starken Auswanderungsströmen aus Indien, etwa nach Südostasien, Ostafrika 
und Guayana, hat es nicht gefehlt. Aber ın der Zeit zwischen dem Ersten und Zweiten 
Weltkrieg wurden die Grenzen von immer mehr Ländern für indische Auswanderer ge- 
schlossen.’ 

Das, was Dieter Senghaas als Voraussetzung einer nachholenden Entwicklung für die Ent- 
wicklungsländer propagiert, nämlich eine »selektive Dissoziation vom Weltmarkt«®, ist von 
den kapitalistischen Industrieländern zur Verteidigung ihres Vorsprungs seit dem Ersten 
Weltkrieg in der Form einer systematischen Abschottung gegen das schier unbegrenzte 
Angebot auf dem Weltarbeitsmarkt längst vorpraktiziert worden. Heute ist es so selbstver- 
ständlich geworden, daß man für die Wanderung von einem in ein anderes Land einen 
Paß, eine Arbeitserlaubnis und eine Aufenthaltserlaubnis braucht (und der Abbau dieser 
Erfordernisse innerhalb der Europäischen Gemeinschaft gilt als eine solche Ausnahme), 
daß man sich die Verhältnisse auf einem fast ungeregelten Weltarbeitsmarkt, wie er in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts existierte, kaum noch vorstellen kann. Entsprechend 
ist denn auch in den meisten Untersuchungen über den kapitalistischen Weltmarkt der 
Weltarbeitsmarkt gar nicht mehr als Teil des Weltmarkts begriffen, obwohl das für Marx 
noch selbstverständlich war, weil ja für das Kapital auch die Arbeitskraft eine Ware ist. 
Die selektive Dissoziation vom Weltarbeitsmarkt und damit vom Weltmarkt überhaupt 
läßt sich am deutlichsten an der Geschichte der Einwanderungsbedingungen des klassi- 
schen Einwanderungslandes USA verfolgen. 1921 und 1924 wurden Gesetze beschlossen, 
die für die Herkunftsländer der Einwanderer Quoten festsetzten, wobei die Länder des so- 
genannten Asien-Pazifik-Dreiecks fast völlig ausgeschlossen wurden. In den dreißiger Jah- 
ren der Weltwirtschaftskrise wurden diese Quoten noch beträchtlich verringert. 

Erst in den sechziger Jahren wurde diese Quotenpolitik aufgegeben, und zwar, weil sie ein- 
etseits in einer entkolonialisierten Welt wegen der ihr eigenen offenkundigen nationalen 
und rassischen Diskriminierung nicht mehr zeitgemäß erschien und weil sie zweitens den 
inzwischen gewonnenen Erkenntnissen der bildungsökonomischen Theorie über das »hu- 
man capital« nicht genügend Rechnung trug. Die Quotenpolitik wurde also 1965 durch ei- 
ne Gesetzgebung ersetzt, wonach - ungeachtet ihrer Nationalität - nur bestimmte Katego- 
tien von Menschen zur Einwanderung zugelassen werden: Verwandte von Staatsbürgern 
oder bereits Ansässigen, Wissenschaftler, Künstler und Freiberufliche von hervorragender 
Qualifikation bei nachgewiesenem Arbeitsplatzangebot, Arbeitsuchende für bestimmte 
Teilarbeitsmärkte, auf denen nachgewiesenermaßen Arbeitskräftemangel herrscht, und 
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politische Flüchtlinge. Ähnliche, nicht mehr nach nationaler Herkunft, sondern nach 
Qualifikation diskriminierende Bestimmungen finden sich heute in den die Einwanderung 
tegelnden Gesetzen und Verträgen fast aller Nationen sowie in den Richtlinien ihrer Aus- 
länderbehörden.? 

Die der kapitalistischen Produktionsweise eigentümliche ständige Produktion einer relati- 
ven Übervölkerung konnte auf diese Weise aus den Ländern, die Vorreiter der kapitalisti- 
schen Industrialisierung waren, in den Rest der kapitalistischen Welt exportiert werden. 
Die in Perioden der Hochkonjunktur zeitweilig notwendige schnelle Zufuhr unqualifizier- 
ter Arbeitskräfte ist dabei - im Unterschied zum 19. Jahrhundert - jederzeit gesichert. Ein 
Anruf genügt, und morgen schon können Tausende von Mexikanern, Kolumbianern, Hai- 
tianern, Marokkanern, Türken, Ägyptern oder Pakistanis vor den Werkstoren in Detroit 
oder Hannover stehen. : 
Die durch Auswanderung einerseits, selektive Einwanderungspolitik andererseits erreichte 
relative Verknappung der Arbeitskräfte auf dem Binnenarbeitsmarkt der Industrieländer 
hat zwar das periodische Auftreten einer industriellen Reservearmee von Arbeitslosen nicht 
verhindern können, diese hat aber nie dauerhaft das Ausmaß erreicht, das Arbeitslosigkeit 
und Unterbeschäftigung heute in den meisten Entwicklungsländern haben. 

Bis hierher habe ich klarzumachen versucht, wie unterschiedliche Regelungen und Be- 
schränkungen der internationalen Teilarbeitsmärkte unterschiedlicher Qualifikation zur 
Auseinanderzerrung der Einkommenstruktur in den Entwicklungsländern direkt beitragen 
bzw. den Strategien einer Einkommensumverteilung entgegenwirken. Darüberhinaus er- 
geben sich aber aus der von der Wachstumsdynamik in den Industrieländern geprägten 
technischen Struktur der kapitalistischen Produktion weitere Zwangsläufigkeiten, die mit- 
telbar ebenfalls zur Auseinandersetzung der Einkommensstruktur beitragen und die Hoff- 
nung irreal erscheinen lassen, daß Einkommensumverteilung durch beschleunigtes kapita- 
listisches Wachstum gefördert werden könne. 

Gemeint ist folgendes: Bei steigender Produktivität und relativ langsamem Wachstum der 
nachfragefähigen Bevölkerung ist die ständige Aufnahme der Produktion neuer Produkte 
und ihre allmähliche Integration in den gesellschaftlichen Konsum eine unbedingte Vor- 
aussetzung fortschreitenden Wachstums, wie unter anderen Paulo Singer gezeigt hat.!° Mit 
Klaus Traube kann man von einer systematischen »Industrialisierung der Bedürfnisse« als 
einem charakteristischen und notwendigen Merkmal des Wachstums in den kapitalisti- 
schen Industrieländern reden. Ab einem bestimmten Einkommen wird der Verbrauch be- 
stimmter Konsumgüter geradezu zur gesellschaftlichen und moralischen Pflicht, bis 
schließlich die gesellschaftliche Infrastruktur so geändert worden ist, daß der Verbrauch 
dieser Konsumgüter zum ökonomischen Zwang wird.!! Das einzelne Konsumgut, an des- 
sen Verbreitung dieser Wirkungszusammenhang am deutlichsten nachvollzogen werden 
kann, ist das Automobil, genauer: der im allgemeinen privat betriebene Personenkraftwa- 
gen. Auf der untersten beiliegenden Weltkarte und in der Grafik im Anhang habe ich ver- 
sucht, zu zeigen, wie eng weltweit der Bestand an Personenkraftwagen mit der Breite der 
einkommensstarken Schichten korreliert. Aus dem hier Gesagten ergibt sich für die kapita- 
listischen Industriegesellschaften eine ständige Steigerung der objektiv erforderten gesell- 
schaftlichen Reproduktionskosten der Arbeitskraft oder, wie Claus Offe richtig gesagt hat, 
»der Zwang, immer neue Kategorien von Gütern und Leistungen in Anspruch zu nehmen, 
um auf dem Arbeitsmarkt ‘'verwertbar’ zu bleiben«.'? 

Die Übernahme dieses Wachstumsmodells in den Entwicklungsländern trägt nun in zwei- 


Einkommen und Arbeitsmarkt international 151 


erlei Weise zur weiteren Auseinanderzerrung der Einkommensstruktur bei. Erstens hat die 
Übernahme der Produktions- und Konsummuster nur dann eine wachstumsfördernde 
Wirkung, wenn vor allem die relativ höheren Einkommen gestärkt werden. Wird zum Bei- 
spiel die Zahl der Automobile pro 1000 Einwohner, wie das häufig geschicht, als Indikator 
für Entwicklung und Wachstum benutzt, so ist die Konzentration auf die Befriedigung der 
Grundbedürfnisse der großen Massen der armen Bevölkerung nur als wachstums- und ent- 
wicklungshemmend zu begreifen. 

Zweitens führt die Übernahme der Produktionstechniken aus den Industrieländern zu ei- 
ner Steigerung der Reproduktionskosten der Arbeitskraft der im modernen Sektor Beschäf- 
tigten. Die direkten und indirekten, physischen und psychischen Belastungen der indu- 
striellen Produktion lassen Erfordernisse auf dem Gebiet der Ernährung, Kleidung, Woh: 
nung, des Transports, der Gesundheit und Erholung entstehen, die denen in den Indu- 
strieländern kaum nachstehen und ohne deren Erfüllung die Arbeitskraft nicht in der be- 
nötigten Qualität, Belastbarkeit und Kontinuität erhalten werden kann. Wenn Werner 
Würtele in seiner kürzlich fertiggestellten Dissertation festgestellt hat, daß die Automobil- 
arbeiter von Sao Paulo zwar einerseits wesentlich mehr verdienen als die meisten übrigen 
Arbeiter, andererseits aber noch weit von dem für sie notwendigen Existenzminimum ent- 
fernt sind, so liegt darin kein Widerspruch. Beide Tatsachen sind vielmehr zusammenge- 
nommen ein Ausdruck für das bestehende Spannungsverhältnis zwischen objektiven Erfor- 
dernissen der Reproduktion einerseits und der lohndrückenden scharfen Konkurrenz auf 
dem Arbeitsmarkt andererseits. Ein Automobil-Facharbeiter, der sich auf die Befriedigung 
der wie auch immer definierten Grundbedürfnisse beschränken würde, wäre schon sehr 
bald den Belastungen seines Arbeitstages nicht mehr gewachsen und würde sich dann in 
der industriellen Reservearmee wiederfinden, in der nicht einmal die Beftiedigung der 
Grundbedürfnisse garantiert wird. Die These, daß die höher entlohnten Schichten der Ar- 
beiterklasse eine vom Kapital bestochene, ptivilegierte Arbeiteraristokratie bildeten, ist da- 
her bestenfalls geeignet, zwischen zwei Gruppen, die unter ähnlich erschwerten Bedingun- 
gen um die Reproduktion kämpfen, einen politischen Keil zu treiben. 

Es stellt sich nun die Frage, welche Wege eingeschlagen werden können, um die nationale 
Arbeitsmarktsituation in den Ländern der sogenannten Dritten Welt so zu verändern, daß 
eine Verbesserung der Einkommensstruktur auf Dauer denkbar wird. 

Der erste und von den Entwicklungspolitikern der westlichen Welt als einziger ins Auge 
gefaßte Weg ist der eines beschleunigten kapitalistischen Wachstums. Eine Produktions- 
steigerung, die in der Lage wäre, die nationale relative Übervölkerung aufzusaugen und 
die Löhne der niedrigsten Einkommensschichten an den nationalen Durchschnitt anzunä- 
hern, verlangt aber einen Kapitalaufwand, wie er nur unter besonders günstigen Umstän- 
den (wie etwa in Singapur) oder in einigen ölexportierenden Ländern (Kuwait, Saudi-Ara- 
bien, Venezuela?) gesichert werden kann. In großen Schwellenländern vom Schlage Btasi- 
liens können zwar die Einkommen insgesamt gesteigert werden, ohne daß jedoch dadurch 
die Einkommensstruktur zugunsten der Ärmsten verbessert wird. Hier stellt sich sogar die 
Frage, ob die Reproduktionskosten des bloßen Überlebens durch die Urbanisierungspro- 
bleme nicht schneller gesteigert werden als die Realeinkommen. 

Ein zweiter, dorniger Weg, wie ihn etwa Cuba gegangen ist, führt über die Abkoppelung 
vom Weltmarkt überhaupt und vom Weltarbeitsmarkt im besonderen. Dieser Weg bedeu- 
tet in der Regel den Verlust vieler hochqualifizierter Fachleute. Sie können argumentieren, 
daß ihnen die Freiheit genommen wurde, den international üblichen Preis für den Verkauf 
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ihrer Arbeitskraft zu verlangen. In einer Welt, in der die wirtschaftliche Freiheit als Grund- 
lage der politischen Freiheit gilt, haben sie damit schon von vornherein die Anerkennung 
als politische Flüchtlinge sicher. 

Ein dritter Weg zum Abbau der relativen Übervölkerung, die legale Arbeitsemigration, 
konnte bis zum Beginn der siebziger Jahre von den südeuropäischen und einigen nordafri- 
kanischen Ländern gegangen werden. Seit aber nach 1973 eine stärkere Arbeitslosigkeit 
auch die Industrieländer Mittel- und Nordeuropas und Nordamerikas erfaßt hat, ist eine 
fast totale Blockierung der legalen Arbeitsemigration eingetreten. Stattdessen ist die illega- 
le Wanderung zum weltweiten Thema geworden. Renate Rott hat in ihrer Arbeit über In- 
dustrialisierungsprozeß und Arbeitsmarkt in Kolumbien und Mexiko gezeigt, daß die ille- 
gale Wanderung von Mexikanern in die USA eine lange Geschichte hat.'* Noch nie aber 
sind die »illegalen Fremden«, die sindocumentadoss, die »clandestins«, die »sunpolitischen 
Asylbewerber«, die »Wirtschaftsflüchtlinge« und wie immer sie genannt werden mögen, zu 
einem so massiven weltweiten Problem geworden. Wo immer die Grenzen zwischen Län- 
dern mit starker relativer Übervölkerung und Ländern mit einem vergleichsweise hohen 
Mindesteinkommen nur schwer zu kontrollieren sind (also etwa zwischen Mexiko oder Hai- 
ti und den USA, zwischen Kolumbien, Ecuador und Venezuela, zwischen Algerien und 
Frankreich, aber auch zwischen Pakistan oder der Türkei und Westberlin), finden die ille- 
galen Einwanderer jeden Spalt. Sie lassen sich von Schiebern und Schleppern ausbeuten, 
von Unternehmern mit Hungerlöhnen bezahlen und als Lohndrücker und Streikbrecher 
gegen die Gewerkschaften einsetzen. Sie kennen das Risiko und wissen, was sie erwartet: 
Rechtlosigkeit, Zurücksetzung, Diskriminierung, Prügel, Verfolgung, Ausweisung, Ab- 
transport. Aber sie kommen immer wieder, weil sie wissen, was sie hinter sich lassen. Sie 
fragen so wenig, ob sie willkommen sind, wie Pizarto oder Cecil Rhodes einst gefragt ha- 
ben, ob sie in Amerika oder Afrika willkommen waren. 

Angesichts der immer kürzer werdenden Entfernungen auf dieser Welt ist zu bezweifeln, 
daß sich dieser Strom noch einmal wirksam und dauerhaft eindämmen läßt. Wahrschein- 
lich werden wir uns eher durch die leibhaftige Präsenz von Ali aus Pakistan und Jos aus 
Kolumbien hier vor die Frage gestellt schen, warum wir eigentlich immer wieder neue Be- 
dürfnisse erfinden müssen, die wir dann auch zu befriedigen haben, wo doch noch so viele 
Leute hungern. 
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Weltbevölkerung nach Einkommensgruppen und Regionen 1976 (in Klammern 1970) 


Einkommen pro Kopf in US-$ von 1976 


über 20000 5000-20000 2000-5000 500-2000 200-500 unter 200 insgesamt 
USA und 
Kanada 135000) 1540 (132,5) 58,0 (66,0) 19,5 (19,5) — (2.0) — .(-) 244,5 (229,0) 
Westeuropa 11,0 (3,5) 130,0 (67,5) 128,0 (142,0) 105,5 (120,0) 17,5 (27,5) 2,0 (12,5) 394,0 (373,0) 
Japan 20 (10) 370 (13,0) 56,0 (52,0) 180 (33,5) 15 (4,0) — (6) 1145 (103,5) 
Australien 
u.Ozenen 97 75 AN) 6505) 25 (40) — (0,5) =, ee 1 AU 
Zwischen- 
summeAä 270 (13,5) 328,5 (217,0) 248,5 (267,5) 145,5 (177,0) 19,0 (34,0) 2,0 (12,5) 770,5 (721,5) 
Lat. Amerik: 
Te » (—) 9,0 (5,0) 32,0 (18,0) 171,5 (107,5) 97,0 (116,0) 23,5 (39,5) 333,5 (286,0) 
Afrika 0.0) 25 (20) 100 (45) 665 (44,5) 117,0 (79,5) 230,0 (224,5) 426,0 (355,0) 
Westasien 1,0 (—) 6,0 (0,5) 14,5 (6,5) 43,0 (15,0) 12,5 (28,0) 8,5 (16,5) 85,5 (66,5) 
Südasien (—) (—) 4,5 (3,5) 56,5 (51,5) 60,0 (60,0) 687,5 (588,0) 808,5 (703,0) 
Südostasien —  () 0,5 (—) 65 (4,0) 365 (29,0) 81,0 (56,5) 157,5 (166,5) 282,0 (256,0) 
Ostasien — (—) 1,0 (—) 5,5 (2,0) 23,5 (8,0) 21,5 (23,0) 6,5 (16,0) 58,0 (49,0) 
Zwischen- 
nme 10 ) 190 (75) 73,0 (38,5) 397,5 (255,5) 389,0 (363,0) 1113,5 (1051,0) 1993,5 (1715,5) 
Eee 
Zwischen 38,5 (13,5) 347,5 (224,5) 321,5 (306,0) 543,0 (432,5) 408,0 (397,0) 115,5 (1063,5) 2764,0 (2437.0) 


summe A+B 


Osteuropa =.) .125 065 0585 (405) 57,5 (72,5) 25 (75) — (0,5) 132,0 (126,5) 
Sowjeunion —  (-) 13,0 (0,5) 150,5 (132,5) 95,5 (108,5) ) (—) 259,5 (241,5) 
Soz. Länder 
Asien a) (—) 0,5 (0,5) 295,0 (77,0) 479,5 (450,0) 169,0 (277,5) 944,0 (805,0) 
Zwischen- 
ee =. 2365 (6,0) 209,5 (173,5) 448,0 (258,0) 482,0 (457,5) 169,0 (278,0) 1335,0 (1173,0) 
Welt 

28,5 (13,5) 374,0 (230,5) 531,0 (479,5) 991,0 (690,5) 890,0 (854,5) 1274,5 (1341,5) 4099,0 (3610,0) 


insgesamt 


